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Wilfried Schubarth und Birgitta Zylla 

Einführung in den Band

Prävention ist „in“. Der Präventionsboom ist nach wie vor unge-
brochen und weitet sich aus. Prävention „ab Nabelschnur“ oder gar 
„pränatale Prävention“ zeigen den Trend. Prävention – lateinisch 
praeventio – bedeutet etymologisch laut Duden „Zuvorkommen“, 
d. h. es geht um Vorbeugung, Verhütung, z. B. in Bezug auf eine 
Krankheit oder zur Verbrechensbekämpfung. Angesichts der zu-
nehmend „entgrenzten Präventionsdebatte“ und der unüberschau-
baren Vielzahl von Präventionsmaßnahmen stellt sich mit Recht die 
Frage nach den längerfristigen, wahrnehmbaren Wirkungen solcher 
Maßnahmen, d. h. nach der Nachhaltigkeit von Prävention. Doch 
was meint eigentlich „Nachhaltigkeit“ in der Prävention genau? In 
der Fachdebatte wird der Nachhaltigkeitsbegriff zwar oft verwen-
det, meist jedoch ohne zu klären, was damit genau gemeint ist.

Der lauter werdende Ruf nach nachhaltiger, wirkungsorientier-
ter Prävention einerseits und die mangelnde Konkretisierung des Be-
griffs andererseits sind Grund genug, das Thema „nachhaltige Präven-
tion“ näher zu beleuchten und dabei solche Fragen zu beantworten 
wie: Wie wird „nachhaltige Prävention“ in der Wissenschaft thema-
tisiert? Welche guten Beispiele für nachhaltige Prävention gibt es in 
der Praxis? Und wie lässt sich Prävention in den verschiedenen Be-
reichen wie Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus nachhaltig 
gestalten?1 Diesen Fragen will der vorliegende Sammelband nachge-
hen und damit der Präventionsdebatte neue Impulse verleihen. Das 
Besondere des Bandes ist, dass er:

1	 Vgl. Fachtag „Nachhaltige Prävention“ des Landespräventionsrates Branden-
burg am 29.11.2014. Weitere Informationen sind unter: http://www.sicher-
heitsoffensive.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.354669.de zu finden 
[Letzter Zugriff: 22.06.2014 ].
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1.	 Beiträge aus Wissenschaft und Praxis zum Thema versammelt,
2.	 Nachhaltigkeit auf Kriminalität, Gewalt und Rechtextre-

mismus bezieht und
3.	 Analysen mit Empfehlungen für Praxis und Politik 

verbindet.

Eine weitere Besonderheit des Bandes ist die Verknüpfung von nationa-
ler bzw. internationaler Fachdebatte mit Entwicklungen und Beispielen 
aus dem Land Brandenburg, wodurch das Thema aus verschiedenen 
Perspektiven und auf unterschiedlichen Ebenen beleuchtet wird.

Der Band ist in drei Teile gegliedert. Der erste Teil umfasst 
zehn Beiträge zur Präventionsforschung.

Saskia Niproschke und Wilfried Schubarth eröffnen den 
Band mit einer Einführung in die Thematik um eine nachhalti-
ge Prävention von Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus. 
Der Beitrag greift die Debatte um eine nachhaltige und langfristi-
ge Wirkung von Präventionsmaßnahmen auf, indem zunächst der 
Begriff der Nachhaltigkeit konkretisiert und differenziert wird. 
Daran anknüpfend werden anhand von beispielhaften Präventi-
onskonzepten im Land Brandenburg bisherige Präventionsbemü-
hungen dokumentiert sowie Folgerungen und Empfehlungen für 
eine nachhaltige Präventionsarbeit abgeleitet.

Petra Guder und Bernd-Rüdeger Sonnen nehmen in ihrem 
Beitrag Bezug auf nationale und internationale Entwicklungen ei-
ner nachhaltigen Kriminalprävention. Ausgehend vom deutschen  
Jugendstrafrecht werden nationale Präventionsentwicklungen 
aufgegriffen und in den europäischen Vergleich gestellt. Anschlie-
ßend thematisiert der Beitrag im speziellen internationale Ent-
wicklungen der Jugendkriminalprävention in den USA.

Wolfgang Kahl erläutert in seinem Beitrag die Perspektiven ei-
ner nachhaltigen Strategie der systematischen Weiterentwicklung so-
wie Verbreitung wirksamer und praxistauglicher Präventionsansätze 



11Einführung in den Band

auf Bundes- und Landesebene. In einem ersten Schritt bezieht er Im-
pulse zur Weiterentwicklung der Gewaltprävention seitens des DFK 
seit dem Jahr 2001 ein und leitet anschließend Gelingensbedingungen 
der Gewaltprävention ab. In einem zweiten Schritt werden aktuelle 
Bemühungen des DFK zur Entwicklungsförderung und Gewaltprä-
vention thematisiert und bestehende Herausforderungen akzentuiert.

Auf Basis der zunehmenden Forderung nach einer Über-
schaubarkeit wirksamer Programme und Maßnahmen im Bereich 
der Kriminalprävention, stellt Frederick Groeger-Roth Niedersach-
sens „Grüne Liste Prävention“ vor. Diese Online-Datenbank be-
inhaltet erfolgversprechende Präventionsprogramme, die auf-
grund positiver Evaluationsergebnisse empfohlen und als Beispiel 
nachhaltiger Prävention angesehen werden können. Der Beitrag 
zeigt auf, wie wirksame Präventionsansätze identifiziert und in die 
Praxis integriert werden können.

Peer Kaeding und Christian Böhm beschäftigen sich mit As-
pekten der Prävention von Gewalt und Rechtsextremismus bei 
Jugendlichen. Ausgehend von den Entwicklungsherausforderun-
gen von Jugendlichen richtet der Beitrag seinen Fokus auf die Prä-
vention als Stärkung und Schutz für potentielle Opfer. Ziel ist 
es, Einrichtungen bei der Etablierung von demokratischen und 
gewaltpräventiven Strukturen zu unterstützen. Dabei wird auch 
eine Schrittfolge für die Einführung eines integrativen Gewalt-
konzepts vorgestellt.

Die „Entwicklung von Gewalt und Rechtsextremismus bei 
brandenburgischen Jugendlichen und Folgerungen für eine nach-
haltige Kriminalprävention“ arbeiten Jana Voigt und Dietmar 
Sturzbecher heraus. Ziel des Beitrages ist es, Ursachen und Fak-
toren für die Entwicklung von Gewaltbereitschaft und Rechtsext-
remismus anhand empirischer Befunde der landesrepräsentativen 
Zeitreihenstudie „Jugend in Brandenburg“ zu belegen und An-
satzpunkte für die Kriminalprävention aufzuzeigen.
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Daran anknüpfend geht Michael Kohlstruck der Frage nach 
einem angemessenen Umgang mit Rechtsextremismus bei Ju-
gendlichen in Schule und Jugendhilfe nach. Zunächst wird die 
Beziehung von Prävention und Präventionismus erläutert. An-
schließend beschäftigt sich der Beitrag mit den Erfahrungsmög-
lichkeiten für eine nachhaltige Prävention von Rechtsextremis-
mus bei Jugendlichen in Schule und Jugendhilfe.

Sowohl die Bundes- als auch die Landesebene initiiert ste-
tig Programme gegen Rechtsextremismus. Dabei stellt sich häufig 
die Frage, inwieweit diese Programme problemangemessen kon-
zipiert sind oder lediglich einen „Tropfen auf den heißen Stein“ 
darstellen. Kurt Möller diskutiert diese Programme gegen Rechts-
extremismus und betrachtet dabei insbesondere deren mittel- 
bzw. langfristigen Effekte und Nachhaltigkeit.

Das landesweite Handlungskonzept „Tolerantes Branden-
burg“ wird von Michael Kohlstruck, Manfred Rolfes und Wilfried 
Schubarth unter zwei Perspektiven ausführlicher dargestellt: Zum 
einen aus der Perspektive des Verhältnisses von Kriminal- und 
Rechtsextremismusprävention und zum anderen aus der Pers-
pektive möglicher Spannungsfelder einer institutionellen Rechts- 
extremismusprävention auf Landesebene. Der Beitrag bezieht sich 
dabei auf die Ergebnisse einer aktuellen Expertise.

Abschließend führt Frank Winter in den relativ jungen Wis-
senschaftszweig der Resilienz ein. Ausgehend von zentralen Ergeb-
nissen der Resilienzforschung werden in einem ersten Schritt be-
deutsame Merkmale resilienter Kinder sowie die Familie als sozia-
len Ort möglicher Resilienzförderung aufgezeigt. In einem zweiten 
Schritt werden Programme zur Resilienzförderung vorgestellt und 
die Möglichkeiten von Schule und Jugendhilfe geschildert.

Im Fokus des zweiten Teils stehen Erfahrungen und Konzepte 
aus der Präventionspraxis aus Perspektive der Kindertagesstätte,  
Jugendhilfe und Schule.
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Einführend erläutert Michael Breitschwerdt die Thematik 
um eine nachhaltige Gewaltprävention und Entwicklungsförde-
rung in Netzwerken aus Kita und Schule. Dabei werden insbe-
sondere Aspekte und Erfahrungen zum Konzept Mit-Ein-Ander 
in Kita und Schule aufgeführt. Der Beitrag verdeutlicht, wie in 
einem Landkreis im Land Brandenburg an einem Verständnis zur 
Gewaltprävention gearbeitet wird und wie aus diesem Verständnis 
heraus die Auseinandersetzung mit dem Thema Gewalt erfolgt.

Andrea Kopp und Klaus Hinze greifen anschließend die The-
matik einer nachhaltigen Prävention durch Wirksamkeitsüberprü-
fungen auf und beschäftigen sich insbesondere mit der Frage, wie 
die Präventionsarbeit angemessen auf ihre Wirkung hin überprüft 
werden kann. In einem ersten Schritt werden Qualitätskriterien für 
die Beschaffenheit von Präventionsarbeit als Voraussetzung für eine 
Wirkungsüberprüfung aufgeführt. Ausgehend von Ergebnissen der 
Selbstevaluation des Projekts „Eltern-Medien-Beratung“ der Aktion 
Kinder- und Jugendschutz Brandenburg e. V. wird in einem zweiten 
Schritt beispielhaft die Wirkungsüberprüfung von Praxisprojekten 
thematisiert und Anforderungen an die Evaluation von Präventions-
projekten und deren Realisierung im Praxisalltag diskutiert.

Daran anknüpfend stellen Friedrich Lösel, Antje Klindworth- 
Mohr und Martina Madl das Effekt®-Programm (Entwicklungs-
förderung in Familien: Eltern- und Kindertraining) vor und be-
richten von ausgewählten Evaluationsergebnissen. Anhand dessen 
werden Folgerungen für eine nachhaltige Prävention gezogen.

Annelie Dunand betrachtet in ihrem Beitrag den präventi-
ven Kinderschutz ausführlicher. Es werden Möglichkeiten eines 
frühen Zugangs zum Hilfeangebot für bedrohte und betroffene 
Kinder anhand eines präventiven Mehr-Ebenen-Modells aufge-
zeigt. Vor dem Hintergrund des sexuellen Missbrauchs an Kin-
dern wird ein Präventionsprogramm gegen sexuelle Gewalt nicht 
nur für Kinder, sondern v. a. auch für Erwachsene erläutert und 
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abschließend Perspektiven einer nachhaltigen Gewaltprävention 
im Bereich der Kinderschutzpraxis dargestellt.

Nachhaltige Prävention an Schulen durch die Verknüpfung 
von Peer Learning und konfrontativem Konfliktmanagement 
(Kkm) in Verbindung mit einem Partizipations- und Schulent-
wicklungsprozess ist Thema in dem Beitrag von Stefan Schanzen-
bächer. Dabei bezieht er insbesondere Aspekte, Erfahrungen und 
Evaluationsergebnisse aus dem Projekt „Wir für uns – Eine Schu-
le mit Identität ist eine Schule mit Zukunft“ des Projekts Boxen-
stopp des Caritasverbandes für das Erzbistum Berlin e. V. ein.

Michael Rump-Räuber führt die Möglichkeiten und Grenzen 
schulischer Gewaltprävention auf. Der Beitrag beschäftigt sich u. a. 
mit den Fragen, wann Gewaltprävention in der Schule wirksam ist 
und wie konkrete Projekte eine nachhaltige Entwicklung ermögli-
chen. Ausgehend von einer Definition des Gewaltbegriffs wird der 
Zusammenhang zwischen Schulkultur, Gewaltprävention, Schul-
entwicklung und pädagogischem Handeln der Lehrer thematisiert.

„Das Kreuz mit der Nachhaltigkeit“ ist der Titel des ab-
schließenden Beitrags von Alfred Roos. Ausgehend von einer kri-
tischen Vorbemerkung zum Thema Nachhaltigkeit geht Roos der 
Frage nach, was nun dauerhaft gegen Gewalt, Rechtsextremismus 
und Rassismus an Schulen wirkt. Dabei bezieht er sowohl fördern-
de als auch hemmende Faktoren einer nachhaltigen Präventions-
arbeit ein. Das „Tolerante Brandenburg“ wird als Brandenburger 
Erfolgsprogramm für die Prävention von Rechtsextremismus und 
Rassismus dargestellt und anhand dessen werden Anforderungen 
an ein landesweites Gewaltpräventionsprogramm abgeleitet.

Abschließend wird im dritten Teil des Bandes ein Resümee 
gezogen und Perspektiven für eine nachhaltige Prävention von 
Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus aufgezeigt.

Zunächst beschreiben Andreas Seidel, Ulli Gröger und Bir-
gitta Zylla die Herausforderungen einer nachhaltigen Prävention. 



15Einführung in den Band

Lässt sich Kriminalität wirksam verhindern? Wie funktioniert 
nachhaltige Prävention – und welche Rolle spielen dabei die 
Kommunen? Diesen Fragen wurde im Rahmen eines, diesem 
Band zugrundeliegenden, Fachtages ein besonderes Augenmerk 
geschenkt. In einem ersten Schritt werden wesentliche Inhalte 
und Diskussionspunkte des Fachtages dargestellt. Daran anknüp-
fend werden in einem zweiten Schritt Folgerungen und Empfeh-
lungen i. S. einer nachhaltigen Kriminalprävention akzentuiert.

Juliane Ulbricht betrachtet in ihrem Beitrag kompetente 
Lehrpersonen als Voraussetzung für eine nachhaltige Gewaltprä-
vention. Es werden nationale und internationale Befunde zum 
Lehrerhandeln bei Gewalt an Schulen erläutert und Folgerungen 
für die Lehrerbildung abgeleitet.

Der abschließende Beitrag von Christian Martin und Daniel 
Behrendt zeigt Perspektiven für eine nachhaltige Kriminalpräven-
tion im Land Brandenburg auf. Darin wird aus Sicht des Landes-
präventionsrates Brandenburg ein Ausblick auf den hohen Stellen- 
wert der Kriminalprävention und die damit einhergehenden, nicht 
zu unterschätzenden Aufgaben gegeben. Zudem werden beste-
hende Probleme und Herausforderung aufgezeigt.

Zum Schluss möchten wir allen Autoren für die gute Zu-
sammenarbeit und zeitnahe Fertigstellung ihrer Beiträge danken. 
Zu danken ist auch dem Landespräventionsrat für die Förderung 
und Unterstützung des Bandes. Abschließend danken wir dem 
Arbeitsbereich für die gute Koordination, Unterstützung und 
Zusammenarbeit.

Potsdam, im Sommer 2014
Wilfried Schubarth und Birgitta Zylla





I. 
Nachhaltige Prävention von Kriminalität, 

Gewalt und Rechtsextremismus:  
Beiträge der Präventionsforschung





Saskia Niproschke und Wilfried Schubarth 

Nachhaltige Prävention von Kriminalität, 
Gewalt und Rechtsextremismus:  
Einführung in die Thematik und  
Beispiele aus Brandenburg

1.	 Einführung

Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus unter Kindern und 
Jugendlichen haben insbesondere seit den 1990er Jahren ein re-
ges Forschungsinteresse pädagogischer, psychologischer und so-
zialisationstheoretischer Disziplinen erfahren. Empirische Unter-
suchungen ermittelten differenzierte Erscheinungsformen, gaben 
Aufschluss zu deren institutioneller Verbreitung und klärten Ursa-
chen antisozialen Verhaltens (vgl. z. B. Schubarth/Stöss 2001; Till-
mann/Holler-Nowitzki/Holtappels u. a. 1999; Forschungsgruppe 
Schulevaluation 1998; Holtappels/Heitmeyer/Melzer u. a. 1997; 
Fuchs/Lamnek/Luedtke 1996). Angeregt durch diese Forschun-
gen entwickelte sich ein vielseitiges Repertoire präventiver Pro-
gramme, mit dem Ziel der Förderung von Handlungsperspekti-
ven für die Präventionspraxis. Mittlerweile existiert innerhalb der 
Präventionslandschaft ein reichhaltiges und kaum überschaubares 
Angebot solcher Maßnahmen. Die Vielfalt der Präventionsansätze 
und v. a. die Unsicherheit über deren Wirkungen haben mit der 
Zeit zu einem wachsenden (fach-)öffentlichen Problembewusst-
sein geführt und Fragen der Nachhaltigkeit ins Zentrum der De-
batte rücken lassen. Der Anspruch, gewalttätiges Verhalten und 
fremdenfeindliche Einstellungen auf lange Sicht zu vermindern 
bzw. diesen vorzubeugen und mit den zahlreichen Maßnahmen 



20 Saskia Niproschke und Wilfried Schubarth 

nachhaltige und langfristige Wirkung zu erzielen, stellt Experten 
und Wissenschaftler1 vor neue Herausforderungen.

Der vorliegende Beitrag greift diese Debatte auf, indem er  
zunächst den Begriff der Nachhaltigkeit konkretisiert, anschließend 
diesen wissenschaftlich differenziert und darauffolgend anhand 
von Beispielen aus dem Land Brandenburg bisherige Präventions-
bemühungen veranschaulicht. Aus den Erkenntnissen werden Fol- 
gerungen und Empfehlungen für eine nachhaltige Präventionsar-
beit abgeleitet. In diesem Sinne versteht sich der Beitrag zugleich 
als eine Antwort auf die Forderung des 19. Deutschen Präven-
tionstages, dass eine gelingende (Kriminal-)Prävention sowohl 
Präventionspraxis, Präventionspolitik als auch Präventionswissen-
schaft braucht (vgl. Steffen 2014).

2.	 Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus: 
Begriffsgenese und Modell „nachhaltiger 
Prävention“

Längst hat der Begriff der „Nachhaltigkeit“ über politische Stra-
tegien hinaus auch den Diskurs der Prävention von Kriminalität, 
Gewalt und Rechtsextremismus erfasst. Im Rahmen (pädagogi-
scher) Präventionsbemühungen existiert bisher keine eindeuti-
ge Begriffsbestimmung, wodurch unklar bleibt, welche Dimen-
sionen er umfasst und welche Herausforderungen sich dadurch 
für Präventionsforschung, -politik und -praxis ergeben. Die Viel-
deutigkeit des Begriffs erfordert deshalb eine inhaltliche Konkre-
tisierung (vgl. z. B. Blinzler 2012). Traditionell fußt der Begriff 
in der Forstwirtschaft und beinhaltet den Anspruch eines res-
sourcenschonenden Umgangs. Die Ausdehnung des Begriffs der 

1	 Aufgrund einer besseren Lesbarkeit wird im Folgenden die männliche 
Anredeform verwendet. Es ist dabei sowohl das weibliche als auch das 
männliche Geschlecht gemeint.
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„Nachhaltigkeit“ auf den wirtschaftlichen Diskurs verantwortet 
die US-amerikanische Studie „Grenzen des Wachstums“ (engl. Ori-
ginaltitel: „The Limits to Growth“) aus den 1970er Jahren (vgl. 
Meadows/Meadows/Randers u. a. 1972). Dabei fokussierten die 
Strategien den weltweiten Gleichgewichtszustand aus dem Zu-
sammenspiel von Ökonomie, Ökologie und Sozialem. Internatio-
nalen Aufschwung erhielt der Begriff der „Nachhaltigkeit“ durch 
den Brundtland-Bericht (1987). Leitbild der Brundtland-Strategie 
war es, die Lebensqualität unserer Gesellschaft fortwährend und 
für nachkommende Generationen zu steigern (vgl. BNE 2014). 
Im Jahr 1992 setzte sich der Begriff der „Nachhaltigkeit“ durch 
die Agenda 21 auch politisch stärker durch. Die Balance von Wirt-
schaft, Sozialem und Umwelt bestimmt bis zuletzt, ähnlich dem 
US-amerikanischen Modell der 1970er Jahre, den Schwerpunkt 
nationaler Nachhaltigkeitsstrategien. Seit den 2000er kennzeich-
nen auf Bundesebene unter dem Titel „Perspektiven für Deutsch-
land – Unsere Strategie für eine nachhaltige Entwicklung“ mittelfri-
stige und langfriste Vorhaben folgende politische und wirtschaftli-
che Leitlinien: Lebensqualität, Generationsgerechtigkeit, sozialer 
Zusammenhalt und internationale Verantwortung (vgl. Rat für 
nachhaltige Entwicklung 2002).

Innerhalb fachöffentlicher Debatten zur Prävention von 
Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus wird „Nachhaltig-
keit“ insbesondere im Zusammenhang mit einer wirkungsorien-
tierten Prävention thematisiert. Einen wichtigen Impuls lieferte 
dabei der US-amerikanische Sherman Report (1997). Dessen Be-
funde gaben grundlegende Orientierungen zur Effizienz und Wir-
kung bestehender Präventionsansätze und wurden im nationalen 
Raum durch das Düsseldorfer Gutachten (2002), der deutschen 
Version des Sherman Reports, aufgegriffen und auf die nationale 
Situation angepasst. Wesentliche Beiträge zur aktuellen Debatte 
um „Nachhaltigkeit“ lieferte auf Bundesebene insbesondere das 
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Deutsche Forum Kriminalprävention (DFK), das Gelingensbe-
dingungen zur Präventionsarbeit, zur Vorbeugung und Redukti-
on von Kinder- und Jugenddelinquenz sowie Ansätze zur Opti-
mierung thematisiert. Infolgedessen kann resümiert werden, dass 
„nachhaltige Prävention“ über die Effekte und Wirkungen von 
Präventionsangeboten hinaus weitere Dimensionen einschließt. 
Eine Erfolg versprechende „nachhaltige Prävention“ von Krimi-
nalität, Gewalt und Rechtsextremismus vor dem Hintergrund des 
gesamtgesellschaftlichen Auftrags erfordert ein strukturiertes und 
intensives Zusammenspiel von Praxis, Politik und Wissenschaft 
(vgl. Steffen 2014).

Den bisherigen Stand der Fachdebatte resümierend konsti-
tuieren folgende Dimensionen das Begriffsverständnis von nach-
haltiger Prävention (vgl. Abb. 1):

1.	 Entwicklungsorientierung als biografische Ausrichtung 
der Präventionsmaßnahmen und Orientierung am Lebens-
lauf sowie Lebensumwelten von Kindern und Jugendlichen,

2.	 Kommunale Netzwerkarbeit als Institution sowie Res-
sourcen übergreifender Ansatz und deren systematische 
Bündelung,

3.	 Qualität und Evaluation als Maßstab der Konzeptionie-
rung und Qualitätssicherung von Präventionsangeboten.

Die begriffliche Konzeptionierung durch die drei Dimensionen 
hat mehrere Vorteile: Sie ermöglicht erstens die Strukturierung 
der aktuellen, breitgefächerten Debatte um „nachhaltige Prä-
vention“. Zweitens verknüpft sie diese mit empirischen Befun-
den zur wirkungsorientierten Prävention und sie umreißt drit-
tens die bevorstehenden Herausforderungen für Praxis, Politik 
und Wissenschaft. Diese systematische Unterteilung setzt sich 
zum Ziel, inhaltliche, wissenschaftstheoretische Debatten und 
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Bedarfe darzustellen sowie praxisrelevante Anweisungen heraus-
zuarbeiten. Dabei stehen folgende Fragen im Vordergrund: Wel-
che Kriterien erfordert eine effektive, effiziente und nachhaltige 
Präventionsarbeit? Welches Wissen besteht bereits darüber, was 
wirkt und welche Herausforderungen sind noch zu überwinden? 
Im Folgenden wird Bezug auf diese Fragen genommen und die 
drei Dimensionen mit Blick auf das notwendige Zusammenspiel 
von Praxis, Politik und Wissenschaft zur „nachhaltigen Präven- 
tion“ näher erläutert.

Abb. 1:	Dimensionen „nachhaltiger Prävention“ (eigene Darstellung)

2.1	 Entwicklungsorientierung

Im Wesentlichen verfolgen Präventionsansätze das Ziel, soziale 
Kompetenzen bei Kindern und Jugendlichen zu fördern und deren 
delinquentes Verhalten zu mindern (vgl. z. B. Schubarth 2013). 
Im Zuge der Debatte um „Evidenzbasierung“ stellt sich jedoch 
zunehmend die Frage nach der Qualität und Wirksamkeit der 
Maßnahmen. Dies steht im Einklang mit der einschlägigen 
Fachdebatte, die mehr „nachhaltige Prävention“ anstelle kurz- 
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zeitiger Einzelmaßnahmen einfordert (vgl. z. B. Lösel 2012). Da-
durch gewinnt die Dimension der Entwicklungsorientierung an 
Bedeutung.

Laut Experten ist dabei erstens der frühe Einsatz präventiver 
Maßnahmen von Relevanz. Dieser wird mit dem Anspruch ver-
bunden, risikofördernde Einflussvariablen im Entwicklungsverlauf 
von Kindern und Jugendlichen frühestmöglich wahrzunehmen 
und zu mindern. Der Ansatz begründet sich aus der Tatsache, dass 
prägende Einflüsse bereits in der frühen Kindheit erfolgen und 
sich im Lebensverlauf verstärken können (vgl. Mengel/Sann/Kü-
ster 2014; Beelmann 2012; Lösel 2012). Die Forderung frühzeiti-
ger Prävention und innovativer, wirksamer Ansätze lässt sich nicht 
nur im Bereich der schulischen Gewaltforschung, sondern auch 
innerhalb des Diskurses um Rechtsextremismusprävention wieder-
finden (vgl. Pfeiffer 2010; Rieker 2009). Vor dem Hintergrund der 
empirisch nachgewiesenen Notwendigkeit eines frühzeitigen Ein-
satzes von Präventionsmaßnahmen aus Erkenntnissen abweichen-
der und risikofördernder Entwicklungsverläufe argumentieren Pe-
termann und Petermann (2011), dass bereits im Kindergartenalter 
entsprechende Förderangebote einsetzten sollten, um Risikofakto-
ren zu mindern. Für Beelmann (2012) bleibt jedoch die Frage of-
fen, was genau der beste Zeitpunkt sei. Trotz der vermeintlichen 
Einordnung präventiver Ansätze in der Kindheit könne eine ex-
akte zeitliche Verortung aufgrund der unterschiedlichen Erschei-
nungsformen auffälligen Verhaltens, der Intensität der gegebenen 
Situation und der Unterschiedlichkeit von Risikogruppen aller-
dings nicht gegeben werden. Entwicklungspsychologisch betrach-
tet bietet sich der Einsatz von Präventionsmaßnahmen aufgrund 
des engen Bindungsgefüges zwischen Pädagogen und Kindern im 
Kindergarten an. Zudem erweist sich als vorteilhaft, dass die Kin-
der in einem förderlich lernfähigen Alter sind (vgl. Kempfer 2014).
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„Nachhaltige Prävention“ zeigt sich eher in der Langfristigkeit der 
Anwendung anstelle kurzfristiger Einzelmaßnahmen (vgl. Lösel 
2012). Positive Veränderungen und Wirkungen unter Anwen-
dung einer Präventionsmaßnahme, so Beelmann (2013), können 
erst durch den längerfristigen Einsatz eingeleitet werden. Vor die-
sem Hintergrund fordert die Dimension der Entwicklungsorien-
tierung zweitens am Entwicklungsstadium angepasste, biografisch 
aufeinander abgestimmte und aufeinander aufbauende Präventi-
onsangebote, um Verhaltensänderungen einzuleiten und Kompe-
tenzen langfristig zu fördern. Unter Berücksichtigung des früh-
zeitigen Ansatzes wird ferner deutlich, dass Präventionsprogram-
me primär vor akuten Problemlagen und manifestierten Verhal-
tensweisen ansetzen. Dadurch stellt sich weniger die Frage nach 
der Differenzierung zwischen primärer, sekundärer und tertiärer 
Maßnahmen. Vielmehr ist eine Unterscheidung zwischen univer-
sellen und selektiven Programmen zielführend, deren Einsatz sich 
an dem Ausmaß bisheriger Verhaltensauffälligkeiten, der allgemei-
nen oder spezifischen Kompetenzförderung und der Art der Ri-
sikogruppe orientiert (vgl. Steffen 2014; Beelmann 2012; Scheit-
hauer 2010). Universelle Maßnahmen richten sich an Gruppen 
ohne akute Verhaltensauffälligkeiten, deren Entwicklung jedoch 
auch auf gewalttätiges Benehmen schließen lässt. Dabei werden 
Kompetenzen gefördert, die einen kriminellen Entwicklungsver-
lauf mindern und positives (Sozial-)Verhalten fördern. Dagegen 
finden selektive Maßnahmen v. a. dort Anwendung, wo Kinder 
und Jugendliche eindeutig einer Risikogruppe zuzuordnen sind 
und bereits dissoziales Verhalten aufweisen. Die genaue Zielgrup-
pendefinition, der Zeitpunkt des Einsatzes der Projektaktivitäten 
sowie der Status der Problementwicklung bestimmen über die Art 
der Maßnahme (vgl. Steffen 2014; Scheithauer 2010). Entwick-
lungsorientierte Prävention ist gerade im Schulbereich von Be-
deutung (vgl. Wedemann 2014; Schubarth 2013).
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Voraussetzung ist drittens die Programmorientierung an 
den Lebensumwelten und individuellen Kontextvariablen der 
Kinder und Jugendlichen (vgl. Mengel u. a. 2014; Kohlstruck 
2013; Beelmann 2012; Pfeiffer 2010; Scheithauer 2010). So sind 
Einflussbereiche (bspw. wichtige Bezugspersonen, Familie, Freun-
de, das schulische Umfeld, milieuspezifische Aspekte etc.) für den 
Entwicklungsverlauf der Kinder und Jugendlichen entscheidend 
und sollten bei der Konzeption sowie dem Einsatz von Präventi-
onsmaßnahmen Berücksichtigung finden. Im Rahmen entwick-
lungsbezogener Präventionsansätze sind neben zahlreichen Pro-
grammen für Schulen, Kindergärten und diversen Beratungs-
stellen auch familienorientierte Maßnahmen zur zielgerichteten 
Kompetenzförderung entwickelt worden (vgl. Schubarth 2013; 
Beelmann 2012; Lösel 2012; Kahl 2010). Die Perspektiv- und 
Zielgruppenerweiterung geht mit dem Anspruch einher, nicht 
nur an die Lebensbedingungen der Kinder und Jugendlichen an-
zuknüpfen, sondern diese unter Einbeziehung sozialer Umwelten 
zu optimieren (vgl. Beelmann 2010). Oftmals erfolgt der Ein-
satz präventiver Maßnahmen trotz mangelnder Berücksichtigung 
über vorherrschende Kontextbedingungen, deren begünstigenden 
und hinderlichen Faktoren, wodurch die Effektivität der Maß-
nahme nicht abgeschätzt werden kann (vgl. Petermann/Peter-
mann 2011). Hierbei ist das Zusammenwirken von Wissenschaft 
und Praxis wichtig, um evidenzbasierte Erkenntnisse zum Einsatz 
früher Präventionsangebote bereitzustellen und in die Praxis zu 
transferieren. Gleichzeitig ist die Politik gefragt, deren (finanziel-
le) Investition in Evaluation, Etablierung und Stärkung des frü-
hen Einsatzes präventiver Ansätze Vorteile für die Gesellschaft 
schafft. Der frühe Einsatz bedeutet zum einen Verringerung der 
Opfer und zum anderen nicht unwesentliche Kosteneinsparun-
gen (vgl. Steffen 2014).
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2.2	 	Kommunale Netzwerkarbeit

Seit Ende der 1980er Jahre erhielt der Anspruch kommunaler 
und kooperativer Verbindungen starken Aufschwung (vgl. DFK 
2012a). Dieser wurde von dem Bedürfnis geleitet, Prävention vor 
Repression zu stellen, um den Einflussbereich auf kriminelles oder 
gewaltbereites Verhalten wahrzunehmen und frühzeitiger einzu-
greifen (vgl. Heinz 2004). Mit Blick auf die Dimension „kommu-
nale Netzwerkarbeit“ ist hervorzuheben, dass die Prävention von 
Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus nicht Aufgabe einer 
Institutionen allein ist (z. B. Kita, Schule etc.), sondern der dau-
erhaften Unterstützung durch langfristig angelegte Kooperations-
strukturen bedarf (vgl. Preiser/Wagner 2013; Hurrelmann/Brün-
del 2007). Dabei kommt der kommunalen Netzwerkarbeit, d. h. 
der Zusammenarbeit unterschiedlicher Kooperationspartner im 
unmittelbaren Lebensumfeld der Kinder und Jugendlichen, ent-
scheidende Bedeutung zu. So stärken Hurrelmann und Bründel 
(2007) das bedeutende Gewicht der Netzwerkarbeit für die nach-
haltige Wirkung präventiver Angebote und argumentieren: „Ge-
waltprävention durch Netzwerkbildung scheint uns die gelungen-
ste und effektivste Form zu sein, der Gewalt vorzubeugen, denn 
nur wenn alle Kräfte auf allen Ebenen miteinander an diesem Ziel 
arbeiten, dann kann ein konstruktiver Umgang mit Konflikten 
erreicht werden“ (Hurrelmann/Bründel 2007: 203).

So definiert sich (kommunale) Netzwerkarbeit mit Blick auf 
„Nachhaltigkeit“ aus a) der Einbeziehung dauerhaft vor Ort ver-
fügbarer Unterstützungssysteme, b) der längerfristigen Koopera-
tion mit örtlichen Partnern und Institutionen (z. B. Kommunen, 
Schulen, Polizei, Vereinen etc.) sowie c) der Verbindung des Um-
feldes (z. B. Eltern etc.) (vgl. Preiser/Wagner 2013; Hurrelmann/
Bründel 2007). Dadurch wird Institutionen ermöglicht, über-
greifend Präventionsansätze zu entwickeln, zu dokumentieren, 
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Implementationsvorgänge zu begleiten und ggf. wissenschaftlich 
zu flankieren (vgl. Balser/Hölzer/Schulz 2009). Dieser mehrdi-
mensionale Ansatz nachhaltiger Netzwerkarbeit aus Praxis, Politik 
und Wissenschaft verlangt nach Heinz (2004) nicht nur einzelne 
kommunale und lokale Aktionen zusammenzuführen, sondern an-
hand der Vernetzung verschiedener Unterstützungssysteme ein ge-
meinsames, präventives „Aktionsfeld“ zu schaffen. Dafür ist es not-
wendig, die unterschiedlichen Ziele und „Handlungslogiken“ der 
Kooperierenden aus Präventionspraxis, -politik und -wissenschaft 
miteinander in Einklang zu bringen sowie eine zentrale Koordinie-
rungsstelle einzurichten (vgl. Steffen 2014; Heinz 2004.).

Eine Vernetzung ist insbesondere dann effektiv, wenn die 
Lebensbedingungen der Betroffenen innerhalb der Präventions-
bemühungen Berücksichtigung finden und darauf abzielen, ge-
walttätiges Verhalten zu dezimieren, die Lebensbewältigungskom-
petenzen zu stärken und gemeinsam die Verhältnisse, die zu ei-
nem abweichendem Verhalten geführt haben, zu verändern (vgl. 
Steffen 2014; Melzer/Schubarth/Ehninger 2011). Mengel, Sann 
und Küster (2014) konstatieren, dass die Kommunen zum einen 
Gestalt und zum anderen durch eine multiprofessionelle sowie sy-
stemübergreifende Unterstützungsstruktur Gestalter der Lebenswel-
ten von Kindern und Jugendlichen sein können. Daher ist auch 
entscheidend, vor Ort a) soziale Problemlagen, deren Risikofak-
toren und Ursachen zu erkennen, b) daraus Strategien zur kom-
munalen Ursachenbekämpfung zu erarbeiten sowie c) Ressourcen 
zur effektiven und effizienten Prävention zu mobilisieren. Damit 
verbunden ist eine kommunale Entwicklung, die nicht nur Kri-
minalität, Gewalt und Rechtsextremismus mindern, sondern dar-
über hinaus zur kommunalen Sicherheit betragen will (vgl. Stef-
fen 2014). Ein nicht unbedeutendes Ziel kommunaler Koopera-
tionsstrategien besteht zudem darin, nicht nur i. S. der Entwick-
lungsorientierung präventiv frühzeitig einzusetzen (vgl. Abschnitt 
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2.1) und Ressourcen übergreifend zu kooperieren, sondern auch 
längerfristig finanzielle Einsparungen zu ermöglichen (vgl. Steffen 
2014; DFK 2012a). Bei der gemeinsamen Ursachenanalyse sowie 
der gemeinschaftlichen Lösungserarbeitung ist das strukturierte 
Zusammenführen kommunaler Ressourcen und deren Ziele sowie 
das Einbeziehen ziviler Akteure und deren bürgerschaftliches En-
gagement eine große Herausforderung.

2.3	 	Evaluation und Qualität

Eine weitere Dimension „nachhaltiger Prävention“ ist schließlich 
die Evidenzbasierung und Qualitätssicherung. Präventionsmaß-
nahmen werden häufig mit dem Anspruch verbunden, schnell 
lösungsorientiert Unterstützung zu bieten sowie praxisrelevante 
Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen, die auch noch wirksam 
sind (vgl. Preiser 2005). Seit nunmehr 10 Jahren erfährt die Prä-
ventionslandschaft in Deutschland einen regelrechten Boom, der 
sich in vielfältigen und zahlreichen Angeboten bzw. Handlungs-
ansätzen widerspiegelt. Somit bestehe nicht das Problem in einer 
zu geringen Angebotsvielfalt, sondern darin, dass Präventionspro-
gramme und -projekte kaum wissenschaftlich evaluiert und in 
ihrer Wirkung überprüft sind (vgl. DFK 2012b). Die Fülle der 
Ansätze sowie der Mangel von Wirksamkeitsprüfungen erschwe-
ren allgemeingültige Schlussfolgerungen zur Wirkungsintensität 
sowie Aussagen über deren langfristige Wirksamkeit (vgl. Lösel 
2012). In Anknüpfung an den Bildungsforscher Ditton (2010) 
lässt sich die Qualität von Maßnahmen v. a. durch die Orientie-
rung an Qualitätskriterien sowie durch inhaltliche Konkretisie-
rungen, Klärung von Zielen u. ä. steigern. Gleichzeitig erleichtern 
sie Wirkungsprüfungen hinsichtlich der Filterung von Stärken, 
Schwächen und Optimierungsmöglichkeiten. Qualitätskriterien 
dienen demzufolge der Programmkonzeptionierung und deren 
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Erfolgswahrscheinlichkeit sowie als Bewertungsmaßstab für Wir-
kungsprüfungen (vgl. Beelmann 2012; Scheithauer 2010).

Wie Beelmann (2013, 2010) jedoch feststellt, existiert 
auf nationaler Ebene anstelle einheitlicher Qualitätskriterien zur 
Wirksamkeitsuntersuchung und Programmkonzeptionierung 
eine Vielfalt von Qualitätsanforderungen. Der Frage, wie Prä-
vention von Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus syste-
matisch und nachhaltig gefördert werden kann, widmet sich ins-
besondere das Deutsche Forum Kriminalprävention (DFK). Zur 
Bewertung sowie Qualitätssicherung von Präventionsprogram-
men fasst das DFK im Leitfaden zur Entwicklungsförderung und 
Gewaltprävention für junge Menschen (2013) folgende Merkmale 
zusammen:

•	 theoretische Fundierung und Konzeptionierung  
(z. B. Zielgruppendefinition, inhaltliche Konkretisierung, 
Durchführung der Maßnahmen),

•	 Messung der Wirksamkeit und Umsetzungsqualität  
(z. B. Planung und Durchführung der Evaluation),

•	 Wirksamkeit und ihre Einflussfaktoren (z. B. Effektivität 
der Maßnahmen),

•	 Strategien der Implementierung: Umsetzung in Kitas,  
Schulen und anderen Einrichtungen,

•	 Hindernisse und Möglichkeiten des Transfers wissen-
schaftlicher Erkenntnisse.

Neben den vorgeschlagenen DFK-Merkmalen illustrieren die 
vom Landespräventionsrat Niedersachsen herausgegebenen Bec-
caria-Standards ein gelungenes Beispiel zur Qualitätssicherung 
präventiver Projekte. Die Qualität einer Präventionsmaßnahme 
als Voraussetzung für die Überprüfbarkeit steht im Mittelpunkt 
der Überlegungen. Ziel ist es, eine wirkungsvolle und nachhaltige 
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Prävention einzuleiten, die mit der Frage verbunden ist, was be-
wirkt werden kann und soll. Dafür sind folgende Standards zen-
tral: a) Kriterien und Werkzeuge zur Konzeptionierung der Maß-
nahme, b) Anforderungen an die Evaluationsstandards (z. B. Pla-
nung, Durchführung, Bewertung der Maßnahme) und c) Ver-
mittlung von Fachkenntnissen und methodischer Kompetenz 
der Anwender. Nicht nur die Erfolgswahrscheinlichkeit, sondern 
auch die Sinnhaftigkeit der Präventionsmaßnahmen wird da-
durch gesteigert (vgl. Meyer/Coester/Marks 2010).

Darüber hinaus verweist Beelmann (2013) auf die wichtige 
Bedeutung der Zielgruppendefinition. Die Effektivität eines Pro-
gramms steigert sich bspw. mit der genauen Adressatenbeschrei-
bung (z. B. Kinder, Jugendliche, Eltern, Lehrer etc.). Ferner deu-
tet er auf die Notwendigkeit der Altersempfehlung und auf die 
Orientierung am Entwicklungsstadium der Kinder und Jugendli-
chen hin. Zudem plädiert er für die Berücksichtigung empirisch 
nachgewiesener Erkenntnisse in der Konzeptionierung von Maß-
nahmen. Bezüglich der Durchführungsbedingungen und Imple-
mentierung seien zudem der Grad der Intensität (z. B. langfristige 
Effekte durch aufeinander aufbauende Präventionsmaßnahmen), 
die angemessene Methodik (z. B. interaktiv anstelle reiner Wis-
sensvermittlung) und die Didaktik (z. B. Einsatz von Materialien, 
Administration, Berücksichtigung des Settings etc.) wesentliche 
Einflussgrößen für die Erfolgswahrscheinlichkeit und Wirkung 
von Präventionsansätzen bzw. -programmen. Als Erfolg verspre-
chend und effektiv erwiesen sich gut konzipierte sowie transpa-
rente Konzepte, um neben der Qualitätsprüfung der Maßnahme 
(Evaluation) auch Transfermöglichkeiten und ggf. Optimierungs-
maßnahmen ableiten zu können (vgl. Beelmann 2012). Dafür ist 
es jedoch auch hier notwendig, dass Präventionspraxis und -wis-
senschaft zusammenarbeiten. Eine wesentliche Herausforderung 
besteht darin, die Anwender in der Umsetzung der Maßnahmen 
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unterstützend zu begleiten und sie zu qualifizieren. Dafür ist ins-
besondere die Wissenschaft aufgefordert, entsprechende Fort- 
und Weiterbildungsangebote aus den bisherigen Befunden be-
darfsgerecht zu konzeptionieren (vgl. Steffen 2014).

Resümierend lässt sich feststellen, dass die drei Dimensionen 
1) Entwicklungsorientierung, 2) kommunale Netzwerkarbeit so-
wie 3) Evaluation und Qualität nur dann gewährleistet werden kön-
nen, wenn Praxis, Politik und Wissenschaft strukturiert und inten-
siv zusammenwirken sowie ihre Aufgaben innerhalb der Präventi-
on wahrnehmen (vgl. dazu ausführlicher Steffen 2014). Für unsere 
Analyse bedeutet dies, anlehnend an den Anspruch der (Kriminal-) 
Prävention, dass Wissenschaft als Lieferant von Wissen und Er-
kenntnissen für Politik und Praxis fungiert, Politik für die Etablie-
rung, Umsetzung und Finanzierung verantwortlich ist sowie die 
Anwender von Präventionspraxis Ergebnisse der Forschung inte-
grieren und entsprechend qualifiziert werden müssen (vgl. Steffen 
2014). In diesem Sinne ist der Forderung des 19. Deutschen Prä-
ventionstages 2014, Praxis, Politik und Wissenschaft als Kreislauf 
der gegenseitigen Abhängigkeit zu sehen, zuzustimmen.

3.	 Kriminal- und Gewaltprävention  
im Land Brandenburg

Basierend auf den vorangegangenen Erkenntnissen soll im Fol-
genden anhand einiger Beispiele demonstriert werden, welche 
Ansätze es i. S. „nachhaltiger Prävention“ von Kriminalität, Ge-
walt und Rechtsextremismus im Land Brandenburg gibt. Auf 
Bundesebene sind mittlerweile eine Reihe von Aktivitäten bzgl. 
„nachhaltiger Prävention“ zu verzeichnen. So fördert z. B. der 
Landespräventionsrat Niedersachsen die Qualitätssicherung prä-
ventiver Maßnahmen mit der Datenbank „Grüne Liste Präventi-
on“ auf Grundlage von Evaluationsbefunden. Diese kategorisiert 
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Programme und Projekte nach deren Wirksamkeit. Unterschie-
den wird dabei in drei Stufen: 1. Effektivität theoretisch gut be-
gründet, 2. Effektivität wahrscheinlich und 3. Effektivität nach-
gewiesen (vgl. Groeger-Roth in diesem Band; Groeger-Roth/
Hasenpusch 2011). Trotz weitestgehend fehlender einheitlicher 
Qualitätskriterien ist dies ein erster Schritt, Präventionsmaßnah-
men nicht nur in ihrer Wirkungsintensität zu differenzieren, son-
dern auch einen systematischen Überblick vorhandener Angebo-
te zu erteilen. Ferner bildet das Praxisbeispiel „Gewaltprävention 
und Demokratielernen“ (GuD) im Raum Hessen unter der Lei-
tung von Helmolt Rademacher einen umfassenden Ansatz syste-
mischer und nachhaltiger Gewaltprävention an Schulen und de-
ren Entwicklung. Das Projekt setzt sich zum Ziel, das Schulklima 
durch das Wechselverhältnis von Gewaltprävention und Demo-
kratielernen zu fördern. Dabei finden die beiden Themenaspekte 
in der Schulpraxis insbesondere durch Fortbildungen des Lehr-
personals und Schulentwicklungsberatungen Eingang. Die enge 
Zusammenarbeit zwischen außerschulischen Partnern und Schul-
vertretern ermöglicht es, das Lehrpersonal in Themen wie Me-
diation und Konfliktbearbeitung oder auch Mobbing und Cyber- 
mobbing sowie demokratischem Leiten fortzubilden, entspre-
chende Materialien bereitzustellen sowie vorhandene Präventions- 
ansätze und Erfahrungen evaluierter Programme im Raum Hessen 
begleitend und unterstützend in den Schulalltag zu integrieren. 
Impulsgeber sind bspw. das BLK-Projekt „Demokratie lernen und 
leben“, das „Buddy-Programm“ und „Prävention im Team (PiT)“ 
(vgl. ausführlicher Bildungsserver Hessen 2014).

Auch im Land Brandenburg sind in verschiedenen Berei-
chen zur Bekämpfung von Kriminalität, Gewalt und Rechtsex-
tremismus spürbare Fortschritte in Richtung einer „nachhaltigen 
Prävention“ festzustellen. Einen Ausgangspunkt bildet dabei eine 
erste Analyse zur Jugendkriminalität und Kinder-/Jugendschutz im 
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Land Brandenburg – Eine Synopse zu geförderten Projekten des Lan-
despräventionsrates (vgl. Schubarth/Kopp/Kamm 2012). Diese vom 
Landespräventionsrat Sicherheitsoffensive Brandenburg geförderte 
Bestandsaufnahme hat der Debatte um Nachhaltigkeit neue Im-
pulse verliehen und u. a. zu einer Qualifizierung der Förderanträge 
geführt. Doch kriminelles Verhalten, gewalttätige Auseinanderset-
zungen und rechtsextremistische Einstellungen machen auch vor 
Brandenburgs Schulen nicht Halt und stellen das Land fortwäh-
rend vor neue Herausforderungen. Eine aktuelle Bestandsaufnah-
me der Landesregierung verdeutlicht die andauernde Brisanz des 
Themas. Daher fordern die Mitglieder entschlossen: „Gewaltprä-
vention an Schulen im Land Brandenburg nachhaltig stärken“ 
(Landesregierung Brandenburg 2012). Bundesweite Debatten zum 
Überangebot von Präventionsmaßnahmen und gleichzeitig feh-
lender Wirksamkeits- und Qualitätsaussagen beschäftigen folglich 
auch im Land Brandenburg Experten aus Politik, Praxis und Wis-
senschaft zunehmend. Der Landespräventionsrat in Brandenburg 
nimmt dabei aktiv Einfluss auf die Debatte zur „nachhaltigen Prä-
vention“, indem er ähnlich gelagerte Bemühungen der Schulen, der 
Jugendhilfe, der Polizei und der Kommunen zusammenführt, ko-
ordiniert und steuert. Die Neukonzeptionierung des Landespräven-
tionsrates im Jahre 2011 mit der Schwerpunktsetzung auf die drei 
Bereiche Kinder-, Jugend- und Gewaltdelinquenz/Kinder- und Ju-
gendschutz, Politischer Extremismus und Opferschutz/Opferhilfe 
resultierte aus der anhaltenden und stärker werdenden Forderung 
nach mehr „nachhaltiger Prävention“. Der ressourcenübergreifen-
de und gesamtgesellschaftliche Ansatz des Landespräventionsrates 
setzt sich zum Ziel, langfristige Erfolge in der Präventionsarbeit zu 
steigern und nachhaltige Prävention im Land Brandenburg zu si-
chern. Als mögliches Leitziel, Vision bzw. Utopie der Aktivitäten 
des Landespräventionsrates dient dabei das Modell einer „Kom-
munalen nachhaltigen Prävention“, das die drei Dimensionen  
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1) Entwicklungsorientierung, 2) kommunale Netzwerkarbeit sowie 
3) Evaluation und Qualität umfasst und vor Ort umgesetzt wird 
(vgl. Abb. 2).

Abb. 2:	„Kommunale nachhaltige Prävention“ im Land Brandenburg (eigene 
Darstellung)

Weitere Netzwerkaktivitäten unterstützt bspw. das Ministerium 
für Jugend, Bildung und Sport (MJBS), welches mit dem Konzept 
des „Jour Fixe“ seit 2012 in einem Zyklus von sechs Monaten zur 
Prävention von Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus in-
formiert, kooperiert, Präventionsvorhaben unterstützt, berät so-
wie an der Weiterentwicklung gelingender Präventionsmaßnah-
men beteiligt ist.

Die Aktivitäten und Initiativen des Landes Brandenburg, 
öffentliches Interesse und Engagement für die Gewährleistung 
„nachhaltiger Prävention“ zu fördern, forschungsbasierte Er-
kenntnisse und Wissen zu transferieren sowie auf konzeptionel-
ler Ebene neue und evidenzbasierte Leitlinien zu berücksichtigen, 
bringen auf Landesebene mittlerweile vorzeigbare Ergebnisse ein. 
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Im Folgenden werden drei Beispiele „nachhaltiger Prävention“ 
im Land Brandenburg vorgestellt und zwar auf drei Ebenen: der 
Ebene der Einzelschule, der Ebene der Region und der Landes-
ebene. Den Fokus bilden Aspekte der Nachhaltigkeit in den drei 
Dimensionen Entwicklungsorientierung (individuelle, biografische 
Dimension), kommunale Vernetzung (institutionelle Dimension) 
und Wirksamkeitsorientierung (Qualitätsdimension).

3.1	 Gewaltprävention an einer Brennpunkt-Schule 
am Beispiel von „Wir für uns“

In Kooperation mit dem Caritasverband für das Erzbistum Berlin 
e. V. wird „Wir für uns – Eine Schule mit Identität ist eine Schule 
mit Zukunft“ unter der professionellen Begleitung des Projekt-
leiters Dr. Stefan Schanzenbächer seit 2007 an der Grundschu-
le Schwärzesee im Brandenburgischen Viertel von Eberswalde 
durchgeführt. Das Konzept basiert auf partizipativen und kon-
frontativen Elementen mit dem Ziel der Gewaltreduktion und 
Verbesserung des Schulklimas. Der Schülerclub als zentraler 
Kern des Projekts gilt als Verbindungsmechanismus der metho-
dischen Prinzipien und Akteur übergreifender Zusammenarbeit 
zwischen Schülern, Lehrern und Sozialpädagogen in schulbezoge-
nen Fragen und Entscheidungen. Schüler der dritten bis sechsten 
Klasse können unter der Voraussetzung der gewählten Mitglied-
schaft, der erfolgreichen Aufgabenbewältigung (z. B. Pausenauf-
sicht) sowie unter der Teilnahme regelmäßiger Versammlungen 
Punkte erwerben oder verlieren, die den Auf- oder Abstieg ihres 
Status bestimmen. Der Status wird durch farbliche Kleidung im 
Rahmen des Schülerclubs kenntlich gemacht (zum Konzept vgl. 
auch Schanzenbächer in diesem Band). Das Projekt „Wir für uns“ 
wurde im Schuljahr 2012/2013 evaluiert und auf dessen Wir-
kung untersucht (vgl. Schubarth/Kopp/Seidel u. a. 2013). Der 
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Fragebogenuntersuchung bei Schülern, Lehrern und Eltern und 
den teilstandardisierten Interviews bei den am Projekt unmittel-
bar beteiligten Personen wurden folgende Forschungsfragen zu-
grunde gelegt:

1.	 Welche Resonanz und Wirkung erzeugt das Projekt bei 
Schülern, Lehrern und Eltern?

2.	 Welche fördernden und hemmenden Faktoren lassen sich 
mit Blick auf die Wirksamkeit des Projekts ermitteln?

3.	 Welche Optimierungsmaßnahmen und Empfehlungen 
können für einen gelingenden Transfer an andere Schulen 
gegeben werden?

Kontextdefinition: „Wir für uns“ im sog. „Sozialen Brennpunkt“

Die Besonderheit und zentrale Bedeutung von Kontextvariablen 
für die adäquate Prävention mit Kindern und Jugendlichen (vgl. 
Abschnitt 2.1 – Entwicklungsorientierung) offenbart sich auch 
im Anti-Gewaltprojekt „Wir für uns“. Als Schule im sog. „Sozi-
alen Brennpunkt“ ist die Konzeptionierung und die Methoden-
auswahl unter Einbeziehung des Schulstandorts wichtig. Die Klä-
rung des Begriffs „Sozialer Brennpunkt“ erfolgte erstmals durch 
den Deutschen Städtetag von 1979 und beschreibt solche Milieus 
als „Wohngebiete, in denen Faktoren, die die Lebensbedingungen 
ihrer Bewohner und insbesondere Entwicklungschancen bzw. So-
zialisationsbedingungen von Kindern und Jugendlichen negativ 
bestimmen, gehäuft auftreten“ (Daschner 2007: 6). Dabei akku-
mulieren „Soziale Brennpunkte“ mehrere Formen der Benachtei-
ligung, die sich auf die Familien und Kinder belastend auswirken: 
mangelnde soziale Infrastruktur, niedriges Einkommen, hohe Ar-
beitslosigkeit, beschwerte Familiensituationen, hohe kulturelle 
Distanz (vgl. ebd.). Besondere Herausforderungen ergeben sich 
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am Beispiel der Grundschule Schwärzesee aus erhöhter Arbeitslo-
sigkeit, finanzieller Mängel, infrastrukturellen Einschränkungen 
und erhöhter Gewaltbereitschaft, welche sich auch im Schulall-
tag widerspiegeln und ein störungsfreies Schul- und Klassenklima 
erschweren.

Intervention vor Prävention an problembelasteten Schulen

Die Anwendung verschiedener methodischer Ansätze in der päd-
agogischen Arbeit und Konfliktbewältigung an der Grundschule 
ist konzeptioneller Bestandteil von „Wir für uns“ und begrün-
det sich zum einen aus dem Standort und seinen risikofördern-
den Bedingungen sowie zum anderen aus der bereits bestehenden 
Gewaltbereitschaft der Kinder. Dabei erweist sich der intervenie-
rende Einsatz konfliktbewältigender Maßnahmen als zentral, um 
auch präventiv wirksam zu sein. Das heißt, dass eine längerfristig 
wirksame Prävention eine gelingende und unmittelbare Interven-
tion voraussetzt. Akute Gewalt wird durch konfrontativen und 
interventiven Einsatz unter Anwendung des fünfstufigen Konflikt-
lösungsritual geahndet. In chronologischer Abfolge und mit fort-
währender Steigerung der Dringlichkeit des Abbruchs weisen die 
Beobachter den „Täter“ auf sein regelverletzendes Verhalten hin. 
Der „Support“ ist die fünfte und letzte Stufe und wird ausgeru-
fen, sofern der verhaltensauffällige Schüler nicht reagiert. Sonach 
erfolgen Konfliktlösungsgespräche im Rahmen des Schülerclubs, 
in denen die Motivation des Gewalthandelns, die Konfrontation 
des regelverletzenden Verhaltens und die gemeinsame Lösungssu-
che mit den Schülerclub-Mitgliedern im Mittelpunkt stehen (vgl. 
Schanzenbächer 2012, 2007). Die Evaluationsbefunde bestätigen 
die Reduzierung gewaltbereiten Verhaltens unter Anwendung des 
Konfliktlösungsrituals als interventiven Einsatz weitestgehend. 
Zudem weisen die Ergebnisse darauf hin, dass die partizipative 
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Komponente, die das Konfliktlösungsritual berücksichtigt, ent-
scheidend für die Umsetzung der Projektbestandteile und -ziele 
ist (vgl. Schubarth/Kopp/Seidel u. a. 2013).

Professionalisierung der Lehrkräfte

Für den angemessenen Umgang mit verhaltensauffälligen Kin-
dern und der entsprechenden Reaktion seitens der Lehrkräfte sind 
in regelmäßigen Abständen sog. Schulungsblöcke vorgesehen, die 
konzeptioneller Bestandteil des Projekts „Wir für uns“ sind. Trotz 
eines gewissen Mehraufwandes bewerten die Lehrer die Konflikt-
schulung, die Förderung und Stabilisierung kollegialer Beziehun-
gen und die Möglichkeit des Austauschs über Probleme, neue Ide-
en und Planungen positiv (vgl. ebd.). Darüber hinaus befördern 
die Schulungsblöcke die Reflexion eingesetzter Projektbestandtei-
le und deren Wirkung, um Optimierungen vorzunehmen. Nicht 
nur die Motivation, sondern auch die Kompetenzförderung des 
Lehrpersonals steht mit der Fortbildungsmaßnahme im Vorder-
grund, ohne deren Einsatz weder eine professionelle Anwendung 
und Umsetzung der Projektbestandteile erfolgen noch eine nach-
haltige Wirkung der Maßnahmen erzielt werden könnte.

Eltern- und Öffentlichkeitsarbeit

Unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit ist das Anti-Gewaltprojekt 
„Wir für uns“ besonders bemüht, Öffentlichkeitsarbeit zu betrei-
ben und in den fachwissenschaftlichen Austausch zu treten. Sei-
ne Erfolge wurden mehrmals bundesweit ausgezeichnet und an-
erkannt. Anhand der Evaluationsbefunde konnte ein sozialer und 
personaler Kompetenzaufbau bei den Schülerclub-Mitgliedern 
nachgewiesen werden, die einen wesentlichen Einfluss auf die 
Reduktion gewalttätigen Verhaltens ausüben (vgl. ebd.). Gerade 
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deshalb erweist sich die Zusammenarbeit mit den Eltern als be-
sonders wichtig, um ihnen die notwendigen Fähigkeiten zu ver-
mitteln, die Entwicklungen ihrer Kinder prozessual und kompe-
tent zu begleiten. Insbesondere die Elternarbeit und deren aktiver 
Beistand bleiben jedoch zukünftige Herausforderungen, um die 
Erfolge der Schülerentwicklungen auch außerhalb der Schule und 
in den Familien zu fördern.

Aus diesen Ausführungen lassen sich für das Anti-Gewaltprojekt 
„Wir für uns“ unter der Zielsetzung „nachhaltiger Prävention“ 
folgende Kriterien ableiten:

•	 frühzeitiger Ansatz bei Grundschulkindern,
•	 Langfristigkeit: klassenübergreifend, über die Schulzeit  

andauernd, entwicklungsbegleitend,
•	 Orientierung am Schulstandort und Berücksichtigung  

von Kontextvariablen aufgrund bestehender Merkmale  
eines „Sozialen Brennpunkts“ und deren Einflüsse auf  
das Verhalten der Kinder,

•	 Kombination aus konfrontativer Intervention bei akuter 
Gewalt und langfristig angelegter Prävention durch  
Lehrerkooperation und Schülerpartizipation,

•	 Professionalisierung und Kompetenzförderung der  
Lehrkräfte vor Ort durch Fortbildungsmaßnahmen.
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3.2	 Regionale Netzwerkarbeit am Beispiel von  
„Mit-Ein-Ander in Kita und Schule“

Das Präventionsprogramm „Mit-Ein-Ander in Kita und Schule“ 
stellt ein gelungenes Beispiel kommunaler Netzwerkarbeit im 
Land Brandenburg dar und kann dabei auch auf empirisch gesi-
cherte Resultate einer effizienten und effektiven Präventionspra-
xis verweisen (vgl. Bornewasser/Otte 2013). Als Mehr-Ebenen-
Konzept und entwicklungsorientierter Ansatz wird es seit 2005 
im Landkreis Ostprignitz-Ruppin in Kooperation mit verschie-
denen Einrichtungen durchgeführt. Unter der Berücksichtigung 
frühzeitiger Prävention und einer aufeinander aufbauenden Ent-
wicklungsförderung setzt sich das Programm „Mit-Ein-Ander in 
Kita und Schule“ zum Ziel, langfristig und präventiv nachhal-
tig Gewalt sowie fremdenfeindliche Einstellungen unter Kindern 
und Jugendlichen zu reduzieren (vgl. auch Breitschwerdt in die-
sem Band). Dadurch verbindet das Programm systematisch wis-
senschaftliche Ergebnisse und pädagogische Praxis. Das regiona-
le Netzwerk aus Polizei, Schulen und deren Akteuren, Ämtern, 
Gemeindevertretern, Erziehern etc. sowie die Koordinierung und 
Steuerung eines Prozessteams bilden hierbei die wesentlichen Ge-
lingensfaktoren bei der Umsetzung und Realisierung „nachhal-
tiger Prävention“. Folgende Prinzipien und Zielvereinbarungen 
fördern die nachhaltige Wirksamkeit des Programms, insbeson-
dere unter dem Aspekt regionaler Netzwerkarbeit (vgl. Polizeiprä-
sidium Land Brandenburg u. a. 2011):

Nutzung bereits evaluierter Programme

Dieser konzeptionelle Ansatz folgt dem Prinzip, bereits wir-
kungsüberprüfte Programme bei der Prävention aggressiven Ver-
haltens anzuwenden und unter der Voraussetzung, dass es laut 
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der Evaluationsbefunde auch dort, wo es eingesetzt wird, wirk-
sam ist. Somit und aufgrund des selbst festgelegten Anspruchs 
der frühzeitigen Prävention implementiert „Mit-Ein-Ander 
in Kita und Schule“ universelle Präventionsmaßnahmen be-
reits im Kindergarten mit dem evaluierten und Erfolg verspre-
chenden Programm Effekt® (Entwicklungsförderung in Fami-
lien: Eltern- und Kinder-Training). Im Vordergrund steht da-
bei die Förderung der elterlichen Erziehungskompetenz und 
Begünstigung des kindlichen Sozialverhaltens (vgl. auch Lösel/ 
Klindworth-Mohr/Madl in diesem Band; Lösel/Beelmann/ 
Stemmler u. a. 2006).

Kombination aufeinander aufbauender, langfristig  
wirksamer Programme

Das Konzept von „Mit-Ein-Ander“ orientiert sich gemäß der 
wissenschaftlichen Notwendigkeit an einer entwicklungsorien-
tierten und aufeinander aufbauenden Prävention. Folglich liegt 
dem Konzept die aufeinander aufbauende Anwendung der Pro-
gramme Effekt® in der Kita und dem Anti-Bullying Programm 
nach Olweus in der Schule zugrunde. Die schulische Prävention 
folgt der Optimierung des Sozialklimas sowie der Zusammenar-
beit unterschiedlicher Akteure (z. B. Lehrer, Schüler, Eltern), die 
gemeinsam langfristige Maßnahmen planen und durchführen.

Organisationsentwicklung und professionelle Begleitung

Gewaltprävention hat dem Konzept folgend nur dann eine Chan-
ce, wenn es innerhalb der Kita und Schule auch eine offizielle 
Aufgabe und ein festgelegtes Ziel ist. Insofern müssen sich laut 
Experten gewaltpräventive Anstrengungen auch in den Entwick-
lungskonzepten der Einrichtungen wiederfinden und am Leitbild 
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verankert sein. Die Implementierung und Umsetzung innerhalb 
der Einrichtung hängen maßgeblich von der Kompetenz ihrer An-
wender ab. Neben der professionellen und wissenschaftlichen Be-
gleitung leiten die konkreten Schritte des Interventionsverfahrens 
den Akteur an und geben den in der Praxis Handelnden eine Ori-
entierung für angemessene Reaktionen auf unsoziales Verhalten.

Zusammengefasst lassen sich demnach folgende Kriterien einer 
„nachhaltigen Prävention“ aus den o. g. Ausführungen ableiten:

•	 Qualitätssicherung: Anwendung bereits evaluierter und 
wirksamer Programme,

•	 Entwicklungsorientierung und frühzeitiger Ansatz durch 
eine aufeinander aufbauende Programmkombination:  
Effekt® in der Kita, Anti-Bullying Programm in der 
Schule,

•	 Organisationsentwicklung als wirksamer und nachhaltiger 
Ansatz,

•	 professionelle und wissenschaftliche Begleitung.

Die abgestimmte Zusammenarbeit und Präventionsarbeit vor Ort 
ermöglichen nicht nur einen fast flächendeckenden Einsatz des 
Programms, sondern schaffen auch ein netzwerkartiges Unterstüt-
zungssystem, das differenzierte Zielgruppen und mehrdimensio-
nale Bedürfnisse erreicht. Für die gelingende Kooperationsarbeit 
gilt es weiterhin, lokale Aktivitäten stärker einzubeziehen, die Im-
plementierung vor Ort noch stärker zu unterstützen sowie mit 
Akteuren der Problemfelder (z. B. Vertreter der Schule) noch in-
tensiver zu kooperieren (vgl. Bornewasser/Otte 2013).
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3.3	 Rechtsextremismusprävention am Beispiel des 
Handlungskonzepts „Tolerantes Brandenburg“

Ein weiteres Beispiel für die Bemühungen um eine „nachhaltige Prä-
vention“ bzw. Intervention – und zwar auf der Ebene des gesamten 
Landes – ist das Handlungskonzept „Tolerantes Brandenburg“ (vgl. 
auch Kohlstruck/Rolfes/Schubarth in diesem Band). Als Reaktion 
auf die Welle fremdenfeindlicher Gewalt im Land Brandenburg in 
den 1990er Jahre wurde (wenngleich reichlich spät) im Jahr 1998 
das Handlungskonzept beschlossen. Seitdem fungiert es als Leitbild 
für die Auseinandersetzung mit Gewalt, Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit. Im Jahr 2005 wurde es als Handlungskon-
zept für eine demokratische Gesellschaft mit Zivilcourage gegen Gewalt, 
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit weiterentwickelt (vgl. 
Landesregierung Brandenburg 2005). Das Konzept zielt auf drei 
Handlungsebenen mit jeweiligen Zuständigkeiten bzw. Ressorts: a) 
Politik der klaren Signale, b) sozialen Zusammenhalt stärken und c) 
Repression wirksam organisieren. Auf jeder Handlungsebene wer-
den konkrete Maßnahmen gefördert, z. B. Informations- und The-
menportale, „Deins – Demokratische und interkulturelle Schul-
entwicklung“ oder „Schnelle Anklageerhebungen und Urteile von 
Straftaten mit rechtsextremem Hintergrund“. Darüber hinaus wer-
den von der Koordinierungsstelle auch Ressort übergreifende Auf-
gaben durchgeführt, z. B. Programm „Wahlalter 16“, „Demokratie- 
Mobil“ u. a.

Unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit sind v. a. folgende Punkte 
hervorzuheben:

•	 Etablierung eines landesweiten professionellen Beratungs- 
netzwerks (Mobile Beratungsteams, Regionale Arbeits- 
stellen für Bildung, Integration und Demokratie, 
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Aktionsbündnis, Opferberatung, Sportjugend, Fachstelle 
Kinder- und Jugendbeteiligung), die eine dauerhafte, weit-
gehend aus Landesmitteln finanzierte Infrastruktur bilden,

•	 zentrale Steuerung durch eine Koordinierungsstelle, ange-
siedelt im MBJS,

•	 flexible, lösungsorientierte Informations- und Kommuni- 
kationsstrukturen,

•	 parteiübergreifendes, konstruktives Zusammenwirken  
demokratischer Kräfte und

•	 relativ hohe personelle und finanzielle Kontinuität.

Gerade diesen Aspekten „nachhaltiger Prävention“ und Interven-
tion ist es zu verdanken, dass sich die politische Kultur im Land 
Brandenburg in den letzten Jahren gewandelt hat und eine Sensi-
bilisierung gegenüber Rechtsextremismus in vielen Bereichen zu 
verzeichnen ist. Dazu gehört auch die gewachsene kommunale 
Verantwortung im Umgang mit Rechtsextremismus, wenngleich 
gerade in den Kommunen noch viel zu tun bleibt. Das Beratungs-
netzwerk gilt bundesweit als vorbildlich (vgl. z. B. Botsch/Kopke 
2013; Jaschke 2011).

Angesichts der wachsenden Zuwanderung, den sich wandeln-
den Formen des Rechtsextremismus und den unterschiedlichen 
Entwicklungen zwischen den Regionen steht auch das „Tolerante 
Brandenburg“ vor neuen Herausforderungen, die eine ständige 
Anpassung des Konzepts erfordern. Eine dieser Fragen ist auch 
die nach der Wirksamkeit von Prävention und Intervention. Hier 
geht es z. B. um die Entwicklung möglicher Ziel- und Erfolgskri-
terien, um regelmäßige Evaluations- bzw. Qualitätssicherungsver-
fahren usw.2

2	 Zur Frage der Evaluation im Bereich Rechtsextremismus vgl. z. B. Möller in diesem 
Band; Kohlstruck/Rolfes/Schubarth in diesem Band; Johannson 2013; Roth 2010.
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Resümierend lässt sich festhalten, dass sich im Land Brandenburg 
etwas bewegt: Unter der stärkeren Berücksichtigung forschungs-
basierter Erkenntnisse lassen sich in den hier vorgestellten drei 
Beispielen durchaus einige Erfolg versprechende Ansätze „nach-
haltiger Prävention“ finden. Während der ganzheitliche Ansatz 
im Programm „Mit-Ein-Ander in Kita und Schule“ durch das 
Zusammenwirken verschiedener Verantwortungsbereiche ein ge-
lungenes Modell kommunaler Vernetzung darstellt, erscheint 
das Anti-Gewaltprojekt als erziehungswirksames Beispiel für 
Schulen im „Sozialen Brennpunkt“. Dabei zeigt sich, dass frü-
hes bzw. rechtzeitiges Eingreifen, Schülerpartizipation sowie die 
Lehrerprofessionalisierung wesentliche Einflussgrößen für „nach-
haltige Prävention“ sind. Schließlich ist am Beispiel des landes-
weiten Konzepts „Tolerantes Brandenburg“ zu erkennen, wie 
wichtig (parteienübergreifende) politische Unterstützung, ent-
sprechende personale sowie finanzielle Ressourcen für eine pro-
fessionelle und „nachhaltige Prävention“ und Intervention sind. 
Insgesamt belegen unsere Beispiele gute Ansätze für ein pro-
duktives Zusammenwirken von Präventionspraxis, -politik und 
-wissenschaft, die es jedoch weiter auszubauen gilt.

4.	 Folgerungen und Empfehlungen

„Was ist nachhaltige Prävention?“ Dieser Frage wurde im Beitrag 
ausführlich nachgegangen. Die Begriffsklärung ergibt sich aus 
dem Zusammenspiel der Dimensionen 1) Entwicklungsorien-
tierung, 2) kommunale Netzwerkarbeit sowie 3) Evaluation und 
Qualität. Welche Folgerungen und Empfehlungen lassen sich nun 
i. S. einer „nachhaltigen Prävention“ ableiten?
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1.	 Nachhaltige Prävention braucht Praxis, Politik und 
Wissenschaft

„Nachhaltige Prävention“ in den Bereichen Kriminalität, Gewalt 
und Rechtsextremismus ist v. a. entwicklungsorientierte, kommu-
nal vernetzte und wissenschaftlich fundierte Prävention. Um dies 
zu erreichen, bedarf es des konstruktiven Zusammenwirkens von 
(kommunaler) Praxis, Politik und Wissenschaft. Trotz guter An-
sätze, wie im Beitrag beispielhaft gezeigt, ist die notwendige Zu-
sammenarbeit erst ansatzweise entwickelt. Deshalb gilt: Wenn man 
tatsächlich mehr Nachhaltigkeit in der Prävention erreichen will, 
müssen Eigeninteresse und Ressortdenken überwunden und Pra-
xis, Politik und Wissenschaft aufeinander zugehen. Und dies nicht 
zuletzt aufgrund des wachsenden Interesses für „nachhaltige Prä-
vention“ von Kriminalität, Gewalt und Rechtsextremismus, das 
sich innerhalb der drei Bereiche gleichermaßen wiederfindet sowie 
aus dem Anlass heraus, dass „nachhaltige Prävention“ ein gesamt-
gesellschaftlicher Auftrag ist. Eine effektive und effiziente Präventi-
on bedarf demzufolge nicht nur dem Engagement vieler einzelner 
gesellschaftlicher Kräfte, sondern auch dem strukturierten Zusam-
menspiel vielfältiger Ressourcen und Unterstützungssysteme sowie 
verschiedener Entscheidungsträger aus Praxis, Politik und Wissen-
schaft (vgl. Steffen 2014). Zur strukturellen Umsetzung können – 
wie gezeigt – vorhandene kommunale Netzwerke genutzt werden.

2.	 Primäre Orientierung: frühzeitig, entwicklungsorientiert, 
längerfristig

Nachhaltige Entwicklung stellt sich als Daueraufgabe dar, de-
ren präventiver Einsatz bereits im frühen Entwicklungsstadi-
um eines Kindes an- und einsetzen soll (vgl. Beelmann 2013, 
2012). Ziel ist es, risikofördernde Bedingungen wahrzunehmen, 
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zu mindern und die persönliche Entfaltung der Kinder und Ju-
gendlichen zu optimieren. „Nachhaltige Prävention“ bedeutet 
demzufolge, kurzzeitige Maßnahmen durch längerfristige In-
itiativen zu ersetzen (vgl. Lösel 2012). Längerfristig bedeutet 
jedoch auch, Präventionsbemühungen nicht nur temporär an 
den Entwicklungsverlauf des Kindes auszurichten, sondern Prä-
vention darüber hinaus prozessual zu gestalten sowie auf die Si-
tuation und das Entwicklungsniveau abzustimmen. Entwick-
lungsförderung bedarf, neben der Orientierung am Individuum 
selbst, auch die Berücksichtigung dessen Lebensbedingungen und  
-umwelten. Dies erfordert die Einbeziehung vieler Akteure, um 
problematische Einflussbereiche des Lebensumfeldes zu optimie-
ren und entsprechende Kompetenzen zu fördern.

3.	 Vielfalt der Angebote versus fehlende Wirkungsaussagen

Grundsätzlich sollten Evaluationen und deren wissenschaftliches 
Feedback Basis bestehender Präventionsmaßnahmen sein. Über-
greifende und allgemeingültige Wirkungsaussagen können jedoch 
aufgrund fehlender einheitlicher Kriterien kaum erteilt werden. 
Die Qualität eines Programms und dessen Erfolgswahrschein-
lichkeit misst sich v. a. an der guten Dokumentation, Transparenz 
der Umsetzung und Einhaltung der Qualitätskriterien. Unter Be-
rücksichtigung dieser Aspekte erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, 
nicht nur Optimierungen vorzunehmen, sondern auch fachöf-
fentliches Interesse zu erhalten und ggf. günstige Bedingungen 
für einen Transfer zu schaffen (vgl. Beelmann 2013). Doch der 
Vielfalt der Angebote steht ein Mangel wissenschaftlich evaluier-
ter Ansätze gegenüber. Im Zuge dessen wächst der Bedarf ein-
heitlicher Qualitätskriterien, nach denen sich a) die konzeptionel-
len Bestimmungen einer Maßnahme orientieren, b) Forschungs-
aktivitäten und Evaluationen ausrichten sowie c) Bewertungen 
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und kategoriale Zuordnungen der Maßnahmen erfolgen können. 
Dennoch gibt es mittlerweile Fortschritte. Diese bestehen u. a. 
darin, dass die Bedingungen einer gelungenen und nachhalti-
gen Entwicklungsförderung beschrieben und begründet wurden. 
In der praktischen Umsetzung gilt es nunmehr, zunächst einen 
Überblick über „nachhaltige“ und „weniger nachhaltige“ Ansät-
ze in der Präventionslandschaft zu erhalten. Erste Analysen lie-
gen vor (vgl. z. B. Schubarth/Kopp/Kamm 2012), weitere Berei-
che sollten erfasst werden. Der Landespräventionsrat kann hierbei 
Anregungs- und Koordinierungsaufgaben übernehmen.

4.	 Professionalisierung der Anwender

Die Umsetzung der Maßnahmen hängt auch maßgeblich von der 
Professionalität ihrer Anwender an. Theoretische Konzeptionie-
rungen erhöhen nur dann ihre Erfolgswahrscheinlichkeit, wenn 
die pädagogischen Fachkräfte entsprechende Ausbildungen und 
Trainings erhalten, um kompetent Handlungsanweisungen zu er-
teilen sowie Praktiken der Programme zu verstehen und umsetzen 
zu können. Mit Blick auf die Nachhaltigkeit gilt auch hier der 
Grundsatz wiederholter und abgestimmter Fort- und Weiterbil-
dungen. Diese empirisch gesicherte Befundlage macht sowohl die 
Etablierung von Strukturen und Ressourcen zur Entwicklung von 
Professionalität als auch für die Kontinuität des Personals in den 
beteiligten Institutionen notwendig. Zur Gewährleistung dessen 
ist das unmittelbare Zusammenwirken von Wissenschaft und Pra-
xis bedeutsam (vgl. Steffen 2014).
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5.	 Öffentlichkeits- und Netzwerkarbeit

Zur optimalen Anwendung und Nutzung bestehender Program-
me und Maßnahmen ist eine (landesweite) Bestandsaufnahme 
eine notwendige Voraussetzung. Hierbei sollte das Prinzip gelten, 
sich an dem Vorhandenen zu orientieren und Ansätze zu bündeln, 
bevor ständig „Neues“ eingeführt wird. Dies verlangt eine auf-
klärende Öffentlichkeitsarbeit und einen regelmäßigen Austausch 
sowie die Einbeziehung verschiedener Verantwortlichkeiten (z. B. 
Kommune, Schulamt, Stadt etc.). Hierbei stellt sich jedoch die 
Frage, wie eine intensivere Begleitung und Einbeziehung der zi-
vilen Akteure aus der lokalen Praxis für die nachhaltige Imple-
mentierung von Präventionsansätzen gewährleistet werden kann. 
„Nachhaltige Prävention“ stellt höhere Anforderungen an Akteure 
und Institutionen, v. a. hinsichtlich der Klärung von Kompetenz- 
und Verantwortungsbereichen innerhalb der Kommune sowie der 
Zusammenführung durch ein Steuerungs- und Koordinierungs-
organ. Im Interesse eines gelingenden Aufwachsens von Kindern 
geht es um die Schaffung eines funktionierenden Netzwerks und 
um die Überwindung des vorherrschenden Ressortdenkens. Der 
Landespräventionsrat, selbst ein Beispiel Ressort übergreifender 
Zusammenarbeit, kann dafür Impulse geben und Kommunen 
bei ihren Bemühungen um „nachhaltige Prävention“ begleiten. 
Auch der Einsatz von (de-)zentralen Präventionsmanagern wäre 
eine Option.
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Petra Guder und Bernd-Rüdeger Sonnen

Nachhaltige Kriminalprävention:  
Nationale und Internationale Entwicklung

1.	 Notwendigkeit nachhaltiger Kriminalprävention

Der 19. Präventionstag 2014 zur Forderung „Prävention braucht 
Praxis, Politik und Wissenschaft“ endete mit der Karlsruher Er-
klärung, mit deren Hilfe der Grundsatz des Vorranges der Prä-
vention vor der Repression, verstanden als gesamtgesellschaftli-
che, ressortübergreifende und interdisziplinäre Aufgabe, zur Kurs-
korrektur auf allen Ebenen der Prävention (Kommune, Land und 
Bund) führen soll. Kriminalprävention als „eine alternative, nicht 
punitive Antwort auf die Herausforderung, Kriminalität zu ver-
hindern und das Sicherheitsgefühl zu verbessern“ (DPT 2014: 4) 
muss auf der Grundlage theoretischer und wissenschaftlich-empi-
rischer Kenntnisse beruhen, also evidenzbasiert sein. Für die Kri-
minalpolitik auf Bundesebene könne aber insoweit davon noch 
keine Rede sein, sie stelle sich gegenüber empirischen Erkenntnis-
sen eher taub. Dabei ist gerade für das (hier interessierende) Ju-
gendstrafrecht durch die beiden Jugendgerichtsänderungsgesetze 
(1990, 2008) die Orientierung an Wirklichkeit und Wirksamkeit 
sogar gesetzlich vorgegeben.

2.	 Das 1. Jugendgerichtsgesetz (JGGÄndG) 1990

Die Begründung liest sich wie eine (freilich nicht intendierte) 
Antwort auf Martinson (1974) „Nothing works“ und so, als hätte 
sich der Gesetzgeber an das Gebot der sog. Doppelintegration ei-
nerseits an Praxis (gesetzliche Verankerung von praktisch erprob-
ten ambulanten Praxismodellen im Rahmen der inneren Reform) 
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und Theorie sowie andererseits an Strafrecht und Kriminologie 
orientiert. Fast wird das Idealbild einer gesamten Strafrechtswis-
senschaft sichtbar, wie es Hassemer skizziert hat: „Die Gerechtig-
keit aus dem Strafrecht, die Wahrheit aus der Kriminologie und 
die praktische Vernunft aus der Kriminalpolitik im abgestimmten 
Miteinander – Fürwahr ein Paradies“ (Hassemer 2004: 19ff).

Auf neuere kriminologische Erkenntnisse der Sanktionsforschung 
wird ausdrücklich Bezug genommen (vgl. Deutscher Bundestag 
1989):

•	 Informelle Erledigungen sind humaner, schneller, kosten- 
günstiger und zur Rückfallvermeidung von höherer 
Effizienz.

•	 Neue ambulante Maßnahmen wie Betreuungsweisung, 
sozialer Trainingskurs und Täter-Opfer-Ausgleich können 
die traditionellen Sanktionen Geldauflage, Jugendarrest 
und Jugendstrafe weitgehend ersetzen, ohne die Rückfall-
wahrscheinlichkeit zu erhöhen.

•	 Die schädlichen Nebenwirkungen von Untersuchungshaft, 
Jugendarrest und Jugendstrafe sind seit langem bekannt.

3.	 Das 2. JGGÄndG 2008

Anlass für das Änderungsgesetz war die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 31.05.2006, nach welcher der gerichtli-
che Rechtsschutz im Jugendstrafvollzug geregelt werden und der 
Jugendstrafvollzug insgesamt auf eine gesetzliche Grundlage ge-
stellt werden musste. Dies ist nach der Föderalismusreform, mit 
Wirkung vom 01.01.2008, dann in 16 Landesjugendstrafvoll-
zugsgesetzen geschehen.
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Herzstück der Reform ist § 2 Abs. 1, der erstmals in der 
Geschichte des JGG mit den Eckdaten 1923, 1943, 1953 und 
1990 eine ausdrückliche Zielbestimmung enthält. Ziel des Ju-
gendstrafrechts ist es, erneuten Straftaten entgegenzuwirken, also 
die Rückfallkriminalität eines Jugendlichen oder Heranwachsen-
den zu vermeiden.

Der Weg zur Zielerreichung ist „vorrangig“ der Erziehungs-
gedanke. „Vorrangig“ weist darauf hin, dass sich nicht hinter jeder 
Straftat eines jungen Menschen ein Erziehungsdefizit verbirgt, so-
dass nicht immer ein erzieherischer Bedarf gegeben ist. Die Frage, 
ob durch die ausdrückliche Zielbestimmung der Legalbewährung 
die Kritik am „diffusen Inhalt des Erziehungsprinzips“ ausgeräumt 
ist, hat die Bundesregierung dahingehend beantwortet, dass das 
Ziel eines künftigen Lebens ohne Straftaten dem Maß und der 
Gestaltung der erzieherischen Einwirkung „klare Konturen“ gibt 
und zugleich Grenzen setzt (Deutscher Bundestag 1989: 67). In 
der Tat bedarf es an dieser Stelle keiner Stellungnahme dazu, ob 
der Erziehungsgedanke pädagogisch, psychologisch, soziologisch 
oder juristisch zu verstehen ist (Erziehung „durch“, „statt“ oder 
„als“ Strafe). Erziehung meint positive Individual(Spezial-)prä-
vention, setzt auf soziale Integration und orientiert sich an § 1 
SGB VIII (Recht auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit, wobei der Akzent auf 
eigenverantwortlich und Gemeinschaftsfähigkeit zu setzen ist).1

Kritik und Diskussionen2 um den Erziehungsgedanken 
im Jugendstrafrecht als Gegenstand der Entscheidung des Ober-
landesgericht (OLG) Schleswig sollten inzwischen erledigt sein: 
„Wenn der mit der gesetzgeberischen Zielsetzung vorgesehene 
Sinn und Zweck einer Norm auf Dauer schlechthin nicht um-
gesetzt werden kann, also als utopischer Programmsatz gleichsam 

1	 Zum Problem „Werte und Gesellschaft“ vgl. auch Schumacher (2008).
2	 Siehe z. B. Cornel (2010) und Pieplow (2014).
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im luftleeren Raum stehen bleibt“ (NStZ 1985: 475), verstieße 
die Verhängung einer Jugendstrafe als Erziehungsstrafe gegen die 
Menschenwürde und wäre verfassungswidrig. Die Neuregelung 
benennt ausdrücklich ein konkretes Ziel und zeigt den Weg zur 
Zielerreichung (über Erziehung) auf. Es geht also nicht etwa um 
die Frage nach Milde oder Härte (neue Punitivität), sondern um 
Wirksamkeit und Nachhaltigkeit sowie um einen ressourcenscho-
nenden Mitteleinsatz. In der Frage, ob und in welchem Maße die 
Zielvorgaben erreicht werden, rücken empirisch gesicherte Er-
kenntnisse der kriminologischen Sanktionsforschung in das Zen-
trum der Bestimmung von Reaktions- und Sanktionsmöglichkei-
ten des JGGÄndG. Es gilt, was das Bundesverfassungsgericht für 
die Ausgestaltung des Jugendstrafvollzuges in der Grundsatzent-
scheidung vom 31.05.2006 verlangt und was allgemein Gültig-
keit im Gesamtsystem jugendstrafrechtlicher Sozialkontrolle ha-
ben sollte: Die gesetzlichen Vorgaben für die Ausgestaltung des 
Vollzuges müssen zudem auf sorgfältig ermittelten Annahmen 
und Prognosen über die Wirksamkeit unterschiedlicher Vollzugs-
gestaltungen und Behandlungsmaßnahmen beruhen. Der Gesetz-
geber muss vorhandene Erkenntnisquellen, zu denen auch das in 
der Vollzugspraxis verfügbare Erfahrungswissen gehört, ausschöp-
fen und sich am Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse orien-
tieren (vgl. BVerfGe 2006).

Gesetzgeber und Gesetzesanwender müssten die Möglich-
keit haben, auch im Vergleich mit den Erfahrungen anderer au-
ßerhalb der eigenen Kompetenzbereiche zu lernen. Insoweit sei die 
Erhebung aussagefähiger, auf Vergleichbarkeit angelegter Daten 
zur Feststellung und Bewertung von Erfolgen und Misserfolgen, 
gemessen auch an Rückfallhäufigkeiten und die zielgerichtete Er-
forschung der jeweils verantwortlichen Faktoren, besonders wich-
tig. „Solche Daten dienen wissenschaftlicher und politischer Er-
kenntnisgewinnung sowie einer öffentlichen Diskussion, die die 
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Suche nach besten Lösungen anspornt und demokratische Verant-
wortung geltend zu machen erlaubt“ (BVerG 2006: Rn. 64).

Mit dem neuen § 2 Abs. 1 JGGÄndG haben wir damit ei-
nen Gradmesser für die Qualität der Jugendkriminalrechtspflege 
in der Praxis und bei künftiger Gesetzesgestaltung. Die Orientie-
rung an Wirklichkeit und Wirksamkeit prägt somit den Stand-
ort des Jugendstrafrechts innerhalb des Gesamtsystems sozi-
aler Kontrolle. Es geht, wie v. a. immer wieder von Rössner be-
tont, um Aufgabe und Ziel des Jugendstrafrechts beim Norm-
lernen, um Mittel, Instanzen und Wirksamkeiten des Norm-
lernens und letztlich um die Entwicklung normativer Verant-
wortlichkeit und sozialer Handlungskompetenz sowie allge-
mein um die soziale Entwicklung junger Menschen (vgl. Meier/ 
Rössner/Trüg 2014; Meier/Rössner/Schöch 2013; Rössner 2013).

Stichworte wie die Orientierung an der Wirklichkeit der 
Kriminalitätslage und der Wirkung der Reaktions- und Sanktions- 
möglichkeiten auch auf der dritten Stufe der Kriminalprävention 
(Verhinderung erneuter Kriminalität) führen zu der Frage nach 
dem Verhältnis von Erziehung, Normlernen sowie der Grundlage 
und den Rahmenbedingungen einer evidenzbasierten Kriminal-
prävention unter dem Aspekt von Folgenorientierung (effektiv 
und effizient) und möglicher Alternativen. Auf der Basis interna-
tionaler kriminologischer Forschung hat Rössner die Eckpunk-
te für eine solche evidenzbasierte Kriminalprävention zielführend 
und tragfähig herausgearbeitet (vgl. Rössner 2013).

Für Praktiker in der Jugendkriminalrechtspflege stellt sich 
dann die kritische Frage, ob wir immer wissen, was wir tun. Der 
Titel einer Praxis-Theorie-Fortbildung „Zwischen Sein und Sollen, 
Können und Wollen“ provoziert die Problemstellung „glauben 
wir mehr, als wir wissen“ oder wissen wir mehr bzw. sollten und 
könnten wir mehr wissen, als wir glauben (z. B. hinsichtlich der 
Wirksamkeit von zunehmender Härte und neuer Punitivität). Für 
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die Gesetzgebung und damit mittelbar auch für die Praxis der An-
wendung des Jugendstrafrechts im Jugendstrafverfahren hat das 
Bundesverfassungsgericht am 31.05.2006 darauf hingewiesen, 
dass es auf einer den grundrechtlichen Anforderungen nicht ge-
nügenden Berücksichtigung vorhandener Erkenntnisse hindeuten 
könne, wenn völkerrechtliche Vorgaben und internationale Stan-
dards mit Menschenrechtsbezug nicht beachtet oder unterschrit-
ten werden. Dazu zählen auch „die Europäischen Grundsätze für 
die von Sanktionen oder Maßnahmen betroffenen jugendlichen 
Straftäter und Straftäterinnen“:

•	 „Die Sanktionen und Maßnahmen für Jugendliche sind 
anhand von Forschungsstudien und auf der Grundlage ei-
ner wissenschaftlichen Evaluation zu entwickeln.

•	 Zu dem Zweck sind vergleichende Daten zusammen zu 
tragen, die die Bewertung des Erfolgs oder Misserfolgs von 
Sanktionen und Maßnahmen, die in Einrichtungen oder 
außerhalb des Vollzugs durchgeführt werden, zulassen. Bei 
einer solchen Evaluation sind die Rückfallquoten und de-
ren Gründe zu berücksichtigen.

•	 Außerdem sind Daten zur persönlichen und sozialen Si-
tuation des Jugendlichen sowie über die Bedingungen in 
den Einrichtungen, in denen die Jugendlichen unterge-
bracht sind, zu sammeln.“ (BMJ/BMJ/Justiz- und Polizei-
department 2008: 46)
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4.	 Nationale Entwicklungen

Auf der Suche nach empirisch gesicherten Erkenntnissen der 
Wirkungsforschung, die weltweit wirken und damit auch auf 
Deutschland übertragbar sind, rückten zunächst international 
der sog. Sherman-Report und später die Blueprints in den Mit-
telpunkt des Interesses. Sherman, Gottfredson, McKenzie u. a. 
hatten 1997 im Auftrag des Kongresses der Vereinigten Staaten 
zum Thema „Preventing Crime“ die Fragen „What works, what 
doesn’t, what’s promising“ durch über 500 Evaluationsstudi-
en ausgewertet; Anlass für die Landeshauptstadt Düsseldorf, an 
Rössner und Bannenberg (2002) einen Gutachtenauftrag zu den 
Leitlinien einer wirkungsorientierten Kriminalprävention zu ver-
geben. Unterschieden wird zwischen Interventionsprogrammen, 
die sich unmittelbar gegen strafbares Verhalten richten und so-
ziale Integrationsprogramme. Insgesamt wurden 61 Studien auf 
ihre Wirkung evaluiert, von denen 19 mit sehr gut und zehn mit 
ungenügend bewertet worden sind, zu letzteren gehören v. a. Pro-
gramme der Massenmedien ebenso wie unspezifische Sozialarbeit 
in Familie und Schule. Die Sekundäranalysen belegen Erfolge in 
der primären Prävention durch frühes Normlernen in einer unge-
störten Entwicklung mit emotionaler Bindung, Konsequenz und 
Konsistenz in der Erziehung. Die Präventionspraxis sollte sowohl 
einstellungs- als auch verhaltensorientierte Ansätze kombinieren. 
Wenig erfolgversprechend sind ambulant bzw. stationär verbin-
dende Projekte, Drill- und Abschreckungsprogramme sowie Ge-
fängnis- und Polizeibesuchsprogramme.

Angesichts des nach wie vor ungenügenden Wissens über 
wirkungs- und wissensbasierte Programme, gerade auf der dritten 
Stufe der Kriminalprävention (Verhinderung erneuter Kriminali-
tät), erstellte Wolfgang Heinz (2012, 2007) eine Sekundäranaly-
se zur empirisch belegten Wirksamkeit jugendkriminalrechtlicher 
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Sanktionen und Reaktionen. Einen Teilausschnitt bilden dabei 
die Befunde aus neueren Langzeit- und Kohortenuntersuchungen 
mit den Erkenntnissen der Lebenslaufforschung über Jugendde-
linquenz (entwicklungsdynamisch, mit wechselhaften Verläufen 
oder kontinuierlich „chronisch“). Drei Langzeitstudien sollen ex-
emplarisch vorgestellt werden:

Das Ehepaar Glueck hatte von 1939 bis 1963 insgesamt 
1 000 Probanden (je 500 delinquent/nicht delinquent) aus Bo-
ston im Alter von 10 bis 17 Jahren bis zum 32. Lebensjahr hin 
untersucht (vgl. Glueck/Glueck 1968). Aus dem Vergleich sollten 
die Ursachen der Jugendkriminalität erkannt und in eine Progno-
setafel umgesetzt werden. Aus dem Datenmaterial der Gluecks 
haben Sampson und Laub (1993) die weitere Delinquenzentwick-
lung im Hellfeld bis zum 45. Lebensjahr folgend verfolgen kön-
nen (vgl. Sampson/Laub 1993) und schließlich nach erneuter 
empirischer Überprüfung in 52 Fällen sogar bis zum Alter von 
70 Jahren (vgl. Laub/Sampson 2003). Ausgehend von der Bedeu-
tung sozialer Bindungen als Hintergrund für Kriminalität können 
geschwächte oder nicht vorhandene Bindungen in altersabhän-
gigen Entwicklungsstadien eine kontinuierliche Verfestigung der 
Jugend- zur Erwachsenenkriminalität begünstigen, es sei denn, 
dass neue soziale Bindungen in Partnerschaft, Elternschaft und 
im Beruf der weiteren Entwicklung eine veränderte Richtung ge-
ben (Wendepunkt = Turning Point).

Nach dem Vorbild der Untersuchungen durch das Ehe-
paar Glueck ist die Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung 
von Göppinger (2008, 1983) entstanden, in der 200 männliche 
Strafgefangene (Häftlings-Probanden) im Alter von 20 bis 30 Jah-
ren und 200 nicht Inhaftierte gleichen Alters (Vergleichs-Proban-
den) in einem ersten Abschnitt (1965 bis 1970) ihrer Entwick-
lung bis zum 32. Lebensjahr untersucht worden sind. Eine Nach-
untersuchung, in den Jahren 1987 bis 1995 für 240 Probanden 
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(Häftlings-Probanden = 122, Vergleichs-Probanden = 118), konnte 
ihren weiteren Lebenslauf erfassen. Für das 39. Lebensjahr lagen 
noch für 176 und für das 46. Lebensjahr noch 61 Datensätze 
der Häftlings-Probanden vor. Auf der Grundlage der Tübinger 
Jungtäter-Vergleichsuntersuchung haben Stelly und Thomas  
(2001) herausgefunden, dass auch bei den Häftlings-Probanden 
trotz zahlreicher Risikofaktoren spätestens zum Ende des dritten 
Lebensjahrzehnts die Kriminalitätsbelastung deutlich sinkt bzw. 
gegen Null tendiert, in dem soziales Kapital durch starke soziale 
Bindungen (in Partnerschaft, Familie und Beruf ) aufgebaut und 
damit der Einstieg in eine prosoziale Lebensführung zugleich den 
Ausstieg aus dem delinquenten Verhalten markiert.

Im Mai 2014 ist die Langzeitstudie von Boers und Reinecke, 
„Kriminalität in der modernen Stadt“ vorgestellt worden. Die 
anonyme Befragung von 3 411 Duisburger Schülern im durch-
schnittlichen Alter von 13 Jahren wurde 2002 begonnen, bis zum 
20. Lebensjahr jährlich wiederholt und mit dem 24. Lebensjahr 
(im 2-jährigen Abstand) abgeschlossen. Danach haben 84 % der 
Jungen und 69 % der Mädchen schon einmal eine leichte bis mit-
telschwere Straftat begangen (vgl. Boers/Reinecke 2014). Die De-
linquenzbelastung nimmt schon nach dem 16. Lebensjahr durch 
eine erfolgreich vermittelte Wertorientierung und Normverdeut-
lichung wieder ab. Auch die kleine Gruppe von 6 % bis 8 % sog. 
Intensivtäter, die für die Hälfte aller Taten und mehr als Dreivier-
tel der Gewaltdelikte verantwortlich sind, bleiben nicht nach dem 
Motto „Einmal kriminell – immer kriminell“ lebenslang straf-
fällig. Neue stabile soziale Bindungen eröffnen Ausstiegschan-
cen. Auch begehen Jugendliche mit Migrationshintergrund nicht 
häufiger Gewaltstraftaten als Jugendliche ohne Migrationshinter-
grund – ein Befund, der entsprechende Vorurteile abbauen sollte.
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5.	 Internationale Entwicklungen

Die Vereinten Nationen haben, beginnend mit den UN-Mindest-
standards für die Jugendgerichtsbarkeit, der Kinderrechtskon-
vention von 1989 und im Anschluss daran mit den Richtlinien 
zur Prävention von Jugenddelinquenz, den Richtlinien für den 
Schutz von Jugendlichen in freiheitsentziehenden Maßnahmen 
sowie den Mindeststandards für ambulante Strafen und Maß-
nahmen (sämtlich 1990) weltweit umfassende Rahmenrichtlinien 
entwickelt.

Die Frage wirksamer kriminalpräventiver Programme ge-
winnt vor diesem Hintergrund international, v. a. in den USA, 
aber auch in Europa zunehmende Bedeutung. Der internationale 
Austausch von Wissenschaft und Praxis zu nachgewiesen wirksa-
men Programmen hat – im Zeichen der zunehmenden Globali-
sierung – steigende Tendenz. Im Blickpunkt des Interesses steht 
dabei die nachhaltige Implementation solcher Programme sowie 
die gründliche Evaluation und Begleitforschung. Forderungen zur 
interdisziplinären Kooperation für eine gelingende Kriminalprä-
vention und internationaler Zusammenarbeit begleiten die Fra-
gen nach dem, was, wann und wie am ehesten wirkt und was 
nicht. Auffallend ist, dass die Ergebnisse der umfassenden und 
richtungsweisenden Wirksamkeitsforschung in den USA (im Ge-
gensatz zur bislang auf politischer Ebene immer noch nicht ra-
tifizierten Kinderrechtskonvention) zumeist in Kanada, Groß-
britannien, Australien und in den skandinavischen Ländern re-
pliziert werden – „wherever Canada, the UK and the USA have 
gone, so have the Scandinavian countries and Australia/New Zea-
land“ (Porporino 2010: 61 ff). In den europäischen Staaten sind 
Replikationen solcher Programme unterschiedlich intensiv er-
folgt. In Deutschland hat man bislang dabei eher zurückhaltend 
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reagiert und sich mehr auf die Identifikation eigener Programme 
konzentriert.

International valide und damit grenzüberschreitende For-
schungsbefunde zum Normlernen, zum Einfluss und Bezug von 
individuellen und strukturellen Risiko- und Schutzfaktoren legen 
nahe, dass zwar kulturelle und traditionelle Unterschiedlichkei-
ten zu gewichten sind, aber die grundlegende Frage der Stufen 
des Normlernens geklärt ist und daher das Rad nicht immer wie-
der neu erfunden werden muss. Wirksame Kriminalprävention 
ist perspektivisch breiter und sozial präventiver anzulegen als eine 
Fokussierung auf sekundäre und tertiäre Präventionsarbeit. Eine 
Vielzahl der in der Evaluationsforschung als wirksam beschriebe-
nen Programme richtet sich deshalb richtigerweise an junge Men-
schen unterhalb des Eintritts der Strafmündigkeit.

5.1	 Prävention in Europa

In Ergänzung zu den weltweiten Mindeststandards und Richtli-
nien der UN hat die Europäische Union (EU) ihrerseits in den 
vergangenen Jahren zahlreiche Anstrengungen zur Harmonisie-
rung der in den europäischen Mitgliedsstaaten traditionell teils 
sehr unterschiedlichen Rechtssysteme unternommen. Neben 
den bereits im vorangegangenen Kapitel zitierten europäischen 
Grundsätzen aus dem Jahre 2008 für die von Sanktionen oder 
Maßnahmen betroffenen jugendlichen Straftäter beinhalten jüng-
ste Richtlinien auf europäischer Ebene klare Leitlinien für gelin-
gendes Praxishandeln, bei denen Interdisziplinarität, Fortbildung 
und wissenschaftliche Erkenntnisse im Zentrum der Forderungen 
für junge Menschen stehen. Zwei weitere sollen exemplarisch her-
ausgegriffen werden.
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European Child Friendly Justice Guidelines (2010)

Kern der Leitlinie ist die Forderung nach interdisziplinärer Zu-
sammenarbeit aller im Bereich des Straf- und Zivilrechts und der 
Administration tätiger Fachdisziplinen zur Verbesserung des Zu-
ganges, der Beteiligung und der Behandlung von Kindern in der 
Justiz. Damit verbunden sind Forderungen nach multidiszipli-
närer Zusammenarbeit und Ausbildung, die Förderung der For-
schung und einem internationalen Austausch bzw. einer Koopera-
tion in allen Aspekten einer kinderfreundlichen Gerichtsbarkeit.

European Probation Rules (2010)

Im Mittelpunkt der Leitlinie stehen konstruktive, auf Assessments 
basierende und ausgewählte Interventionen mit dem Ziel der Re-
habilitation und Abkehr von delinquentem Verhalten durch eine 
Vielzahl von interdisziplinären Methoden unter Anwendung fun-
dierter Kenntnisse auf wissenschaftlicher Grundlage. Die Exper-
tise und die Erfahrung der mit der Bewährungsaufsicht befassten 
Stellen sollen zur Entwicklung von Strategien zur Kriminalitäts-
reduzierung genutzt werden, einschließlich gemeinsamer Inter-
ventionen und Partnerschaften. Die Verfahren und Praxis der 
Bewährungshilfe sollen so weit wie möglich evidenzbasiert sein 
und dafür die notwendigen Ressourcen für gründliche Forschung 
und Evaluation bereitstellen. Gesetze, Politik und Praxis sollen auf 
fundierten wissenschaftlichen Kenntnissen fußen und internatio-
nal anerkannten Standards entsprechen.
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5.2	 Jugendkriminalprävention im  
europäischen Vergleich

Die Umsetzung europäischer Richtlinien in Praxishandeln am 
Beispiel der Präventionsprogramme einiger europäischer Län-
der gibt einen Eindruck über die bereits erfolgte Adaption die-
ser Richtlinien in die nationale Gesetzgebung. Die osteuropä-
ischen Staaten sind bemüht, Jugendgerichtssysteme analog der 
UN-Richtlinien und der europäischen Standards zu entwickeln. 
Viele der erzieherischen Maßnahmen und Alternativen existie-
ren bislang nur begrenzt. Dünkel, Grzywa, Horsfield u. a. (2010) 
zeigen in ihrer rechtsvergleichenden Analyse aller europäischen 
Jugendgerichtssysteme viele Gemeinsamkeiten, aber auch weit-
reichende Unterschiede auf, u. a. hinsichtlich der Strafmündig-
keit, der Bestrafungsformen und der Verfügbarkeit alternativer 
Programme. Hinzu kommen länderspezifische Begrifflichkeiten, 
deren Entsprechung in anderen Systemen nur schwer abbildbar 
ist. Beispielsweise ist die Rolle des deutschen Jugendgerichtshel-
fers, oft als Youth Court Aid Officer übersetzt, nicht ohne weiteres 
verstehbar, denn es ist in anderen Systemen i. d. R. der Probation 
Officer/Bewährungshelfer (PO), der die Aufgabe der Jugendge-
richtshilfe oder auch Jugendhilfe im Strafverfahren erledigt, was 
aber nicht automatisch den Schluss zulässt, dass die Jugendlichen 
deshalb „unter Bewährung“ stehen. Solchen begrifflichen Defini-
tionsproblemen sahen sich auch Dünkel u. a. (2010) ausgesetzt, 
deren Analyse der Jugendgerichtssysteme nicht nur vier Bände, 
sondern auch ein umfangreiches Glossar der Vergleichsbegriffe 
umfasst. Wenn also international bisweilen kulturelle Bedenken 
als Hindernis für die Implementation nachgewiesener wirksamer 
präventiver Programme zu Buche schlagen, so sind diese kultu-
rellen Unterschiede ganz wesentlich auch in der Abweichung der 
Systeme und einer gelingenden Übersetzung zu suchen.
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Die Inhaftierungsraten auf europäischer Ebene zeigen, dass 
es nicht nur einer gelingenden Übersetzung, sondern auch einer 
gelingenden Implementation wirksamer Präventionsprogramme 
bedarf. Der Europarat hat sich zwar verpflichtet, die vorzeitige 
Entlassung zum Zwecke der Reintegration in die Gesellschaft und 
zur Vermeidung von Überbelegungen und anderen Missständen, 
die mit der exzessiven Verhängung von Haft unweigerlich ein-
hergehen, zu fördern. Jedoch ist es nach der vom Europarat am 
29.04.2014 bekannt gegebenen jährlichen Strafstatistik für das 
Jahr 2012 den europäischen Staaten bislang nicht gelungen, die 
Überbelegung in Gefängnissen zu verringern. Die Bewährungs-
strafen haben zwar zugenommen und von 2011 bis 2012 hat sich 
die Zahl der Häftlinge pro 100 Plätze von 99,5 auf 98 verringert, 
aber die Überbelegung ist nach dem Bericht in 21 europäischen 
Staaten nach wie vor ein schwerwiegendes Problem. Es besteht 
demnach offenbar eine beträchtliche Diskrepanz zwischen For-
derungen und Ansprüchen im Umgang mit Delinquenz und Prä-
vention im Hinblick auf tatsächliches Praxishandeln.

In den Wohlfahrtsmodellen der skandinavischen Länder, 
d. h. sozialen Modellen, die Erziehung als Antwort auf Jugend-
delinquenz außerhalb des Gerichtswesens beinhalten, werden 
Maßnahmeverschärfungen deutlich. Fraglich ist der ausreichende  
legale Schutz, da diese Maßnahmen i. d. R. außerhalb des Ge-
richtssystems veranlasst werden. Die Jugendjustizreformen in den 
Niederlanden (1995), Frankreich (1996, 2002, 2007) und Eng-
land (1994, 1998) weisen punitive Verschärfungen auf, meistens 
mit Verweis auf die angeblich erfolgreichen US-amerikanischen 
„Get tough on Crime Policies“. England ist dabei dazu überge-
gangen, die Eltern straffälliger Kinder und Jugendlicher als ver-
meintlich wirksames Mittel gegen Delinquenz zu bestrafen. Da-
gegen zeigen andere Befunde, dass viele nordeuropäische Länder, 
einschließlich Deutschland und den Niederlanden, signifikant 



71Nachhaltige Kriminalprävention – Entwicklung

niedrigere Inhaftierungsraten aufweisen und offenbar deut-
lich stärker von alternativen Sanktionen Gebrauch machen (vgl. 
Vera Institute 2013). Nordirland zählt ebenfalls zu den Ländern 
mit einer der geringsten Inhaftierungsquoten. Der Bericht des 
Whitaker-Committe (2007) zur Reform des Irischen Strafsystems 
kommt u. a. zu dem Ergebnis, dass nicht nur dem Strafsystem, 
sondern dem gesamten Sozialsystem Beachtung geschenkt wer-
den muss. Entsprechend verwundert es nicht, dass in den Län-
dern, die einen größeren Anteil für Sozialausgaben aufwenden, 
die Inhaftierungsquote geringer ist und sich diese Beziehung in 
den letzten 15 Jahren verstärkt hat.

Trotz insgesamt unterschiedlicher Schwerpunktsetzungen 
in der teils ordnungs- und polizeiorientierten Kriminalprävention 
spiegeln sich die vorgenannten Befunde in den Übereinstimmun-
gen bei der Umsetzung geplanter kriminalpräventiver Program-
me und Initiativen, z. B. in Tschechien, Belgien, Finnland, Frank-
reich, Italien, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien und Großbri-
tannien, in Richtung nationaler Koordinierungsmechanismen, 
kommunaler Präventionsplanung zur Entwicklung alternativer 
Verfahren, nationaler Pläne zur Kriminalprävention und Opfer-
hilfe sowie zur Kriminalprävention, Kriminalitätskontrolle und 
Kriminalprävention als Teil einer nationalen Entwicklungsstrate-
gie wider (vgl. EU Parlament 2009). Dabei steht die interdiszi-
plinäre Zusammenarbeit auf nationaler Ebene ebenso im Fokus, 
wie die internationale Zusammenarbeit. Die Frage effektiver und 
alternativer Reaktionen, restorativer Justiz, Frühprävention, die 
Entwicklung präziser Ziele zur Reduzierung und Erforschung der 
verschiedenen Risiken, effizienter Verfahren im Sozial-, Gesund-
heits-, Arbeits- und Ausbildungssektor sowie die Bildung inter-
disziplinärer Expertenkommissionen zur Erforschung wirksamer 
Interventionen als auch nationale Kriminalpräventionsnetzwerke 
von Politik und Praxis runden das Bild ab.
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Die Abkehr von restriktiven Verfahren zugunsten präventi-
ver Programme wird auch durch aktuelle Themenstellungen eu-
ropäischer Tagungen unterstrichen. Exemplarisch seien hier die 
kriminologischen Kongresse in Litauen 2011 „Überdenken von 
Kriminalität und Bestrafung in Europa“ und Budapest 2013 „Jen-
seits von Punitivität – Kriminalität und Kriminalitätskontrolle 
in Europa“. Pfade zur Desistenz, sozialen Justiz, speziell in einer 
steigenden interkulturellen Gesellschaft sowie Friedensstiftung 
in ehemaligen Konfliktgesellschaften oder im Wandel befindli-
che Gesellschaften sind bspw. zentrale Themen des Europäischen 
Kongresses für Restorative Justiz im Juni 2014 in Belfast. Die ak-
tive Beteiligung und eine veränderte Täter-Opfer-Perspektive bei 
Täter-Opfer-Ausgleichen innerhalb der restorativen Justiz schei-
nen einen Effekt auf dauerhafte Desistenzentscheidungen zu ha-
ben. Shapland (2014) vertrat dazu anlässlich der Vorstellung der 
aktuellen Ergebnisse der Sheffield-Langzeit-Studie u. a. die These, 
dass die Beteiligungsmöglichkeiten des Täters bei ausgleichenden 
Prozessen, wie z. B. Täter-Opfer-Ausgleich, als Nebeneffekt einen 
Beitrag zur Abkehr von Delinquenz leisten.

5.2.1	 	European Crime Prevention Network (EUCPN)

Die Jahreskonferenzen des EUCPN bilden seit 2010 eine euro-
päische Plattform für gute und beste Präventionspraxis in ver-
schiedenen Bereichen. Das Thema „Kommunalpolitik als wirk-
sames Präventionswerkzeug gegen Einbruch, häusliche Gewalt 
und Jugenddelinquenz“ (2012) unterstreicht die Notwendigkeit 
der Abfederung wirksamer Präventionsprogramme durch sozial-
politische sinnvolle Entscheidungen, individuelle Ausgrenzungs-
prozesse und Hinwendung zu delinquentem Verhalten ange-
sichts steigender Armut, auch in den reichen europäischen Län-
dern durch die steigende Diskrepanz zwischen arm und reich. Auf 
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europäischer Ebene hat u. a. das EUCPN eine aktuelle Datenbank 
für sog. Good Practice Programme etabliert. Anhand verschieden-
ster Kategorien können als Good und Best Practice kategorisierte 
Präventionsprogramme der europäischen Länder aufgerufen wer-
den. Die Datenbank vermittelt einen guten Eindruck des Standes 
der evidenzbasierten Präventionsarbeit in den Mitgliedsstaaten. 
Das Netzwerk vermittelt auch einen Überblick über die aktuelle 
Forschungslage auf europäischer Ebene. Die EMCDDA (Euro-
pean Monitoring Centre for Drugs and Drug Addiction 1993), 
als dezentrale Einrichtung der EU gegründet, enthält Informatio-
nen über die europäische Drogenproblematik und evidenzbasierte 
Drogeninterventionsprogramme sowie Standards und Richtlinien 
für Praktiker. Über die eigene Datenbank können seit 2014 die 
Präventionsrichtlinien der Mitgliedsstaaten und deren Interven-
tionsprogramme abgefragt werden. Darüber hinaus gibt es euro-
paweit eine wachsende Anzahl von Best Practice-Publikationen.

5.2.2	 	WHO-Bericht zur Jugendgewaltprävention  
in Europa (2010)

Der Bericht der Weltgesundheitsorganisation über die Gewalt-
prävention und Stichwaffenprävention unter jungen Menschen 
in Europa kommt zu dem Ergebnis, dass junge Menschen, die zu 
den sozial benachteiligten Teilen der Gesellschaft gehören, unab-
hängig von der wirtschaftlichen Stellung eines Landes, unverhält-
nismäßig von interpersonaler Gewalt betroffen sind. Gewalttaten 
unter Jugendlichen seien bislang vorrangig aus der justiziellen Per-
spektive gesehen worden und die Berücksichtigung gesundheits-
politischer Folgen für Opfer von Gewalt durch Verhaltens- und 
psychische Probleme, z. B. PTSD (Posttraumatische Stress-Stö-
rung), sei nur mangelhaft erfolgt. Das erhöhte Gesundheitsrisiko 
zeige sich durch einen vermehrten Tabakkonsum, Alkohol- und 
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Drogenmissbrauch. Weitere Opferprozesse oder wechselnde Op-
fer- und Täterrollen wirken sich durch mangelnde Produktivität 
und Probleme der Opfer in der täglichen Lebensgestaltung, aber 
auch durch die hohen Kosten, die Täter und Opfer von Gewalt für 
das Gesundheitswesen, die Justiz, Erziehung und Ausbildung so-
wie für soziale und berufsbegleitende Dienstleistungen bedeuten, 
aus. Der Bericht differenziert nach individuellen, beziehungs-, 
gemeinwesen- sowie gesellschaftsbezogenen Risikofaktoren. Da-
nach besteht für Jungen ein höheres Risiko für Gewaltverhalten, 
speziell für diejenigen in delinquenten Peer-Gruppen. Kinder, die 
unter ungünstigen Kindheitseinflüssen leiden, sind als Jugendli-
che gewaltgefährdeter. Sind junge Menschen anderen Formen von 
Gewalt oder Angst vor Gewalt in der Schule und im Gemein-
wesen ausgesetzt, so wirkt dies risikoerhöhend für eine Beteili-
gung an Gewaltakten unter jungen Menschen. Das Einkommen 
und die soziale Ungleichheit sowie soziale Benachteiligung bil-
den starke Risiken für Jugendgewalt. Zwischen Alkohol-, Drogen-
konsum und Gewalt besteht eine starke Beziehung. Der wissen-
schaftliche Beweis, dass Jugendgewalt vermieden werden kann, 
ist nach dem Bericht erbracht. Der beste Nachweis wird durch 
Frühpräventionsprogramme erreicht, die im Kindesalter einset-
zen, wie Elternschule, Vorschulprogramme und auf lebensprakti-
sche Fähigkeiten ausgerichtete Interventionen sowie Veränderung 
von Settings, z. B. in Schulen durch Prävention von Mobbing. 
Der erschwerte Zugang zu und die Reduzierung von Alkohol-
missbrauch ist eine wichtige Präventionsstrategie. Der Wirksam-
keitsnachweis von Programmen, die sich an junge Menschen mit 
bereits vorhandenem Gewaltverhalten richten, ist grundsätzlich 
weniger entwickelt. Problemorientierte direkte Politikansätze und 
intensive Behandlungsprogramme für jugendliche Täter zeigen 
ebenfalls positive Resultate. Die Replikation international ent-
wickelter Programme in europäischen Settings wird zunehmend 
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wissenschaftlich untersucht sowie Verfahrensweisen getestet, die 
in Europa entwickelt wurden, was als sinnvoll angesehen wird. 
Die meisten der Programme erfordern eine disziplin-, fach- und 
organisationsübergreifende Zusammenarbeit. Indes sind die im 
Bericht diskutierten wirksamen Programme zur Jugendgewalt-
prävention meistenteils in Nordamerika entwickelt und evaluiert 
worden. Der Bericht mahnt, bei allem weitreichenden interna-
tionalen Wirksamkeitsnachweis, den die Programme erbracht ha-
ben, zur Vorsicht des Transfers in europäische Settings unter euro-
päischen Umständen, ohne dies jedoch weiter zu begründen. Vor 
allem bedürfe deren Implementation im europäischen Kontext 
guter Evaluationsrahmenbedingungen (vgl. WHO 2010).

5.3	 Jugendkriminalprävention USA

Im Hinblick auf die internationale Entwicklung zu einer wissens-
basierten Jugendkriminalprävention haben die USA mit der aktu-
ellen Wirksamkeitsforschung weitreichende Impulse zur interna-
tionalen Kriminalpräventionsdiskussion geliefert, auch wenn man 
die dortige Kriminalpolitik häufig eher mit restriktiven Ansätzen 
assoziiert und gerne auf europäischer Ebene auf die USA verweist, 
wenn es gilt, Verschärfungsbestrebungen in Europa unter Hin-
weis auf angebliche Erfolge solcher Praktiken in den USA „sa-
lonfähig“ zu machen. Dabei sind zwei Namen international hi-
storisch untrennbar und mit der Forderung nach Evaluation und 
Implementation nachgewiesener wirksamer Programme verbun-
den. Diese haben auch nicht unbeträchtlich die Grundlage für 
den Meinungswandel im Umgang mit Jugenddelinquenz hin zu 
wirksamen Programmen in den USA geprägt.
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Sherman Report (USA 1996/1997)

Der Kongress der Vereinigten Staaten beauftragte am 27.04.1996 
den Generalbundesanwalt eine umfassende unabhängige wissen-
schaftliche Evaluationsstudie auf der Grundlage der vom Bundes-
justizministerium finanzierten Interventionsprogramme erstellen 
zu lassen (vgl. Sherman 1998). Bundesstaaten und Kommunen 
sollten durch die Ergebnisse bei der erfolgreichen Kriminalprä-
vention unterstützt werden. In relativ kurzer Zeit, von August 
1996 bis Januar 1997, evaluierte die Universität Maryland die 
Wirksamkeit der Programme in folgenden Bereichen: a) Krimi-
nalprävention, speziell Jugendgewalt; b) Reduzierung von Risi-
kofaktoren für Jugendgewalt, einschließlich der in den Gemein-
wesen, in den Schulen und Familien; c) Stärkung von Schutz-
faktoren gegen Kriminalität und Delinquenz. Erheblich später, 
erst im Jahre 2002, wurden die Ergebnisse als Buch veröffentlicht 
und erfuhren seither international weitgehende Beachtung (vgl. 
Sherman/Farrington/Welsh u. a. 2002). Das Deutsche Forum für 
Kriminalprävention (DFK) bewertete den Bericht als „wesentli-
chen, wenn auch zugleich umstrittenen Meilenstein“, v. a. weil er 
in einer „bis dato unbekannten Form“ die Wirksamkeit von 500 
Präventionsprogrammen untersucht hatte. Einige der evaluierten 
Programme erschienen jedoch den Kritikern mit kulturellen und 
sozialen als auch politischen Rahmenbedingungen in Deutsch-
land nicht vereinbar zu sein und daher als Replikation nicht in 
Betracht zu ziehen.3 Kritisiert wurde die Studie auch wegen des 
relativ kurzen Auswertungszeitraumes und die von vornherein 
nur auf bereits vorhandene Studien begrenzte Auswertung; insbe-
sondere die Praxis kritisierte, dass dadurch etliche Programme von 
vornherein nicht erfasst wurden.

3	 So z. B. die kritische Würdigung des DFK.
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Wenigstens stehen aber seit dem Sherman-Report insbeson-
dere Scared Straight Programme und Bootcamps als unwirksam, re-
spektive kriminalitätsbegünstigend fest – eine wissenschaftliche Er-
kenntnis, die im Hinblick auf politische Entscheidungen, wie z. B. 
die Einführung des Warnschuss-Arrestes, zumindest in der Politik 
unbeachtet geblieben zu sein scheint oder populistischen Erwägun-
gen geopfert wurde. Bei den Ergebnissen des Berichtes zeigt sich auch 
eine bei der Diskussion von wirksamen Programmen weitestgehend 
vernachlässigte Komponente: Die Notwendigkeit geeigneter, flankie-
render sozialpolitischer und struktureller Maßnahmen als unverzicht-
barer Rahmen für gelingende Programme mit bleibenden Effekten.

Blueprint-Forschung (USA/Gründung 1996)

Zeitgleich mit dem Sherman-Report formierte sich 1996 an der 
Universität von Colorado am Center for the Study and Prevention 
of Violence die Blueprint-Initiative, unter Beteiligung von William 
Woodward, Bereichsleiter für Strafjustiz des US-Bundesstaates Co-
lorado, der u. a. zunächst die Finanzierung des Forschungsprojektes 
unter Beteiligung des Zentrums für Gesundheitskontrolle und Prä-
vention absicherte. Zu den Initiatoren gehörten auch Denise Gottf-
redson, Mitautorin des Sherman-Reports, und die Kriminalitäts- und 
Delinquenzkommission des US-Bundesstaates Pennsylvania. Auf der 
Grundlage eines generellen wissenschaftlichen Konsensus hinsicht-
lich der spezifischen individuellen Dispositionen, der kontextualen 
Bedingungen (Familie, Schule, Nachbarn, Peers) und bekannten 
Interaktionsdynamiken, die zur Hinwendung und Abkehr von Ge-
waltverhalten führen (Risiko- und Schutzfaktoren), sollten herausra-
gende Gewaltpräventionsprogramme identifiziert werden, die einen 
sehr hohen wissenschaftlichen Standard als Wirksamkeitsnachweis 
erfüllten. Anhand der Auswahl- und Bewertungskriterien a) stabiles 
Forschungsdesign; b) Nachweis signifikanter abschreckender Effekte; 
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c) Mehrfachreplikation; d) bleibende Effekte wurden diese Interven-
tionsprogramme identifiziert und in einer Serie von Blueprints be-
schrieben (vgl. z. B. Elliott/Cook/Gottfredson u. a. 1996). Mit einer 
Auswertung von mehr als 500 Delinquenz-, Drogen- und Gewalt-
präventionsprogrammen, die durch wissenschaftliche Besprechun-
gen empfohlen waren, wurde die Forschung seitdem kontinuierlich 
ausgeweitet. Die Programme sollten schließlich den Kern für eine 
nationale Gewaltpräventionsinitiative bilden – eine bahnbrechen-
de Wendung in der Diskussion um wissenschaftlich nachgewiesene 
Interventionsprogramme. Seit mehr als zehn Jahren wird die For-
schung vom OJJDP (Büro für Jugendjustiz und Delinquenzpräven-
tion beim Justizministerium der Vereinigten Staaten) finanziert.

Blueprints heute

Die Blueprint-Forschung gilt nach wie vor als die Evaluation mit 
den gründlichsten Zertifizierungstandards in der Wirksamkeits-
forschung von Präventions- und Interventionsprogrammen, die 
wirksam antisoziales Verhalten reduzieren und einen gesunden 
Entwicklungsverlauf junger Menschen fördern. Damit hat sich 
die Forderung nach einer nationalen Präventionsinitiative, die von 
Delbert Elliott zu Beginn gestellt wurde, nahezu erfüllt. Durch 
zusätzliche Forschungsgelder der Annie E. Casey Stiftung konn-
te die Bandbreite der Forschung der Auswirkungen auf psychische 
und körperliche Gesundheit, Selbstregulierung und Bildungsni-
veau ausgeweitet werden. Die Blueprints dienen heute staatlichen 
Stellen, Schulen, Stiftungen und kommunalen Organisationen als 
fundierte Entscheidungsquellen für Investitionen in Jugendpro-
gramme. Trotz der umfassenden Präventionsinitiative und den 
weitreichenden Reformbestrebungen innerhalb des Jugendge-
richtswesens der USA werden aktuell immer noch zu wenig Mit-
tel in zertifizierte, nachgewiesen wirksame Programme investiert 
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und nur 10 % aller Jugendwohlfahrtsdienstleister haben bundes-
weit in solche implementiert (vgl. z. B. Bridgeland/Orzag 2013). 
Die Blueprint-Forschung wird kontinuierlich weitergeführt und 
umfasst heute zehn aktuelle Blueprint-Programme und weitere 39 
als erfolgversprechend charakterisierte Programme. Hierzu zäh-
len auch einige, die nach dem aktuellen Stand der Forschung den 
Qualitätskriterien für ein Blueprint nicht vollständig standhalten 
konnten, wie z. B. „Big Brothers Big Sisters of America“, „Olweus 
Bullying Prevention Program“ und „Incredible Years“. Es gilt also 
nicht, „einmal Blueprint, immer Blueprint“, sondern es kommt auf 
die kriterienentsprechende und fortlaufende qualitative Weiterent-
wicklung an. Alle Programme fokussieren nicht nur das Individu-
um, sondern begründen einen umfassenden Ansatz (vgl. Elliott/ 
Gottfredson/Greenwood u. a. 2002). Eine Übersicht über die Ent-
wicklung der Blueprints ist in nachstehender Tabelle zu finden (vgl. 
Tab. 1).

Inzwischen gibt es auch ein in London ansässiges Büro 
„Blueprints for Europe“, welches helfen soll, Blueprint-Program-
me im europäischen Kontext weiter zu verbreiten und den „Wi-
derstand, Programme aus einem Land wie den USA zu impor-
tieren, welches routinemäßig schlecht bei den Vergleichstabellen 
zum Wohlergehen von Kindern in Industrieländern abschneidet“ 
(Axford/Elliot/Little 2012: 206), zu verringern. Schließlich haben 
die USA historisch einmal eine Vorreiterposition in der Jugendge-
richtsbewegung eingenommen (vgl. z. B. Martin 2014).

Weitere Listen erfolgversprechender Programme in den USA

Listen weiterer wirksamer Präventionsprogramme und -verfahren, 
allerdings mit teilweise für die Praxis schwer überschaubaren und 
höchst unterschiedlichen wissenschaftlichen Anforderungskriteri-
en an ihre Wirksamkeit, sind z. B.:
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•	 Best Evidence Encyclopedia (Bee);
•	 The U. S. Department of Education What Works 

Clearinghouse;
•	 The National Registry of Evidence-Based Programs and 

Practices;
•	 The Office of Juvenile Justice and Delinquency Prevention 

Model Programs Guide;
•	 The Office of Justice Programs Crime Solutions;
•	 The Coalition for Evidence-Based Policy Social Programs 

That Work (Top Tier);
•	 The Center for Disease Control Community Guide.

Bestand 1998/2002 Bestand 2014

•	 Nurse-Home-Visitation

•	 Incredible Years 
•	 Bullying Prevention Program 

•	 Promoting Alternative 
Thinking Strategies (Paths) 

•	 Big Brothers Big Sister of 
America

•	 Quantum Opportunities 
•	 Multisystemic Therapy 

•	 Functional Family Therapy 
•	 Midwestern Prevention Project 
•	 Life Skills Training

•	 Multidimensional Therapy 

•	 Foster Care

•	 Brief Alcohol Screening and 
Intervention for College 
Students

•	 Functional Family Therapy

•	 LifeSkills Training

•	 Multidimensional Treatment 
Foster Care

•	 Multisystemic Therapy

•	 New Beginnings (Intervention 
für Children of Divorce)

•	 Nurse-Family-Partnership

•	 Positive Action
•	 Project Towards No Drug 

Abuse
•	 Promoting Alternative 

Thinking Strategies
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Bestand 1998/2002 Bestand 2014

Erfolgversprechende Programme (2014)

•	 Adolescents Coping with 
Depression

•	 Athletes Training & Learning 
to Avoid Steroids (Atlas)

•	 Be Proud! Be Responsible!
•	 Behavioral Monitoring and 

Reinforcement Program
•	 Big Brothers Big Sister of 

America

•	 Bright Bodies
•	 Cognitive Behavioral IV for 

Trauma in Schools (Cbits)
•	 Communities That Care 

(CTC)
•	 Coping Power
•	 Early Literacy and Learning 

Model
•	 Effekt®
•	 Familias Unidas Preventative 

Intervention
•	 Family Foundations
•	 Fraction Face-Off
•	 Good Behavior Game
•	 Guiding Good Choices
•	 Highscope Preschool
•	 Incredible Years (Child, 

Parent and Teacher Program

•	 InShape

•	 Keep Safe
•	 Number Rockets
•	 Olweus Bullying Prevention 

Program

•	 Parent Child Interaction 
Therapy (Pcit)

•	 Peer Assisted Learning 
Strategies

•	 Planet Health
•	 Positive Family Support 

Family Check Up
•	 Project Northland
•	 Quick Reads
•	 Raising Healthy Children
•	 Safe Dates
•	 SPORT
•	 Steps to Respect
•	 Story Talk – Interactive Book 

Reading Program
•	 Strenghtening Families
•	 Strong African American 

Families
•	 Success for All
•	 Targeted Reading Intervention
•	 Triple P System
•	 Wyman’s Teen Outreach 

Program

Tab. 1:	 Entwicklung der Blueprints (vgl. Elliott/Fagan 2014)

Anmerkung: Fettdruck = Blueprints 1998/2002 und 2014;  
Kursiv-Fettdruck = herabgestufte ehemalige Blueprints
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5.4	 Reformbestrebungen, Präventionskoordination 
und -initiativen in den USA

In den USA vollzieht sich seit Mitte der 1990er Jahre ein in Europa 
eher unbeachteter Wandel von einer restriktiven zu einer restora-
tiven und präventiven Jugendkriminalpolitik i. S. eines Balanced 
Approach of Restorative Justice. Wenngleich auch die Inhaftie-
rungsrate in den USA noch immer spektakulär hoch ist, erreich-
te der Anteil für Jugendliche 2013 den niedrigsten Stand in den 
letzten 38 Jahren und ist damit seit 1975 um 41 % gefallen4 – In-
diz nicht für einen Rückgang der Jugendkriminalität insgesamt, 
wobei ein beträchtlicher Anteil der Jugendlichen zwar chronische 
Fehlverhaltensweisen zeigt, aber nicht zur Gewalt tendiert, son-
dern auch einen Einstellungswandel im Umgang mit jugendlichen 
Gesetzesbrechern. Nationale Initiativen sind u. a.:

•	 Models of Change-Initiative durch Unterstützung von 
Stiftungsgeldern für die Jugendjustizreform in einzelnen 
Bundesstaaten;

•	 Nationale Präventionsstrategie;
•	 Office for Juvenile Justice and Juvenile Delinquency  

Prevention (OJJDP);
•	 Implementation nachgewiesen wirksamer Programme;
•	 National führende Initiative der Bundesvereinigung der 

Jugend- und Familienrichter (NCJFCJ) zur Bekannt- 
machung/Einführung nachgewiesen wirksamer Program-
me und zur Umsetzung von aktuellen kriminologischen 
Erkenntnissen und Forschungsergebnissen in die Praxis;

•	 Anwendung internationaler Standards, neue Initiativen 
zur Ratifizierung der Kinderrechtskonvention.

4	 Laut Bericht der Annie E. Casey Foundation, basierend auf Daten des U. S. 
Census Bureau.
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Bundesvereinigung der Jugend- und Familienrichter  
(National Council of Youth and Family Court Judges/ 
NCJFCJ, 1937 gegründet)

Das National Council ist bei weitem nicht die einzige Organisa-
tion, aber bei der Umsetzung erfolgreicher Präventionsstrategien 
und -programme im justiziellen Bereich von großer Bedeutung. 
Eine Deinstitutionalisierung durch den Einsatz ambulanter Maß-
nahmen in den Kommunen, anstelle stationärer Maßnahmen au-
ßerhalb, welche den Kontakt der Jugendlichen zu Eltern und Ge-
meinwesen erschweren bzw. – wenn vertretbar – eine Entkrimi-
nalisierung von sog. Statustätern können in diesem Kontext als 
Beispiele genannt werden. Ferner stellen offene Einrichtungen an-
stelle von geschlossenen Institutionen, Richtlinien für ausgewoge-
ne Sanktionen zur Reduzierung weitverbreiteter Sanktionskanon, 
restorative Justiz, Reduzierung disproportionaler Kontakte von 
Minderheiten mit dem Justizsystem, Ethikgrundsätze für Jugend- 
und Familienrichter, Implementation von Assessment-Instru-
menten zur Ermittlung von Risiken und Stärken sowie die Mo-
dellinitiative zur Reform von Jugend- und Familiengerichten wei-
tere Beispiele erfolgreicher Präventionsstrategien und -program-
me dar. Zudem können auch die Förderung der Implementation 
evidenzbasierter Programme sowie neue Interventionsansätze, wie 
z. B. indianischen Traditionen entlehnte Friedenszirkel, die Stuc-
ki anlässlich seines Vortrages der Sonderveranstaltung der U. S. 
Juvenile Justice beim 19. Deutschen Präventionstag in Karlsruhe 
vorstellte, einen Beitrag leisten (vgl. Stucki 2014).
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Büro für Jugendjustiz und Delinquenzprävention OJJDP 
(1974 gegründet)

Das Büro für Jugendjustiz und Delinquenzprävention, angesiedelt 
beim Justizministerium der USA, nimmt mit dem Koordinations-
ausschuss für Jugendjustiz und Delinquenzprävention, dem Bera-
tenden Komitee für Jugendjustiz, in dem das NCJFCJ mit zwei 
Sitzen vertreten ist, und die sog. Models for Change-Initiative zur 
Reform der Jugendjustiz in den USA eine führende Rolle bei der 
Koordination und Ressourcengewinnung zur Prävention und Re-
aktion auf Jugenddelinquenz und Viktimisierung ein. Insgesamt 
ist es als ein gutes Beispiel für eine gelingende Präventionskoordi-
nation zu bewerten. Das Büro unterstützt die Bundesstaaten und 
Kommunen bei ihren Bemühungen zur Entwicklung und Im-
plementation wirksamer und maßgeschneiderter Behandlungs-, 
Rehabilitations- sowie koordinierter Präventions- und Interven-
tionsprogramme, die den Bedürfnissen von Jugendlichen und de-
ren Familien entsprechen. Ziel ist das gesunde, gebildete und ge-
waltfreie Aufwachsen junger Menschen, deren Kontakte mit dem 
Jugendjustizsystem selten sind, sich aber fair und nützlich erwei-
sen sollen. Die Forderung nach der Einrichtung einer Bundesstel-
le für Prävention wurde erneut anlässlich des 19. Präventionstages 
in Karlsruhe in der Karlsruher Erklärung vom 13.05.2014 für die 
Bundesrepublik gestellt.
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6.	 Implementationswissenschaft: Effekte durch  
Einführung nachgewiesen wirksamer Programme

Schlagwörter wie „Nothing works“, „What works-What doesn’t“, 
„What else works?“ (vgl. Graebsch 2010) sowie eine steigende An-
zahl von Listen erfolgversprechender Programme, „good“ und „best 
practice“ haben eines gemein: Sie lassen Praktiker international zu-
nehmend die Stirn runzeln, was denn nun wirklich wo, wie, für 
wen und unter welchen Umständen am besten wirkt und verbes-
serte Bedingungen für Kinder und ihre Familien schafft. Skeptiker 
in der Praxis gegenüber wissenschaftlichen Befunden begründen 
ihre Abwehrhaltung oft mit dem Verweis auf alte Daten, die der 
Forschung zugrunde lägen, aktuell sei alles anders oder die Ergeb-
nisse seien in der Praxis nicht oder nur unzureichend umsetzbar. 
Wie aber ist Praxis verwertbar umzusetzen, was die Wissenschaft 
festgestellt hat? Hilfreich zur Bewertung sind die internationalen 
Kategorisierungen für die Bewertung von Programmen sowie Da-
tenbanken, die bei der Auswahl von geeigneten Programmen Hil-
festellungen geben können sowie internationale und nationale Prä-
ventionsstandards (vgl. Tab. 2). Diese setzen aber auch angemesse-
ne Aus- und regelmäßige Fortbildung der beteiligten Akteure und 
fachliches Können voraus sowie Risiko- und Schutzfaktoren genau 
einschätzen zu können. Das ist Voraussetzung dafür, existierende 
Hilfsmittel adäquat zur Entscheidungsfindung einzusetzen.



86 Petra Guder und Bernd-Rüdeger Sonnen

Not much confidence Very much confidence

•	 Best 
Practice

•	 Research 
Based

•	 Promising 
Approaches

•	 Evidence 
Based

•	 „We have 
done it and 
we like it“

•	 Program 
based on 
sound 
theory 
informed by 
research

•	 „We really 
think this 
will work 
but we need 
time to 
prove it”

•	 „This 
program 
has been 
rigourously 
evaluated 
and shown 
to work”

Tab. 2:	 Kategorisierungshilfen zur Programmauswahl

Elliott hatte bereits 1997 gefordert, Koordinationsstellen zu schaf-
fen, die die Kommunen bei der Auswahl für sie passender Pro-
gramme beraten und sie bei der Implementation unterstützen. 
Seit fast 20 Jahren arbeitet in Pennsylvania die Landeskommission 
für Kriminalität und Delinquenz (mit einem Landespräventions-
rat vergleichbar) daran, landesweit auf kommunaler Ebene nach-
gewiesen wirksame Gewaltpräventionsprogramme einzuführen. 
Sämtliche der jährlichen Jugendgerichtstage der pennsylvanischen 
Jugendrichtervereinigung widmen sich seit 1998 zunehmend dem 
Thema der wissensbasierten Kriminalprävention und der Imple-
mentation nachgewiesen wirksamer Präventionsprogramme auf 
kommunaler Ebene, aber auch in stationären Settings sowie im 
Bereich der Reintegration. Im Bundesstaat Pennsylvania wurden 
seit 2008 insgesamt elf verschiedene Blueprint-Programme einge-
führt. Die Implementation erfolgte auf unterschiedlichen Stufen 
(Kommune, stationäre Einrichtungen, Reintegration) zur erfolg-
reichen Reduzierung von Delinquenz und Rückfallquoten.

Nach der neuesten Untersuchung betrug die Anzahl der 
Jugendlichen in nachgewiesen wirksamen Programmen im Jahr 
2012/2013 landesweit 3 650 Teilnehmer (vgl. Campbell/Bumbar-
gar 2012). Die überwiegende Zahl der Jugendlichen wurde von 
der Jugendbehörde und von der Jugendjustiz in die Programme 
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überwiesen. 60 % der Jugendlichen standen dabei kurz vor einer 
Fremdunterbringung. Durch den Einsatz nachgewiesen wirk-
samer Programme konnten 88 % dieser Jugendlichen in ihren 
Kommunen verbleiben und 87 % hatten zum Zeitpunkt des Pro-
grammabschlusses keine neuen Verfahren. Die Programme spie-
len eine wichtige Rolle bei der landesweiten Initiative zur Redu-
zierung von Delinquenz, Jugendgewalt, Substanzmissbrauch etc. 
Sie haben sich als wirksame Intervention für Jugendliche erwie-
sen. Dies wurde anhand von Verhaltensweisen, die die Jugendli-
chen im Kontakt mit den Jugendbehörden und der Jugendjustiz 
zeigten, deutlich.

EPIS-Center (Gründung 2008)

Das u. a. von der pennsylvanischen Landeskommission unter-
stützte Zentrum für Evidenzbasierende Prävention und Interven-
tionsunterstützung dient zur Verbesserung der landesweit aktu-
ell mehr als 300 Blueprint-Programm-Replikationen und kom-
munalen Präventions-Koalitionen. Das Zentrum unterstützt u. a. 
die Verbreitung und die qualitative Implementation von nachge-
wiesen wirksamen Präventions- und Interventionsprogrammen 
und beeinflusst die Zuordnung der im Verzeichnis aufgeführten 
Programme.

Communities That Care (CTC)

Neben zwei weiteren5 erfolgversprechenden Implementationspro-
grammen gehörte bei der letzten Blueprint-Konferenz im April 
2014 in Denver das Communities That Care-Programm zu den 
erfolgversprechenden Blueprints. Das Programm ist u. a. umfas-
send in Pennsylvania repliziert und unterstützt auch die deutsche 

5	 Washington State Evidence Based Systems und Florida Redirection Project.
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Präventionsdatenbank „Grüne Liste Prävention“ (vgl. auch Groe-
ger-Roth in diesem Band). Es liegen aktuell gemessen an der Men-
ge der in Deutschland angebotenen Programmen, die versprechen 
u. a. Gewalt und Kriminalität sowie Suchtverhalten zu reduzieren, 
im internationalen Vergleich nur wenige hochwertige deutsche 
Evaluationsstudien vor. Trotz dieses Defizits verspricht man sich 
durch den Einsatz von CTC angebotene Präventionsprogramme 
nach der Güte ihrer Wirksamkeitsüberprüfung und Konzeptqua-
lität zu unterscheiden und mittels der CTC-Risiko- und Schutz-
faktoren gezielte Hilfestellungen zu geben, Präventionsprogram-
me auf der Basis nachvollziehbarer Kriterien zu ermitteln.

Durch eine umfassende Analyse der örtlichen Gegebenhei-
ten über das CTC-Programm können von Kommunen auch für 
ambulante und stationäre Programme geeignete Präventions- und 
Interventionsprogramme ermittelt werden. CTC ist aktuell als er-
folgversprechendes Blueprint-Programm evaluiert. Es gilt insbe-
sondere in der Prävention von Alkohol- und Tabakkonsum von 
Jugendlichen sowie in der Reduzierung von Kriminalität und Ge-
walt als empfehlenswert. Die aktuellen Evaluations-Ergebnisse 
zeigen einen um 32 % geringeren Drogenmissbrauch bei Zwölf-
tklässlern, eine um 18 % verringerte Hinwendung zu delinquen-
tem Verhalten sowie eine um 14 % geringere Hinwendung zu ag-
gressivem Verhalten.

CTC hilft auch dabei bereits laufende Programme zu be-
werten. Das Programm beginnt mit einer Jugendbefragung zur 
Identifizierung von Risiken und Stärken einer Kommune. Im 
nächsten Schritt wird ein Profil der Kommune erstellt, auf deren 
Grundlage ein Implementationsplan von geeigneten Interventio-
nen ermittelt wird. In Pennsylvania wird z. B. das PAYS (Penn-
sylvania Youth Survey) alle zwei Jahre mittels einer repräsenta-
tiven Schulbezirks-Stichprobe mit allen Schülern der sechsten, 
achten, zehnten und zwölften Klasse des jeweiligen Schulbezirks 
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durchgeführt, um die Wirksamkeit des Bewertungsinstrumentes 
zu testen.

Seit Mitte der 1990er Jahre erfolgte im Bundesstaat Penn-
sylvania eine landesweite Implementation von CTC-Projekten. 
Gegenwärtig führt das Präventionsforschungszentrum eine lan-
desweite Evaluation dieser Präventionsinitiative durch, die aktuell 
in 47 Kreisen etabliert ist. Die Initiative geleitet die Kreise durch 
eine strukturierte Bewertung der Risikofaktoren und Bedürfnis-
se und hilft dabei, passende wissenschaftsbasierende Interventio-
nen und Verfahren zu identifizieren bzw. einzuführen. Die Kom-
munen, in denen CTC implementiert ist, weisen nach den von 
Bumbarger anlässlich der Blueprint-Konferenz 2014 vorgestellten 
Ergebnisse eine deutlich höhere Zahl implementierter erfolgver-
sprechender Programme auf. CTC schafft offenbar einen guten 
Nährboden für die Wahl von evidenzbasierten Programmen auf 
kommunaler Ebene.

Florida Redirection Projekt (2011)

Ein kurzer Blick soll jedoch auch auf das Florida Redirection Pro-
ject (2011) zur erfolgreichen Gemeinwesen-Reintegration von Ju-
gendlichen aus stationären Programmen geworfen werden. Mit-
tels der Blueprint-Programme MST (Multisystemic Therapy), 
FFT (Functional Family Therapy) oder BSFT (Brief Strategic Fa-
mily Therapy) gelang es seit 2011 in 18 von 20 Gerichtsbezir-
ken aktuell eine 20 % Reduzierung erneuter Verhaftungen, 31 % 
weniger Verurteilungen wegen Verbrechenstatbeständen und eine 
21 % Reduzierung von Anschlussverurteilungen im allgemeinen 
Strafrechtssystem zu erreichen. Die Investition in wirksame Pro-
gramme und wirksame Implementation scheint sich offenbar zu 
lohnen.
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7.	 Ausblick

In seinem Resümee der Blueprint-Konferenz 2014 fasste Elliott 
die aktuelle Problemlage treffend zusammen: Nach wie vor wer-
de zu häufig in Interventionen auf Delinquenz reagiert, anstelle 
in Prävention zu investieren. Präventionsprogramme sind daher 
schwierig zu „verkaufen“. Die Fokussierung auf die Anzahl von 
Jugendlichen in den jeweiligen Systemen (Fallzahlen!) gibt kei-
ne Auskunft über die Reduzierung von problematischen Verhal-
tensweisen oder eine Steigerung positiver Programmresultate. Die 
Forschung wird häufig durch populistische Strömungen in Ge-
sellschaft und Politik sowie durch die Unterbewertung des Nut-
zens evidenzbasierter Programme übertrumpft. Weitere Probleme 
sind die zunehmende Abwehrhaltung unter Fachleuten gegenüber 
wirkungsvollen Programmen und Verfahren („das können wir 
auch/das machen wir selber“) sowie die begrenzte Investitionen 
in die Fortbildung von Führungskräften hinsichtlich des Wertes 
und Nutzens solcher Programme oder die nicht genügend sorg-
same Einführung bzw. gar Veränderung solcher. Vorbehalte ge-
gen Veränderungen und die Einführung nachgewiesen wirksamer 
Programme äußern sich häufig auch über den Einwand kulturel-
ler Unterschiede – und das nicht nur bei internationalen Trans-
ferbestrebungen, sondern auch bei Replikationen auf nationaler 
Ebene. Das immer wiederkehrende Argument des Datenschutzes 
oder ein unklares Rollenverständnis der anderen Profession und 
damit verbundene Zurückhaltung be- oder verhindern nach wie 
vor interdisziplinäre Strategien für eine erfolgreiche Jugendkrimi-
nalprävention auf allen Ebenen der Politik, insbesondere der Sozi-
alpolitik und Strukturen in den Gemeinwesen, die die Integration 
und Entwicklung junger Menschen fördern und für die Belange 
junger Menschen offen sind.
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Junge Menschen und deren Familie, die von Exklusion be-
droht oder benachteiligt sind, deren Selbstwahrnehmung eher 
eine des Scheiterns ist oder die sich als Opfer des Systems und 
nicht wahrgenommen respektive begreifen, müssen auch die 
Chance haben, die durch nachgewiesen wirksame Interventio-
nen (sowohl ambulant als auch stationär) begonnene, veränderte 
Selbstwahrnehmung mit einem auf Können basierenden Selbst-
wertgefühl nach Ende der Intervention weiter zu verfestigen. 
Indem sie auf eine Gesellschaft stoßen, die offen ist, ihnen die 
Chance eines Neuanfangs auch tatsächlich ermöglicht und nicht 
erneut die Defizite in den Mittelpunkt stellt, kann dies umgesetzt 
werden. Wichtig scheinen hierbei auch die Partizipationsmöglich-
keiten bei solchen Veränderungsprozessen anstelle tradierter top-
down Mechanismen, bei denen durch andere vorgegeben wird, 
wie Veränderungsprozesse stattzufinden haben.

Was nutzt das beste Interventionsprogramm, wenn dann 
jungen Menschen in ihrer Umgebung dennoch Chancen und 
Möglichkeiten verschlossen bleiben? Eine weitere Herausforde-
rung besteht sicher in der dauerhaften Finanzierung einmal im-
plementierter Programme, v. a. aber in einer qualitativ hochwerti-
gen Implementation.

Häufig ist besonders für Praktiker und Gemeinwesen nach 
wie vor unklar, was der Begriff evidenzbasiert eigentlich meint 
und wie – bezogen auf die USA – die Unterschiede der verschie-
denen Listen erfolgversprechender Programme von der Praxis zu 
interpretieren sind, welche Programme passen und für eine strate-
gische und zielorientierte kommunale Präventionsarbeit erforder-
lich bzw. nützlich sind. Hier können eine nationale Präventions-
koordinierungsstelle, aber auch Instrumente wie CTC, wertvolle 
Hilfe leisten.

In Deutschland haben wir es aktuell mit nur einer Da-
tenbank, der „Grünen Liste Prävention“, noch etwas einfacher. 
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Dennoch zeigen sich hier die Mängel bei nicht ausreichend eva-
luierten Programmen. Ein guter Schritt in die richtige Richtung 
wäre in diesem Zusammenhang sicher das anlässlich des 19. 
Deutschen Präventionstages in der Karlsruher Erklärung erneut 
geforderte Bundeskoordinationsbüro Prävention: Es gibt in ge-
meinsamer Verantwortung für Jugend viel zu tun, nachhaltig ei-
nen wirksamen Rettungsschirm zu spannen.



93Nachhaltige Kriminalprävention – Entwicklung

Literatur

Axford, N./Elliott, D./Little, M. (2012): Blueprints for Europe: Promoting Evidence- 

Based Programmes in Children’s Services. In: Psychosocial Intervention,  

Nr. 21 (2), 205–214.

BMJ/BMJ/Justiz- und Polizeidepartment = Bundesministerium für Justiz Berlin/

Bundesministerium für Justiz Wien/Eidgenössisches Justiz- und Polizei- 

department Bern (2008): Freiheitsentzug. Die Empfehlungen des Europa-

rates zur Untersuchungshaft und zu Maßnahmen und Sanktionen gegen ju-

gendliche Straftäter und Straftäterrinnen. URL: http://www.ejpd.admin.ch/

content/dam/data/sicherheit/straf_und_massnahmen/documentation/emp-

fehlung-europarat-jugendstraftaeter-d.pdf [Zugriff: 09.07.2014].

Boers, K./Reinecke, J. (2014): Auch Intensivtäter finden den Weg in die Normalität. 

Ergebnisse der Langzeituntersuchung „Kriminalität in der modernen Stadt“. 

URL: http://www.uni-bielefeld.de/soz/krimstadt/pdf/Pressemitteilung- 

22.05.2014.pdf [Zugriff: 10.07.2014].

Bridgeland, J./Orszag, P. (2013): Can Government play Moneyball?, How a new era 

of fiscal scarcity could make Washington work better. URL: http://www.

theatlantic.com/magazine/archive/2013/07/can-government-play-money-

ball/309389/ [Zugriff: 10.07.2014].

BVerfGe = Bundesverfassungsgericht (2006): Leitsatz zum Urteil des Zweiten Senats 

vom 31. Mai 2006 – 2 BvR 1673/04. Zum Erfordernis einer gesetzlichen 

Grundlage für den Jugendstrafvollzug. Absatz 1–77.

Campbell, L./Bumbargar, B. (2012): Looking Back, Moving Forward: The History 

& Current State of Evidence-based Intervention in Pennsylvania.

Cornel, H. (2010): Der Erziehungsgedanke im Jugendstrafrecht. In: Dollinger, B./

Schmidt-Semiak, W. (Hrsg.): Handbuch Jugendkriminalität. Wiesbaden, 

455–473.

Deutscher Bundestag (1989): Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des  

Jugendgerichtsgesetzes (1. JGGÄndG). Drucksache 11/5829.



94 Petra Guder und Bernd-Rüdeger Sonnen

DPT = Deutscher Präventionstag (2014): Karlsruher Erklärung des 19. Deutschen 

Präventionstages. 12. und 13. Mai 2014. URL: http://www.praeventionstag.

de/kriminalpraevention/Module/Media/Medias/Karlsruher-Erklaerung_ 

mit-Logo_371.pdf [09.07.2014].

Dünkel, F./Grzywa, J./Horsfield, P./Pruin, I. (2010): Juvenile Justice Systems in  

Europe. Current Situation and Reform Developments, Band 1–4. Mönchen-

gladbach.

Elliott, D./Fagan, A. (2014): What Works? Comparing the Blueprints List of „Evi-

dence-Based“ Prevention Programs, Policies and Practices with Other Lists. 

Blueprints for Violence Prevention Conference, Denver, unveröffentlichtes 

Manuskript.

Elliott, D./Cook, T./Gottfredson, D./Greenwood, P./Hill, H./Lipsey, M./Tolan, P. 

(2002/1996): Blueprints for Healthy Youth Development. Vormals: Blue-

prints for Violence Prevention, Center for the Study and Prevention of  

Violence, University of Colorado.

EU Parlament = Europäisches Parlament (2009): Bericht über die Initiative des  

Königreichs Belgien, der Tschechischen Republik, der Bundesrepublik 

Deutschland, des Königreichs Spanien, der Französischen Republik, der  

Republik Ungarn, des Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, 

der Republik Finnland, des Königreichs Schweden, des Vereinigten Königreichs 

Großbritannien und Nordirland im Hinblick auf die Annahme eines  

Beschlusses des Rates zur Einrichtung eines Europäischen Netzes für Krimi- 

nalprävention (ENKP). A7–0072.

Glueck, S./Glueck, E. (1968): Delinquents and nondelinquents in perspective.  

Cambridge, Mass.

Göppinger, H. (2008): Kriminologie. München.

Göppinger, H. (1983): Der Täter in seinen sozialen Bezügen. Ergebnisse aus der  

Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung. Berlin/Heidelberg/New York/

Tokyo.

Graebsch, C. (2010): What works? – Nothing works? – Who cares? In: Dollinger, 

B./Schmidt-Semiak, W. (Hrsg.): Handbuch Jugendkriminalität. Wiesbaden, 

137–147.



95Nachhaltige Kriminalprävention – Entwicklung

Hassemer, W. (2004): Kriminologie-Strafrecht-Kriminalpolitik. In: Pilgram, A./ 

Prittwitz, C. (Hrsg.) Kriminologie. Baden-Baden, 19–42.

Heinz, W. (2012): Jugendstrafrechtliche Sanktionierungspraxis auf dem Prüfstand. 

In: Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe, Nr. 23 (2), 129–147.

Heinz, W. (2007): Evaluation jugendkriminalrechtlicher Sanktionen – Eine Sekundär- 

analyse der deutschsprachigen Untersuchungen. In: Lösel, F./Bender, D./Jeh-

le, J. (Hrsg.): Kriminologie und wissensbasierte Kriminalpolitik. Godesberg, 

495–518.

Laub, J./Sampson, R. (2003): Shared Beginnings, Divergent Lives: Delinquent Boys 

to Age 70. Cambridge, Mass.

Martin, P. (2014): From First Model to Model Court. Sonderforum/Symposion 

U. S.-Juvenile Justice, 19. Präventionstag Karlsruhe und Hamburg, unveröf-

fentlichtes Manuskript.

Martinson, R. (1974): What works? Questions and Answers about Prison Reform. In: 

The Public Interest, Nr. 35, 22–54.

Meier, B. D./Rössner, D./Schöch, H. (2013): Jugendstrafrecht. Grundrisse des 

Rechts. München.

Meier, B. D./Rössner, D./Trüg, G./Wulf, R. (Hrsg.) (2014): Jugendgerichtsgesetz. 

Handkommentar. Baden-Baden.

NStZ = Neue Zeitschrift für Strafrecht (1985): OLG Schleswig, 10.12.1984 –  

1 Ss 270/84: Verfassungsmäßigkeit der Jugendstrafe (mit Anmerkung  

Schüler-Springorum). Nr. 10 (5), 475–478.

Pieplow, L. (2014): Erziehungsgedanke – noch einer. In: Gedächtnisschrift für  

Michael Walter. Berlin, 341–357.

Porporino, F. (2010): Bringing Sense and Sensitivity To Corrections: From Programs to 

„fix“ offenders to Services to Support Desistance. In: Brayford, J./Cowe, F./

Deering, J. (Hrsg.): What Else Works? Creative Work with Offenders. Port-

land, 61–85.

Rössner, D. (2013): Eckpunkte evidenzbasierter Kriminalprävention. In: Festschrift 

für Hans-Jürgen Kerner zum 70. Geburtstag. Tübingen, 457–469.

Sampson, R./Laub, J. (1993): Crime in the Making: Pathways and Turning Points 

Through Life. Cambridge, Mass., 243–250.



96 Petra Guder und Bernd-Rüdeger Sonnen

Schumacher, T. (2008): Werk und Gesellschaft. In: Zeitschrift für Jugendkriminal-

recht und Jugendhilfe, Nr. 19 (4), 374–378.

Shapland, J. (2014): Findings from Sheffield Longitudial Study. Presentation 8th In-

ternational Conference of the European Forum for Restorative Justice: Be-

yond Crime. Pathways to desistance, social justice and peacebuilding. Belfast,  

unveröffentlichtes Manuskript.

Sherman, L. W. (1998): Evidence-Based Policing. In: Ideas in American Policing,  

Police Foundation, 1–15.

Sherman, L. W./Farrington, D./Welsh, B./MacKenzie, D. (2002): Evidence-Crime 

Prevention. London.

Sherman, L. W./Gottfredson, D./MacKenzie, D./Eck, J./Reuter, P./Bushway, S. (1997): 

Preventing Crime: What Works, What Doesn’t, What’s Promising. Report  

to the U. S.-Congress.

Stucki, D. (2014): Die Rolle der Amerikanischen Bundesvereinigung der Familien- 

und Jugendrichter im gegenwärtigen Reformprozess. Sonderforum/Symposion 

U. S.-Juvenile Justice, 19. Präventionstag Karlsruhe und Hamburg,  

unveröffentlichtes Manuskript.

Vera Institute (2013): Sentencing and Prison Practices in Germany and the Nether-

lands: Implications for the United States, Vera 10.

Whitaker Committee (2007): The Whitaker Committee Report 20 Years On –  

Lessons Learnde or Lessons Forgotten? Iris Penal Reform Trust 07.

WHO Europe (2010): European Report on Preventing Violence and Knife Crime 

amoung Young People in Europe. Copenhagen, 52–68.



Wolfgang Kahl

Entwicklungsförderung und Gewalt-
prävention für junge Menschen:  
Gelingensbedingungen und Nachhaltigkeit
Zu den Perspektiven einer nachhaltigen Strategie der  
systematischen Weiterentwicklung sowie Verbreitung  
wirksamer und praxistauglicher Präventionsansätze auf 
Bundes- und Länderebene

1.	 Einleitung: … Prozesse nachhaltig gestalten?

Der Beitrag erläutert den Ansatz einer komplementären Entwick-
lungsförderung und Gewaltprävention für junge Menschen und 
zeichnet jene Bemühungen der Stiftung Deutsches Forum für Krimi-
nalprävention (DFK) und ihrer Partner sowie das Engagement von 
Mitarbeitern der zugehörigen Geschäftsstelle nach, die darauf ab-
zielen, entwicklungsförderliche und gewaltpräventive Arbeit in den 
relevanten gesellschaftspolitischen Handlungsfeldern (etwa Jugend, 
Familie, Soziales, Bildung, Innen, Justiz) zu qualifizieren und nach-
haltig zu stärken. Mit den „Gelingensbedingungen für die Prävention 
von interpersonaler Gewalt im Kindes- und Jugendalter“ (2012/2008) 
und den „Impulsen zur Entwicklungsförderung und Gewaltpräventi-
on für junge Menschen“ (2013) hat die Praxis fachliche Grundlagen 
eines entwicklungsbezogenen Verständnisses von Förderung und 
Prävention erhalten: Sachverständige Experten verdichten dort wis-
senschaftliche und praxisbezogene Erkenntnisse und geben Emp-
fehlungen für die Arbeit in pädagogischen Arbeitsfeldern. Im Früh-
jahr 2014 haben DFK und Landespräventionsrat Niedersachsen 
das gemeinsame Webportal „Wegweiser Entwicklungsförderung und 
Gewaltprävention“ präsentiert, das als dynamisches Wissensangebot 
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die Programmempfehlungen der niedersächsischen „Grünen Liste 
Prävention“ mit Informationen und Hilfestellungen für die Imple-
mentierung von Präventionskonzepten verknüpft. In einem weite-
ren Schritt sollen Fortbildungsangebote entwickelt werden, die die 
Verantwortlichen in pädagogischen Institutionen dabei unterstüt-
zen, nachhaltige Veränderungs- und Implementierungsprozesse er-
folgreich zu gestalten.

2.	 Konzeptioneller Ansatz: Positive Entwicklung 
junger Menschen fördern

Fast jeder fünfte junge Mensch in Deutschland zeigt zeitweise 
problematische Auffälligkeiten des Erlebens und Verhaltens. Ne-
ben nach innen gerichteten Formen wie Ängsten und depressiver 
Stimmung sind v. a. Aggression, Delinquenz, Gewalt, Kriminali-
tät und Substanzmissbrauch weit verbreitet. Ein Großteil dieser 
Verhaltensauffälligkeiten ist nicht sehr schwerwiegend und wird 
durch ein stabilisierendes soziales Umfeld und andere positive 
Einflüsse sowie Förderungen in der Entwicklung wieder über-
wunden. Dies gilt z. B. für die sog. jugendtypische Delinquenz 
und Gewalt. Ein kleiner Teil eines Altersjahrgangs entwickelt aber 
schon in der Kindheit schwerwiegende und langfristige Probleme, 
die bis in das Erwachsenenalter andauern können. Auch bei den 
erst später auffällig werdenden Jugendlichen verschwinden die 
Probleme oft nicht wieder von selbst. Insbesondere die gravieren-
den Verhaltensprobleme führen zu Leiden bei Tatopfern, in der 
Familie und im sozialen Umfeld. Auch die Täter sind nicht selten 
zugleich Opfer, z. B. als Folge von Misshandlung, familiärer Ver-
nachlässigung oder beeinträchtigender Lebensumstände. Die Pro-
bleme des Sozialverhaltens gehen zudem mit erhöhten Schwie-
rigkeiten in der Bildung, beruflichen Qualifikation, Gesundheit 
und sozialen Integration einher. Für die Gesellschaft entstehen 



99Entwicklungsförderung und Gewaltprävention

erhebliche Kosten, die im Einzelfall durchaus mehr als eine Milli-
on Euro betragen können.

Sowohl im Hinblick auf die Opfer und Täter als auch auf 
die Gesellschaft insgesamt ist es deshalb erforderlich, durch prä-
ventive Maßnahmen so früh und so gut wie möglich gegenzusteu-
ern. Dies geschieht im Rahmen der entwicklungsbezogenen bzw. 
-förderlichen Prävention. Entwicklungsbezogene Gewaltpräven- 
tion geht von der Annahme aus, dass dissoziale Verhaltensprobleme 
und schwerwiegende Formen von Kriminalität oft eine Entwick-
lungsgeschichte aufweisen. Vor allem bei frühzeitigen und schwe-
reren Problemen sind nicht selten dauerhafte Problemkarrieren 
bis in das Erwachsenenalter zu erwarten. Die umfangreiche Ur- 
sachenforschung konnte in den letzten Jahren zeigen, dass zahl- 
reiche biologische, psychologische und soziale Faktoren für Pro-
bleme von Gewalt und Kriminalität verantwortlich sind.

Der Ansatz der entwicklungsbezogenen Gewalt- und Krimi- 
nalitätsprävention beruht auf der Erkenntnis, dass es sich lohnt, 
eine gesunde Sozialentwicklung von Kindern und Jugendlichen 
zu fördern und sich anbahnende Negativentwicklungen früh-
zeitig zu unterbrechen. Entwicklungsbezogene bzw. -förderliche 
Präventionsmaßnahmen setzen auf systematische Formen der so-
zialen Bildung und Erziehung im Kontext von Familie, Schule 
und Kommune. Sie richten sich an unterschiedliche Zielgruppen 
(Kinder, Jugendliche, Eltern, Lehrer, sozialer Nahraum, ganze Ge-
meinden), um kausale Risikofaktoren für Fehlentwicklungen zu 
vermindern und Schutzfaktoren zu stärken.

Der entwicklungsbezogene Ansatz steht nicht in Konkurrenz 
zu anderen Maßnahmen (z. B. der situationsbezogenen Kriminal-
prävention), sondern ist ein zentraler Bestandteil von integrierten, 
ressortübergreifenden Präventionskonzepten. Er ist vorrangig aus-
zubauen, ohne andere Konzepte der Prävention zu entwerten bzw. 
zu vernachlässigen. Allgemeine soziale Entwicklungsförderung und 
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primärpräventive Arbeit haben fließende Übergänge und ergänzen 
sich in ihren Wirkungen.

Die wichtigsten individuellen, familiären und sozialen Risi-
kofaktoren für die Verhaltensprobleme junger Menschen sind be-
kannt, während der Einfluss von Schutzfaktoren noch weniger er-
forscht ist. Die Entwicklungsrisiken können in den einzelnen Fällen 
unterschiedlich wirken und variieren auch je nach Alter und Ent-
wicklungsstand. Darauf sollten die jeweiligen Präventionsprogram-
me abgestimmt sein. In Deutschland existieren inzwischen zahlrei-
che Ansätze, um der Entstehung und Verfestigung von kindlichen 
Verhaltensproblemen vorzubeugen und eine positive Entwicklung 
zu fördern. Dazu gehören z. B. soziale und kognitive Frühförderung, 
Trainings der sozialen Kompetenz, Elternberatung, Erziehungs- 
kurse, Hausbesuche durch Familienhelfer, Ganztagsbetreuung, Pro-
gramme gegen Mobbing in Schulen, Maßnahmen gegen Schulver-
sagen, Elterntreffs in sozialen Brennpunkten, Integrationsprogram-
me für Migranten, Nachbarschaftshilfen oder Behandlungsmaß-
nahmen bei Jugenddelinquenz.

Die internationale Forschung legt nahe, dass die entwick-
lungsbezogene Prävention erfolgversprechend ist und sich wirksa-
me Programme auch unter Kosten-Nutzen-Aspekten rechnen. Es 
ist deshalb dringend erforderlich, dass dieser Bereich in Deutsch-
land ausgebaut wird, und zwar nicht nur quantitativ, sondern v. a. 
auch hinsichtlich der Qualität der Interventionen. Diesem Ziel 
dienen die Arbeiten des DFK sowie die resultierenden Wissens-
angebote: Sie enthalten grundlegende Überlegungen und Krite-
rien für eine erfolgreiche Entwicklung, Durchführung, Evaluati-
on und Verbreitung von entwicklungsbezogenen Präventionspro-
grammen. Die Informationen können Praktikern, Politikern, Ad-
ministratoren und anderen interessierten Personen dabei helfen, 
die Relevanz und Qualität von vorhandenen Präventionsprogram-
men angemessen zu beurteilen und fundierte Entscheidungen zu 
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treffen. Weiterhin dient das sich fortentwickelnde Wissensange-
bot dazu, die nachhaltige Verbreitung (Dissemination) wirksamer 
und praxistauglicher Präventionsansätze zu unterstützen.

Der Rückblick auf die bisherigen Arbeiten des DFK zeigt 
einen kontinuierlichen Prozess der Aufbereitung und des Trans-
fers wissenschaftlicher Expertise für die sozialen und pädagogi-
schen Handlungsfelder im Kinder- und Jugendbereich.

3.	 Impulse des DFK zur Weiterentwicklung der 
Gewaltprävention in Deutschland im Zeitraum 
2001 bis 2011

Das DFK befasst sich von Beginn an schwerpunktmäßig mit der 
Frage, wie Gewaltprävention systematisch und nachhaltig gestal-
tet werden kann. Die nachfolgende Darstellung stellt gleichsam 
den roten Faden der bisherigen Aktivitäten dar.

3.1	 Projekt „Primäre Prävention von Gewalt gegen 
Gruppenangehörige“ (2001–2006)

Im August 2001 beauftragte das Bundesministerium der Justiz 
(BMJ) die Stiftung, das in den USA entwickelte kriminologische 
Konzept der sog. „Hate Crimes“ im Hinblick auf die deutsche  
Situation zu diskutieren und Schlussfolgerungen für die Präven-
tion zu erarbeiten.

Das Erscheinungsbild vorurteilsbedingter Gewaltaus-
übung ist geprägt durch die Zielrichtung, Menschen aufgrund 
ihrer gruppenbezogenen Eigenschaften wie Hautfarbe, Nationa-
lität, Religion, politische Einstellungen, Behinderungen, Lebens-
stil, Sozialstatus oder sexuelle Orientierung zu erniedrigen, einzu-
schüchtern und gewaltsam anzugreifen. Es handelt sich häufig um 
brutale Gewalt, bei der die Täter das konkrete Opfer zufällig und 
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gesichtslos auswählen, um dadurch eine ganze Bevölkerungsgrup-
pe insgesamt symbolisch zu treffen.

Hauptergebnis der mehrjährigen Arbeit waren Empfehlun-
gen zur primären Prävention von „Gewalt gegen Gruppenange-
hörige“. Zu den generellen Wirksamkeitskriterien der primären 
Prävention heißt es im 2003 erschienenen Endbericht:

Die Effektivität der Prävention ist umso höher, je früher das 
soziale Norm- und Verhaltenslernen erfolgt und je intensiver 
der Personenbezug und die Zuwendung dabei sind. Daher 
spielen neben der familiären Basissozialisation, Kindergarten 
und Schule eine wichtige Rolle. Ziel ist die Ausbildung bzw. 
Änderung der inneren Einstellung, zum Umgang mit dem 
«Anders-Sein». Gegenmittel von allgemeiner Gewalt- und 
Vorurteilsbereitschaft sind die ständige Thematisierung, Iso-
lierung und Sanktionierung von Gewalthandlungen (DFK/
BMJ 2003: 26 f ).

3.2	 Unterrichtung der Ministerpräsidentenkonfe-
renz über den Stand der Gewaltprävention sowie 
über zentrale Handlungserfordernisse zu ihrer 
nachhaltigen Gestaltung (2003–2006)

Mit Beschluss vom 26. Juni 2003 bekräftigte die Ministerpräsi-
dentenkonferenz (MPK) ein Jahr nach dem Amoklauf am Guten-
berg-Gymnasium in Erfurt, dass die gesamtgesellschaftliche Alli-
anz zur Ächtung von Gewalt und Gewaltverherrlichung auf hoher 
politischer Ebene unterstützt werden muss. Sie nahm hierbei Be-
zug auf den ihr im März 2003 vorgelegten Bericht „Ächtung von 
Gewalt und Stärkung der Erziehungskraft von Familie und Schule – 
Zum politischen Handlungsbedarf in Bezug auf Entstehung, Anwen-
dung und Ausbreitung von Gewalt in den unterschiedlichen Hand-
lungsfeldern unserer Gesellschaft“ der von ihr unmittelbar nach der 
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Erfurter Bluttat im Frühjahr 2002 eingesetzten Arbeitsgruppe 
„Gewaltprävention“.

Die MPK forderte eine enge Zusammenarbeit und Abstim-
mung aller relevanten Einrichtungen und Institutionen; insbeson-
dere seien das Deutsche Jugendinstitut (DJI) und die Polizeiliche 
Kriminalprävention der Länder und des Bundes (ProPK) umfas-
send zu beteiligen (vgl. MPK 2003). Das DFK wurde gebeten, die 
notwendigen Absprachen zu treffen sowie Vernetzungen und Bün-
delungen zu initiieren und zu koordinieren (dem weitergehenden 
Organisationsvorschlag der Arbeitsgruppe „Gewaltprävention“, 
das DFK als zentrale Vernetzungs- und Koordinierungsstelle der 
Gewaltprävention einzusetzen, wurde dagegen nicht gefolgt). Im 
Frühjahr 2004 wurden vom DFK die einschlägigen Bundesres-
sorts und Fachministerkonferenzen, alle Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege sowie weitere zentrale Organisationen schriftlich 
befragt. Die Auswertung dieser Abfrage hat eine bemerkenswert 
große Vielfalt an Projekten, Maßnahmen und Programmen sicht-
bar gemacht. Zum Teil handelte es sich um bundes- oder länderwei-
te Programme, mitunter um regionale bzw. lokale Initiativen. Teil-
weise waren die Projekte nur auf einzelne Einrichtungen bezogen. 
Genannt wurden Modellprogramme und Weiterentwicklungen der 
Regelpraxis. Im Sommer 2006 wurden die Bundeskanzlerin und 
die MPK in einem federführend vom DFK erarbeiteten Bericht 
über den erhobenen Stand der Gewaltprävention in Deutschland 
sowie über zentrale Handlungserfordernisse zu ihrer nachhaltigen 
Gestaltung unterrichtet, wobei die beschriebenen Entwicklungen 
in der Fachpraxis nicht darüber hinwegtäuschen dürften,

dass das Wissen über die Nachhaltigkeit, die Übertragbarkeit 
der Verfahren und Erfahrungen sowie über die Gelingensbe-
dingungen der Strategien bislang äußerst dürftig ist. Es be-
darf deshalb verstärkter Bemühungen im Bereich der Evalua-
tion vor allem in Form von follow-up-Studien im Bereich der 



104 Wolfgang Kahl

Gewaltprävention im Kindes- und Jugendalter. Dabei realisti-
sche Ziele zu verfolgen und keine überzogenen Erwartungen 
(z. B. in Form von überall einsetzbaren einfachen »Rezepten«) 
zu hegen, wäre für alle Beteiligten hilfreich und entlastend 
(DFK 2006: 13).

Zu den notwendigen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
heißt es: 

Alle Bemühungen um eine Weiterentwicklung von Gewalt-
prävention im Kindes- und Jugendalter würden wirkungslos 
bleiben, wenn sie nicht in entsprechende institutionelle Rah-
menbedingungen und sozialpolitische Anstrengungen einge-
bettet wären. Bemühungen um Konfliktschlichtung werden 
schnell ad absurdum geführt, wenn im näheren Umfeld der 
Beteiligten, also z. B. im Kindergarten, in der Schule, in der 
Jugendgruppe und im Stadtteil nicht ein entsprechendes, un-
terstützendes Klima herrscht. […] Daneben bedarf es, ent-
gegen der Orientierung an spektakulären Gewalttaten, einer 
bewussteren Aufwertung und Unterstützung der Nicht-Ge-
walttätigen. Für Erwachsene sowie für Kinder und Jugend-
liche muss eine Ethik und Kultur der Gewaltfreiheit und des 
prosozialen Umgangs gelten und zur politischen wie gesell-
schaftlichen Maxime gemacht werden. Statt immer wieder 
auf die Defizite muss mehr auf die positiven Beispiele und 
die Erfolge im Umgang mit der Gewalt hingewiesen werden. 
Familien und Schulen sind im Allgemeinen keine Horte der 
Gewalt, sondern überwiegend werden gesellschaftliche Erzie-
hungs- und Integrationsaufgaben erfüllt, die eine bürgerliche 
Gesellschaft erst möglich machen. […] Damit Gewaltpräven-
tion gelingt, muss sie von einer nachhaltig wirksamen Sozi-
alpolitik begleitet und unterstützt werden. Kindern und Ju-
gendlichen reale Zukunftschancen zu ermöglichen, ihre Bil-
dung und Qualifikation zu unterstützen, ihnen Teilhabe- und 
Beteiligungsmöglichkeit zu eröffnen und der zunehmenden 
Spaltung der Gesellschaft in den Städten und zwischen den 
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Regionen entgegenzuwirken, bleiben deshalb unverzichtbare 
Herausforderungen auch im Zusammenhang mit Gewaltprä-
vention im Kindes- und Jugendalter (ebd.: 14).

3.3	 Bericht des Deutschen Jugendinstituts (DJI): 
Strategien der Gewaltprävention im Kindes-  
und Jugendalter – Eine Zwischenbilanz in  
sechs Handlungsfeldern (2007)

Um angesichts der in der DFK-Abfrage deutlich gewordenen 
Vielfalt vertiefende Aussagen zum Stand der Gewaltprävention 
gewinnen zu können, wurde das DJI mit der Erarbeitung eines 
umfänglichen Berichts unter Beteiligung von DFK und des Pro-
gramms „Polizeiliche Kriminalprävention (ProPK)“ beauftragt. 
Die weitere Arbeit konzentrierte sich auf sechs Handlungsfelder: 
Familie, Kindertagesbetreuung, außerschulische Angebote der 
Jugendhilfe, Schule, Polizei und Justiz. Soweit in den einzelnen 
Handlungsfeldern relevant, wurden die Themenkomplexe Migra-
tion und Geschlecht als Querschnittsthemen verfolgt.

Zur Erstellung des Berichtes wurden einschlägige Experten 
beauftragt, den aktuellen Stand der Diskussion in den jeweiligen 
Handlungsfeldern entlang vergleichbarer Vorgaben zu beschrei-
ben und Herausforderungen zu benennen. Mitte 2007 hat das 
DJI den umfassenden Bericht zu den „Strategien der Gewaltprä-
vention im Kindes- und Jugendalter“ vorgelegt und die Heraus-
forderungen für die Weiterentwicklung der Fachpraxis sowie der 
notwendigen und unterstützenden Rahmenbedingungen aus-
führlich dargestellt. Im Mittelpunkt des Berichtes stehen die Stra-
tegien der Gewaltprävention, die den zahlreichen Praxisprojekten, 
Maßnahmen und Programmen vor Ort zugrunde liegen. Ermög-
licht wird auf diese Weise ein Überblick über den Stand der kon-
zeptionellen und methodischen Grundlagen und der sich abzeich-
nenden Herausforderungen im Bereich der Gewaltprävention im 
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Kindes- und Jugendalter – unabhängig von ihrer Realisierung in 
konkreten Projekten, Maßnahmen oder Programmen.

Der Bestandsaufnahme zur Folge hat sich in Deutschland 
ein sehr breites Spektrum zwischen formalisierten, hochgradig 
standardisierten Programmen auf der einen Seite und sehr offe-
nen, eher allgemein gehaltenen Konzepten auf der anderen Sei-
te entwickelt. Zwischen diesen Polen fänden sich viele Mischfor-
men. Nur wenige Programme seien an Hand überprüfbarer Kri-
terien evaluiert worden, v. a. sei über langfristige Erfolge wenig 
bekannt. Zudem wurde auf eine problematische Tendenz hinge-
wiesen, einzelne Projekte oder Programme als „best-practice“ bzw. 
„good-practice“ auszuweisen:

Im Normalfall steckt hinter solchen Etiketten nicht viel mehr 
als die Erfahrung, dass sich die Programme in der Praxis aus der 
Sicht der Beteiligten bewährt haben. Harten Überprüfungs-
kriterien aus anderen Handlungsfeldern, wie z. B. die erfolg- 
reiche Nachhaltigkeit über einen längeren Zeitraum, die Vor-
lage messbarer Ergebnisse, der innovative Charakter, die Be-
obachtbarkeit anerkannter positiver Wirkungen im Sinne von 
Outcome, die Wiederholbarkeit, der ausreichend große Ein-
satzbereich und die Unabhängigkeit von regionalen oder an-
deren Bedingungen würden diese Programme in der weit über-
wiegenden Zahl der Fälle nicht standhalten (DJI 2007: 285).

Zum Entwicklungsstand der Gewaltprävention in Deutschland 
wird schließlich ausgeführt:

Die vorgenommene überblicksartige Darstellung gewaltprä-
ventiver Strategien ergibt aufs Ganze gesehen ein erfreuliches 
Bild. Dieser positive Eindruck von der Fachpraxis der Gewalt-
prävention muss jedoch relativiert werden, wenn man erstens 
die Verbreitung dieser Strategien in der Fachpraxis betrachtet. Es 
kann nicht davon ausgegangen werden, dass die jeweils not-
wendigen Ansätze und Konzepte überall dort, wo einschlägiger 
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Bedarf besteht, bekannt sind, geschweige denn zur Verfügung 
stehen und umgesetzt werden können. Zweitens fehlt es immer 
wieder an der Bereitschaft der Politik, der Öffentlichkeit so-
wie der Fachpraxis, die entsprechenden Probleme sachgerecht 
wahrzunehmen, sich damit offensiv auseinander zu setzen und 
sie konstruktiv als Aufgabe für das eigene Handeln zu verste-
hen. Denn in vielen Fällen würde dies bedeuten, mindestens 
sich selbst und den unmittelbar Beteiligten einzugestehen, 
dass man der Gewalt unter Kindern bzw. Jugendlichen mit sei-
nen bisher probaten Mitteln nicht mehr Herr wird. Drittens 
zeigt sich mancherorts, dass die institutionellen Voraussetzun-
gen sowie die kooperativen Strukturen nur unzureichend vor-
handen, ausgebildet bzw. erwünscht sind. Ebenso zeigt sich, 
dass die erforderliche Fachkompetenz nur begrenzt abrufbar 
und die notwendigen personellen und finanziellen Ressour-
cen nicht verfügbar sind, z. B. weil Lizenzen erworben oder 
teure Kurseinheiten absolviert werden müssen, oder weil nicht 
genug Personal für zusätzliche Aktivitäten vorhanden ist. Zu-
sammenfassend kann festgehalten werden, dass angesichts der 
dargestellten Gesamtschau gewaltpräventiver Fachpraxis u. E. 
die zentrale Herausforderung in erster Linie in der Absiche-
rung und weitergehenden qualifikatorischen Fundierung, 
der Verbreitung und Weiterentwicklung vorhandener Stra-
tegien liegt und weniger in der Notwenigkeit, gänzlich neue  
Ansätze zu entwickeln (ebd.: 286).

3.4	 Expertise „Gelingensbedingungen für die  
Prävention von interpersonaler Gewalt im  
Kindes- und Jugendalter“ (2008)

Die Erkenntnis, dass nur unzureichende Kriterien für die Be-
schreibung der Erfolgsaussichten gewaltpräventiver Arbeit vor-
lagen, hat das DFK veranlasst, Herrn Professor Dr. Scheithau-
er und sein Team von der Freien Universität Berlin (FUB) zu 
beauftragen, im Rahmen eines systematischen Reviews – unter 
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Einbeziehung des internationalen Forschungsstandes – Gelin-
gensbedingungen der Gewaltprävention zu erarbeiten, die einen 
Maßstab für die Bewertung der Wirksamkeit von Präventionspro-
grammen darstellen: Zum Ausgangspunkt für eine Verbesserung 
des Spektrums der Angebote wird in der 2008 vorgelegten Exper-
tise ein entwicklungsorientiertes Verständnis von Prävention vor-
gestellt, das nicht nur und erst dann einsetzt, wenn Kinder und 
Jugendliche auffällig werden bzw. auffällig geworden sind, son-
dern Kinder und Jugendliche einerseits systematisch in ihrer psy-
chosozialen und emotionalen Entwicklung fördern sowie anderer-
seits mögliche Defizite vor Eintritt in neue Lebensabschnitte und 
im Übergang zu neuen Umgebungsfeldern (sog. Transitionen, wie 
z. B. der Übergang von Kindergarten in die Grundschule oder von 
der Schule in die Ausbildung) ausgleichen helfen. Zu betonen ist 
in diesem Sinne insbesondere die Bedeutung universeller Maß-
nahmen, die auf die Förderung emotionaler und sozialer Kom-
petenzen bereits in einem frühen Lebensalter zielen und gerade 
nicht auf individualisierbare Delinquenzrisiken bzw. -gefahren 
ausgerichtet sind. Positive Effekte i. S. einer allgemeinen Kompe-
tenz- und Entwicklungsförderung kommen zudem allen Teilneh-
mern universeller Maßnahmen zu Gute und erzeugen keine Stig-
matisierung. Einige Gewaltphänomene entstehen erst in Gruppen 
(z. B. in der Schulkasse das sog. Bullying/Mobbing) und sind über 
Gruppenphänomene (z. B. nach dem Ansatz der sozialen Rollen, 
nach dem es nicht nur Täter und Opfer von Gewalt, sondern auch 
weitere Beteiligte gibt, die bei der Durchführung von Präventio-
nen zu berücksichtigen sind) und Interaktionen erklärbar, sodass 
eine effektive Präventionsarbeit auch in den Gruppen und nicht 
nur mit (möglichen) Tätern und Opfern stattfinden sollte.

Gewaltpräventive Effekte entwicklungsorientierter Prä-
ventionen stellen sich bei denjenigen Kindern und Jugendli-
chen ein, die ein konkretes Risiko aufweisen – ohne fördernde 
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Unterstützung – später gewalttätig zu werden. Aber auch Wirkungen 
im Hinblick auf andere Risiken (z. B. psychische Auffälligkeiten, 
Sucht, Depression) können mit solchen Präventionen erreicht 
werden. Der Mangel an wichtigen sozial-emotionalen Kompeten-
zen steht in einem deutlichen Zusammenhang zu aggressivem Ver-
halten, Gewalt und Delinquenz/Dissozialität. Für Risikogruppen 
bedarf es im weiteren Entwicklungsverlauf selektiver Maßnah-
men und bereits gewalttätige Kinder/Jugendliche benötigen Hilfe 
i. S. besonderer, indizierter Präventionen und Interventionen.

Für einen flächendeckenden Implementierungsansatz sind 
– alleine schon wegen der dadurch gegebenen umfassenden Er-
reichbarkeit der Zielgruppen – in erster Linie die Handlungsfel-
der Familie, institutionelle Betreuung (z. B. Kindergärten), Schule 
und soziale Umwelt angesprochen, deren Akteure mit einem 
gemeinsamen Verständnis von Entwicklungsförderung besser ko-
operieren sollten. Die Auswirkungen des Perspektivenwechsels 
von einem an Defiziten ausgerichteten Ansatz hin zu einem an 
Stärken anknüpfenden Verständnis, ohne jedoch Defizite außer 
Acht zu lassen, zeigen sich bereits bei einigen erprobten und eva-
luierten Programmen zur Förderung von Kompetenzen, Selbst-
bewusstsein und Empathiefähigkeit. Diese Maßnahmen liegen 
manualisiert und um Fortbildungsformate für Eltern/Pädagogen/
Erzieher ergänzt vor, die insbesondere für Kindertageseinrichtun-
gen und für Schulen der Primar- und Sekundarstufe I angeboten 
werden.
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Gelingensbedingungen der Gewaltprävention – Ein kurzer Überblick

Nach einer systematischen Literaturrecherche zu Metaanalysen und Reviews 
zu Aggression und Gewalt konnten Scheithauer u. a. (2008) risikoerhöhende 
und risikomildernde Bedingungen identifizieren. Zudem sind Bestandteile von 
Präventionsprogrammen herausgearbeitet worden, die erwiesenermaßen 
effektiv in der Reduktion und Verhinderung von Gewalt sind. Erfolgreiche 
Programme lassen sich demnach wie folgt beschreiben. Sie (sind):
•	 theoretisch gut begründet,
•	 individuums- und umweltzentriert,
•	 sprechen Ressourcen und Defizite, Entwicklungsaufgaben/Transitionen an,
•	 settingübergreifend (z. B. Schule und Elternhaus),
•	 oftmals Multikomponenten-Programme,
•	 kulturell anpassbar, berücksichtigen dabei Alters- und Geschlechter- 

unterschiede,
•	 hoch strukturiert (z. B. manualisiert) und dabei trotzdem
•	 variabel in der Didaktik (Tayloring).
•	 Sie werden von trainierten Anleitern durchgeführt,
•	 wobei insbesondere über einen längeren Zeitraum (mind. 9 Monate) 

regelmäßig durchgeführte Programme sinnvoll erscheinen.
•	 Sie legen Wert auf Beziehungspflege und Implementierungsbereitschaft 

auf Seiten der Stakeholder,
•	 weisen eine hohe Implementierungsqualität auf und sind
•	 bestenfalls kombiniert, universell und selektiv/indiziert.
Neben den Qualitätskriterien Wirksamkeit und Effektivität zeigen sich die 
Qualität und damit der Erfolg von Programmen auch in ihrer Umsetzung 
(Implementierung). Neben der Professionalität/Kompetenz der Anwender/ 
Trainer gewinnen folgende Implementierungsaspekte an Bedeutung:
•	 Maßnahmendauer und -intensität,
•	 Nachhaltigkeit,
•	 Support, Fortbildung und Supervision.
Am Ende liegen die Qualität und der Erfolg einer Gewaltpräventions-
maßnahme mit der wissenschaftlichen fundierten Entwicklung unter 
Berücksichtigung der Implementationsstrukturen sowohl in den Händen 
von Programmentwicklern, Trainern und dem Support als auch in den 
Händen der Anwender und Umsetzer, denen insbesondere nach Abschluss 
der Maßnahmeneinführung zu einer programmtreuen Fortsetzung geraten 
wird, um einen nachhaltigen Erfolg der eingesetzten Maßnahme zu 
gewährleisten.
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3.5	 Förderung der Evaluation gewaltpräventiver  
Programme (seit 2009)

Als besondere Form von Förderung der Gewaltprävention ist die 2009 
begonnene finanzielle Unterstützung von Evaluationen zur Imple-
mentierung gewaltpräventiver Programme in kommunalen Arbeits-
feldern (Kindertagesstätten, Schulen, Familienhilfe, Jugendhilfe) so-
wie zur Resozialisierung extremistischer Gewaltstraftäter zu nennen, 
etwa „Mit-Ein-Ander in Kita und Schule – Effekt®/Antibullying“ im 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin, „Prävention im Team – PiT – Hessen“, 
„Familien optimal stärken – famos“ in Paderborn, „buddY – Übergän-
ge Kita-Grundschule“ in Detmold und Paderborn, „Violence Prevention 
Network: Abschied von Hass und Gewalt“, „Parts – Programm zur Förde-
rung von Akzeptanz, Respekt, Toleranz und Sozialer Kompetenz“. Die Er-
gebnisse der z. T. abgeschlossenen Prozess- und Wirkungsevaluationen 
werden im Rahmen des Wissenstransfers auf ihre Übertragbarkeit hin 
ausgewertet und die Erkenntnisse über die unterschiedlichen Transfer-
Formate des DFK zur Verfügung gestellt.

3.6	 Kooperationsprojekt von Deutscher Bahn AG 
(DB), DFK und FU Berlin zur Verbreitung  
entwicklungsorientierter Programme (seit 2010)

Die Erkenntnis, dass eine flächendeckende Implementierung wirk-
samer entwicklungsorientierter Programme in Deutschland noch 
am Anfang steht und insbesondere finanzielle Ressourcen fehlen, 
um einen nachhaltigen Prozess von aufeinander abgestimmten Mo-
dulen zu gewährleisten, haben das DFK, sein Kuratoriumsmitglied 
Deutsche Bahn AG (DB) und die FU Berlin zu einer Kooperati-
on veranlasst, um – mit einem Präventionsprogramm beginnend – 
eine Verstetigung nachweislich wirksamer entwicklungsorientierter 
Präventionsarbeit einzuleiten. Die DB hat zur deutschlandweiten 
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Verbreitung des mit dem europäischen Präventionspreis des Jahres 
2011 ausgezeichneten Anti-Mobbingprogramms fairplayer.manual 
eine Basisfinanzierung für zunächst fünf Jahre bereitgestellt.

3.7	 Wissensmanagement zu Entwicklungsförderung 
und Gewaltprävention (seit 2008)

Um sowohl die durch eigene Impulse als auch aufgrund anderer In-
itiativen gewonnenen Erkenntnisse für Forschung und Praxis recher-
chier- und nutzbar zu machen, stellt das DFK Wissensangebote für 
den Transfer bereit. In Fachartikeln der Zeitschrift „forum kriminal-
prävention“ werden aktuelle kriminologische und präventionsbezoge-
ne Forschungsergebnisse vorgestellt, strategische bzw. konzeptionelle 
Fragestellungen erörtert, fachpraktische Erfahrungen präsentiert und 
zur Diskussion gestellt. Der DFK-Newsletter verweist ebenfalls auf 
neue Erkenntnisse und Wissensangebote. Die DFK-Website führt die 
eigenen Formate zusammen („Wissen gegen Gewalt“) und bündelt 
im Portal „Prävention im Überblick“ die Informationssammlungen 
bzw. Rechercheformate unterschiedlicher Institutionen und Akteure.1

4.	 DFK-Projekt „Entwicklungsförderung und  
Gewaltprävention für jungen Menschen 
(E & G)“ (seit 2011)

Die Bedarfe nach Unterstützung beim Umgang etwa mit Störun-
gen, Mobbing, Gewaltphänomenen, Suchtverhalten und psychi-
schen Auffälligkeiten werden in den Regelsystemen von Bildung 
und Erziehung nach wie vor artikuliert. Trotz oder vielleicht gera-
de wegen der beachtlichen Vielfalt des dem Bedarf gegenüber ste-
henden Spektrums von Angeboten ergab sich für das DFK dann 
folgende Ausgangslage: Erstens zeigt sich, dass die Bedarfe zur 

1	 Weitere Informationen sind unter www.kriminalpraevention.de zu finden.
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Stärkung von Erziehungskompetenzen in den Kindertagesstätten, 
Einrichtungen der sozialen Kinder-/Jugendarbeit und Schulen von 
ihren verantwortlichen Trägern und Verwaltungen nur (sehr) be-
grenzt systematisch aufgegriffen werden. Das heißt die insbeson-
dere von Praxis und Experten für notwendig erachteten Anpassun-
gen, etwa in der Aus- und Fortbildung sowie bei der Organisati-
onsentwicklung, werden nicht oder nur zögerlich eingeleitet. Zwei-
tens muss festgestellt werden, dass die Qualität des Großteils der 
gewaltpräventiven Angebote problematisch, in aller Regel ungeklärt 
ist. Das heißt, dass die Bedarfsträger häufig mit ungeprüften bzw. 
unwirksamen Angeboten experimentieren. Drittens existiert bereits 
seit einigen Jahren ein großes Wissen um eigentlich wirksame ge-
waltpräventive Ansätze und ihre Implementierungsvoraussetzun-
gen, jedoch sind diese in der Praxis nicht in ausreichendem Maße 
bekannt, geschweige denn stehen sie den Bedarfsträgern nachhal-
tig und in qualitätsgesicherter Weise zur Verfügung. Das heißt, 
dass wirksame Ansätze keine systematische und damit nachhalti-
ge Verbreitung finden. Viertens zeigen vielfältige Bemühungen zur 
Qualitätsverbesserung, -verbreitung und -sicherung (etwa Projekt-
management-Tools, Programmdatenbanken, wissenschaftliche Re-
views und Expertisen) bislang nur wenig Wirkung. Das heißt, dass 
der Wissenstransfer nicht effektiv ist und/oder wahrgenommene 
Erkenntnisse nicht aufgegriffen werden wollen/können.

4.1	 DFK Sachverständigenrat und Leitfaden  
„Entwicklungsförderung und Gewaltprävention 
für junge Menschen“ (2012/2013)

Im Herbst 2012 konnte das DFK zur weiteren Klärung der auf-
gezeigten Probleme (unzureichende Systemanpassungen, Verbrei-
tung unwirksamer Angebote, fehlende Verstetigung wirksamer An-
sätze, geringe Wirkung bisheriger Steuerungsinstrumente) einen 



114 Wolfgang Kahl

Sachverständigenrat mit 13 Experten aus Wissenschaft und Praxis 
einberufen (vgl. Tab. 1), der seitdem insbesondere daran arbeitet:

•	 mehr Transparenz über wirksame und praxistaugliche  
Angebote und ihrer Implementierung herzustellen,

•	 die wirksamen und praxistauglichen Angebote stärker zu 
verbreiten und miteinander zu verknüpfen,

•	 mehr Wissen über noch ungeprüfte Angebote, über  
die Implementierung von Angeboten sowie über die  
Verknüpfung/Verzahnung von Angeboten zu erhalten.

DFK-Sachverständigenrat „Entwicklungsförderung & 
Gewaltprävention für junge Menschen“:

•	 Prof. Dr. Andreas Beelmann: 
Friedrich-Schiller-Univ. Jena;

•	 Dr. Christian Böhm: 
Landesinstitut für 
Lehrerbildung und 
Schulentwicklung Hamburg;

•	 Prof. Dr. Thomas Görgen: 
Deutsche Hochschule der 
Polizei Münster;

•	 Prof. Dr. Dr. h.c. Friedrich 
Lösel: University of 
Cambridge;

•	 Erich Marks: 
Landespräventionsrat 
Niedersachsen;

•	 Prof. Dr. Siegfried Preiser: 
Psycholog. Hochschule Berlin;

•	 Prof. Dr. Herbert Scheithauer: 
Freie Universität Berlin;

•	 Prof. Dr. Dr. Christiane Spiel. 
Universität Wien;

•	 Elmar Undorf: 
Schulpsycholog. Dienst 
Rhein-Sieg-Kreis;

•	 Prof. Dr. Ulrich Wagner. 
Philipps-Universität Marburg;

•	 Prof. Dr. Andreas Zick. 
Universität Bielefeld

Tab. 1:	 DFK-Sachverständigenrat „Entwicklungsförderung & Gewaltprävention für 
junge Menschen“ (eigene Darstellung)

Erstes Ergebnis deren Arbeit ist der Leitfaden „Entwicklungs-
förderung und Gewaltprävention für junge Menschen (E  &  G)“, 
der 2013 im Rahmen des 18. Deutschen Präventionstages (DPT) 
in Bielefeld vorgestellt und diskutiert wurde. Er knüpft an die 
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Expertise „Gelingensbedingungen für die Prävention von interper-
sonaler Gewalt im Kindes- und Jugendalter“ an und erweitert die 
fördernde und präventive Perspektive insbesondere um Aspek-
te der Effektivität, der Messung von Wirksamkeit und Umset-
zungsqualität sowie der Implementierung in Kitas und Schulen. 
Schließlich werden Fragen des Transfers und einer weitergehen-
den Verbreitung von wirksamen und praxistauglichen Präventi-
onsangeboten erörtert. Weitere Impulse gibt ein Qualitätskrite-
rienkatalog, der dazu dient, die Qualität von Präventions- und 
Interventionsmaßnahmen/-programmen zu beurteilen. Er kann 
als Entscheidungshilfe für die Auswahl, den Einsatz und die För-
derung von Maßnahmen genutzt werden. Programmanbietern 
kann er als Hilfestellung für die Optimierung ihrer Angebote die-
nen. Der Leitfaden richtet sich an professionelle Praktiker, aber 
auch an Entscheidungsverantwortliche in Institutionen, in Ver-
waltung und nicht zuletzt in der Politik.

4.2	 Weitführenden Perspektiven: Memorandum 
„Qualität, Struktur und Kooperation fördern“ 
(2013)

DFK und Sachverständige waren sich im Klaren, dass es zur Fort-
entwicklung der Präventionsarbeit für junge Menschen weiterer 
Schritte bedarf, etwa zur Verbesserung von Wissenstransfer und 
praktischer Umsetzung: Wie kann es gelingen, die im Leitfaden 
dargestellten Erkenntnisse noch besser zu verbreiten und einen 
strukturell spürbaren Fortschritt bei der präventiven Arbeit in al-
len Handlungsfeldern und insbesondere in den pädagogischen In-
stitutionen zu erreichen?

Der DFK-Sachverständigenrat diskutiert diese Fragen fort-
laufend und wird auch weiterhin daran mitarbeiten, Qualität und 
Verbreitung entwicklungsorientierter Prävention zu fördern. Er 



116 Wolfgang Kahl

empfiehlt der Stiftung und ihren Kooperationspartnern u. a. fol-
gende Gesichtspunkte zu berücksichtigen:

•	 „Die Instrumente des Wissenstransfers sind weiter auszu-
bauen. Beispielsweise können über ein Webportal Hin-
weise und Hilfestellungen, die für unterschiedliche Be-
darfe in den Institutionen, Ämtern und bei den Trägern 
sozialer Arbeit nützlich sind, gegeben werden. Dabei sind 
bereits vorhandene, qualitativ gute Wissensangebote zu 
integrieren.

•	 Das Wissensangebot eines bedarfsgerechten Webportals 
sollte sich nicht nur auf die expliziten Empfehlung effekti-
ver Programme konzentrieren, sondern diese in den Kon-
text zentraler Aspekte wie wissenschaftliche Fundierung, 
Zielgruppenauswahl, Setting, Timing, Intensität, Metho-
den, Didaktik, besondere Rahmenbedingungen stellen.

•	 Die Erkenntnisse und Programmempfehlungen der „Grü-
nen Liste Prävention“ des Landespräventionsrates Nieder-
sachsen sollten aufgegriffen und mit dem Webportal ver-
knüpft werden. Zuvor sollten Systematik, Verfahren und 
Ergebnisse konstruktiv geprüft und ggf. Modifizierungen 
empfohlen werden.

•	 Es gilt insbesondere, die Voraussetzungen und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten für eine gelingende Implementie-
rung von Präventionskonzepten bzw. -programmen in den 
Handlungsbereichen der pädagogischen Institutionen sowie 
des sozialen Hilfesystems bekannt zu machen. Ein ergän-
zendes personelles Beratungs- und Serviceangebot ist eben-
so wünschenswert wie die Schaffung von entsprechenden 
Fortbildungsangeboten für professionelle Akteure etwa in 
Kitas und Schulen bzw. auch für deren Steuerungsebenen.
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•	 Die Überprüfung von Implementierungsprozessen und die 
dauerhafte Sicherung der Implementierungsqualität sollte 
durch entsprechende Standards und Rahmenbedingungen 
ermöglicht werden“ (DFK 2013: 3 f ).

4.3	 Projektfortsetzung und Webportal  
„wegweiser prävention“ (2014)

Das Projektteam der Geschäftsstelle hat die Empfehlungen des 
Sachverständigenrates aufgegriffen und bereits weitere Teilprojek-
te begonnen: Ein Team erarbeitet unter Federführung von Pro-
fessor Dr. Andreas Beelmann (Universität Jena) eine Systematik, 
Sammlung und Bewertung deutschsprachiger Evaluationsstudien 
zu Präventionsprogrammen und bereitet sie für den Wissenstrans-
fer auf. Aufgabe einer zweiten Arbeitsgruppe unter Mitwirkung 
von Professorin Dr. Christiane Spiel (Universität Wien) ist die 
Schaffung von Transparenz zu Theorie und Praxis der Implemen-
tierung präventiver Angebote.

Mit der finanziellen Unterstützung aus dem Bundesministe-
rium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) sind in Abstim-
mung mit dem Landespräventionsrat Niedersachsen (LPR NI) das 
Design und die technische Umsetzung des empfohlenen Webportals 
„Wegweiser Entwicklungsförderung und Gewaltprävention“ erarbeitet 
worden, das ab dem 12. Mai 2014 über www.wegweiser-praeventi-
on.de bzw. die Webseiten der Kooperationspartner DFK und LPR 
NI verfügbar ist und künftig von anderen Präventionsakteuren, Bil-
dungsservern etc. auf ihre Webseiten verlinkt werden kann.

Der „wegweiser prävention“ ist ein umfassendes Informati-
onsportal zu „Entwicklungsförderung und Gewaltprävention für jun-
ge Menschen (E & G)“ in Kooperation mit der „Grünen Liste Prä-
vention“. Er weist den Weg zu Präventionsprogrammen, die auf ihre 
Wirksamkeit und Praxistauglichkeit hin überprüft sind und daher 
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von renommierten Wissenschaftlern empfohlen werden. Insbeson-
dere allen Verantwortlichen und Mitwirkenden in Kitas und Schu-
len, die ihre Einrichtungen weiterentwickeln und dafür professio-
nelle Unterstützung in Anspruch nehmen wollen, wird die Orien-
tierungshilfe empfohlen. Neben grundlegenden Empfehlungen zur 
Arbeit mit Präventionsprogrammen findet man gezielte Hinweise 
zu Zielsetzung, Qualität, Verbreitung und Verfügbarkeit einzelner 
Angebote sowie zu ihrer Implementierung. Fünf W-Fragen (Wa-
rum Entwicklungsförderung und Gewaltprävention? Welche Pro-
gramme? Woher das Wissen zur Qualität? Wie implementieren?) 
bündeln die Informationen in sinnvolle Kategorien (vgl. Kahl 
2014; wegweiser prävention 2014; Preiser/Wagner/DFK-Sachver-
ständigenrat 2013):

Warum brauchen wir Entwicklungsförderung und 
Gewaltprävention?

Entwicklungsorientierte Präventionsmaßnahmen setzen auf syste-
matische Formen der sozialen Bildung und Erziehung im Kon-
text von Familie, Schule und Kommune und richten sich an un-
terschiedliche Zielgruppen (Kinder, Jugendliche, Eltern, Lehrer, 
sozialer Nahraum, ganze Gemeinden). Der Ansatz zielt auf eine 
gesunde Sozialentwicklung von Kindern und Jugendlichen, will 
diese fördern und sich anbahnende Negativentwicklungen früh-
zeitig unterbrechen. Allgemeine soziale Entwicklungsförderung 
und primärpräventive Arbeit haben fließende Übergänge und er-
gänzen sich in ihren Wirkungen. Eine Auswahl von Texten erläu-
tert die wissenschaftliche Begründung und Logik des Ansatzes. 
Leitfaden, Gelingensbedingungen und Qualitätskriterien stehen 
zum Download bereit. Dargestellt werden zudem die daraus abge-
leiteten strategischen Überlegungen für systematische präventive 
Arbeit und ihre notwendigen Rahmenbedingungen.
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Welche Programme können empfohlen werden? 

Soziales Lernen kann durch unterschiedliche pädagogische Ansät-
ze, Methoden und Trainings unterstützt werden, die theoretisch gut 
begründet sind und sich in der Praxis als wirksam erwiesen haben 
(Effektivität). Angebote zur „Entwicklungsförderung und Gewalt-
prävention (E & G)“, die empfohlen werden, bündeln Prinzipien 
und Methoden in ein sinnvolles Handlungsprogramm mit Manu-
alen, Materialien und anderen Hilfsmitteln, um die angestrebten 
positiven Wirkungen bei den Zielgruppen altersangemessen und 
den jeweiligen Lernkontext (z. B. Kita) berücksichtigend erreichen 
zu können. Programme sind keine „Blaupausen“, die gedankenlos 
umgesetzt werden können, vielmehr unterstützen und erleichtern 
sie die pädagogische bzw. soziale Arbeit, weil z. B. nicht alle Vorge-
hens- bzw. Lernschritte jeweils neu erdacht werden müssen und auf 
Bewährtes zurückgegriffen werden kann. Die Arbeit mit Program-
men sollte allerdings in ein übergeordnetes pädagogisches Konzept 
integriert sein, das die im Leitfaden E & G, Kap. 3 und 4 bzw. in 
den Leitlinien für effektive Präventionsproramme der „Grünen Liste 
Prävention“ erläuterten Prinzipien berücksichtigt.

Früher Beginn und Kontinuität sind wichtige Prinzipien der 
Präventionsarbeit, dennoch ist zu beachten: Es wird weder emp-
fohlen, möglichst viele Programme gleichzeitig in das Konzept auf-
zunehmen, noch eine bloße Aufeinanderfolge von Programmen zu 
planen. Allerdings gibt es Kombinationsmöglichkeiten etwa zur 
Verknüpfung der Angebote in unterschiedlichen Lern- und Le-
benskontexten (Schule, Familie) oder z. B. in der zeitlichen Abfol-
ge von Kita und Grundschule. Die Kennzeichnung entsprechen-
der Kompatibilität der Programme ist in Vorbereitung. Eine Über-
sicht empfehlenswerter Programme führt zu einzelnen Programm-
steckbriefen: Man klickt auf das relevante Handlungsfeld und das 
zugehörige Programmangebot wird sichtbar. Zu den Basisdaten 
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und vertiefenden Informationen kommt man dann über das je-
weilige Logo. Die Benennung der Programme stützt sich auf die 
Einstufungen der Grünen Liste Prävention und den Kategorien 
Effektivität nachgewiesen (Stufe 3) und Effektivität wahrschein-
lich (Stufe 2). Die Informationen zur Aussagekraft der meisten 
den Einstufungen jeweils zugrunde liegenden Evaluationen sind 
in einem gesonderten Evaluationssteckbrief zusammengefasst. Zu-
sätzliche Aspekte für eine Berücksichtigung in der Übersicht lau-
ten: Die Wirkrichtung soll die Entwicklungsförderung von jungen 
Menschen und gewaltpräventive Verhaltensziele betreffen. Wei-
terhin bieten die empfohlenen Programme in Deutschland einen 
Unterstützungsservice etwa durch eigene Trainer, Multiplikatoren-
Fortbildungen oder verschiedene Beratungsformate an. Dadurch 
sind sie besonders praxistauglich und unterscheiden sich von An-
geboten, die z. B. mit einer Buchvorlage lediglich autodidaktisch 
umgesetzt werden können. Die Übersicht erfüllt momentan nicht 
den Anspruch der Vollständigkeit. Sie wird den Arbeitskapazitäten 
der DFK-Geschäftsstelle entsprechend ständig erweitert. Anträge 
auf Aufnahme in die Übersicht können nicht direkt gestellt wer-
den, sind aber über einen Vorschlag um Aufnahme in die „Grüne 
Liste Prävention“ indirekt möglich.

Woher kennen wir die Qualität der Programme?

Präventionsprogramme müssen vor ihrer Verbreitung evaluiert 
werden, d. h. mit wissenschaftlich anerkannten Methoden im 
Hinblick auf ihre Zielerreichung bzw. Wirksamkeit überprüft 
werden. Weiterhin sind Aussagen zur Qualität der Maßnahmen-
durchführung erforderlich, um Programme empfehlen zu kön-
nen. Programmevaluationen werden methodisch unterschiedlich 
durchgeführt und ihre Ergebnisse sind schwer vergleichbar. Es 
gibt keine verbindlichen Standards. In den Evaluationssteckbriefen 
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werden deutschsprachige Studien hinsichtlich ihres Designs und 
ihrer Vorgehensweise beschrieben und in Einzelmerkmalen detail-
liert beurteilt und dann zusammenfassend bewertet. Ein Ergeb-
nisprotokoll beschreibt schließlich die gemessenen Effekte in ihrer 
Stärke und Nachhaltigkeit. Die Evaluationssteckbriefe sind noch 
nicht verfügbar. Sie werden Mitte 2014 freigeschaltet.

Wo sind die Programme in Deutschland verbreitet?

Die Verbreitung und Verfügbarkeit wirksamer und praxistauglicher 
Präventionsprogramme zur „E & G“ ist in Deutschland sehr un-
terschiedlich. Bei der Auswahlentscheidung kann die Frage der 
Verfügbarkeit von fachlichen und organisatorischen Servicelei-
stungen eine wichtige Rolle spielen. Eine Karte mit Aufklappfen-
stern gibt einen Anhalt zur Verbreitung der Programme in den 
Bundesländern. Weitere Informationen zur Kontaktaufnahme 
gibt es in den Programmsteckbriefen.

Wie werden Programme implementiert?

Die Implementierung von pädagogischen Angeboten und Prä-
ventionsprogrammen ist ein komplexer und anspruchsvoller 
Prozess, der über einzelnes persönliches Engagement hinaus re-
gelmäßig Anpassungen auf System-, Organisations- und Praxise-
bene erfordert. Implementierung bedeutet, ein ausgewähltes Pro-
gramm konzeptionell in den jeweiligen institutionellen Kontext, 
z. B. einer Schule oder Kita, so einzupassen, dass es die gewünsch-
ten Wirkungen erreichen kann. Häufig konzentrierten sich fach-
liche Diskussionen um Fragen der generellen Wirksamkeit von 
Präventionsangeboten, ohne die Logik in den Umsetzungskon-
texten hinreichend zu berücksichtigen bzw. die Voraussetzungen 
für erfolgreiche pädagogische Arbeit ausreichend zu bedenken. 
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Das folgende Wissensangebot widmet sich dem deutschen und 
internationalen Stand im Forschungsfeld Implementierung und 
stellt zentrale Ergebnisse vor, zunächst eine Zusammenfassung 
amerikanischer wissenschaftlicher Studien und Konzeptionen so-
wie Abstracts der einzelnen Publikationen, auf die Bezug genom-
men wird. Daran anknüpfend werden konkrete Hilfestellungen 
in Form von Checklisten, Mustervorlagen und Online-Tools zur 
praktischen Nutzung angeboten. Verfügbar sind bereits die „Bec-
caria-Steps“ des LPR NI: Das interaktive Online-Werkzeug un-
terstützt dabei, ein Projekt Schritt für Schritt zu planen, durchzu-
führen und zu überprüfen.2 Weitere Module sind in Vorbereitung 
und werden kontinuierlich ergänzt.

5.	 Fazit: … und am Ende nachhaltige Prozesse?

Das Projekt „Wegweiser E & G“ ist zunächst ein gutes Beispiel da-
für, dass Kooperation zwischen Akteuren auf Bundes- und Län-
derebene möglich ist, wenn die Partner ein übereinstimmendes 
Präventionsverständnis und gemeinsame Ziele haben, Vertrau-
en aufbauen können und arbeitsteilig Verantwortung im Projekt 
übernehmen. DFK und LPR NI werden den begonnenen Weg 
fortsetzen.

Das Webportal „wegweiser prävention“ ist am 12. Mai 2014 
freigeschaltet worden, ohne bereits den vollen geplanten Leistungs-
umfang anbieten zu können. Ein ungeplanter Vorteil ist, Rück-
meldungen und Erfahrungswerte der Nutzer für den weiteren Aus-
bau und die konzeptionelle Fortentwicklung berücksichtigen zu 
können. Längerer „work in progress“ verdeutlicht aber auch, dass 
die fachlich fundierte, umfassende und zügige Fortführung eigent-
lich eine bessere personelle und finanzielle Ausstattung erforderlich 
macht, die bislang im DFK nicht erreichbar gewesen ist.

2	 Weitere Informationen sind unter www.beccaria.de zu finden.
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Der DFK-Sachverständigenrat „E  &  G“ hatte im Herbst 
2013 in einem Schreiben seines Sprechers Prof. Dr. Beelmann 
an die regierungsbildenden Bundestagsfraktionen auf die Bedeu-
tung von entwicklungsorientierter Bildungs- und Präventionsar-
beit hingewiesen und neue politische Initiativen gefordert, u. a. 
die Rahmenbedingungen für präventives Handeln zu verbessern 
und dazu eine zentrale Stelle mit eigener Personalausstattung und 
Budget auf Bundesebene einzurichten.

Wie wissenschaftliche Erkenntnisse, DFK-Projektarbeit und 
die positive Resonanz aus der Fachpraxis zeigen, können bedeutsa-
me Effekte mit relativ geringen – jedoch nur mit hinreichenden – 
Mitteln erreicht werden. Der Vergleich zum Ressourceneinsatz etwa 
bei repressiven Konzepten braucht nicht gescheut werden.

Es ist zu hoffen, dass sich der konstruktive Dialog inner-
halb der Bundesregierung fortsetzt und das von einer Exper-
tenkommission im Auftrag der Bundeskanzlerin vorgeschlagene  
„Nationale Präventionszentrum“ unter Einbeziehung von Res-
sourcen und Expertise der DFK-Geschäftsstelle realisiert werden 
kann – v. a. mit dem Ziel, die bisher begonnenen Arbeiten zur 
„Entwicklungsförderung und Gewaltprävention für junge Menschen 
(E & G)“ mit angemessenen Ressourcen auszustatten. Nur dann 
können die weiteren Impulse etwa in die Kultusministerkonferenz 
sowie die zuständigen Ressorts von Bund und Ländern gelingen, 
z. B. für die Etablierung eines Fortbildungsangebotes zur Imple-
mentierung von Präventionsprogrammen.

„Entwicklungsförderung und Gewaltprävention (E & G)“ ist ein 
auf nachhaltige Wirksamkeit angelegtes Konzept, das theoretisch gut 
begründet ist, in der Praxis vielfach erfolgreich getestet wurde und 
in Deutschland zunehmende Beachtung und Relevanz findet. Ein 
zugehöriges Wissens- und Unterstützungsangebot ist in den letzten 
Jahren – wie im Beitrag gezeigt – auf Länder- und Bundesebene 
geschaffen worden und kann die vielfältigen Informationsbedarfe 
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weitgehend befriedigen. Inwieweit die Anstrengungen des Wissen-
stransfers die Qualifizierung und nachhaltige Verbreitung der An-
sätze und Angebote von „E & G“ maßgeblich beeinflussen können, 
ist noch nicht absehbar. Deutlichere politische Unterstützung ist auf 
allen Handlungsebenen ebenso notwendig wie die Schaffung von 
den bisherigen Wissenstransfer ergänzenden Fortbildungsformaten, 
insbesondere für pädagogische Arbeitsfelder.

Ob es am Ende zur Entwicklung einer „Nationalen Stra-
tegie“ wie z. B. in Österreich, der Schweiz oder skandinavischen 
Staaten kommen wird, ist momentan nicht erkennbar, sollte 
aber als strategisches Ziel im Blick behalten bzw. gefordert wer-
den. Nach Erweiterung, Vervollständigung und Verbesserung 
der Angebote des Wissenstransfers sollten daher Wege der fach-
politischen Erörterung in den zuständigen Politikressorts und ih-
ren Konferenzen beschritten werden. Der hierbei anzustrebende 
Maßstab der Präventionsarbeit in Deutschland sollte (vergleich-
bar mit den vom United Nations Office on Drugs and Crime her-
ausgegebenen Internationalen Standards zur Prävention des Dro-
genmissbrauchs) sein:

•	 eine unterstützende Politik und rechtliche Rahmen- 
bedingungen;

•	 wissenschaftlich begründete Entscheidungsfindungen;
•	 Kooperation in den bzw. Koordination der unterschiedli-

chen Handlungsfelder (vertikal und horizontal);
•	 Qualifizierung von Entscheidungsträgern und Praktikern;
•	 politisches Einverständnis, dass angemessene Ressourcen 

bereit gestellt und langfristig abgesichert werden.

Angesichts der drängenden Herausforderungen auch in anderen 
Politikfeldern sind diese Prinzipien unumgänglich und Koopera-
tion ist dabei ein zentrales Paradigma.
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Frederick Groeger-Roth 

Die „Grüne Liste Prävention“ –  
ein Beitrag zur nachhaltigen 
Kriminalprävention

1.	 Einleitung

Das Interesse an einer „Evidenz-Basierung“ der Prävention, i. S. 
einer wissenschaftlichen Untermauerung ihrer Wirkungen, ist in 
den letzten Jahren stetig gestiegen. Die Hauptfragen, auf die Ant-
worten gesucht werden, sind: Welche Programme und Maßnah-
men haben welche Wirkungen, für wen und unter welchen Um-
ständen? Die Beantwortung dieser Fragen kann als entscheidend 
für die Nachhaltigkeit von Prävention angesehen werden. Um für 
die Praxis zu sinnvollen Hilfestellungen zu kommen, sind v. a. im 
angloamerikanischen Raum etliche „Empfehlungslisten“ mit ge-
testeten Programmen entstanden. Insbesondere in den USA liegt 
mittlerweile eine Fülle an Studien – und Übersichten über sol-
che Studien – vor, die sich mit der Wirksamkeit von Präventions-
programmen beschäftigen. Auf dieser Basis ist es möglich, die-
jenigen Ansätze (in Bereichen wie der Frühförderung, Elternbil-
dung, Sozialkompetenzförderung bei Kindern, Schulentwicklung 
etc.) zu identifizieren, die sich in hochwertigen Evaluationsstu-
dien (mit Zufallszuweisung in Interventions- und Kontrollgrup-
pen, mit Follow-up-Studien in Bezug auf langfristige Ergebnis-
se) als wirksam herausgestellt haben – oder auch nicht (vgl. z. B. 
Hawkins/Catalano 2004; Sherman/Farrington/Welsh u. a. 2002; 
Sherman/Gottfredson/MacKenzie u. a. 1994;). Zu den als wirk-
sam identifizierten Programmen gehören bspw. in der Frühförde-
rung das „Nurse Family Partnership Program“, das Elterntraining 
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„Strengthening Families Program“, das Programm zur Förderung 
sozialen und emotionalen Lernens bei Kindern „Promoting Al-
ternative Thinking Strategies – PATHS“ oder im Bereich der 
weiterführenden Schulen das „LifeSkills Training“ und das „Ol-
weus Bullying Prevention Program“. Einen Überblick über die 
am besten evaluierten Programme liefert die Empfehlungsliste der 
„Blueprints“ – Initiative (siehe dazu Blueprintsprograms 2014; 
Guder/Sonnen in dem Beitrag).

Auch hierzulande wird seitens der Praxis vor Ort oft das Be-
dürfnis geäußert, mehr Informationen über nachgewiesene wirk-
same Ansätze zu erhalten (vgl. auch die Ausführungen in BMI/
BMJ 2006: 676 ff). In Deutschland ist – im Gegensatz zur Fülle 
der Angebote – allerdings nur eine sehr kleine Zahl der bestehen-
den Programme in diesen Bereichen ähnlich gut überprüft wie in 
den USA (siehe auch Beelmann/Pfost/Schmidt 2014; Beelmann 
2010; Scheithauer/Rosenbach/Niebank 2008; Beelmann/Raabe 
2007). Aber diese Zahl wächst langsam und die Frage stellt sich, 
wie in der Praxis verstärkt diejenigen Ansätze zur Anwendung 
kommen können, die sich als wirksam erwiesen haben oder doch 
zumindest erfolgversprechend sind.

Mit der „Grünen Liste Prävention“ möchte der Landesprä-
ventionsrat Niedersachsen (LPR) in dieser Hinsicht eine Lücke 
schließen. Die „Grüne Liste Prävention“ liefert Informationen, 
welche getesteten Präventionsprogramme in Deutschland ver-
fügbar sind und wie sicher es ist, dass diese Programme die ge-
wünschten Ergebnisse liefern. Die Programme werden nach ei-
nem einheitlichen Schema beschrieben, wobei die Programm-
beschreibungen möglichst viele praxisrelevante Informationen 
über die eingesetzten Methoden, die Ziele und Zielgruppen etc. 
enthalten sollen. Die Datenbank ist öffentlich zugänglich unter 
www.grüne-liste-prävention.de.
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2.	 Ausgangslage

In Deutschland existiert eine Fülle von Projekten, Maßnahmen 
und Programmen, die zum Ziel haben, der Gewalt, der Krimina-
lität, dem Suchtverhalten und anderen Problemverhaltensweisen 
von Kindern und Jugendlichen vorzubeugen. Strukturierte und 
überprüfbare Programme sind v. a. in Bereichen wie der Eltern- 
und Familienbildung, der Kompetenzförderung bei Kindern und 
Jugendlichen in der Kindertagestätte und der Schule zu finden. 
Im internationalen Vergleich liegen in Deutschland zwar nur we-
nige hochwertige Evaluationsstudien vor, die zeigen, welche Pro-
gramme tatsächlich wirksam sind, jedoch ist in den letzten Jahren 
viel Bewegung in dieses Feld gekommen. Die Zahl der Evaluati-
onsstudien steigt langsam, aber stetig an. Mit einer durchgeführ-
ten Evaluation zu werben, gehört mittlerweile schon zum „guten 
Ton“ bei den standardisierten Programmen auf dem Markt. Da-
her rückt die Beurteilung der Güte und Aussagekraft der Evalua-
tion in den Mittelpunkt. Mit dieser Beurteilung darf die Praxis 
nicht allein gelassen werden, unabhängige Stellen sollten sich auf-
gefordert fühlen, auf der Basis von nachvollziehbaren Kriterien 
Übersichten zur Evaluationsgüte von Präventionsprogrammen zu 
erstellen.

Mit der Fülle der Angebote ist die Qual der Wahl für die 
Praxis verbunden. Die Unübersichtlichkeit des Angebotes trägt 
dazu bei, dass potentielle Nachfrager aus Kommunen, Schulen, 
Kitas und Familien mit dem Problem konfrontiert sind, zu beur-
teilen, welches Angebot für sie in ihrer spezifischen Situation am 
geeignetsten wäre. Einer der Gründe für die recht geringe Ver-
breitung von getesteten und wirksamen Programmen dürfte auch 
diese Unübersichtlichkeit sein.
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3.	 Ziele der „Grünen Liste Prävention“

Trotz der Defizite an Evaluationsforschung können die in 
Deutschland angebotenen Präventionsprogramme nach der Güte 
ihrer Wirkungsüberprüfung und ihrer Konzeptqualität unter- 
schieden werden. Die Datenbank „Grüne Liste Prävention“ 
des LPR bietet auf der Basis nachvollziehbarer Kriterien einen 
Überblick über empfehlenswerte Präventionsansätze in den Be-
reichen Familie, Schule, Kinder/Jugendliche und Nachbar- 
schaft: Welche Programme können mit Aussicht auf Erfolg wo, 
wann und wie eingesetzt werden, um die Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen zu unterstützen? Auf welche Weise beugen 
diese Programme der Entstehung oder der Verfestigung von Pro-
blemverhaltensweisen vor? Und schließlich: Was weiß man dar-
über, ob diese Programme funktionieren und zu welchen Ergeb-
nissen sie führen?

Mit der „Grünen Liste Prävention“ ist ausdrücklich die Ziel- 
stellung verbunden, die Verbreitung getesteter Präventionspro-
gramme zu fördern. Aus Sicht des LPR Niedersachsen bilden gut 
strukturierte Programme einen wichtigen Beitrag für eine nach-
haltige Präventionspraxis. Das gestufte Bewertungssystem der 
„Grünen Liste Prävention“ soll ein Anreiz für Anbieter sein, die 
Evaluationsqualität von Programmen zu erhöhen. Das System ist 
so gestaltet, dass es konkrete Hinweise darauf gibt, wie der Wirk-
samkeitsnachweis verbessert werden kann, ohne dass die „Ein-
stiegshürden“ unrealistisch hoch gehängt werden (s. u.).

Wir teilen die Ansicht, dass es in der Prävention auch Ar-
beitsfelder gibt, die sich als „wenig formalisierte pädagogische Set-
tings“ (vgl. Lüders 2007) beschreiben lassen – die auch in Zukunft 
diesen Charakter sinnvollerweise beibehalten und in denen keine 
strukturierten Programme eingesetzt werden können oder sollten. 
Die Orientierung an der bestmöglichen Qualität der Angebote 
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für Eltern, Kinder und Jugendliche sollte aber im Vordergrund 
stehen – und hier liegen die Stärken evaluierter Programme mit 
Wirkungsüberprüfung im Unterschied zu „selbstgestrickten“ An-
sätzen ohne Belege für die Wirksamkeit.

4.	 Aufnahmekriterien

Die Auswahl- und Bewertungskriterien für die „Grüne Liste Prä-
vention“ wurden im Rahmen der Einführung von „Communities 
That Care – CTC“ in Niedersachsen durch den LPR entwickelt 
(siehe dazu CTC 2014). CTC ist eine in den USA entstande-
ne Präventionsstrategie, die Kommunen dabei unterstützen soll, 
ihre Präventionsaktivitäten zielgerichtet und wirksam zu gestal-
ten (vgl. Groeger-Roth 2012, 2010; Hawkins/Catalano/Arthur 
2002). Ein Instrument bei CTC ist eine Empfehlungsliste mit ei-
ner Gesamtübersicht der getesteten Präventionsprogramme (vgl. 
Catalano/Hawkins/Arthur 2002). Der LPR hat Ressourcen aus 
dem CTC-Modellversuch von 2009 bis 2012 dafür eingesetzt, 
eine solche Empfehlungsliste für die deutsche CTC-Anwendung 
zu entwickeln. Daher umfasst die „Grüne Liste Prävention“ der-
zeit nur Programme, die sich auf die Ziele von „Communities 
That Care“ beziehen lassen: Prävention von jugendlichem Pro-
blemverhalten in den Bereichen Gewalt, Delinquenz, Alkohol- 
und Drogenmissbrauch, Schulabbruch, frühe Schwangerschaf-
ten, Depressionen und Ängste. In Frage kommen Programme, die 
diesen Verhaltensweisen zugrundeliegende Risikofaktoren senken 
oder entgegenwirkende Schutzfaktoren stärken können.

Über eine intensive Literatur- und Internetrecherche wur-
den durch diesen Filter mehr als 200 mögliche Programm-Kan-
didaten für die „Grüne Liste Prävention“ identifiziert. Die Aus-
wahl und die Bewertung der Programme werden von der CTC-
Arbeitsgruppe des LPR nach den unten dargestellten Kriterien 
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vorgenommen. In einem weiteren Schritt wurden die Programm-
träger um zusätzliche Informationen und Kommentare zu den 
getroffenen Einordnungen und Darstellungen gebeten. Der LPR 
weist darauf hin, dass er bzw. seine Mitarbeiter mit keinem bewer-
teten Programm verbunden sind und keine Interessenskonflikte 
in dieser Richtung vorliegen. Diese Unabhängigkeit von den Pro-
grammanbietern ist u. E. eine wichtige Voraussetzung, eine Emp-
fehlungsliste mit der nötigen Legitimität auszustatten.

Aufgenommen in die „Grüne Liste Prävention“ werden 
keine zeitlich oder räumlich begrenzten „Projekte“, sondern nur 
Maßnahmen, die der folgenden Definition für ein Präventions-
programm entsprechen: Ein Programm soll eine Maßnahme oder 
eine Intervention sein, die:

•	 auf Wiederholbarkeit an einem anderen Ort oder zu einem 
späteren Zeitpunkt angelegt ist (durch eine explizite Hand- 
lungsanleitung, z. B. ein geschriebenes Manual, Ablauf-
schema etc.);

•	 auf ein oder mehrere (überprüf- bzw. messbare) Ziele hin 
orientiert ist;

•	 für die jeweiligen Teilnehmer zeitlich begrenzt ist, aber als 
Maßnahme auf Dauer angeboten werden kann

•	 und zusätzlich zu einer vorhandenen Basisstruktur durch-
geführt wird.

„Präventionsprogramme“ sollen Programme sein, die starten bevor 
das problematische Verhalten bei der Zielgruppe auftritt oder sich 
stabilisiert. Die Zielgruppe kann universell (an alle – z. B. Schüler 
einer Schule – gerichtet), selektiv (an Gruppen mit erhöhtem Risi-
ko gerichtet) oder indiziert (Personen mit ersten Anzeichen von 
Problemverhalten) gewählt sein (vgl. Definition der Präventions-
ebenen nach O’Connell/Boat/Warner 2009). Im Rahmen der 
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„Grünen Liste Prävention“ werden v. a. universell oder selektiv 
ausgerichtete Programme aufgenommen, da dies der Ausrichtung 
von „Communities That Care“ entspricht.

Weitere Auswahlkriterien sind: (1) Für das jeweilige Pro-
gramm muss mindestens eine aussagekräftige Evaluationsstudie 
aus dem deutschsprachigen Raum vorliegen. (2) Das Programm 
ist in Deutschland implementierbar. Dies beinhaltet die Verfüg-
barkeit von Materialien, Trainings oder Unterstützung bei der Im-
plementierung; es sei denn, das Programm ist ohne gesonderte 
Unterstützung umsetzbar.

5.	 Bewertungskriterien für die aufgenommenen 
Programme

Die „Grüne Liste Prävention“ will den Stand des Wirkungsnach-
weises von ausgewählten Programmen möglichst genau abbilden. 
Die Entwicklung der Evaluationsforschung in Deutschland ist 
nicht so weit fortgeschritten, dass es u. E. Sinn machen würde, 
nur die höchstmöglich denkbaren Kriterien zu Grunde zu legen. 
Aus diesen Gründen ist die „Grüne Liste Prävention“ auch nicht 
die deutsche Version der „Blueprints“ aus den USA (s. o.). Auf 
der anderen Seite liegen mittlerweile etliche gut gemachte Wir-
kungsevaluationen von Programmen im deutschsprachigen Raum 
vor, sodass diese als Maßstab für andere gelten können und die 
„Eintrittsschwelle“ in die Empfehlungsliste auch nicht zu niedrig 
gelegt werden sollte. Die dahinter stehende Problematik der „rich-
tigen“ (angemessenen) Schwellenwerte wurde durch den Bezug 
auf die Diskussion in den Niederlanden gelöst. Die Bewertung 
von Programmen in der „Grünen Liste Prävention“ wurde in An-
lehnung an das theoretische Modell von Jan Veerman und Tom 
van Yperen (2007) vorgenommen. Das von diesen Autoren vorge-
schlagene „Entwicklungsmodell“ für effektive Interventionen geht 
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davon aus, dass Interventionen (wie z. B. Präventionsprogramme) 
nicht nach dem simplen Raster unterschieden werden sollten, ob 
sie bewiesen wirksam („evidenzbasiert“) oder „nicht evidenzba-
siert“ sind. Programme befinden sich vielmehr meist auf einem 
Entwicklungsweg, auf dem verschiedene Stufen der Beweiskraft 
unterschieden werden können:

•	 deskriptive Beweiskraft: Die Programmelemente sind deut-
lich und nachvollziehbar beschrieben;

•	 theoretische Beweiskraft: Eine nachvollziehbare Begründung 
auf der Basis des wissenschaftlichen Kenntnisstandes liegt 
vor, warum diese Programmelemente wirksam sein sollen;

•	 indikative Beweiskraft: Evaluationsstudien zeigen deutlich, 
dass die Intervention zu den gewünschten Ergebnissen 
führt, auch wenn die Beweiskraft noch niedrig oder vor-
läufig ist;

•	 kausale Beweiskraft: Die Evaluation kann nachweisen, dass 
die gewünschten Ergebnisse tatsächlich durch die Maß-
nahme hervorgerufen wurden.

Je niedriger die Entwicklungsstufe ist, desto freier können die 
Evaluationskonzepte gewählt werden. Für den Nachweis der 
Wirksamkeit auf der kausalen Ebene kommen aber nur die Eva-
luationsansätze in Frage, die auch kausale Aussagen erlauben. Pro-
grammentwickler sollen somit durch Empfehlungslisten, wie die 
vorliegende Datenbank, motiviert werden, ihre Evaluationsansät-
ze entsprechend des Entwicklungsmodells weiter zu verbessern. 
Dieses Entwicklungsmodell liegt auch der „Datenbank effektiver 
Jugendinterventionen“ des Niederländischen Jugendinstitutes 
zugrunde (vgl. van Yperen/van Bommel 2009; NJI 2008; van 
Yperen 2007; Ince/Beumer/Jonkman u. a. 2007). Eine Anpassung 
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und Weiterentwicklung des Modells im Rahmen der „Grünen Li-
ste Prävention“ erschien uns allerdings erforderlich.

Der Schwellenwert für die Empfehlung in der „Grünen 
Liste Prävention“ liegt in der Erreichung eines mindestens theo-
retischen Niveaus an Beweiskraft mit mindestens einer vorhan-
denen Prozessevaluation für die Untersuchung der Umsetzungs-
qualität. Konkret werden Präventionsprogramme in der „Grünen 
Liste Prävention“ in drei Stufen bezüglich des Nachweises ihrer 
Wirksamkeit eingeteilt: In Stufe 1: „Effektivität theoretisch gut 
begründet“ wird ein Programm eingeordnet, dessen Konzept die 
Kriterien für eine gute Konzept- und Umsetzungsqualität erfüllt, 
dessen Evaluationsstudie(n) aber noch keine Beweiskraft über die 
Wirksamkeit hat (haben). Es handelt sich z. B. um Prozessevalua-
tionen, die allein die Qualität der Umsetzung betrachten oder um 
Ergebnismessungen ohne die Untersuchung von vergleichbaren 
Personen, die an der Maßnahme nicht teilnehmen. Ohne solche 
Vergleichs- oder Kontrollgruppen bleibt aber unklar, ob die Ver-
änderungen nicht auch ohne die Maßnahme eingetreten wären. 
In Stufe 2 „Effektivität wahrscheinlich“ wird ein Programm ein-
geordnet, dessen Evaluationsstudie(n) positive Ergebnisse gezeigt 
hat (haben) und die so angelegt sind, dass sie mehr als bloße Hin-
weise auf die Wirksamkeit geben. Eine in diesem Sinne vorhande-
ne Beweiskraft haben Studien, die mit Kontrollgruppen arbeiten. 
Im besseren Fall ist die Zuweisung der Teilnehmer in die Kon-
troll- und die Interventionsgruppe(n) nach dem Zufallsprinzip 
durchgeführt worden (ein „Zufalls-Experiment“ bzw. ein „Ran-
domized Controlled Trial“, kurz RCT). Dieses Design kann mög-
liche Verzerrungen verhindern, die dadurch zustande kommen, 
dass die Interventionsgruppe deshalb ausgewählt wurde, weil sie 
z. B. eine höhere Bereitschaft für die Mitarbeit hatte. Was die Stu-
dien in dieser zweiten Stufe nicht haben, ist eine Messung, ob die 
Effekte auch eine Weile nach Abschluss der Maßnahme anhalten 
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(„follow-up“). Auch eine Kontrollgruppen-Untersuchung mit 
sehr wenigen Teilnehmern, die kaum Aufschluss über die Gene-
ralisierbarkeit gibt, wird hier eingeordnet. In Stufe 3 „Effektivi-
tät nachgewiesen“ werden nur die Programme eingeordnet, deren 
Evaluationsstudien den höchsten Standards einer Wirksamkeits-
messung entsprechen und dementsprechend eine hinreichende 
bis sehr starke Beweiskraft haben. Die vorliegenden Studien ha-
ben eine Zuweisung der Teilnehmer in die Kontroll- oder Inter-
ventionsbedingung nach dem Zufallsprinzip vorgenommen, oder 
es handelt sich um gut kontrollierte „Quasi-Experimente“ (Zu-
weisung ohne Zufallsprinzip). Eine ausreichend große Anzahl an 
Interventions- und Vergleichsgruppen und Teilnehmern wurde 
gewählt. Nach dem Ende der Maßnahme, i. d. R. sechs Monate 
oder später, wurde eine „follow-up“-Messung mit positiven Er-
gebnissen durchgeführt.

Die Bewertung „Auf der Schwelle“ kommt zustande, wenn 
nicht alle Kriterien auf der Konzeptebene für ein theoretisch 
überzeugendes Modell erfüllt sind; wenn nötige Informationen 
zur Einstufung noch nicht vorliegen oder wenn noch überhaupt 
keine Evaluation vorgenommen wurde. Ausführlich und im De-
tail werden die einzelnen Bewertungsschritte und -kriterien un-
ter dem Menüpunkt „Kriterien“ in der Datenbank beschrieben. 
Wir möchten betonen, dass die drei Bewertungsstufen wichtig für 
die Weiterentwicklung der Evaluationsqualität von Programmen 
sind, aber angesichts des derzeitigen Kenntnisstandes alle in der 
„Grünen Liste Prävention“ aufgenommenen Programme für die 
Praxis empfehlenswert sind, ungeachtet ihrer Einstufung.
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6.	 Suchmöglichkeiten und Programmdarstellung

In der Datenbank können Präventionsprogramme gezielt nach 
den Risiko- und Schutzfaktoren recherchiert werden, die sie sen-
ken oder stärken können. Wenn Kommunen die Methode von 
„Communities That Care“ anwenden, können sie auf der Basis 
ihres Gebietsprofils hier passgenaue Ansätze finden, welche ihre 
priorisierten Risikofaktoren senken oder niedrige Schutzfaktoren 
stärken können. Die „Grüne Liste Prävention“ erlaubt darüber 
hinaus auch eine gezielte Suche entlang anderer Kriterien, wie 
z. B. den von den Programmen angegangenen Problemverhalten, 
dem Alter der Zielgruppe oder dem Einsatzbereich (Institution), 
um verschiedene Zugänge seitens der Praxis zu ermöglichen.

Die eingestellten Programme werden nach einem einheitli-
chen Raster vorgestellt, das kurze und übersichtliche Informatio-
nen enthält: über Ziele, Zielgruppe(n), die eingesetzten Methoden, 
verwendete Materialien und Instrumente, Ansprechpartner, die 
Evaluationsmethode(n) und -ergebnisse, die Einschätzung des Eva-
luationsniveaus und der Beweiskraft, der finanzielle Aufwand (i. S. 
der kostenträchtigen Posten), erforderliche Kooperationspartner, 
Zeit bis zu den erwartbaren Auswirkungen auf Risiko- bzw. Schutz-
faktoren, Orte, wo das Programm schon eingesetzt wird u. v. m.

7.	 Ausgewählte Programme

Derzeit sind in der „Grünen Liste Prävention“ 45 Programme ver-
treten. Bei ca. 70 Programmen läuft noch die Prüfung, ob die-
se in die Liste aufgenommen werden können. Für uns durchaus 
überraschend war, dass derzeit immerhin 16 Programme die Kri-
terien für die höchste Stufe „Effektivität nachgewiesen“ erfüllen. 
Hier eine Übersicht über die bisher aufgenommen Programme 
(vgl. Tab. 1):
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Stufe 1: Stufe 2: Stufe 3:
Effektivität theoretisch 

gut begründet
Effektivität 
wahrscheinlich

Effektivität 
nachgewiesen

•	 Familienhebammen

•	 FREUNDE

•	 FuN

•	 HaLT

•	 HIPPY

•	 KESS

•	 Konflikt-Kultur

•	 Rucksack-KiTa

•	 Selbstwert stärken – 
Gesundheit fördern, 
Wir kümmern uns 
selbst

•	 Balu und Du

•	 Big Brothers Big Sisters

•	 buddY

•	 Eigenständig werden

•	 fairplayer.sport

•	 Faustlos

•	 Fit for Life

•	 FREUNDE für Kinder

•	 Gordon-Familien- 
Training

•	 Klasse 2000

•	 Lions Quest

•	 Lubo aus dem All

•	 Mobbingfreie Schule

•	 Olweus

•	 PaC

•	 Starke Eltern –  
Starke Kinder

•	 STEEP, STEP

•	 Training mit 
Jugendlichen

•	 wellcome

•	 Aktion Glasklar

•	 ALF

•	 Be smart – don’t start

•	 Effekt

•	 ELTERN-AG

•	 fairplayer.manual

•	 GO!

•	 JobFit-Training

•	 KlasseKinderSpiel

•	 IPSY

•	 Medienhelden

•	 Opstapje

•	 PAPILIO

•	 PFADe

•	 Triple P

•	 unplugged

Tab. 1:	 Bisher aufgenommene Programme in die „Grüne Liste Prävention“

8.	 Weiterentwicklung, Grenzen und Perspektiven

Aus der Forschung ist bekannt, dass eine positive Wirkung nicht 
nur vom eingesetzten Programm an sich abhängt, sondern auch 
von der Qualität der Umsetzung vor Ort (vgl. z. B. Durlak/DuPre 
2008; Fixsen/Naoom/Blase u. a. 2005). Dies betrifft Dimensio-
nen wie z. B. die Treue zum ursprünglichen Modell bei der Um-
setzung, die Erreichung der Zielgruppen, die ausreichende Inten-
sität der Durchführung oder die Qualifikation und Motivation 
des durchführenden Personals. Untersuchungen zeigen, dass sich 
die Wirkung eines Programms zwei- bis dreifach steigern lässt, 



139Die „Grüne Liste Prävention“

wenn eine gute Umsetzung vor Ort erfolgt (vgl. Durlak/DuPre 
2008). Eine qualitativ schlechte Umsetzung kann auch gute Pro-
gramme wirkungslos werden lassen bzw. ihre Wirkung sogar ins 
Gegenteil verkehren (ebd.). Für eine qualitativ hochwertige Um-
setzung bringen einige Programme derzeit bessere Voraussetzun-
gen mit als andere, d. h. sie verfügen über eine qualitätssichernde 
Implementierungsstrategie (z. B. zertifizierte Multiplikatoren).

Um diesen Aspekt auch in der „Grünen Liste Prävention“ 
zu erfassen, haben wir im Jahr 2013 begonnen, die aufgenomme-
nen Programme auch unter dem Aspekt ihrer Umsetzungskon-
zepte zu betrachten. Auf der Basis forschungsbasierter Kategori-
en für gute Umsetzung (z. B. ausformuliertes Implementations-
konzept, Monitoring der Umsetzung, laufender Support, Kosten-
transparenz, Nachhaltigkeitskonzept) haben wir eine Erhebung 
über die vorhandenen Unterstützungsleistungen der Program-
manbieter für die Umsetzer vor Ort durchgeführt. Die Ergebnisse 
werden im Laufe des Jahres 2014 auf der Webseite der „Grünen 
Liste Prävention“ eingestellt.

Der LPR Niedersachsen sieht bei der Frage der Umsetzungs-
qualität auch einen engen Zusammenhang mit der Strategie von 
„Communities That Care“. CTC hilft kommunalen Akteuren bei 
der Auswahl von geeigneten Programmen entlang der Kriterien: 
„Wie vordringlich sind die durch das Programm beeinflussten Ri-
siko- und Schutzfaktoren vor Ort zu bearbeiten?“ bzw. „Wie gut 
passt das Programm in die bestehende Landschaft der bereits vor-
handenen Angebote und wie kann eine Verknüpfung mit diesen 
stattfinden?“ sowie „Wie muss das Programm aufgestellt sein, um 
auf der Ebene des gesamten Stadtteils bzw. der gesamten Gemein-
de Wirkungen zu entfalten?“ Die Bereitschaft, neue evidenzba-
sierte Programme einzuführen oder bereits bestehende Angebote 
auszubauen bzw. weiterzuentwickeln, wird sehr stark von der Be-
antwortung dieser Fragen nach der lokalen „Passform“ abhängen. 
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Ob diese Fragen nun mit den Methoden von „Communities 
That Care“ beantwortet werden oder nicht – die praktische Be-
arbeitung der bestehenden Hürden für eine wünschenswerte 
Verwendung evaluierter Programme in der Fläche (vgl. Olds/ 
Sullivan/Welsh 2010) geht über die Perspektive einer Empfeh-
lungsliste hinaus. Die „Grüne Liste Prävention“ ist in diesem Sin-
ne lediglich als ein weiterer Baustein oder Schritt zu mehr Evi-
denz-Basierung in der Prävention zu betrachten.

9.	 Fazit

In den letzten Jahren sind deutliche Fortschritte im Bereich zielge-
richteter Programme zur Prävention von Gewalt, Delinquenz und 
anderer Verhaltensprobleme von Kindern und Jugendlichen ge-
macht worden. Verschiedene Ansätze haben sich in unterschiedli-
chen Kontexten bewährt und können gute Evaluationsergebnisse 
vorweisen. Dies betrifft v. a. Programme im Bereich der Frühför-
derung von Familien, der sozialen und emotionalen Kompetenz-
förderung von Kindern und Jugendlichen, der Elternbildung und 
der Prävention von Gewalt, Mobbing und Substanzkonsum an 
Schulen. In diesen Bereichen sind mittlerweile mehrere Program-
me verfügbar, die auf der Basis wissenschaftlich gut begründeter 
Wirkmodelle arbeiten, sich als praxistauglich erwiesen haben und 
positive Evaluationsergebnisse bzgl. ihrer Wirksamkeit vorweisen 
können. Diese Programme können daher zu einer Qualifizierung 
der Präventionspraxis beitragen und stellen einen erfolgverspre-
chenden Ansatz für die nachhaltige Weiterentwicklung der Prä-
vention dar. Eine Fokussierung auf wirkungsüberprüfte Program-
me lässt auch unter dem Aspekt der zielgerichteten Verwendung 
knapper Haushaltsmittel einen Vorteil erkennen. Einen Über-
blick über die bestehende Programmlandschaft und konkrete 
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Hilfestellungen für die Auswahl geeigneter Programme vor Ort 
liefert die „Grüne Liste Prävention“.

Soweit wir das überblicken können, hat die „Grüne Liste 
Prävention“ in den letzten Jahren eine erfreuliche Akzeptanz weit 
über den Ursprungskontext (CTC – Modellversuch in Nieder-
sachsen) hinaus bekommen. Aus den Rückmeldungen der Pro-
grammanbieter schließen wir, dass das transparente Bewertungs-
system durchaus geschätzt und die damit verbundenen Heraus-
forderung (Güte der Evaluationsstudien) angenommen werden. 
Das Bewertungssystem muss allerdings mit der Entwicklung in 
der Praxis (z. B. vermehrt bessere Studien in den letzten Jahren) 
schritthalten können und dann ggf. weiterentwickelt werden. Ein 
Schritt zur Weiterentwicklung ist die derzeit durchgeführte Er-
fassung der Unterstützungsleistungen der Programmanbieter für 
eine qualitativ hochwertige Umsetzung vor Ort.

Bei der Verbreitung von empfehlenswerten Programmen 
sollten bestehende Implementationshürden bedacht und systema-
tisch angegangen werden. Dies betrifft v. a. lokale Bedarfsanaly-
sen, die Motivation, Haltung und Kompetenzen der Durchfüh-
renden, vor Ort vorhandene Rahmenbedingungen und Ressour-
cen, die Bereitschaft zur originalgetreuen Umsetzung und eine 
proaktive Umsetzungsbegleitung und Nachsteuerung bei Umset-
zungsschwierigkeiten. Die sich in diesem Zusammenhang auf-
tretenden Fragen sind entscheidend für die nachhaltige Wirkung 
von Präventionsprogrammen und liegen jenseits der Perspektive 
einer Empfehlungsliste. Eine Einbettung der Auswahl von geeig-
neten Programmen in eine lokale Implementationsstrategie wie 
z. B. „Communities That Care – CTC“ ist in diesem Zusammen-
hang zu empfehlen. 
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Peer Kaeding und Christian Böhm

Prävention von Gewalt und  
Rechtsextremismus für Jugendliche

1.	 Einleitung

Die Erlebniswelten von Jugendlichen in Deutschland sind vielfältig 
und komplex. Die biografischen Erfahrungen und Erlebnisse durch 
die umgebende Gemeinschaft (Familie, Freunde, Schule, soziales 
Umfeld) beeinflussen die Entwicklung und Ausprägung von Mei-
nungen, Verhalten und Haltungen. Jugendliche in ländlichen Re-
gionen nutzen andere kulturelle Angebote als Jugendliche in Groß-
städten. Mädchen haben andere Bezugsgruppen als Jungen. Kinder 
mit Migrationshintergrund erleben andere soziale Interaktionen als 
Deutsche und das Aufwachsen in Ostdeutschland kann sich von 
dem in Westdeutschland teilweise deutlich unterscheiden. Die Ent-
wicklungsherausforderungen für Jugendliche sind bereits ohne die 
Bedrohung durch extremistische und gewaltbereite Kulturen be-
achtlich: Aufwachsen in Schutz und Geborgenheit (Stichwort: Kin-
deswohlgefährdung); Erlernen zentraler Kulturtechniken (Stich-
wort: Inklusive Pädagogik); Umgang mit eigenen Ängsten und Be-
lastungen (Stichwort: Kinder- und Jugendpsychiatrie); Erleben von 
Selbstwirksamkeit (Stichwort: Suchtgefahren und Mobbing); Über-
gang in den Beruf (Stichwort: Arbeitslosigkeit), um nur einige zen-
trale Entwicklungsschritte und ihre Herausforderungen zu nennen.

Extremistische und gewaltbereite Kulturen bedrohen Kin-
der und Jugendliche dabei in zweifacher Hinsicht: Zum einen, 
indem Jugendliche in diese Erlebniswelten eintauchen, abglei-
ten und sich auf diese Weise selbst einem Umfeld der Gewalt, 
Menschenfeindlichkeit und Willkür aussetzen. Zum anderen, 
weil aus diesen Kulturen heraus andere Jugendliche angegriffen, 
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beschimpft, verletzt werden. Für beide Fälle sind pädagogische 
Präventions- und Interventionsansätze angezeigt.

Deshalb ist es so wichtig, Kinder und Jugendliche im Um-
gang mit Rechtsextremismus nicht alleine zu lassen. Sie nicht 
abzuschreiben. Ihnen Alternativen zu bieten. Dazu gehört die 
Auseinandersetzung mit den Strategien der Rechtsextremen. 
Es gilt den Reiz ihrer Erlebniswelten, ihren »radical chic«, ihre 
Hass- und Wutkultur zu verstehen, um zivile und menschen-
rechtliche Antworten zu finden. Wo rechtsextreme Jugend-
kulturen stark sind, haben sich oft demokratische Akteure 
längst verabschiedet (Roth 2013: 11).

Dieser Beitrag richtet seinen Fokus auf die Prävention als Stärkung 
und Schutz für potentielle Opfer und gleichzeitig als Verhinde-
rungsstrategie gegen das Abgleiten in rechtsextremistische Erleb-
niswelten (Interventionsansätze gegen Gewalt oder Rechtsextre-
mismus sowie Aussteigerprogramme werden nicht behandelt). Ziel 
ist es, Einrichtungen dabei zu unterstützen, demokratische und ge-
waltpräventive Strukturen zu etablieren. Was können Schulen und 
Jugendeinrichtungen tun, was können Lehrkräfte, Sozialpädago-
gen, Erzieher tun, um Kinder und Jugendliche möglichst frühzeitig 
zu stärken und ihnen Kompetenzen sowie Strategien gegen das Er-
leben von Ohnmacht zu vermitteln? Welche Programme sind hilf-
reich, die Basis für ein friedfertiges Miteinander zu legen? Welche 
Strategien sollten pädagogische Einrichtungen bei der Verankerung 
gewaltpräventiver Projekte beachten?

2.	 Herausforderungen

Jeder zehnte Deutsche weist ein gefestigtes rechtsextremes Weltbild 
auf. 5 % bis 35 % zeigen rechtsextreme Einstellungen (vgl. Decker/ 
Kiess/Brähler 2012). Diese hohe Zahl macht deutlich, dass 
sich rechtsextreme Überzeugungen nicht allein in Subkulturen 
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manifestieren, sondern der Mitte der Gesellschaft entspringen. 
Pädagogische Gegenmaßnahmen können und dürfen sich dem-
nach nicht gegen eine scheinbar leicht zu identifizierende Gruppe 
von Skinheads richten, sondern müssen die seit Mitte der 1990er 
Jahre stattfindende Pluralisierung der Rechtsextremen wahrneh-
men und mit gezielten Maßnahmen bekämpfen.

Auch das Wechselspiel zwischen rechtsextremen Erlebnis-
welten und jugendlichen Identifikationsbedürfnissen verändert 
sich stetig. Hierbei spielen sowohl die weitgefächerten Freizeitan-
gebote für Jugendliche, die eine thematisch eingeengte Skinhead-
kultur immer weniger attraktiv erscheinen lassen, eine Rolle, als 
auch die strategischen und finanziellen Interessen der rechtsex-
tremen Vereinigungen, die ihre „Angebote“ verbal abrüsten, um 
immer mehr junge Menschen für ihre Ziele zu interessieren. Auch 
wenn die Sprache der Rechtsextremen stärker auf die Mitte der 
Gesellschaft zielt, die Absichten bleiben menschenverachtend, an-
tidemokratisch und rückwärtsgewandt. Die Erscheinungsformen 
rechtsextremer Einstellungen sind mittlerweile so ausdifferenziert, 
dass es ohne Erfahrung und Expertise nicht immer einfach ist, 
sie zu identifizieren und von anderen, teilweise sogar linken, Ju-
gendstilen zu unterscheiden. Einen guten Überblick über die un-
terschiedlichen Ausdrucksformen des rechtsextremen Repertoires 
geben Benzing, Eckel, Klose u. a. (2006):

•	 „Musik als ‚Einstiegsdroge‘ und Medium der Ideologisie-
rung im Alltag [...]

•	 Kleidung, Codes und Symbole – Jugendkultureller Life-
style [...]

•	 Das Internet als Informations- und Kommunikations-
plattform [...]

•	 Szeneläden, Kneipen und Clubs.“
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Hervorzuheben ist hierbei die immer wichtiger werdende Rolle 
des Internets und der sozialen Netzwerke. Beschränkte sich die 
Nutzung des Internets vor einigen Jahren noch auf einige rechts-
extreme Homepages oder den Gebrauch von Emails, bietet das 
Internet auch den Rechtsextremen mittlerweile umfassende Mög-
lichkeiten der Öffentlichkeitsarbeit, der Vernetzung in diversen 
sozialen Netzwerken, der Dominanz von Meinungsportalen oder 
der Bereitstellung von Musik, Videos und Propagandamaterial. 
Rechtsextreme Gruppen machen sich dabei Themen zu eigen, 
die auch in der Mitte der Gesellschaft auf Zustimmung stoßen, 
z. B. Altersarmut, Kindesmissbrauch oder Islamismus. Im Inter-
net werden dafür Portale, Gruppen oder Aktionen gegründet, die 
zunächst wenig extremistisch wirken oder Musik von beliebten 
Bands, Antifa-Symbolik, Comics oder gewollt „lustige“ Bemer-
kungen über die zu bekämpfende Gruppe nutzen (vgl. z. B. Jugend- 
schutz 2014, Amadeu Antonio Stiftung 2014). Dieser faschisti-
sche Code in der Jugendkultur funktioniert, weil die demokra-
tische Erneuerungsbewegung in der Jugendkultur fehlt: „Es gibt 
keinen demokratischen Underground“ (DeGeDe 2014).

Die doppelte Herausforderung für die pädagogische Praxis 
liegt darin, die Präventionsangebote sowohl auf die für rechtsex-
treme Haltungen empfänglichen Jugendlichen als auch auf po-
tentielle Opfer rechtsextremer Aggression auszurichten. Für die 
erste Gruppe ist eine fundierte Kenntnis der aktuellen Erschei-
nungsformen, Strategien und Interessen Rechtsextremer unerläs-
slich. Für die zweite Gruppe, die häufig bisher wenig Kontakt mit 
offen rechtsextremen Strukturen hatte, sind lebensweltorientierte, 
demokratiepädagogische Angebote erforderlich. Da beide Grup-
pen in der Lebensrealität von Jugendlichen in Deutschland starke 
Überschneidungslinien aufweisen, wäre das pädagogische Ideal-
bild die intensive Auseinandersetzung mit beiden Gruppen:
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•	 Klare Grenzziehungen gegen rechtsextreme und gewalt- 
bereite Strömungen in Schulen und Jugendeinrichtungen.

•	 Nachhaltige demokratiepädagogische Angebote und ge-
waltpräventive Projekte in Schulen und Jugendeinrichtun-
gen verankern.

3.	 Klare Grenzziehungen gegen rechtsextreme  
und gewaltbereite Strömungen in Schulen  
und Jugendeinrichtungen

Die Einrichtung und ihre Mitglieder schützen

Alle Jugendlichen sind ca. bis zum 18. Lebensjahr schulpflichtig 
und suchen darüber hinaus Einrichtungen der offenen Jugend-
hilfe auf. Schule und Jugendhilfe haben damit eine Verpflichtung 
der Beschulung, Begleitung und Betreuung aller jungen Men-
schen, das gilt auch für Jugendliche mit rechtsextremen Einstel-
lungen. Bei massiven Regelverletzungen, körperlichen Übergrif-
fen oder extremistischen Provokationen stoßen die Fachkräfte der 
Einrichtungen persönlich an ihre Grenzen und der freie Zugang 
aller zu diesen Angeboten muss diskutiert werden, weil andere 
Menschen zu Schaden kommen. Da aber weder die Schulpflicht 
aufgrund von Übergriffen erlischt, noch die Jugendhilfe auffäl-
ligen Jugendlichen jedwedes Angebot verwehren kann, so kann 
und muss sich die konkrete Einrichtung einerseits vor ihre Mit-
glieder stellen und sie vor Gewalt und Aggression schützen, ande-
rerseits kann und muss sie sich pädagogisch mit den Urhebern der 
Aggression beschäftigen.

Eine Möglichkeit zur Vermeidung von extremistischen und 
menschenfeindlichen Strömungen ist die Verabschiedung eines de-
mokratischen, rassismusfreien Grundkonsens für die gesamte Ein-
richtung (vgl. z. B. „Schule ohne Rassismus“). Darüber hinaus ist 
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der Aushang einer anti-rassistischen Hausordnung denkbar, die den 
Verantwortlichen jederzeit die Möglichkeit gibt, aggressiven oder 
rechtsextremen Jugendlichen den Zugang zu der Einrichtung be-
fristet zu verwehren (vgl. Benzing u. a. 2006: 94 f ). In diesem Zu-
sammenhang ist auch eine enge Kooperation mit der örtlichen Po-
lizeiwache zu empfehlen. In einigen Bundesländern gibt es bereits 
Schulpolizisten, die bei Straftaten und rechtlichen Fragestellungen 
helfen können (vgl. z. B. Jugendgewalt Hamburg 2014).

Qualifizierte Aus- und Fortbildung gewährleisten

Die Arbeit mit gewaltbereiten und/oder rechtsextremen Jugendlichen 
ist für die Fachkräfte herausfordernd. Vertiefende Fachfortbildungen 
sind erforderlich, um passgenaue Kompetenzen für den Umgang mit 
gefährdeten Jugendlichen aufzubauen (vgl. Benzing u. a. 2006):

•	 Kennen der Stile, Symbolik, Musik rechtsextremer 
Jugendlicher,

•	 Einschätzen der Ideologiedichte rechtsextremer Jugendlicher,
•	 Argumentationsstrategien und Weltbilder Rechtsextremer 

kennen,
•	 historisch-politische Bildung,
•	 Diversity Trainings/Zivilcourage Trainings,
•	 Kennen von Gesetzen zu Rechtsextremismus, Gewalt, 

Menschenrechten, Opferschutz usw.,
•	 Anwenden von Methoden der Arbeit mit rechtsextrem ori-

entierten Jugendlichen (Cliquen-/Einzelfallarbeit),
•	 geschlechterdifferenzierte Methoden kennen,
•	 sicherer Umgang mit Regeln und Verboten.
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4.	 Nachhaltige demokratiepädagogische Angebote 
und gewaltpräventive Projekte in Schulen und 
Jugendeinrichtungen verankern

Demokratiepädagogik

Wo alle Menschen überzeugte und handelnde Demokraten sind, 
gibt es keinen Extremismus. Im Umkehrschluss bedeutet dies, wenn 
nicht alle Menschen Demokraten sind (wovon wir in diesem Beitrag 
ausgehen), sind Demokratie und Menschenrechte ständig in Gefahr. 
Der Einsatz für eine lebendige und sich ständig aktualisierende, de-
mokratische Gesellschaft ist von jedem Bürger möglich – in der Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen ist er jedoch besonders wichtig. 
Nicht weil die jungen Menschen es nötiger hätten als die Erwach-
senen, sondern weil die Arbeit in pädagogischen Einrichtungen di-
rekte Einflüssen auf Haltungen und Werte von Millionen von Men-
schen hat. Blinde Flecken, Desinteresse oder einfach Kompetenz-
Defizite können hier schwer wiegende Folgen haben. Edler (2014) 
beschreibt die Chancen von Demokratiepädagogik wie folgt:

Die meisten jungen Menschen, die sich dem Rechtsextremis-
mus oder dem Islamismus verschreiben, haben eine Wut, einen 
Hass auf die Gesellschaft entwickelt, auf den Staat, auf anders 
aussehende Menschen. [...] Wir müssen es nicht soweit kom-
men lassen, wenn wir den Mut zu einer Schule haben, in der 
Kinder von Anfang an lernen, mit ihren Aggressionen sozial-
verträglich umzugehen und eigene Interessen so wahrzuneh-
men, dass ihre Wahrnehmung nicht gegen die Grundsätze der 
Moral verstößt – indem sie nämlich im Normendiskurs ein ei-
genes Regelwerk des Zusammenlebens errichten. Die Grund-
schulpädagogik weiß oft gar nicht, wie politisch sie ist, wenn 
sie Kindern die Gelegenheit gibt, im Kleinen eine ‚well-functio-
ning society‘ zu etablieren und Gruppenprozesse erfolgreich zu 
gestalten. Auch ein Jugendlicher, der schon unter den Einfluss 
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extremistischer Ideologien geraten ist, kann in einer demokra-
tischen Schulkultur in einen Dialog über die Unteilbarkeit der 
Freiheit verwickelt und dadurch nachdenklich gemacht werden.

Edler (2014) plädiert daher für demokratiepädagogische Quali-
tätsstandards und schlägt fünf Verfahren als „Aktionsprogramm“ 
für den Einstieg vor:

•	 Der Klassenrat stellt eine moderierte Schutzzone für die Bear- 
beitung von Problemen und Konflikten mit der Klasse dar.

•	 Das Schüler-Feedback beinhaltet verschiedene Formen 
strukturierter, geregelter Rückmeldungen an die Lehrkräfte.

•	 Die Aushandlungsrunde tritt zusammen, wenn größere 
Probleme eine Verständigung in der gesamten Schul- 
gemeinschaft erfordern.

•	 Ein Partizipationssteigerungsprogramm beinhaltet bspw. 
Programme zur Einbindung von Eltern mit Migrations- 
hintergrund.

•	 Ein Demokratie-Audit beschreibt ein Verfahren zur Refle-
xion und Steuerung demokratiepädagogischer Qualitäts-
entwicklung in der Schule. Anhand eines spezifischen Kri-
terienkatalogs wird hier eine interne Selbstbewertung der 
eigenen Schule vorgenommen, deren Ergebnisse wiederum 
die Grundlage für die Formulierung von Entwicklungs-
zielen bilden, die sich die Schule selbst setzt.

Demokratiepädagogik ist demnach nicht die Wissensvermittlung 
über demokratische Strukturen und Institutionen, sondern die 
Bereitstellung von Räumen für das Erleben von Aushandlungs-
prozessen nach fairen Regeln (vgl. DeGeDe 2014).
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Gewaltprävention

Unter dem Begriff „Gewaltprävention“ werden in den letzten Jahren 
diverse Programme, Konzepte, Methoden und teilweise auch Inter-
ventionsstrategien gefasst, die über die Angebote der Demokratiepäd-
agogik hinausgehen: Soziale Trainingsprogramme in Schulklassen, 
Peer-Mediationsprojekte, Anti-Mobbing-Programme, Maßnahmen 
zum Kinderschutz und gegen sexuelle Grenzverletzungen, Opfer-
schutzprogramme oder Elterntrainings u. v. m. Präventionsprogram-
me werden traditionell nach der jeweiligen Zielgruppe unterschieden:

1.	 Universelle Prävention (Primärprävention), Zielgruppe: Alle 
Mitglieder des Systems;

2.	 Selektive Prävention (Sekundärprävention), Zielgruppe: 
Gefährdete Mitglieder, bei denen erste Anzeichen der Pro-
blematik auftauchen, z. B. Coolness-Trainings für gewalt-
auffällige Jugendliche;

3.	 Indizierte Prävention (Tertiärprävention), Zielgruppe: Von 
der Problematik erfasste Personen, z. B. Jugendstrafverfah-
ren für mehrfach straffällig gewordene Jugendliche.

Diverse Studien zeigen, dass ein früher Einstieg in die Krimina-
lität die Prävalenz kriminellen Verhaltens erhöht (siehe u. a. Har-
rendorf 2007; Melzer/Schubarth/Ehninger 2004; Cottle/Lee/
Heilbrun 2001; Derzon 1996). Maßnahmen gegen Gewalthan-
deln wirken deshalb umso effektiver, je früher sie im Lebensalter 
der Kinder ansetzen (vgl. BMI/BMJ 2006).

Komplexe Konzepte schulischer Gewaltprävention setzen auf 
eine Doppelstrategie: Universelle Präventionsmaßnahmen für alle Kin-
der zu Beginn der Schulzeit sowie altersangemessene Maßnahmen für 
gefährdete Jugendliche in höheren Jahrgängen. Eine klassenstufenbezo-
gene Struktur für eine Schule könnte wie folgt gestaltet sein (vgl. Tab. 1).
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Klassen- 
stufe Ziel Gewaltpräventions- 

maßnahme
Beispielprogramme 

(Auswahl)

K
ita

, V
or

sc
hu

le
 u

nd
 G

ru
nd

sc
hu

le
•	 Stärkung der 

Selbst- 
wirksamkeits- 
erfahrungen

•	 Spielerisches  
Heranführen 
an demokratie-
pädagogische 
Elemente

•	 Erarbeitung der 
Konzepte „Täter“, 
„Opfer“, Schützer“

•	 Symbolik „Kinder 
können Konflikte 
lösen“ für alle 
sichtbar

•	 Demokratie-
pädagogische 
Elemente 
(z. B. Wahl von 
Gruppensprechern 
in der Kita)

•	 Soziale 
Kompetenz- 
trainings

•	 Streitschlichter- 
programme

•	 Stopp-Regeln auf 
dem Schulhof

•	 Elterntrainings zur 
Unterstützung der 
Sozialkompetenzen  
bei Kindern

•	 Faustlos (0–3)
•	 Streitschlichter- 

programme
•	 Fit & Stark für’s  

Leben (Kl. 1–4)
•	 Schülerparlamente
•	 Life-Skill-Training
•	 Papilio

K
la

ss
en

st
uf

e 
5/

6

•	 Stärkung der 
Gruppenkohärenz 
durch Erarbeitung 
gemeinsamer 
Klassenregeln

•	 Kennenlernen 
gruppenbezogener 
Konfliktbearbeit- 
ungskompetenzen 

•	 Kennenlernen  
von Opfer- 
vermeidungs- 
strategien

•	 Klassenregeln
•	 Soziale Trainings- 

programme
•	 Etagenparlamente
•	 Anti-Mobbing- 

Programme

•	 Soziales Kompetenz- 
training

•	 Mobbing-Präven-
tions-Programm  
„Gemeinsam  
Klasse sein!“

•	 Trainingsraum- 
Programme

•	 Schülerparlamente
•	 Lions‘ Quest 
•	 Eigenständig 

werden – eigen- 
ständig bleiben

K
la

ss
en

st
uf

e 
7/

8

•	 Kennenlernen 
rechtlicher und 
fachlicher  
Grundlagen zu  
lebenswelt- 
relevanten Themen

•	 Einüben gruppen- 
bezogener und  
individueller Kon- 
fliktbearbeitungs- 
kompetenzen 

•	 Projekttage/-
unterricht zu lebens- 
weltrelevanten  
Themen wie Straf- 
taten (Diebstahl,  
Körperverletzung), 
Sucht, sexuelle 
Gewalt, häusliche 
Gewalt, Rechts- 
extremismus

•	 Koole Kerle –  
Lässige Ladies  
(12–15 Jahre) 

•	 Cool-in-School 
(12–15 Jahre)

•	 Zivilcourage- 
trainings 

•	 Präventions- 
unterricht durch 
Polizeibeamte in 
Schulen (Polizei)
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Klassen- 
stufe Ziel Gewaltpräventions- 

maßnahme
Beispielprogramme 

(Auswahl)

K
la

ss
en

st
uf

e 
7/

8
•	 Sekundärpräven- 

tive Arbeit mit 
leicht auffälligen  
Jugendlichen

•	 Präventions- 
unterricht durch 
Polizeibeamte 
in Schulen

•	 Zivilcourage- 
trainings

•	 Coolnesstrainings 
in der Gruppe 
oder  
Einzeltrainings in 
Kooperation mit  
der Jugendhilfe

•	 Projekttage/ 
-wochen/-unter- 
richt zu lebens-
weltrelevanten 
Themen wie 
Straftaten (Dieb-
stahl, Körper-
verletzung), Sucht, 
sexuelle Gewalt, 
häusliche Gewalt,  
Rechtsextremismus  
(div. Anbieter)

•	 Fairplayer  
(FU Berlin)

K
la

ss
en

st
uf

e 
9/

10

•	 Verantwortungs- 
übernahme in  
lebensweltrele- 
vanten schulischen 
und außerschu- 
lischen Bereichen

•	 Quasi-Professio- 
neller Kompetenz- 
erwerb in den  
Bereichen Medi- 
ation; Gruppen- 
betreuung;  
Forschungs- 
methoden; 
Hausaufgaben 
betreuung usw. 

•	 Programme zur 
Übernahme von 
Verantwortung 
für das soziale 
Miteinander an 
der Schule 

•	 Peer-Mediation
•	 Prefects- 

Vertrauensschüler
•	 Lernen ohne Angst 

(Plan 
International) 

•	 Junge Vorbilder 
(Verbund für  
interkulturelle 
Kommunikation 
und Bildung e. V.)

al
le

 K
la

ss
en

st
uf

en

•	 regelmäßige 
Klärung 
von Konflikten 
mit klaren Regeln

•	 Hilfe für Opfer – 
Ächtung von 
Gewalt

•	 Werte und 
Normen 
diskutieren und  
anwenden lernen 

•	 Klassenrat
•	 Opferschutz- 

maßnahmen
•	 Klassen- und  

Schulregeln 
gemeinsam  
entwickeln 

•	 Diverse Anbieter  
in den Ländern

Tab. 1:	 Präventionsprogramme nach Klassenstufe (vgl. Melzer u. a. 2004)
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Die folgende Schrittfolge für die Einführung eines integrierten 
Gewaltpräventionskonzepts (vgl. Abb. 1) ist das Ergebnis von 
mehrjährigen Erfahrungen in der Beratung und Begleitung von 
Schulen im Umgang mit Gewaltvorfällen, im Rahmen von Prä-
ventionsprojekten und Fortbildungen (vgl. Scheithauer 2012; 
Bundesverband Mediation 2009). Die standortspezifische Zu-
sammenführung von Präventionsprogrammen und Interventions- 
konzepten ist eine Organisationsentwicklungsaufgabe und liegt 
somit in der Steuerungsverantwortung der Leitung.

Schritt 1: Entscheidung der Leitung für ein Gesamtkonzept zur Gewaltprävention
Diskussion und Informationsaustausch über die Notwendigkeit eines 
Gesamtkonzepts im Leitungsteam, im Kollegium, mit den Eltern und den Schülern 
sowie kommunalen Einrichtungen. Beteiligte für das Thema sensibilisieren.

Schritt 2: Projektgruppe einrichten
Klare Auftragseinsetzung mit Ressourcenzuweisungen. Projektgruppe steuert das 
Verfahren eigenständig im Rahmen des Auftrags, kommuniziert nach innen und 
außen, führt Veranstaltungen durch, lädt Experten ein, dokumentiert den Prozess. 
Partizipationsmöglichkeiten von Eltern und Schülern erörtern. Fragen, Kritik, 
Vorschläge, Ideen sammeln.

Schritt 3: Problemfeld eingrenzen  
(z. B. Schüler- und Lehrerumfrage; Elterngruppe; aktueller Anlass)
Datenerhebung und -auswertung zur Eingrenzung des Problemfeldes. Zum Beispiel: 
Wie sicher fühlen sich die Schüler? Unterschiede Mädchen und Jungen? Sicht der 
Eltern? Sicht des Kollegiums? Was wird bereits getan? Was fehlt uns zur besseren 
Bearbeitung von Vorfällen? Aufbereitung der Ergebnisse und Präsentation in den 
schulischen Gremien (vgl. Deutscher Bildungsserver 2014; Spiel/Strohmeier 2013).

Schritt 4: Gewaltpräventionsprogramme auswählen und schulklassenbezogen planen
Sammlung aller vorhandenen Gewaltpräventionsprogramme und Sortierung 
nach Schulklassen. Identifizierung von Lücken bzw. Fehlsteuerungen. Planung 
ausgewählter neuer Programme, wenn sinnvoll (vgl. Tab. 1).

Schritt 5: Interventionsschritte bei Gewalttaten erarbeiten
Zuständigkeiten und genaue Handlungsschritte für den Gewaltvorfall erarbeiten 
und veröffentlichen (Checklisten, Interventionsketten), die Mitarbeiter entsprechend 
qualifizieren und Verfahren bei zukünftigen Vorfällen verbindlich umsetzen.
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Schritt 6: Maßnahmen umsetzen
Schulöffentliche „Startschuss“-Veranstaltung bei der Bausteine, Akteure und 
Zeitplan des Gesamtkonzepts benannt werden. Werbung und Motivation zur 
Unterstützung des Projekts. Benennung der Kooperationspartner.

Schritt 7: Gesamtkonzept evaluieren
Regelmäßige kleine Abfragen und Datensammlung sowie jährliche Umfragen. Die 
Evaluation sollte für die Projektgruppe handhabbar bleiben. Am besten bereits vor 
Start des Gesamtkonzepts ein Evaluationskonzept entwickeln.

Abb. 1:	Schrittfolge für die Einführung eines integrierten Gewaltkonzepts (Böhm/ 
Kaeding 2014)

5.	 Fazit

Die Stärkung von Kindern und Jugendlichen in ihren Lebenskom-
petenzen über das Erleben von Aushandlungsprozessen nach fairen 
Regeln sind die Grundlage für eine demokratiepädagogische Ent-
wicklung der einzelnen jungen Menschen, aber auch eine institu-
tionelle Verantwortung. Die Förderung von Kindern über vielfältige 
Programme zum sozialen Lernen kann nur nachhaltig greifen, wenn 
diese Maßnahmen in der Schule oder in Jugendhilfe-Einrichtungen 
solide implementiert bzw. verankert sind. Spontan geplante Aktio-
nen oder einmalige Großkundgebungen haben als Auftaktveranstal-
tungen eine Funktion, ansonsten sind sie „Strohfeuer“ oder können 
bei Misslingen sogar negative Entwicklungen befördern.

Die Leitungen von Institutionen wie Schulen sind gut be-
raten, wenn sie sich Gedanken um ein langfristig wirksames Ge-
samtkonzept machen (inkl. der Verzahnung verschiedener Maß-
nahmen) und bei der Implementierung der Programme und 
Projekte in Schritten bzw. Phasen der Umsetzung planen. Eine 
externe Hilfestellung erhalten Schulen in der Regel durch die 
Fachkräfte regionaler Projekte, der schulpsychologischen Dienst-
stellen oder durch Berater der Lehrerfortbildungsinstitute oder 
Kultusministerien.
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Jana Voigt und Dietmar Sturzbecher

Entwicklung von Gewalt und Rechts- 
extremismus bei brandenburgischen  
Jugendlichen und Folgerungen für eine 
nachhaltige Kriminalprävention

1.	 Ausgangslage

Schlagzeilen über äußerst brutale Gewalttaten mit rechtsextremisti-
schem Hintergrund prägten insbesondere in den 1990er Jahren die 
Medienlandschaft in Deutschland; derzeit erschüttert die Aufarbei-
tung der Mordserie der lange Zeit unerkannt agierenden NSU-Ter-
rorzelle das Land. In Brandenburg hat die Anzahl an (rechtsextre-
mistischen) Gewalttaten in den letzten zehn Jahren abgenommen; 
gleichzeitig ist der Anteil von brandenburgischen Jugendlichen mit 
rechtsextremistischem Einstellungsmuster stark gesunken. Trotzdem 
findet sich ein harter Kern von Jugendlichen mit hoher Gewaltbe-
reitschaft und fremdenfeindlichen Haltungen (vgl. Burkert 2012).

Längsschnittstudien zeigen, dass es sich beim Vertreten 
rechtsextremistischer Einstellungen im Jugendalter häufig um ein 
„passageres Pubertätsphänomen“ handelt: Vor allem männliche Ju-
gendliche im Alter von 14 bis 16 Jahren üben gewalttätige Aktio-
nen aus und fühlen sich durch rechtsextremistische Symbole, Pa-
rolen sowie Rekrutierungsstrategien angesprochen oder sind zu-
mindest vorübergehend von ihnen fasziniert (vgl. Landua/Harych/
Schutter 2002). Die Jugendphase stellt somit eine bedeutsame Al-
terspanne dar, wenn es gilt, Ursachen und Bedingungsfaktoren für 
die Entwicklung von Gewaltbereitschaft und Rechtsextremismus 
zu eruieren. Aufbauend auf den jeweils ermittelten Erkenntnissen 
können dann zielgruppenspezifische und nachhaltig erfolgreich 
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wirkende Präventions- bzw. Interventionsmaßnahmen abgeleitet 
werden. Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, ebensolche Ursachen 
und Faktoren anhand spezifischer Untersuchungen zu belegen und 
abschließend Ansatzpunkte für die Kriminalprävention aufzuzei-
gen. Zu diesem Zweck werden zunächst die verschiedenen Facetten 
der Begriffe „Gewalt“ und „Rechtsextremismus“ dargelegt. Nach 
dieser Begriffsklärung werden jeweils die aktuellen Befunde zur 
Verbreitung von Jugendgewalt und rechtsextremistischen Einstel-
lungen vorgestellt sowie die Einflussfaktoren auf die beiden Phä-
nomene diskutiert. Die folgenden Darlegungen beruhen vorrangig 
auf den Befunden der landesrepräsentativen Zeitreihenstudie „Ju-
gend in Brandenburg“ mit ihren insgesamt sieben Erhebungswel-
len. Sie wird vom Institut für Kindheits-, Jugend- und Familienfor-
schung (IFK e. V.) seit dem Jahr 1991 in periodischen Abständen 
durchgeführt, um „wendebedingte“ Veränderungen der Lebenssi-
tuation von brandenburgischen Jugendlichen und Auswirkungen 
des sozioökonomischen Wandels auf ihre Persönlichkeitsentwick-
lung zu erfassen (vgl. Sturzbecher/Kleeberg-Niepage/Hoffmann 
2012). Schließlich werden Ansatzpunkte für eine nachhaltige Kri-
minalprävention vorgestellt.

2.	 Gewalt

2.1	 Begriffsdefinition

Unter dem Begriff „Jugendgewalt“ werden umgangssprachlich 
vielfältige Tatbestände gefasst, die von Schulhofprügeleien bis hin 
zu rechtsextremistischen Straftaten reichen. Auch in der sozialwis-
senschaftlichen Forschung lässt sich keine einheitliche Definition 
finden, so dass sich unterschiedliche Erfassungs- und Interpreta-
tionsspielräume des Gewaltbegriffs ergeben. Diese Unschärfe er-
schwert valide Aussagen über die Verbreitung und den Wandel 
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des Phänomens. Zudem erklärt diese Tatsache auch die teilweise 
widersprüchlichen wissenschaftlichen Befunde innerhalb der Ge-
waltforschung. So wird bspw. – je nach zugrundeliegender Ope-
rationalisierung – von einer Ab- oder Zunahme der Jugendgewalt 
berichtet (vgl. Willems/Eckert/Würtz u. a. 1993).

Wahl (2009) definiert „Gewalt“ als eine durch Normierun-
gen festgelegte Teilmenge von „Aggression“, die gesamtgesellschaft-
lich als nicht vertretbar angesehen wird. Für ein qualitativ abgrenz-
bares Gewaltverständnis sind dabei wiederum physische, psychi-
sche und strukturelle Formen der Gewalt zu unterscheiden (vgl. 
Willems u. a. 1993). Ausgehend davon erfolgte bei der theoreti-
schen Konzeption der Zeitreihenstudie „Jugend in Brandenburg“ 
eine Beschränkung der Untersuchung auf diejenigen Gewaltphäno-
mene, die mit dem physischen Gewaltbegriff im Zusammenhang 
stehen. Dies begründet sich durch die – verglichen mit den psychi-
schen und strukturellen Formen der Gewalt – günstigere methodo-
logische Wertung und gute Operationalisierbarkeit des physischen 
Gewaltbegriffs. Dementsprechend wurden Handlungen dann als 
„Gewalttat“ eingestuft, wenn es sich um Schlägereien oder ande-
re aggressive körperbezogene Aktionen (Prügel, Tritte, Ohrfeigen) 
handelte; als konstituierende Bedingung wurde dabei die Intentio-
nalität bzw. Schädigungsabsicht aufseiten des Täters vorausgesetzt 
(vgl. Parke/Slaby 1983). Zusätzlich zu dieser Operationalisierung 
auf der Handlungsebene wurde über die eingesetzten Fragebögen 
die Akzeptanz und Bereitschaft zur Ausübung von Gewalt erhoben 
(vgl. Kleeberg-Niepage/Sturzbecher 2012).

2.2	 Aktuelle Trends

Der über die Medien oft vermittelte Eindruck, dass das Aufkom-
men der Jugendgewalt stetig zunähme, kann durch die Forschungs-
ergebnisse der repräsentativen Zeitreihenstudie nicht bestätigt 
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werden (ebd.). Zwei Drittel der befragten Jugendlichen gaben in 
der letzten Erhebungswelle 2010 an, sich noch nie an einer Ge-
walttat beteiligt zu haben; dieser Anteil ist seit 1996 kontinuierlich 
gewachsen (+ 6 %). Allerdings lässt sich ein leichter Polarisierungs-
effekt in den letzten beiden Erhebungswellen beobachten: Parallel 
zum Anwachsen dieser gewaltablehnenden Teilgruppe ist auch der 
Anteil derjenigen geringfügig gestiegen, die sich oft an einer Schlä-
gerei beteiligen. Dies trifft insbesondere auf die Gruppe der 15- bis 
17-Jährigen bzw. der Oberschüler zu. Im Hinblick auf die Gewalt-
akzeptanz lehnte jeder achte Jugendliche im Jahr 2010 Gewalt als 
Mittel zur Durchsetzung der eigenen Interessen ab, 80 % sprachen 
sich gegen gewaltbejahende Statements aus. Ein Drittel der Befrag-
ten gab dabei an, ihre Missbilligung auch offen zu kommunizieren. 
In dieser Gruppe war der Anteil der Mädchen erheblich höher als 
derjenige der Jungen. Gleichzeitig trauten sich aber auch viel we-
niger Mädchen, die Gewalt ablehnen, ihre Meinung offensiv zu 
vertreten. Zusätzlich zu diesen Geschlechtseffekten traten ferner 
Alters- und Bildungseffekte auf: So waren vorrangig männliche Ju-
gendliche im Alter von 12 bis 17 Jahren sowie Schüler der Ober-
schule (im Vergleich zu Gymnasiasten) gewaltakzeptierender und 
gewaltbereiter. Dies stützt zum einen die vielfach vertretene These, 
dass Gewalt bei vielen Jugendlichen eher ein pubertäres Durch-
gangsphänomen darstellt (vgl. Sturzbecher/Hess/Them 2002). 
Zum anderen korrespondieren die vorliegenden Befunde mit den 
Ergebnissen der Shell-Jugendstudie, nach der Hauptschüler deut-
lich häufiger an gewalttätigen Aktionen beteiligt waren als Gymna-
siasten (vgl. Shell Deutschland Holding 2010).

In der letzten Erhebungswelle der Jugendstudie wurde erst-
mals auch das sog. „Happy Slapping“ erfasst, also das willkürli-
che Angreifen zumeist unbekannter Personen und das filmische 
Aufzeichnen solcher Aktion (vgl. Kleeberg-Niepage/Sturzbecher 
2012). Hier zeigte sich ein deutlicher Geschlechtseffekt: Fast 
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ausnahmslos männliche Jugendliche beteiligten sich aktiv an der 
Weiterleitung gewalthaltiger Videos (5 %), dem Upload von Auf-
zeichnungen ins Internet (1 %) oder hatten schon einmal selbst 
Schlägereien oder Belästigungen aufgenommen (3 %).

Anhand der Ergebnisse wird deutlich, dass die Mehrheit der 
Jugendlichen Gewalt auf der Akzeptanz-, der Bereitschafts- sowie 
der Handlungsebene ablehnt; dieser Anteil hat in der Vergangenheit 
zugenommen. Dies spiegelt sich auch in der Abnahme der Straf-
taten im Land Brandenburg wider (vgl. MI Brandenburg 2013). 
So sind die Straftaten in Bezug auf die Gesamtkriminalität im Jahr 
2012 im Vergleich zum Vorjahr um 1,3 % gesunken; bei der An-
zahl der Tatverdächtigen unter 21 Jahren ist sogar ein Rückgang um 
9,5 % zu verzeichnen. Auch wenn diese Abnahme zum niedrigsten 
Stand seit 1994 führte, sind im Jahr 2012 immer noch mehr als 
13 000 der Jugendlichen unter 21 Jahren aktenkundig geworden.

2.3	 Analysen zu den Ursachen von Gewalt

Aus den dargestellten Ergebnissen geht hervor, dass es sich beim 
Thema „Gewalt“ um ein alterskorreliertes „Durchgangsphäno-
men“ handelt. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wa-
rum sich gerade junge und vorrangig männliche Heranwachsen-
de vulnerabel für die gewaltfördernden Entwicklungsbedingun-
gen zeigen. Dieser Frage wurde in der Zeitreihenstudie nachge-
gangen, indem sowohl ökologische und soziale Risikofaktoren als 
auch Faktoren der familiären Frühsozialisation erhoben wurden. 
Den Wirkmechanismen dieser Risikofaktoren liegen insbesonde-
re zwei theoretische Erklärungsmodelle zugrunde:

1.	 Nach der „Sozialen Lerntheorie“ wird Aggressivität v. a. durch 
Beobachtungslernen sowie Belohnungserfahrungen in unter-
schiedlichen sozialen Kontexten (z. B. Familie, Peergruppe) 
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erworben und aufrechterhalten. Dabei beeinflussen sowohl 
innere Faktoren (z. B. emotionale Erregung, Folgeantizipa-
tion) als auch externe Faktoren (z. B. repressive Sanktionen, 
Statusverlust) die quantitativen und qualitativen Gewalt- 
parameter (vgl. Bandura 1973).

2.	 Nach dem „Sozio-kognitiven Ansatz“ liegt die Ursache von 
Aggressivität in einer fehlerhaften Verarbeitung von sozialen 
Informationen – die Decodierung und Interpretation sozi-
aler Situationen sowie das Reaktionsrepertoire sind defizitär 
ausgebildet (vgl. Dodge 1982).

Im Ergebnis der Zeitreihenstudie und der darin enthaltenden 
Längsschnittuntersuchung wurde deutlich, dass bestimmte Persön-
lichkeitseigenschaften und politische Einstellungen sowie die So-
zialisierungsinstanzen „Familie“, „Schule“ und „Peergruppe“ einen 
entscheidenden Einfluss auf die allgemeine Gewaltbereitschaft aus-
üben. Im Hinblick auf die familiären Einflussfaktoren ergab sich, 
dass Jugendliche, die den elterlichen Erziehungsstil als stark kon-
trollierend wahrnehmen und wenig Fürsorge erleben, gewaltberei-
ter sind als andere Heranwachsende. Hierbei trat zudem ein Ge-
schlechtseffekt zu Tage: Bei Mädchen spielte die restriktive Erzie-
hung eine bedeutendere Rolle bei der Herausbildung der Gewalt-
bereitschaft als bei Jungen (vgl. Sturzbecher/Hess/Them 2002). 
Diese Befunde zum Familienklima decken sich mit denen anderer 
wissenschaftlicher Untersuchungen. So konnte Wahl (2009) einen 
Zusammenhang zwischen einer sicheren Bindung (insbesondere an 
den Vater) und einem gering ausgeprägten Aggressivitätspotential 
nachweisen. Neben der Sozialisationsinstanz „Familie“ wirkt sich 
auch das schulische Umfeld auf die Herausbildung von Gewalt-
bereitschaft aus. Anhand der Ergebnisse der brandenburgischen 
Zeitreihenstudie ließ sich belegen, dass eine geringe Schulmotiva-
tion, ein „schlechter“ Notendurchschnitt (Selbsteinschätzung der 
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befragten Schüler) und ein durch Gewaltverhalten geprägtes Schul-
klima mit erhöhter Gewaltbereitschaft einhergehen; auch die sozi-
ale Lehrqualität kristallisierte sich als entscheidender Einflussfaktor 
heraus. Ebenso korrelierten eine mangelhafte Fähigkeit zur Durch-
setzung von Disziplin seitens der Lehrer und milde Sanktionen als 
Reaktion auf die Ausübung von Gewalt positiv mit der Häufigkeit 
gewalttätiger Aktionen (vgl. Kleeberg-Niepage/Sturzbecher 2012; 
Wahl 2009). Männliche Jugendliche waren dabei stärker gefähr-
det als Mädchen; bei diesen wiederum förderte eine hohe Schu-
lunlust die Bereitschaft zur Ausübung von Gewalt (vgl. Sturzbe-
cher/Hess/Them 2002). In fast allen Studien zur Gewaltforschung 
werden zudem die „Peergruppen“ gesondert betrachtet. Zum einen 
gehört die Integration in eine solche „Peergruppe“ zu einer der 
wichtigsten Entwicklungsaufgaben im Jugendalter (vgl. Oerter/ 
Dreher 2008), zum anderen resultieren Gewalttaten häufig aus 
gruppendynamischen Prozessen. In Bezug auf letzteren Punkt kann 
als Erklärungsansatz auf das sog. „Risky-Shift-Phänomen“ verwie-
sen werden. Demnach agieren Gruppen risikofreudiger als Einzel-
personen (vgl. Stoner 1968); die Gruppe übt somit eine Art „Ver-
stärkerfunktion“ aus. In diesem Zusammenhang sorgen gruppen-
spezifische (Begleit-)Effekte – Verantwortungsdiffusion sowie das 
Streben nach Anerkennung bzw. die Angst vor Ablehnung durch 
andere – für eine erhöhte Gewaltbereitschaft. Daher weisen v. a. Ju-
gendliche mit einem Gewalt akzeptierenden Freundeskreis eine hö-
here Gewaltbereitschaft auf als Jugendliche, deren Clique Gewalt 
ablehnt; dieser Effekt verstärkt sich zusätzlich, wenn die jeweilige 
Peergruppe rechtsextremistische Einstellungen vertritt (vgl. Klee-
berg-Niepage/Sturzbecher 2012; Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2010). 
Ein weiterer risikofördernder Einflussfaktor ist Alkoholismus: So-
wohl das Konsumieren von Alkohol in jungen Jahren als auch der 
übermäßig häufige Konsum gehen mit einer erhöhten Gewaltbe-
reitschaft einher (vgl. Kleeberg-Niepage/Sturzbecher 2012).
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Schließlich zeigte sich über alle Erhebungswellen hinweg, 
dass rechtsextremistische und ausländerfeindliche Einstellungen 
hoch mit der Gewaltbereitschaft korrelieren. Nicht zuletzt gehen 
eine hedonistische und materialistische Werteorientierung sowie 
eine externale Kontrollüberzeugung und die damit verbundene 
geringere Selbstwirksamkeitserwartung (vgl. Rotter 1966) mit der 
Gewaltbereitschaft einher. Dies hängt damit zusammen, dass ver-
innerlichte Werte wie Leistungsfähigkeit, Durchsetzungsvermö-
gen und Erfolg im Rahmen der gesellschaftlich vorherrschenden 
Normen i. d. R. nur partiell oder überhaupt nicht realisiert wer-
den können, wenn entsprechende Persönlichkeitsdefizite vorlie-
gen. Diese Personen suchen dann nach Mitteln und Wegen, um 
die auf dem Idealbild beruhenden selbstgesetzten Ziele dennoch 
zu erreichen. Sie bedienen sich – i. S. der sozialpsychologischen 
Theorie der „Symbolischen Selbstergänzung“ – der Gewalt, um 
ihr Selbstbild zu stabilisieren und ihren Status zu definieren (vgl. 
Wicklund/Gollwitzer 1982).

Aus der Ergebnisdarstellung geht hervor, dass es keinen ein-
zelnen Risikofaktor gibt, der allein ursächlich für die Entstehung 
von Gewaltbereitschaft ist. Vielmehr erhöht sich die Wahrschein-
lichkeit des Ausagierens normabweichenden Verhaltens mit der 
Anzahl der in dem Umfeld des Jugendlichen befindlichen Risiko-
faktoren. Darüber hinaus stellen Untersuchungen zusätzlich die 
Bedeutung von genetischen und biologischen Einflüssen heraus. 
So konnte in Zwillings- und Adoptionsstudien ein mittelstarker 
Zusammenhang für die Ausbildung von Aggressionen nachgewie-
sen werden (vgl. Hudziak/van Beijsterveldt/Bartel u. a. 2003). In 
Bezug auf die biologischen Faktoren erwiesen sich z. B. Aktivitäts-
defizite im präfrontalen Cortex oder eine erhöhte Konzentration 
des Geschlechtshormons Testosteron als Korrelate von Aggression 
(vgl. Wahl 2009; Beelmann/Raabe 2007).
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3.	 Rechtsextremismus

3.1	 Begriffsdefinition

Zum Begriff „Rechtsextremismus“ finden sich – ebenso wie beim 
Gewaltbegriff – verschiedene Definitionen in der Fachliteratur. Aus 
Sicht der Politikwissenschaften steht der Aspekt der Verfassungs-
feindlichkeit im Mittelpunkt: So bezeichnen Jesse und Backes 
(1996) Rechtsextremismus als einen fanatischen Nationalismus, der 
häufig mit Ausländerhass verbunden ist sowie mit einer Negierung 
der menschlichen Fundamentalgleichheit und einer Ablehnung 
des demokratischen Verfassungsstaats einhergeht. Stöss (2000: 20) 
wiederum versteht unter Rechtsextremismus einen „Sammelbegriff 
für verschiedenartige gesellschaftliche Erscheinungsformen, die 
als rechtsgerichtet, undemokratisch und inhuman gelten“. Hier-
bei sind rechtsextremistische Verhaltensweisen, die sich bspw. in 
Form von Gewalttaten, der Mitgliedschaft in rechtsextremistischen 
Gruppierungen und Organisationen sowie der Teilnahme an De-
monstrationen und Kundgebungen manifestieren, von rechtsextre-
mistischen Einstellungen zu unterscheiden (vgl. Stöss 2007; Jaschke 
2001). Letztere stellen nicht nur ein vorrangig auf Jugendliche be-
schränktes Phänomen dar, sondern sind in allen Altersgruppen und 
Schichten der Bevölkerung nachweisbar (vgl. Decker/Kies/Bräh-
ler u. a. 2012). Rechtsextremistische Einstellungen sind nach Stöss 
(2000) durch Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus, einen über-
steigerten Nationalismus, eine Befürwortung der rechtsautoritären 
Diktatur und eine Verharmlosung des Nationalsozialismus sowie 
den Sozialdarwinismus als Übertragung von Inhalten der Darwin-
schen Evolutionstheorie auf die menschliche Gesellschaft gekenn-
zeichnet. Die im Rahmen der Zeitreihenstudie verwendeten Indi-
katoren zur Erfassung von Rechtsextremismus beruhen inhaltlich 
weitestgehend auf diesen Einstellungsmerkmalen.
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3.2	 Aktuelle Trends

Die Ergebnisse der insgesamt sieben Erhebungswellen der bran-
denburgischen Längsschnittstudie geben ein umfassendes Bild zur 
Verbreitung sowie zum Wandel rechtsextremistischer und auslän-
derfeindlicher Einstellungen unter Jugendlichen (vgl. Burkert 
2012). So ist der Anteil derer, die rechtsextremistische Aussagen 
gänzlich ablehnen, seit dem Jahr 1993 stetig gewachsen; in der 
letzten Erhebungswelle lag er bei über 50 %. Ebenso verhielt es 
sich mit den ausländerfeindlichen Einstellungen der Befragten; 
hier war ebenfalls eine starke Abnahme zu verzeichnen. Gleichzei-
tig hatte sich der Anteil der Befürworter rechtsextremistischer Po-
sitionen von 20 % auf 14 % reduziert (ebd.). Dennoch fand sich 
in jeder Erhebungswelle ein konstanter Kern an Personen (rund 
3 %) mit einem „geschlossenen rechtsextremistischen Weltbild“. 
Diese Befunde decken sich mit repräsentativen Trendstudien an-
derer ostdeutscher Bundesländer. So sank in Thüringen die Zu-
stimmung zu ausländerfeindlichen Positionen seit dem Jahr 2003 
um 10 % und wurde 2010 von etwa einem Drittel der Bevölke-
rung vertreten; auch hier fand sich ein „harter“ Kern vergleichba-
rer Größenordnung (vgl. Edinger/Gerstenhauer/Schmitt 2010). 
Rückgänge ausländerfeindlicher Einstellungen waren auch in 
Sachsen nachweisbar (vgl. Sächsisches Staatsministerium für Sozi-
ales und Verbraucherschutz 2010); allerdings waren im Jahr 2009 
noch immer 19 % der Befragten der Meinung, dass der Auslän-
deranteil in ihrem Bundesland zu hoch sei. Ergänzend dazu kön-
nen die Befunde von Decker u. a. (2012) angeführt werden: In 
ihrer bundesweiten Studie konnte ein rückläufiger Trend im Hin-
blick auf Personen mit „geschlossenem rechtsextremen Weltbild“ 
nur für die westdeutsche Bevölkerung gefunden werden (Stand 
2012: 8 %). Für Ostdeutschland war diesbezüglich seit 2006 ein 
erneuter Anstieg zu verzeichnen (Stand 2012: 16 %).
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In Bezug auf das Geschlecht der Befragten ergaben die Ana-
lysen der Zeitreihenstudie, dass v. a. männliche Jugendliche für 
rechtsextremistische Ideologien empfänglich sind – sie stimmten 
rechtsextremistischen Statements im Schnitt fünfmal häufiger zu 
als Mädchen (vgl. Burkert 2012). Darüber hinaus offenbarte sich 
ein Alterseffekt dahingehend, dass die Zustimmung zu rechtsex-
tremistischen Positionen umso höher ausfiel, je jünger die Befrag-
ten waren (ebd.). Ergänzend dazu konnten Stöss und Niedermay-
er (2005) jedoch feststellen, dass auch ein erheblicher Anteil der 
Erwachsenen rechtsextremistischen Statements zustimmt.

Betrachtet man die Kriminalitätsstatistik, dann zeigt sich 
seit dem Jahr 2010 ein leichter Anstieg der politisch rechtsmoti-
vierten Straftaten (vgl. BMI 2013). Im Land Brandenburg zeich-
net sich diese Tendenz bereits seit 2008 ab, wobei der Anstieg 
vorrangig auf die wachsende Zahl der Propagandadelikte zurück-
zuführen ist (vgl. MI Brandenburg 2012). Sie machten im Jahr 
2012 etwa zwei Drittel der politisch rechtsmotivierten Straftaten 
aus; der Anteil rechtsmotivierter Gewalttaten lag bei ca. 5 %.

3.3	 Analysen zu den Ursachen von 
Rechtsextremismus

Es lassen sich in der Forschungspraxis zur Ermittlung der Fakto-
ren, die eine Hinwendung zu politisch extremen Orientierungen 
bedingen, zwei forschungsmethodische Ansätze unterscheiden: 
(1) Quantitative Einstellungsuntersuchungen mit einer zufällig 
ausgewählten Stichprobe und (2) qualitative Täterstudien, in de-
nen die individuellen Entwicklungsverläufe rechtsextremistischer 
Straftäter analysiert werden, um neben relevanten Einflussfakto-
ren auch den Prozess der Hin- bzw. Abwendung rekonstruieren 
zu können.
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Unabhängig vom forschungsmethodischen Herangehen 
zeigt sich als übereinstimmender Befund, dass unterschiedliche 
Risikofaktoren in ihrem Zusammenspiel zur Entwicklung von 
rechtsextremistischen Einstellungen beitragen. In der branden-
burgischen Zeitreihenstudie wiesen die Faktoren „Ausländer-
feindlichkeit“, „Allgemeine Gewaltbereitschaft“ und die Zugehö-
rigkeit zu einer rechtsextremen Peergruppe bzw. der Anteil „rech-
ter“ Mitglieder im Freundeskreis den größten Zusammenhang 
mit rechtsextremistischen Einstellungen auf (vgl. Burkert 2012). 
Insbesondere im Jugendalter übernimmt die Gruppe der Gleich-
altrigen eine wichtige Sozialisationsaufgabe, zumal der Einfluss 
der Schule und des Elternhauses deutlich nachlässt (vgl. Oerter/
Dreher 2008). Der soziale Gruppenzusammenhalt bzw. die „Ka-
meradschaft“ stellt einen bedeutsamen Attraktivitätsfaktor v. a. 
für Jugendliche dar, die in anderen Sozialisationsbereichen kei-
ne Erfolgserlebnisse haben bzw. keine Anerkennung erfahren (vgl. 
Rommelspacher 2006). Hierbei spielen die zunehmend jugend-
gemäßen und individualisierten Rekrutierungsstrategien rechter 
Gruppierungen, die das Gemeinschaftsgefühl und das Erleben 
von „Spaßaktionen“ in den Vordergrund stellen, eine besonde-
re Rolle (vgl. Kleeberg-Niepage 2012b). Dieser Umstand korre-
spondiert zusätzlich mit dem Befund, dass der Anteil „rechter“ 
Freunde in engem Zusammenhang mit dem Konsum von Alko-
hol steht (vgl. Baier/Pfeiffer/Simonson u. a. 2009). Aus den Er-
gebnissen der Zeitreihenstudie geht außerdem hervor, dass das 
Vertreten rechtsextremistischer Einstellungen den Jugendlichen 
dazu dient, ihren stereotypen Vorstellungen von Männlichkeit ge-
recht zu werden (vgl. Burkert 2012). Von geringerer Bedeutsam-
keit waren dagegen Faktoren, die mit einer schulischen Desinte-
gration („Schulunlust“, „geringe soziale Lehrqualität“) und mit 
materialistischen Werteorientierungen (z. B. viel Geld verdienen 
wollen, ohne viel Anstrengung zu investieren) assoziiert sind. Bei 
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Erwachsenen treten rechtsextremistische Einstellungen – oftmals 
als Folge der Angst vor „Überfremdung“ – auch gehäuft in Kom-
bination mit einem geringeren ökonomischen Status auf (vgl. 
Decker u. a. 2012). Dieser Effekt resultiert nach Stöss (2007) aus 
der Unzufriedenheit über den eigenen sozialen Status, der relati-
ven Deprivation – also der subjektiv empfundenen Benachteili-
gung gegenüber anderen Gruppen – und dem befürchteten oder 
bereits eingesetzten Verlust von Privilegien infolge des sozialen 
Wandels.

Darüber hinaus wird in der politischen Sozialisationsfor-
schung den Eltern eine bedeutende Rolle bei der Herausbildung 
von Werten und Einstellungen der Jugendlichen zugesprochen 
(vgl. Cassel/Celia 1997). In der brandenburgischen Untersu-
chung ließen sich auf den ersten Blick jedoch nur geringe Korrela-
tionen zwischen der Ausprägung von Rechtsextremismus und Er-
ziehungseinflüssen („Elterliche Restriktion“, „Elterliche Vernach-
lässigung“) feststellen (vgl. Burkert 2012). Differenziertere regres-
sionsanalytische Auswertungen (vgl. Sturzbecher/Landua/Heyne 
2001) zeigen jedoch durchaus nennenswerte Zusammenhänge, 
wenn man Interaktionseffekte zwischen den Familienvariablen 
berücksichtigt. So leistet zum einen der Interaktionseffekt von 
hoher elterlicher Restriktion und hoher Familienkohäsion einen 
Erklärungsbeitrag für Rechtsextremismus: Rechtsextreme Jugend-
liche kommen eher aus Familien, in denen die Familienangehöri-
gen stark zusammenhalten, jedoch die Eltern zu strenger Kontrol-
le und physischen Strafen neigen. Zum anderen zeigt sich darüber 
hinaus ein eigenständiger Effekt „Elterlicher Vernachlässigung“, 
d. h. rechtsextreme Jugendliche fühlen sich mit ihren Problemen 
allein gelassen und vermissen ihre Eltern, falls sie sie brauchen1. 
In der genannten Studie findet sich auch ein Interaktionseffekt 

1	 Dieser signifikante Haupteffekt findet sich im Rahmen einer 
geschlechtsspezifischen Analyse allerdings nur bei weiblichen Befragten.
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zwischen hohem Selbstvertrauen und hohen externalen Kontroll-
überzeugungen als Risikofaktor: Rechtsextreme Jugendliche über-
schätzen sich selbst und ihre Problemlösungskompetenzen und 
meinen zugleich, nicht ihres eigenen Glückes Schmied zu sein. 
Dieses Syndrom aus Selbstüberschätzung sowie Gefühlen von Fa-
talismus und Fremdbestimmtheit findet sich als Begleiterschei-
nung von Delinquenz auch in vielen anderen Bereichen, denken 
wir an antisemitische oder ausländerfeindliche Delikte.

In Täterstudien von Kleeberg-Niepage (2012a) wurde 
das Aufwachsen in einem rechtsorientierten Elternhaus für ei-
nen von drei Tätertypen (den „Nachwuchsextremisten“) als Ein-
flussfaktor nachgewiesen. Diese Befunde stimmen mit denen 
von Gniewosz und Noack (2006) überein. Sie stellten einen in-
direkten Einfluss des Elternhauses auf die Einstellungsentwick-
lung fest und postulierten, dass die Jugendlichen ihre rechtsex-
tremistische Einstellung lediglich auf ihre Eltern projizieren. 
Sie untermauern diese Annahme mit den niedrigen Korrelatio-
nen zwischen der wahrgenommenen Ausländerfeindlichkeit der  
Jugendlichen und der tatsächlichen Ausländerfeindlichkeit ihrer 
Eltern. Demnach versäumen es die Eltern, ihren Standpunkt zur 
Ausländerfeindlichkeit adäquat zu vermitteln und sich mit den 
rechtsextremistischen Einstellungen ihrer Kinder konstruktiv aus-
einanderzusetzen; mangelnde Kommunikations- und Konflikt-
bewältigungsstrategien spielen hierbei eine entscheidende Rolle. 
Aus Täterstudien ist weiterhin bekannt, dass diese unzureichend 
ausgeprägten bzw. ungünstigen Strategien v. a. in Kombination 
mit schwierigen Familienverhältnissen in Form von sog. „Broken 
Home“-Situationen (Heimaufenthalte, Gewalt und Missachtung 
in der Familie, Arbeitslosigkeit der Eltern, Alkoholprobleme) ei-
nen wesentlichen Risikofaktor für einen Teil der Täter darstel-
len (vgl. Wahl 2001; Willems 1993). So waren Jugendliche, die 
in ihrer Kindheit elterliche Gewalt erfahren haben, signifikant 
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häufiger rechtsextrem eingestellt als Jugendliche ohne dement-
sprechende Gewalterfahrung (vgl. Wahl 2001). Als Erklärungs-
ansatz hierfür dienen Ergebnisse aus der Bindungsforschung: 
Demnach stellt die sichere Bindung zu den Eltern einen protek-
tiven Faktor dar. Unsichere und desorientierte Bindungsmuster 
hingegen führen zu Orientierungslosigkeit, dissozialem sowie ge-
walttätigem Verhalten und begünstigen zusätzlich die Hinwen-
dung zu streng organisierten Peergruppen (vgl. Hopf/Rieker/ 
Sanden-Marcus u. a. 1995).

4.	 Anknüpfungspunkte für die Kriminalprävention

Die dargestellten Ergebnisse und Einflussfaktoren verdeutlichen, 
dass die Entwicklung von Gewaltbereitschaft sowie die Hinwen-
dung zum Rechtsextremismus aus dem Zusammenwirken ver-
schiedener Risikofaktoren resultieren. Um diesen Risikofaktoren 
entgegenzuwirken, sollten die i. d. R. erst mittel- bzw. langfristig 
fruchtenden Präventionsmaßnahmen frühzeitig – also bereits im 
Kindergartenalter – initiiert werden. Im Bereich der Gewaltprä-
vention gilt es, auf individueller Ebene v. a. die moralische Ent-
wicklung der Kinder und Jugendlichen durch die Vermittlung von 
Werten und Normen zu stärken. Von besonderer Bedeutung sind 
hierbei die Verbesserung der sozialen Partizipation und die damit 
verbundene Erhöhung der sozialen Akzeptanz sowie des Selbst-
wirksamkeitserlebens. Das Erlernen der Fähigkeit, eigene Interes-
sen mit Hilfe sozial akzeptierter Mittel durchzusetzen bzw. diese 
Interessen ggf. den Bedürfnissen anderer – meist Gleichaltriger – 
unterzuordnen, bildet den Grundstein für die Entwicklung sozi-
aler Kompetenzen und die Bereitschaft, demokratisch zu handeln. 
Nach Oser und Althof (1992) entsteht moralisches Urteilen und 
Handeln nicht über Instruktionen und Strafen, sondern durch die 
Bearbeitung realer Konflikte in der Gemeinschaft. Hierbei sollte 
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v. a. die Fähigkeit zum Perspektivenwechsel gefördert werden; 
insbesondere die Opferperspektive muss verstärkt in den Vor-
dergrund gestellt werden. Zudem ist bei der Werteerziehung zu 
beachten, dass Kinder bzw. Jugendliche i. d. R. aufgeschlossener 
für Argumente von Gleichaltrigen als von Eltern und Lehrkräf-
ten sind. In Bezug auf die Reaktionen bei gewalttätigen Aktionen 
kommt der Lehrerschaft dagegen eine entscheidende Rolle zu – 
sie müssen sich deutlich positionieren, damit sie die Gewaltbe-
reitschaft in der Schülerschaft positiv beeinflussen können (vgl. 
Sturzbecher/Landua/Shala 2001). Eine gezielte Schulung der Er-
zieher und der Lehrerschaft im Umgang mit gewalttätigen Aktio-
nen sowie die anschließende Aufarbeitung des Konflikts stellen 
somit eine wertvolle Maßnahme zur Gewaltprävention dar.

Aufgrund der engen Beziehung zwischen Gewaltbereit-
schaft und Rechtsextremismus gelten die aufgeführten Empfeh-
lungen für eine Erziehung zur Friedfertigkeit auch für das präven-
tive Einschreiten gegen Rechtsextremismus. Darüber hinaus soll-
ten – beruhend auf den Annahmen der dissonanztheoretischen 
Ansätze – sowohl gezielt thematische Diskussionen geführt als 
auch Erfahrungen gefördert werden, die im Widerspruch zu den 
rechtsextremistischen Einstellungsmustern stehen bzw. zur Hin-
terfragung der rechtsextremen Argumentationsstrategien führen. 
Zudem sollten die Kontakte zu ausländischen Gleichaltrigen in-
tensiviert werden, um vorhandene Vorbehalte und Ängste abzu-
bauen bzw. der Entwicklung von Vorurteilen vorzubeugen (vgl. 
Thomas 1994). Weiterhin gelten im Bereich der Jugendarbeit An-
gebote zur attraktiven Freizeitgestaltung als wirksame Präventiv-
maßnahmen, um die Jugendlichen in sozial demokratische Netz-
werke zu integrieren und eine Hinwendung zu rechtsextremen 
Gruppen aufgrund von mangelnden Alternativen zu verhindern.

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass zielgruppenspe-
zifische Präventionsmaßnahmen nur dann erfolgreich geplant und 
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umgesetzt werden können, wenn sich die Maßnahmen nicht nur 
auf einzelne soziale Kontexte der Kinder und Jugendlichen (z. B. 
Eltern und Schule) beschränken, sondern die gesamten kommu-
nalen Lebensbereiche berücksichtigen.



178 Jana Voigt und Dietmar Sturzbecher

Literatur

Backes, U./Jesse, E. (1996): Politischer Extremismus in der Bundesrepublik Deutsch-

land. Bonn.

Baier, D./Pfeiffer, C./Rabold, S./Simonson, J./Kappes, C. (2010): Kinder und Jugend- 

liche in Deutschland. Gewalterfahrungen, Integration, Medienkonsum. 

Zweiter Bericht zum gemeinesamen Forschungsprojekt des BMI und des 

KFN. Hannover.

Baier, D./Pfeiffer, C./Simonson, J./Rabold, S. (2009): Jugendliche in Deutschland als 

Opfer und Täter von Gewalt. Erster Forschungsbericht zum gemeinsamen 

Forschungsprojekt des BMI und des KFN. Hannover.

Bandura, A. (1973): Aggression. A social learning analysis. New York.

Beelmann, A./Raabe, T. (2007): Dissoziales Verhalten von Kindern und Jugendlichen.  

Erscheinungsformen, Entwicklung, Prävention und Intervention. Göttingen.

BMI = Bundesinnenministerium des Innern (2013): Die Zahlen zur Politisch moti- 

vierten Kriminalität im Jahr 2012 veröffentlicht. Pressemitteilung. URL: 

http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Nachrichten/Presse- 

mitteilungen/2013/04/zahlen-politisch-motivierte-kriminalitaet.pdf?__

blob=publicationFile [Zugriff: 28.02.2014].

Burkert, M. (2012): Rechtsextremismus und Ausländerfeindlichkeit. In: Sturzbecher, 

D./Kleeberg-Niepage, A./Hoffmann, L. (Hrsg.): Aufschwung Ost? Lebens-

situationen und Wertorientierungen ostdeutscher Jugendlicher. Wiesbaden, 

169–188.

Cassel, C. A./Lo, C. C. (1997): Theories of political literacy. In: Political Behavior, 

Nr. 19 (4), 317–335.

Decker, O./Kies, J./Brähler, E. (2012): Die Mitte im Umbruch. Rechtsextreme 

Einstellungen in Deutschland. Berlin.

Dodge, K. A. (1982): Social information processing variables in the development of 

aggression and altruism in children. In: Zahn-Waxler, C./Cummings, M./

Radke-Yarrow, M. (Hrsg.): The development of aggression und altruism.  

Social and sociobiological origins. New York.



179Entwicklung von Gewalt und Rechtsextremismus

Edinger, M./Gerstenhauer, D./Schmitt, K. (2010): Politische Kultur im Freistaat 

Thüringen. Ergebnisse des Thüringen Monitors 2010. URL: http://thueringen.

de/imperia/md/content/tsk/veranstaltungen/thueringenmonitor/th__ringen- 

monitor2010_mitanhang.pdf [Zugriff: 28.02.2014].

Gniewosz, B./Noack, P. (2006): Intergenerationale Transmissions- und Projektions-

prozesse intoleranter Einstellungen zu Ausländern in der Familie. In: Zeitschrift 

für Entwicklungspsychologie und Pädagogische Psychologie, Nr. 38 (1), 33–42.

Hopf, C./Rieker, P./Sanden-Marcus, M./Schmitt, C. (1995): Familie und Rechts- 

extremismus. Familiale Sozialisation und rechtsextremistische Orientierungen 

 junger Männer. Weinheim.

Hudziak, J. A./van Beijsterveldt, C. E. M./Bartel, M./Derks, E./Boomsma, D. I.(2003): 

Individual differences in aggression in young children. Crosssectional analy-

ses in Dutch twins. In: Behavior Genetics, Nr. 33 (5), 575–590.

Jaschke, H.-G. (2001): Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit. Begriffe,  

Positionen, Praxisfelder. Opladen.

Kleeberg-Niepage, A. (2012a): Rechtsextremismus bei Jugendlichen und Lebensläufe 

rechtsextremistischer Gewaltstraftäter. [Unveröffentlichter Forschungsbericht]. 

Potsdam.

Kleeberg-Niepage, A. (2012b): Einstieg in den Rechtsextremismus. [Unveröffentlichter 

Forschungsbericht]. Potsdam.

Kleeberg-Niepage, A./Sturzbecher, D. (2012): Jugendgewalt und Reaktion des  

sozialen Umfeldes. In: Sturzbecher, D./Kleeberg-Niepage, A./Hoffmann, L. 

(Hrsg.): Aufschwung Ost? Lebenssituationen und Wertorientierungen ost-

deutscher Jugendlicher. Wiesbaden, 145–168.

Landua, D./Harych, P./Schutter, S. (2002): Politische Einstellungen, Ausländer-

feindlichkeit, Antisemitismus und Rechtsextremismus. In: Sturzbecher, D. 

(Hrsg.): Jugendtrends in Ostdeutschland. Bildung, Freizeit, Politik, Risiken. 

Opladen, 39–63.

MI Brandenburg = Ministerium des Innern des Landes Brandenburg (2013): 

Kriminalitätsentwicklung 2012. Pressemitteilung. URL: http://www.

mi.brandenburg.de/media_fast/4055/PM_020_PKS_PMK_2012.pdf  

[Zugriff: 28.02.2014].



180 Jana Voigt und Dietmar Sturzbecher

Oerter, R./Dreher, E. (2008): Jugendalter. In: Oerter, R./Montada, L. (Hrsg.): Ent-

wicklungspsychologie. Weinheim, 271–332.

Oser, F./Althof, W. (Hrsg.) (1992): Moralische Selbstbestimmung. Stuttgart.

Parke, R. D./Slaby, R. G. (1983): The development of aggression. In: Hetherington, 

E. M. (Hrsg.): Socialization, Personality and Social Development. Hand-

book of Child Psychology, Vol. IV. New York, 547–641.

Rommelspacher, B. (2006): „Der Hass hat uns geeint“. Junge Rechtsextreme und ihr 

Ausstieg aus der Szene. Frankfurt a. M.

Rotter, J. B. (1966): Generalized Expectancies for Internal Versus External Control of 

Reinforcement. In: Psychological Monographs, Nr. 80 (609), 1–28.

Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz (Hrsg.) (2010):  

Jugend 2009 in Sachsen. Eine vergleichende Untersuchung zu Orientie-

rungsproblemen junger Menschen. Lampertswalde.

Shell Deutschland Holding (Hrsg.) (2010): Jugend 2010. Eine pragmatische  

Generation behauptet sich. Frankfurt a. M.

Stoner, J. A. (1968): Risky and Cautious Shifts in Group Decisions. The Influence of 

Widely Held Values. In: Journal of Experimental Social Psychology, Nr. 4 (4), 

442–459.

Stöss, R. (2007): Rechtsextremismus im Wandel. Berlin.

Stöss, R. (2000): Rechtsextremismus im vereinten Deutschland. Berlin.

Stöss, R./Niedermayer, O. (2005): Rechtsextreme Einstellungen in Berlin und  

Brandenburg. Berlin.

Sturzbecher, D./Kleeberg-Niepage, A./Hoffmann, L. (Hrsg.) (2012): Aufschwung 

Ost? Lebenssituationen und Wertorientierungen ostdeutscher Jugendlicher. 

Wiesbaden.

Sturzbecher, D./Landua, D./Heyne, M. (2001): Politische Einstellungen und Rechts-

extremismus unter ostdeutschen Jugendlichen. In: Sturzbecher, D. (Hrsg.): 

Jugend in Ostdeutschland – Lebenssituationen und Delinquenz. Opladen, 

85–119.

Sturzbecher, D./Landua, D./Shahla, H. (2001): Jugendgewalt unter ostdeutschen  

Jugendlichen. In: Sturzbecher, D. (Hrsg.): Jugend in Ostdeutschland –  

Lebenssituationen und Delinquenz. Opladen, 249–300.



181Entwicklung von Gewalt und Rechtsextremismus

Sturzbecher, D./Hess, M./Them, W. (2002): Jugendgewalt und Reaktionen des sozi-

alen Umfelds. In: Sturzbecher, D. (Hrsg.): Jugendtrends in Ostdeutschland. 

Bildung, Freizeit, Politik, Risiken. Opladen, 182–209.

Thomas, A. (1994): Können interkulturelle Begegnungen Vorurteile verstärken? In: 

Thomas, A. (Hrsg.): Psychologie und multikulturelle Gesellschaft. Problem-

analysen und Problemlösungen. Göttingen, 227–238.

Wahl, K. (2009): Aggression und Gewalt. Ein biologischer, psychologischer und sozial-

wissenschaftlicher Überblick. Heidelberg.

Wahl, K. (Hrsg.) (2001): Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus, Rechtsextremismus. 

Drei Studien zu Tatverdächtigen und Tätern. Schweinfurt.

Willems, H. (1993): Fremdenfeindliche Gewalt. Opladen.

Willems, H./Eckert, R./Würtz, S./Steinmetz, L. (1993): Fremdenfeindliche Gewalt. 

Einstellungen, Täter, Konfliktsituationen. Opladen.

Wicklund, R. A./Gollwitzer, P. M. (1982): Symbolic self completion. Hillsdale.





Michael Kohlstruck 

Nachhaltige Prävention von Rechts- 
extremismus bei Jugendlichen  
in Schule und Jugendhilfe

1.	 Einleitung

Der Beitrag fragt nach einem angemessenen Umgang mit jugend-
lichem Rechtsextremismus in Schule und Jugendhilfe. Skeptisch 
gegenüber einem heute weit verbreiteten Präventionismus plä-
diert er für eine Stärkung von Partizipationsmöglichkeiten und 
eine Kultur zivil ausgetragener Konflikte in den Regelstrukturen 
sowie eine verstärkte Förderung von individuellen Kompetenzen.

2.	 Jugendlicher Rechtsextremismus

Mit jugendlichem Rechtsextremismus sind im Folgenden zwei 
Phänomenbereiche gemeint: Zum einen finden Jugendliche 
rechtsextreme politische Positionen ansprechend, befassen sich 
damit und richten ihre eigene politische Meinung daran aus. Sol-
che Interessens-, Diskussions- und Einstellungsphänomene sind 
i. d. R. keine ausschließlich individuellen Entwicklungen, sondern 
Prozesse, die in Gruppen von Gleichaltrigen ablaufen. Intellek-
tuelles Interesse und Einstellungsentwicklungen führen nicht per 
se zu einem abweichenden Verhalten und können deshalb auch 
lange Zeit unauffällig verlaufen. Solche Kommunikations- und 
Bildungsprozesse sind gleichwohl problematisch und verdienen 
im Bildungswesen und in der Jugendhilfe besondere Aufmerk-
samkeit. Beim zweiten Typ von jugendlichem Rechtsextremis-
mus handelt es sich um Gruppenphänomene, die unmittelbar 
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durch abweichendes und delinquentes Verhalten sichtbar werden: 
Zu ihren Merkmalen gehören i. d. R. die auffällige Präsenz an öf-
fentlichen Orten, intensiver Drogenkonsum (Alkohol, illegale 
Drogen), erhöhte Gewalttätigkeit (tatsächliche und angedrohte 
körperliche Gewalt), Dominanzverhalten gegenüber situativ un-
terlegenen Personen, insbesondere auch gegenüber solchen, die 
aufgrund sichtbarer Merkmale Fremd- und Feindgruppen zuge-
ordnet werden. Dieser Konkretismus in der Wahrnehmung ent-
spricht einem durchschnittlich niedrigen formellen Bildungsni-
veau. Teile dieser Gruppen sind gekennzeichnet durch Probleme 
in Schule und Ausbildung bzw. durch Erwerbslosigkeit, teilwei-
se auch durch Schwierigkeiten mit ihren Elternhäusern oder fi-
nanzielle Dauerkrisen (Überschuldung). Das kulturelle Verhalten 
ist geprägt von einer Binnenintegration, die wesentlich über ag-
gressive Abgrenzung und Feindseligkeit gegenüber Bevölkerungs-
gruppen und Jugendkulturen vollzogen wird, die als „fremd“ oder 
„feindlich“ wahrgenommen werden. Zu den bevorzugten Musik-
stilen gehört Musik mit völkischen und minderheitenfeindlichen 
Liedtexten, in ihrer Praxis der Verwendung von Zeichen, Emble-
men und Symbolen bedienen sie sich im Sortiment rechtsextre-
mer Anbieter (vgl. Scherr 2012; Erb 2010). Diese gewalttätigen 
Gruppen stellen ein Misch- und potentielles Übergangsfeld zwi-
schen jugendtypischen Szenen und verschiedenen Varianten des 
politischen Rechtsextremismus dar. Solche Gruppen zeichnen 
sich durch Gewaltpraxis und Ablehnungen bestimmter Bevölke-
rungsgruppen aus; charakteristisch ist nicht eine – wie manchmal 
gesagt wird – „Menschenfeindlichkeit“, sondern Vorurteile und 
Gruppenfeindschaften, d. h. Ablehnungen, Anfeindungen und 
Attacken gegenüber bestimmten Bevölkerungsgruppen.
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3.	 Prävention und Präventionismus

Es scheint sich von selbst zu verstehen, dass man im Hinblick auf 
jugendlichen Rechtsextremismus „Prävention“ als das Gebot der 
Stunde versteht. Viele Phänomene des gesellschaftlichen und in-
dividuellen Lebens werden heute schließlich präventiv bearbeitet: 
Quartiersentwicklung, Drogenkonsum, Krankheit, Suizidgefähr-
dung, Kriminalität usw. usf. – kurz: Nahezu alles, was als soziales 
Problem definiert werden kann. Für Prävention scheint zu spre-
chen, dass sie bereits das Auftreten manifester Probleme reduzie-
ren kann, dass sie sozial verträglicher angelegt ist als Intervention 
und dass sie weniger radikal als Repression in Lebensvollzüge von 
Gesellschaftsmitgliedern einschneidet. Das weit verbreitete po-
sitive Vorurteil gegenüber Prävention wird gesteigert durch die 
Aussicht auf „Nachhaltigkeit“. Dabei handelt es sich um ein mo-
disches Etikett, das genau betrachtet nichts anderes bedeutet als 
„wirksam“ oder „dauerhafte Folgen zeitigend“ – also das mit „Prä-
vention“ ohnehin Gemeinte bekräftigt.1

Das Denken und Handeln in den Kategorien von Präventi-
on versteht sich nun aber keineswegs von selbst; „Prävention“ be-
inhaltet vielmehr eine höchst voraussetzungsvolle und keineswegs 
unproblematische Sicht auf das soziale Leben. Fragwürdige Aspek-
te von Prävention lassen sich auf zwei Ebenen beschreiben, näm-
lich einmal als das zugrundeliegende Denk- und Handlungsmodell, 
zum anderen als institutionenpolitische Prozesse. Betrachtet man 
zunächst Prävention als Form oder Handlungsprinzip, so zeigt sich: 
Prävention ist ausgerichtet auf Ereignisse, Prozesse oder Zustände, 
die vermieden, reduziert oder deren Wiederkehr verhindert werden 

1	 Modewörter erkennt man daran, dass ihre Verwendung innerhalb bestimmter 
Zeiträume in sachlich heterogenen Zusammenhängen beobachtet werden kann 
(vgl. Blinzler 2013; Probst 2013; Salis/Gross 2010, zu den historischen Ursprüngen 
von Nachhaltigkeitskonzepten in der Forstwissenschaft: Küster 2013).
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soll. Insofern gehört zur Begründung von Prävention unabdingbar 
der Bezug auf etwas Negatives i. S. eines Nicht-Sein-Sollenden oder 
zu Vermeidenden. Im Präventionsmodell wird davon ausgegangen, 
dass die zu verringernden Missstände bekannt sind, es wird also vom 
bereits Bekannten her gedacht. Die bekannten negativen Ereignis-
se werden mittels Indikatoren gemessen, so dass Bestand, Zu- oder 
Abnahme objektiv beobachtbar werden. Eine Verringerung der be-
fürchteten Entwicklung wird durch gezielte, möglichst passgenau 
ausgerichtete Maßnahmen zu erreichen versucht. Die Passgenauig-
keit bezieht sich auf die anvisierten Probleme und auf die Adressa-
tengruppen als potentieller oder tatsächlicher Problemträger. Mit-
tels Maßnahmen wird die Istgröße des Problemaufkommens an die 
in der Maßnahmenplanung definierte Sollgröße anzugleichen ver-
sucht. Das damit ausgelöste Prozessgeschehen wird indikatorenge-
stützt systematisch beobachtet; damit sind Nachjustierungen wäh-
rend des Prozesses i. S. einer formativen Evaluation möglich. Ergeb-
nis- oder Wirkungsevaluationen vergleichen nach Beendigung von 
Maßnahmen den Ausgangs- mit dem Endzustand; auf diese Weise 
lässt sich der Erfolg bilanzieren.

Unmittelbar fällt der defensive und auch der konservieren-
de Charakter der Präventionsperspektive ins Auge: Prävention hat 
wenig mit Daseinsfreude, Kreativität und konstruktiver Gestal-
tung des Lebens zu tun, aus ihr spricht ein ängstliches Interesse 
an Sicherheit, bloßer Gesundheit, Kosteneffizienz und Nachhal-
tigkeit. Zu Recht kann man sich fragen, ob „ein europäisch stan-
dardisiertes, gesundes, sicheres und kostengünstiges Leben, wie 
es die aktuelle Politik so emsig fabrizieren will, sich denn über-
haupt zu leben lohnt“ (Pfaller 2011: 18, 40). Die konservieren-
de Orientierung am bereits Bekannten lässt überdies die Frage 
aufkommen, ob die Form „Prävention“ mit der zunehmenden 
Pluralisierung und Individualisierung von Lebensentwürfen und 
Lebensverläufen vereinbar ist. Die mit Prävention verbundene  
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Fixiertheit auf bereits bekannte und hinreichend vermessene Übel 
birgt immer auch das Risiko, neue Entwicklungen zu unterschät-
zen und zu übersehen (vgl. Böllert 2011).

Die zweite Ebene, auf der sich die Präventions-Problematik 
beobachten lässt, betrifft die Institutionalisierung der Präventions-
perspektive auf den verschiedenen politischen Ebenen. In den letz-
ten Jahrzehnten haben sich in Bund, Ländern und Gemeinden Prä-
ventionsgremien verschiedenen Zuschnittes und mit unterschiedli-
chen Spezialaufgaben etabliert. Dieser Institutionalisierungsprozess, 
der auch die Herausgabe eigener Zeitschriften, die Einrichtung von 
Online-Portalen und Datenbanken umfasst, hat zu der „scheinba-
ren Selbstverständlichkeit präventiven Denkens“ beigetragen. Prä-
vention ist „ein für die Gegenwart unverzichtbarer Schlüsselbegriff“ 
in vielen gesellschaftlichen Feldern geworden, als ein zentrales ge-
sellschaftliches Deutungs- und Handlungsmuster erscheint sie „fast 
schon als alternativlos“ (Lüders 2011: 5 f.). Problematisch sind nicht 
die Versuche, einzelnen gesellschaftlichen Problemen auch mit prä-
ventiven Strategien zu begegnen; problematisch sind Entwicklungen 
hin zu einem Präventionismus, also der Dominanz einer Präventi-
ons-Kultur, für die Prävention der Königsweg im Umgang mit ge-
sellschaftlichen Entwicklungen darstellt. Problematisch ist die Sug-
gestion, dass das besondere Denk- und Handlungsmodell, welches 
Prävention tatsächlich darstellt, generell legitim sei und die sachlich 
einzig angemessene Antwort auf ganz unterschiedlich gelagerte sozi-
ale Phänomene und Probleme. Zum Problem wird also das Wahr-
nehmungs- und Problemlösungsmodell des Präventionismus, soweit 
es ausdrücklich oder stillschweigend als überlegenes, kontextunab-
hängiges Generalmodell präsentiert oder rezipiert wird.2

2	 Die vermeintliche Lösungsformel „Prävention“ steht quer zu herkömmlichen 
Einteilungen von Tätigkeitsfeldern (etwa: Schule, Jugendhilfe) und 
Professionen. Ihre Nutzbarkeit für Macht- und Kontrollstrategien und zur 
Einschränkung von Bürgerfreiheiten wird bislang zu wenig diskutiert (vgl. 
dazu u. a. Trojanow/Zeh 2009; Denninger 2008; Pütter 2007).
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4.	 Erfahrungsermöglichung in Schule  
und Jugendhilfe

Das staatliche Bildungswesen und die ebenso gesetzlich veran-
kerte Kinder- und Jugendhilfe sind die öffentlich verantworteten 
Institutionen und Angebote, in denen Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene Kompetenzen und Wissen erwerben, die ihnen 
eine eigenständige und sozial verantwortliche Lebensführung er-
möglichen sollen. Sie haben u. a. die Aufgabe, die junge Genera-
tion zu einem zivilen Umgang mit den heutigen Gegebenheiten 
in Gesellschaft und Politik zu befähigen. Dazu gehören neben an-
deren Themen auch der Komplex sozialer Vorurteile, Antisemitis-
mus, Rassismus und Rechtsextremismus.

Die Prinzipien pädagogischen Handelns unterscheiden 
sich allerdings stark von der Strukturlogik der Prävention. Etwas 
pointiert formuliert lässt sich die unterschiedliche Ausrichtung 
von Pädagogik und Prävention in folgenden Hinsichten formu-
lieren: Pädagogik will etwas ermöglichen, Prävention muss etwas 
verunmöglichen; Pädagogik ist auf Förderung, Prävention ist auf 
Verhinderung ausgerichtet; Pädagogik orientiert sich am Positi-
ven, Prävention am Negativen; in pädagogischen Prozessen wird 
der Einzelne als Subjekt seiner Biographie gefördert, in der Prä-
vention wird er als Objekt von Maßnahmen betrachtet. Pädago-
gik kann auch präventive Effekte hervorbringen, Prävention ge-
hört aber nicht zu ihren Handlungszielen (vgl. Papenkort 2009;  
Lüders 2000). In welcher Weise können nun Schule und Jugend-
hilfe junge Menschen darin unterstützen, hinsichtlich rechtsextre-
mer Herausforderungen ein sicheres Verhalten, ein selbständiges 
Urteil und ein verantwortliches Handeln an den Tag zu legen? 
Wie können sie darin gefördert werden, ihren eigenen Weg zu 
gehen?
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Unterscheiden lassen sich hier erfahrungsermöglichende von 
wissensvermittelnden Ansätzen. Erfahrungsvermittelnde Arbeitsan-
sätze setzen auf eine lebensgeschichtlich frühe und kontinuierliche 
Einübung in Demokratie und egalitäre Sozialintegration. Dem-
nach ist es die zentrale Aufgabe von Betreuungs-, Erziehungs- und 
Bildungseinrichtungen, Kindern von Anfang an erlebbar werden zu 
lassen, worin demokratische, insofern also auch nicht-rechtsextre-
me Formen von Mitmachen und Dabeisein, von Dazugehören und 
Mitgestalten bestehen. Das tragende Wertgerüst in den öffentlich 
verantworteten Einrichtungen und Institutionen umfasst egalitä-
re, partizipative, gewaltfreie und verständigungsorientierte Verhal-
tens-Grundsätze; man kann diese Grundsätze abkürzend als zivil-
demokratische Normen bezeichnen. Hinsichtlich der Frage, mittels 
welcher institutionellen und kulturellen Arrangements diese Nor-
men vermittelt werden, kann man zwischen einer pädagogischen 
Ausrichtung auf die einzelnen Individuen (Mikroebene), dann auf 
Gruppen oder Klassen (Mesoebene) und schließlich auf die ganze 
Einrichtung oder die Schule (Makroebene) unterscheiden. Für die 
beiden letztgenannten Ebenen sind v. a. zwei Strukturelemente im 
Hinblick auf Rechtsextremismus von besonderer Bedeutung: Dies 
sind einmal die Partizipationsrechte für junge Leute und zum an-
deren die Etablierung einer Kultur der zivilen Konfliktaustragung. 
Beide Elemente betreffen den Stil oder die Kultur von Institutio-
nen und Einrichtungen und tragen zu der Erfahrung von Kindern 
und Jugendlichen bei, berechtigt und befähigt zu sein, die eigene 
Lebenswelt mitzugestalten. Eine solche Kultur gehört mithin zur 
demokratischen Basis-Sozialisierung. Junge Leute können dabei 
die Erfahrung machen, dass ihre Ideen und ihre Stimme zählen, 
sie merken, dass sie Subjekte sind und nicht übergangen werden 
dürfen. Die Etablierung einer Kultur der zivilen Konfliktaustra-
gung lässt junge Menschen in ihrem schulischen oder freizeitbezo-
genen Alltag die positive Normalitäts-Erfahrung machen, dass viele 
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Fragen, Themen und anstehende Entscheidungen umstritten sind. 
Daraus folgt, dass diese Themen in einem wie auch immer geregel-
ten Verfahren zu diskutieren und zu entscheiden sind. Konflikte im 
Kleinen wie im Großen werden dabei erfahrbar als eine Normalität, 
die für eine pluralistische und heterogene Gesellschaft konstitutiv 
ist. Nicht schon die Tatsache von divergierenden Meinungen, In-
teressen oder Wertauffassungen als solcher stellt ein Problem dar, 
erst das unzivile oder unfaire Austragen von Differenzen kann zum 
Problem werden.

Auf der Mikroebene geht es um die Vermittlung von perso-
nalen und sozialen Kompetenzen, die jeweils altersangemessen ge-
fördert werden.3 Zu den selbstbezogenen Kompetenzen gehören die 
Fähigkeiten, sich selbst umfassend wahrnehmen und reflektieren zu 
können sowie innere, moralische Maßstäbe des eigenen Urteilens 
und Handelns auszubilden. Im Einzelnen können hier genannt wer-
den: (1) Eigene Gefühle, Bedürfnisse und Interessen wahrnehmen, 
angstfrei bejahen, anderen mitteilen und unter Berücksichtigung 
der Gefühle, Bedürfnisse und Interessen anderer durchsetzen kön-
nen; (2) das eigene Verhalten verstehen und problematisieren kön-
nen; (3) vermeintlich selbstverständliches Verhalten bei sich selbst 
und bei anderen kritisch befragen können; (4) ein hohes Maß an 
Selbstständigkeit, Eigensteuerung und Selbstwertgefühl und Angst-
freiheit entwickeln; (5) kreativ und produktiv sein können (Sommer 
1977: 92 f.). Soziale Kompetenz ist hingegen die Fähigkeit, im Radi-
us der unmittelbaren Interaktion in einer für alle an der Interaktion 
Beteiligten, eine größtmögliche Anerkennung ihrer Bedürfnisse und 
Interessen zu erzielen. „Als Minimalkonsens hat sich die Vorstellung 
etabliert, soziale Kompetenz sei die Fähigkeit, eigene Bedürfnisse 
und die Bedürfnisse anderer in Abhängigkeit situationaler Anforde-
rungen koordinieren zu können“ (Reinders 2008: 53).

3	 In die folgenden Ausführungen sind Überlegungen aus früheren Publikationen 
(Kohlstruck 2012, 2011) eingeflossen.
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5.	 Wissensvermittlung in Schule und Jugendhilfe

Für die wissensvermittelnden Ansätze ist es charakteristisch, dass 
sie in Schule und Jugendhilfe Angebote einer ausdrücklichen und 
thematischen Befassung mit dem Komplex Rechtsextremismus 
machen. Unterstellt wird, dass man viel über Rechtsextremismus 
wissen muss, um gegenüber seiner Weltanschauung oder aber ge-
genüber den Attraktionen von jugendlichen Cliquen Distanz zu 
halten. Häufig wird diese Aufklärungslinie auch auf die Geschich-
te ausgedehnt: Wer viel über den historischen Nationalsozialismus 
weiß, so die optimistische Erwartung, wird für aktuelle rechtsex-
treme Deutungen weniger ansprechbar sein. Der Problemkom-
plex Rechtsextremismus ist in dieser Perspektive Stoff, mit dem 
man sich zu beschäftigen hat. Im Zentrum der Wissensvermitt-
lung steht die Förderung von politisch-gesellschaftlichen Kompe-
tenzen; hier geht es um Wissen und Orientierung in den – über 
die unmittelbare soziale Interaktion hinausgehenden – Bereichen 
von Politik, Gesellschaft, Kultur und Geschichte. Die Befassung 
mit historischen Ereignissen, Strukturen und Prozessen ist da-
durch charakterisiert, dass man es hier mit abgeschlossenen, nicht 
mehr ausgangsoffenen und dem intervenierenden Handeln prin-
zipiell verschlossenen Sphären zu tun hat. Gleichwohl gehören 
elementare Grundkenntnisse zur politischen Kompetenz. Dar-
über hinaus hat die Beschäftigung mit vergangener Geschichte 
einen besonders hohen Bildungswert: Was von der Faktenlage her 
nicht mehr verändert werden kann, ist umso stärker Gegenstand 
geschichtspolitischer Neubewertungen. Gerade dieser letzte As-
pekt zeigt das Erfordernis, die kritische Kompetenz im Umgang 
mit Quellen im Allgemeinen zu fördern und die Fähigkeit zu un-
terstützen, sich Informationen zu beschaffen, die den Kriterien 
von Quellenkritik, Rationalität und Logik genügen.
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Der Ansatz einer nachhaltigen Internalisierung von zivilde-
mokratischen Werten und Normen und der Wissens- und Aufklä-
rungsansatz widersprechen sich nicht, sie stehen nicht im Verhältnis 
eines Gegensatzes, sondern im Verhältnis der Ergänzung. Der ko-
gnitive Ansatz ergänzt den praxeologischen – nicht umgekehrt. Der 
Internalisierungs- und Habitualisierungsansatz ist der grundlegen-
dere Ansatz; er kann auch ohne das Informationspaket des zweiten 
Ansatzes erfolgreich ausgeführt werden; im umgekehrten Fall ist dies 
nicht möglich: Bloße Information über den historischen National-
sozialismus und den heutigen Rechtsextremismus, ohne das Funda-
ment verinnerlichter demokratischer Werte und ohne eigene Erfah-
rung gelungener sozialintegrativer Lebenswelten, wird eine kritische 
Distanz gerade auch zu den gruppendynamischen Attraktivitäten 
von Rechtsextremismus kaum stabilisieren. Plausibel ist ohnehin 
das prägnante Wort des Freiburger Zeitgeschichtlers Ulrich Herbert: 
Man muss nichts über die SA wissen, um die Wohnung des Tür-
ken nicht anzuzünden (vgl. Raulff 2010). Für den grundlegenderen 
Charakter erfahrungsermöglichender Ansätze sprechen auch die fol-
genden vielfach bestätigten Beobachtungen: Junge Menschen, die 
sich im Alter zwischen zwölf und vielleicht 15 Jahren zu rechtsex-
trem orientierten Cliquen hingezogen fühlen, werden primär nicht 
von den Inhalten der Ideologien und politischen Programmen an-
gesprochen. Kaum ein 14-Jähriger studiert zunächst die „Deutsche 
Stimme“, das Monatsblatt der NPD, oder arbeitet sich durch die 
Erklärungen der „Jungen Nationaldemokraten“, um sich dann eine 
Gruppe in der Nähe zu suchen, in der er die neu gewonnenen po-
litischen Ziele verfolgen kann. Typischerweise verläuft der Zugang 
über emotionale und soziale Zugehörigkeitsbedürfnisse: Man möch-
te zu einer Gruppe gehören und sich mit der Zugehörigkeit persön-
lich aufgewertet wissen, man möchte von Gleichaltrigen anerkannt 
und geschätzt werden, man sucht ein Betätigungsfeld, in dem die 
Loslösung vom Elternhaus bewerkstelligt werden kann, man sucht 
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möglicherweise auch eine Kompensation für die fehlende Liebe von 
Elternteilen. Man ist mit den Standardangeboten zur Freizeitgestal-
tung, die von den Erziehungsberechtigten, den Lehrkräften, den So-
zialpädagogen empfohlen werden, unzufrieden und sucht den wirk-
lichen „Thrill“ und das echte Abenteuer, „action“ also.

6.	 Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit

Insbesondere die Jugendarbeit und die Jugendsozialarbeit als aus-
differenzierte Handlungsfelder der Jugendhilfe haben mit jungen 
Leuten zu tun, die u. a. mit rechtsextremen Gruppen sympathisie-
ren oder ihnen lose angehören. Auch für diesen Personenkreis, in 
der Sprache der Bundesprogramme die „rechtsextrem Gefährde-
ten“, gilt der allgemeine Förderauftrag des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes. In welcher Weise kann hier eine Förderung erfolgen?

Die Voraussetzung für ein Gelingen aller pädagogischen Be-
mühungen ist eine belastbare soziale und emotionale Beziehung, die 
persönliche Zugewandtheit der Pädagogen zu ihrer Klientel und die 
Bereitschaft, nach Maßgabe der eigenen Berufsrolle, Verantwortung 
zu übernehmen und diese Verantwortungsübernahme dem Jugendli-
chen gegenüber spürbar werden zu lassen. Den einzelnen Individuen 
wird damit signalisiert, dass sie sich jenseits der Bewertung ihrer An-
sichten und Verhaltensweisen einer Grundsolidarität und Empathie 
sicher sein können (vgl. Schleußner 2013).

Angebote der Jugendsozialarbeit gelten der Unterstützung 
in konkreten und typischen Krisen. Dazu gehört die Hilfe bei 
Problemen in der Schule, beim Finden eines Ausbildungsplatzes, 
bei der Bewältigung der dauerhaften Anforderungen in Ausbil-
dung oder Berufsalltag (vgl. Gulbins/Rosenbaum 2009; Möller 
2007). Typischerweise sind gewalttätige Angehörige fremden-
feindlicher Szenen bereits mit verschiedenen Delikten auffällig 
geworden. Sie haben häufig Termine beim Jugendgericht, bei der 
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Jugendgerichtshilfe, bei Bewährungshelfern oder bei freien Trä-
gern, die die von den Jugendrichtern angeordneten Maßnahmen 
durchführen. Aus der institutionellen Bearbeitung von Jugendkri-
minalität erwachsen Anforderungen an die individuelle Disziplin 
der jungen Leute, an ihre Selbstdarstellung und teilweise auch an 
ihre Selbstreflexion. Auch daraus ergibt sich ein Unterstützungs-
bedarf, den Pädagogen teilweise wahrnehmen können.

Eine Stärkung der selbstbezogenen Kompetenzen und zu-
gleich eine inhaltliche Auseinandersetzung mit dem eigenen, mit-
unter kriminellen Verhalten sind die Ziele angeleiteter Themati-
sierungen der eigenen Biographie. Sie kann unter der Frage nach 
individueller Verantwortung gestellt werden oder nach der Span-
nung zwischen persönlichen und beruflichen Lebenszielen und 
den Möglichkeiten ihrer Verwirklichung. Eine Beschränkung auf 
das abweichende Verhalten allein stünde im Gegensatz zu einer 
ganzheitlichen, auf die Person und ihre Entwicklung im Ganzen 
gerichtete (Selbst-)Wahrnehmung.

Ein breites Spektrum pädagogischer Arbeitsmöglichkeiten 
ist mit erlebnisbezogenen Unternehmen verbunden, die Erfah-
rungen von Bereicherungen versprechen, und zwar sowohl für den 
Einzelnen als auch für die Gruppe. Dabei muss es sich nach den 
Maßstäben der Klientel um attraktive, ansonsten schwer oder gar 
nicht zugängliche Angebote handeln. Über vielfältige Erfahrungen 
aus den Bereichen der Erlebnis- und Sportpädagogik wird immer 
wieder berichtet. Eine prominente Rolle nehmen dabei Angebote 
ein, die eine starke körperliche Beanspruchung mit starken seeli-
schen und sozialen Anforderungen verbinden. Bei der Außendar-
stellung solcher Höhepunkte scheint eine besondere Sensibilität er-
forderlich zu sein: Je weniger die Kombination mit anderen, hier 
behandelten Elementen der pädagogischen Arbeit beleuchtet wird, 
umso stärker kann sich bei einem fachunspezifischen Publikum der 
Eindruck einstellen, mit solchen Maßnahmen würden diejenigen 
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„belohnt“, die zuvor durch Akte von Gewaltkriminalität aufgefallen 
sind. Angebote dieses Typs sind auf die Eröffnung neuer, individu-
eller wie gemeinsamer Erfahrungsräume ausgerichtet. Sie verspre-
chen – anders als sozialarbeiterische Angebote, bei denen es stark 
um die Kompensation von Benachteiligungen geht – eine Selbst- 
bzw. Gruppensteigerung, die nach Art und Umfang das Maß des 
Gewöhnlichen überschreiten. Hier liegt ihr spezifisches Potential 
für neue Selbst- und Gemeinschaftserfahrungen.

Mit Bildungsarbeit werden hier spezifische Impulse, Reflexi-
ons- und Lernarrangements bezeichnet. Sie zielen darauf ab, ge-
meinsam mit den Adressaten deren jeweils selbstverständlichen 
Vorstellungs- und Verhaltenshorizont zum Thema zu machen, sie 
also dabei zu unterstützen, eine Außensicht auf ihre bisherige Praxis 
zu gewinnen. Die inhaltlichen Schwerpunkte fallen dabei unter-
schiedlich aus: Männer- bzw. Frauenbilder, „Wir“ und „die Ande-
ren“, Nation, europäische Einheit und Globalisierung, Zuwande-
rung und Sesshaftigkeit etc. Methodisch hat sich eine Kombination 
zweier verschiedener Prinzipien bewährt: Zum einen das Prinzip 
der anlass- und teilnehmerbezogenen Behandlung verschiedener 
Inhaltskomplexe. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass für die häufig als „bildungsfern“ geltenden Teilnehmer her-
kömmliche Seminarblöcke eine zu große Hürde darstellten. The-
men werden stattdessen dann ausdrücklich behandelt, wenn sie im 
Verlaufe gemeinsam gestalteter Zeit oder bei größeren Exkursio-
nen von den Teilnehmern selbst angesprochen werden oder auf-
grund gemeinsam gemachter Erfahrung im alltagsweltlichen Be-
wusstseinsfonds der Teilnehmer leicht abrufbar sind. Diese Art von 
mitlaufender und anlassbezogener Bildungsarbeit berücksichtigt, 
dass für die Zielgruppe besondere Formate einer expliziten, refle-
xionsfördernden Bearbeitung von historischen, gesellschaftlichen 
oder politischen Themen erforderlich sind. Ein zweites methodi-
sches Prinzip besteht im Primat der Frage. Bei der Bearbeitung von 
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Themen hat sich eine Strategie des Infragestellens bewährt. Für die 
Befassung mit ideologisch aufgeladenen Themen wurde eine Strate-
gie „subversiv konfrontativer Verunsicherung“ entworfen. Sie zielt 
auf die Problematisierung ostentativ eingenommener extremer Po-
sitionierungen oder auch nur schlicht geglaubter Elemente einer 
rechtsextremen Weltanschauung, die durch gegenläufige Informa-
tionen, Bezüge auf die eigenen Erfahrungen der Teilnehmer oder 
andere Kontrastfolien in Frage gestellt werden. Ziel ist die kommu-
nikative Verflüssigung von Inhalten, die in den Augen der Klientel 
zuvor als unumstößlich galten (vgl. u. a. Steger 2009).

Das Arbeitsfeld einer kopräsenten Bildungsarbeit stellt an 
die Mitarbeiter besondere Anforderungen: Neben einem histori-
schen und gesellschaftspolitischen Wissen, das teils in der Ausbil-
dung, teils über Fortbildungen oder in Eigeninitiative erarbeitet 
wird und im Prinzip jedem offensteht, wird die hohe Bedeutung 
individuell-persönlicher Fähigkeiten deutlich. Ein überdurch-
schnittliches Maß an Geistesgegenwärtigkeit und intellektueller 
Beweglichkeit kommt einer mitlaufenden Bildungsarbeit zugu-
te: Konkrete Beispiele und andere Elemente der Anschaulichkeit 
müssen zur Verdeutlichung von Prinzipien griffbereit sein, wie 
umgekehrt die Fähigkeit nützlich ist, aus unmittelbaren Erfahrun-
gen und Begebenheiten mit den Gruppen Bezüge zu übergeord-
neten Gesichtspunkten und generellen Problemen herzustellen.

Die sozialwissenschaftliche Empirie und die Erfahrung der 
Praktiker zeigen, dass die Nähe oder das Interesse von jungen Leu-
ten an völkischer Ideologie und den entsprechenden Geschichts- 
und Gegenwartsinterpretationen durchweg eine Folge und eine 
Funktion verunglückter Biographien, fehlender Anerkennung und 
Integration sowie fragiler Ichkonstruktionen ist. Ihre thematischen 
Positionierungen entstammen weniger einem intellektuellen Inter-
esse, sondern mehr der psychosozialen Suche nach einem Außen-
halt. Daraus folgt nicht, dass eine inhaltliche Auseinandersetzung 
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über die völkisch-rechtsextreme Sicht auf Geschichte und Gegen-
wart überflüssig wäre; sie sollte aber in ihrer hohen Funktionalität 
für psychisch und sozial begründete Selbstbehauptungs-, Zugehö-
rigkeits- und Anrechtsbedürfnisse wahrgenommen werden. Das vi-
tale Interesse gilt weniger den nominell zur Debatte stehenden The-
men aus Geschichte und Gesellschaft, sondern den Orientierungs-
bedürfnissen individueller Personen. Neben historischem und ge-
sellschaftspolitischem Wissen wird von Pädagogen erwartet, dass sie 
dem individualbiographischen Sinn geschichtlich-politischer Äuße-
rungen auf die Spur kommen. Ein Schlüssel zu den Geschichts- 
und Politikerzählungen ihrer Klientel ist die Frage „Warum ist das 
jetzt für Dich wichtig?“. Die Relevanz geschichtlicher und gesell-
schaftlicher Themen darf nicht in der Weise enggeführt und mis-
sverstanden werden, es handele sich vorrangig um die Aufgabe von 
„Information“ und „Aufklärung“.

7.	 Bildung und Förderungsauftrag ohne  
Problem- und Gegnerbindung

Schule und Jugendhilfe können überaus wichtige Beiträge leisten, 
die mittelbar ein distantes oder kritisches Verhältnis zu Rechtsex-
tremismus fördern. Gemäß ihrem spezifischen Bildungsauftrag und 
der daraus folgenden Ermöglichungs- oder Bildungsperspektive be-
steht dieser Beitrag aber zu einem sehr hohen Anteil in der Förde-
rung von Kompetenzen, die themenunspezifisch sind. Diese Auf-
gabe besteht unabhängig von der Existenz von Rechtsextremismus, 
denn die geförderten Kompetenzen sind auch für die Auseinander-
setzung mit anderen Themen erforderlich. Der Bildungs- und För-
derungsauftrag ist transthematisch ausgerichtet und in sich selbst le-
gitimiert; damit existiert er ohne den konstitutiven Problembezug, 
der präventive Ansätze auszeichnet und er ist frei von der Gegner-
bindung, wie sie für das politische Engagement charakteristisch ist.
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Kurt Möller

Programme gegen Rechtsextremismus – 
zwischen Projektitis und Nachhaltigkeit

1.	 Einleitung

Die gesellschaftliche Bearbeitung der Problematik des Rechtsextre-
mismus sowie der damit oft verbundenen weiteren Egalität negie-
renden Ablehnungen wie Heterosexismus, Behindertenfeindlich-
keit, Antiziganismus usw. ist ganz wesentlich von politischen Wei-
chenstellungen abhängig, die die zentralen strukturellen Rahmen-
bedingungen für entsprechende Initiativen und Aktivitäten setzen. 
Um sozialarbeiterisch-pädagogische Gegenmaßnahmen zu fördern 
und zivilgesellschaftliche Akteure zu unterstützen, legt die Politik 
in Deutschland dafür seit über 20 Jahren spezielle Programme auf. 
Von Bedeutung sind hier v. a. die großen Bundesprogramme, aber 
in einer Reihe von Bundesländern auch zusätzlich installierte Lan-
desprogramme bzw. -konzeptionen. Mit ihnen werden bestimmte 
inhaltliche, methodische, finanzielle, zeitliche und organisatorische 
Vorgaben gemacht, die die programmorientierten Projekte in ein 
Spannungsfeld zwischen Ermöglichung und Eingrenzung einbin-
den. Immer wieder stellt sich dabei die Frage, wie problemange-
messen diese Programme eigentlich ‚gestrickt’ sind. Insbesondere 
wird diskutiert, ob sie nicht nur ein ‚Tropfen auf den heißen Stein’ 
sind und in ihrer Substanz genau so schnell wie dieser sprichwört-
liche Tropfen verdampfen. Mit anderen Worten: Problematisiert 
wird, welche mittel- und langfristigen Effekte die Programme auch 
in der Breite haben und wie nachhaltig sie wirken können. Der 
vorliegende Beitrag widmet sich genau dieser Frage. Dazu fasst er 
in einem ersten Schritt stark kondensiert zentrale Ergebnisse der 
Forschung zum Rechtsextremismus zusammen. In einem zweiten 
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Schritt zeichnet er dann die Landschaft der Programme in ihren 
wichtigsten Entwicklungszügen und mit ihren z. T. kritischen Eck-
punkten auf, um in einem dritten Schritt danach die Programme 
auf ihre Problemadäquanz hin einschätzen zu können.

2.	 Rechtsextremismus – das Problem  
in seinen Grundzügen

Im hier interessierenden Kontext sind für die nähere Betrach-
tung der Problematik ‚Rechtsextremismus’ vorrangig drei Aspekte 
relevant: Zum Ersten ist das Phänomen selbst in seinen gesell-
schaftlichen Erscheinungsweisen, Ausmaßen und Entwicklun-
gen zu skizzieren, zum Zweiten sind die Prozesse der Annäherung 
an rechtsextreme Haltungen auf der Ebene von Individuen auf-
zuklären und zum Dritten sind Erkenntnisse über Prozesse der  
Distanzierung von solchen Haltungen im biografischen Verlauf 
zu berücksichtigen.

Für Erscheinungsweisen, Ausmaße und Gesamtentwicklungen 
rechts-extremer Haltungen in Deutschland ist im groben Über-
blick für die vergangenen zwei bis drei Jahrzehnte zu konstatie-
ren (genauer zuletzt z. B. Bundesministerium 2012; Decker u. a. 
2012, 2010, 2006; Heitmeyer 2012–2002; Stöss 2010; zusam-
menfassend auch aktuell Küpper/Möller 2014):

•	 eine Verdichtung von Wahlerfolgen extrem rechter Partei-
en bzw. Organisationen,

•	 ein bislang in seinen Konsolidierungsdimensionen 
nicht gekanntes Ausmaß rechtsextrem motivierter 
Gesetzesverletzungen,

•	 eine Verschärfung von Gewaltausübung und -bereitschaft 
innerhalb der ‚rechten Szene‘,
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•	 eine erhebliche Verbreitung von Elementen rechtsextremer 
Einstellungsmuster innerhalb der deutschen Bevölkerung 
– zwar in Ost und West auf unterschiedlichen Niveaus, 
gleichwohl aber in einem Besorgnis erregenden Ausmaß,

•	 eine Diffundierung von Bestandteilen rechtsextremer  
Orientierungsbestände und rechtsextremer Kultur in den 
Alltag und damit ihre Normalisierungstendenz,

•	 ihre Verbindung mit ablehnenden Haltungen in Facettie-
rungen der sog. „Gruppenbezogenen Menschenfeindlich-
keit“ gegenüber (Angehörigen von) Gruppierungen, die 
politisch und sozial als Gegner stilisiert werden,

•	 eine überproportionale Belastung jüngerer Menschen,  
insbesondere junger Männer bzw. männlicher Jugend- 
licher gerade in Bereichen, in denen solche Haltungen  
in physische Gewaltsamkeit münden, insgesamt also

•	 eine jahrzehntelange Verfestigung des Problems des 
Rechtsextremismus und seines Haltungskontextes sowie

•	 eine dadurch nachhaltige, v. a. auch für nachwachsende 
Generationen prekäre Gefährdung der Demokratie durch 
ihn.

Auf der Ebene individueller Affinisierungsprozesse zeigen sich bei aller 
Unterschiedlichkeit einzelner Verläufe folgende prägende Gemein- 
samkeiten: Die konkreten ökonomischen und sozialen Verhältnis-
se sind für die Affinisierung kaum Ausschlag gebend. Wesentlicher 
scheint die jeweilige Bewertung der eigenen Lage zu sein. Dabei 
steht im Mittelpunkt das Gefühl dauerhafter und systematischer 
Benachteiligung. Benachteiligungs- und Ausgrenzungsgefühle tre-
ten in einer gewissen Ubiquität auf und beziehen sich neben der 
sozialen Stellung v. a. auch auf konkrete Erfahrungen in den Soziali- 
sationsbereichen, in erster Linie in Familie, Schule und Peer-
Zusammenhängen. Ausgangspunkt dieser Gefühle sind i. d. R. 
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problematische Familienverhältnisse und biographische Brüche. Die 
biographischen Hintergründe erweisen sich insofern als ähnlich, weil 
immer wieder Erfahrungen mangelnder Verlässlichkeit, mangelnder 
emotionaler Nähe und mangelhafter Kommunikation berichtet wer-
den. Grundlegend für die Sozialisationserfahrungen, die für Rechts-
extremismus anfällig machen, sind Verluste bzw. Defizite und Ein-
schränkungen in vornehmlich vier Bereichen: (1) in Belangen der 
Kontrolle der Geschicke des eigenen Lebens, (2) im Bereich der so-
zialen Integration, (3) in den Gelegenheitsstrukturen für sinnliches 
Erleben und den diesbezüglich praktizierten Formen sowie (4) in 
Bezug auf die Zuschreibung und Stiftung von Sinn. Die entstehen-
den Gefühle korrelieren mit Defiziten in der eigenen Kommuni-
kationskompetenz und im Selbstwertaufbau. Auffällig ist auch ein 
Mangel an Empathiefähigkeit, der sich in der oft massiven Gewalt-
orientierung und der starken maskulinistischen Orientierung von 
männlichen Jugendlichen widerspiegelt. Dieser Mangel kann auch 
als Defizit an Selbstwertgefühl und als Schwierigkeit interpretiert 
werden, jenseits stereotypen Erlebens tatsächlich soziale Erfahrun-
gen zu machen und zu verarbeiten. Die genannten negativen So-
zialisationserfahrungen und Kompetenzdefizite lassen die davon 
Betroffenen insbesondere dann in Richtung auf rechtsextreme und 
andere Egalität bzw. Freiheitsrechte negierende Haltungen driften, 
wenn im sozialen Umfeld entsprechende politisch-soziale Deu-
tungs- und Aktionsangebote Attraktivität entfalten. Spezifika lassen 
sich bei ostdeutschen Jugendlichen erkennen, deren Hinwendung 
oft zum einen im Kontext solcher, dann hegemonial wirkender Ein-
flüsse erfolgt, und zum anderen auch Erfahrungen gesellschaftlicher 
Umbrüche widerspiegelt, die zwar nicht selbst erlebt wurden, aber 
an den Eltern beobachtet werden können.

Bezüglich der Distanzierungsverläufe zeigen sich trotz diver-
ser Differenzen zwischen einzelnen Entwicklungspfaden in der Ge-
samtbetrachtung gewisse Ähnlichkeiten. Zusammenfassend kann 
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festgehalten werden (ausführlicher Rieker 2014; Möller/Schuh-
macher 2007): In den allerseltensten Fällen werden Distanzie-
rungen mit einzelnen Ereignissen, Erfahrungen und Perspektiv-
wechseln erklärt. An die Stelle monokausaler Begründungen, wie 
sie Erklärungen von Affinitätsaufbau kennzeichnen, treten in den 
Darstellungen von Aussteigern nun Begründungszusammenhän-
ge, die auf das Zusammenwirken verschiedener Einflüsse verwei-
sen. Diese Einflüsse können sowohl den Binnenraum der Szene 
betreffen als auch den gesellschaftlichen Außenraum. Distanzie-
rungsprozesse sind damit das Ergebnis in unterschiedlicher Wei-
se miteinander wirksam werdender sozialer Kontrollerfahrungen 
und innerszenischer Desintegrationserfahrungen. Negative Sank-
tionierungen spielen in diesem Zusammenhang augenscheinlich 
eine nachhaltige Rolle. Sie scheinen jedoch erst dann eine Wir-
kung entfalten zu können, wenn zum einen vorgängige Irritatio-
nen und Zweifel die Bereitschaft, strafrechtliche Konsequenzen 
in Kauf zu nehmen, bereits haben sinken lassen und wenn zum 
anderen Hilfs- und Unterstützungsleistungen zur Resozialisierung 
mit ihnen verbunden werden. Die miteinander korrespondieren-
den Wirkungen der Erfahrungen im Binnenraum der Szene, im 
Außenraum der sie umgebenden sozialen Praxiszusammenhänge 
und im Bereich der biografischen Bewältigung lebensphasenspe-
zifischer Entwicklungsaufgaben laufen insgesamt auf die Einnah-
me einer Position zu, die als (biographische) Normalitätsorientie-
rung bezeichnet werden kann. Dazu gehört: (1) der Verzicht auf 
bestimmte politisch konnotierte Verhaltensweisen, die unter Be-
dingungen der Zugehörigkeit zum bewegungs- oder parteiförmi-
gen Rechtsextremismus elementarer Bestandteil des Selbstbildes 
waren, z. B. die sichtbare Inszenierung der eigenen Person als ex-
trem rechts und die Ausübung personaler Gewalt; (2) der Verzicht 
auf jugendkulturell konnotierte Verhaltensweisen, die als ‚ab-
weichend’ gelten – v. a. Gewalt, normwidriges, etwa rüpelhaftes 
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Verhalten, exzessiver öffentlicher Alkoholkonsum – wie auch auf 
jegliche Form auf den ersten Blick eindeutig interpretierbarer 
Selbststilisierung; (3) die Ablegung, Relativierung oder Abschwä-
chung der bisherigen politischen Einstellungen, in Form von Ge-
sinnungswechseln oder in Form der Transformation ideologischer 
Überzeugungen in Gestimmtheiten, an denen nicht mehr der 
Makel des Extremen haftet; (4) die Hinwendung zu einer sozi-
al unauffälligen Lebensweise und darin die verstärkte Betonung 
von klassischen Werten wie Arbeit, Familie und materiellem Be-
sitz. Insgesamt gesehen vollzieht sich im Distanzierungsprozess 
eine Entwicklung, in der es gelingt, jene Unzulänglichkeiten der 
Kontroll-, Integrations-, sinnlichen Erlebens- und Sinnerfahrun-
gen aufzuarbeiten, die in die rechtsextremen Szene- und Orien-
tierungszusammenhänge hineingeführt haben. Selbst- und Sozial-
kompetenzen werden soweit weiterentwickelt, dass sie als Protek-
tionsfaktoren für ein Weiterverbleiben in diesen Kontexten und/
oder für einen Wiedereinstieg wirksam werden können.

3.	 Bundes- und Länderprogramme ‚gegen Rechts‘

Mit dem (Wieder-)Aufkommen des ‚neuen‘ Rechtsextremismus 
Ende der 1980er/Anfang der 1990er Jahre, seiner Vielzahl an 
fremdenfeindlichen Übergriffen, weiteren rechtsextremen Ge-
waltexzessen, Wahlerfolgen rechtsextremer Parteien und alarmie-
renden Daten über die Verbreitung von Beständen rechtsextre-
mer Einstellungen in der (nicht zuletzt jugendlichen) Bevölke-
rung wurde offensichtlich, dass allein eine institutionell-repressive  
Strategie seiner Bekämpfung nicht hinreichend sein würde.

Als Ausfluss der Überlegungen zu einer breiter angelegten 
politischen und gesellschaftlichen Antwort auf ihn legte die da-
mals amtierende konservativ-liberale Bundesregierung 1992 erst-
mals ein Programm auf. Unter der Verantwortung der damaligen 
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Jugendministerin Angela Merkel wurde das bis 1996 terminierte 
„Aktionsprogramm gegen Aggression und Gewalt“ (AgAG) ins 
Leben gerufen und mit 20 Mio. DM jährlich ausgestattet. Seine 
Kennzeichen waren:

1.	 Bezug nur auf Ostdeutschland;
2.	 Bezug nur auf Jugend(arbeits)projekte (144 Projekte);
3.	 Bezug auf allgemeine Aggression und physische Gewalt, im 

Schwerpunkt nicht auf ideologische Auseinandersetzung 
mit rechtsextremen Haltungen;

4.	 Bezug zugleich auf extrem rechte (dies nur bei ca. 40 % der 
Projekte) und linke Aggressivität und Gewaltbereitschaft 
(10 % der Projekte) bei Bezugnahme auf allgemeine Ge-
waltphänomene bei rd. 50 % der Projekte;

5.	 erhebliche Defizite konzeptioneller Grundlegungen (vgl. 
Koch/Behn 1997);

6.	 keine Verpflichtung zur Evaluation der Einzelprojekte 
und insgesamt geringe Investition in eine systematische 
Programmevaluation.

Genau diese Schwerpunktsetzungen machten auch die zentrale Pro-
blematik des damit die Gesamtproblematik in großen Teilen nicht 
abdeckenden Programms aus. Hinzu kam der schlechte oder 
schlicht nicht vorhandene Ausbildungsstand der in den Projek-
ten – oft auf ABM- oder SAM- und 1-Euro-Basis – beschäftigten 
Mitarbeiter. Zwar wurde mit dem Fortbildungs- und Forschungs-
dienst Jugendgewaltprävention (IFFJ) eine begleitende Quali-
fizierungsstelle eingerichtet, sie konnte jedoch die erheblichen 
Kompetenzmängel, die nicht zuletzt aus den Mängeln des Sozi-
al- und Jugendarbeitssystems der DDR resultierten, nicht kom-
pensieren. Zudem setzte sich das Programm dem Verdacht aus, 
mit seiner Projekteförderungsanlage und seiner Orientierung auf 
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Devianzpädagogik im Zuge der Wende abgebaute und/oder feh-
lende Regelstrukturen der Jugendarbeit in den ostdeutschen Län-
dern zu kaschieren und Jugendarbeit nicht breit mit dem Haupt-
ziel der Förderung der Persönlichkeitsentwicklung junger Men-
schen anzulegen, sondern einseitig problempräventiv zugespitzt 
auszurichten (zur eher oberflächlichen Evaluation des Programms 
vgl. Bohn/Münchmeier 1997; Bohn/Fuchs/Kreft 1997; Böhnisch 
u. a. 1997, 1996;).

Nach dem Regierungswechsel zu Rot-Grün wurde angesichts 
des ganz offensichtlichen Weiterbestehens der Problemlage, ja ihrer 
Eskalationstendenzen, ab 2000 (Teilprogramm „Xenos“) bzw. ab 
2001 (Teilprogramme „Civitas“ und „Maßnahmen gegen Gewalt 
und Rechtsextremismus“ ab 2002 „Entimon“ genannt) ein neues, 
dreiteiliges Bundesprogramm unter dem Titel „Jugend für Toleranz 
und Demokratie“ aufgelegt (weiterführende Informationen dazu 
und kritische Einschätzungen vgl. Lynen von Berg/Roth 2003; Roth 
2003; Möller 2003a, b). Dies erfolgte z. T. zeitlich im Nachgang zu 
zwischenzeitlich entwickelten europäischen Programmen (Odysse-
us 1998–2002: 12 Mio. Euro für Aus- und Fortbildung, Austausch, 
Studien- und Forschungsarbeiten und Informationsverarbeitung zu 
den Themenbereichen Asyl und Einwanderung) bzw. zeitlich parallel 
zu europäischen Programmen wie Equal (2000–2006: 514,5 Mio. 
Euro zur Bekämpfung von Diskriminierung und Ungleichbehand-
lung von Arbeitenden und Arbeitssuchenden) und dem Aktions-
programm der Gemeinschaft zur Bekämpfung von Diskriminierung 
(2001–2006: 100 Mio. Euro für die drei Aktionsbereiche „Analyse 
und Bewertung von Diskriminierung“, „Sensibilisierung“ und „Ent-
wicklung von Handlungskonzepten“).1

1	 Aktuell sind Impulse auf EU-Ebene v. a. von dem seit 2011 arbeitenden 
Radicalisation Awareness Network (RAN) und dem als dessen (Zwischen-)
Ergebnis verstehbaren, am 15.01.2014 vorgestellten EU-Aktionsplan gegen 
Radikalisierung und gewaltbereiten Extremismus, zu erwarten.
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„Entimon“ war ein bis 2006 existierendes, an Jugendliche 
gerichtetes Programm der Politischen Bildung gegen rechtsextre-
me Tendenzen, das zunächst (2001) 30 Mio. DM, danach jährlich 
10 Mio. Euro zur Verfügung stellte. Der Abschlussbericht der wis-
senschaftlichen Begleitung (Klingelhöfer/Schmidt/Schuster u. a. 
2007) hält resümierend fest, dass zwar durch Programmmitar-
beitende aussichtsreiche Präventionsmaßnahmen entwickelt wur-
den, aber „Schwächen“, „blinde Flecken“ (z. B. hinsichtlich des 
Erreichens und der Entwicklung adäquater methodischer Ansätze 
für bestimmte Zielgruppen wie Eltern, bildungsferne Jugendliche 
und Migranten oder in Bezug auf die Bewusstheit und Stringenz 
der Strategien und Handlungslogiken der Mitarbeiter) und dem-
entsprechender „Weiterentwicklungsbedarf“ besteht, der in das 
Folgeprogramm einfließen sollte.

„Xenos“ ist ein im Wesentlichen aus ESF-Mitteln geförder-
tes, bis heute bestehendes und bis mindestens 2014 weiter ge-
plantes Programm, das arbeitsmarktbezogene Maßnahmen für 
Toleranz, Demokratie und Vielfalt zu entwickeln und implemen-
tieren hilft. Standen bei „Xenos – Leben und Arbeiten in Viel-
falt“ für die Jahre 2000 bis 2007 noch, einschließlich Ko-Finan-
zierung durch Bund, Länder und Gemeinden, 160 Mio. Euro zur 
Verfügung, mit denen rd. 500 000 Teilnehmende in 250 bis zu 
dreijährigen Projekten erreicht wurden, so fließen seit 2008 (bis 
2014) aus diesem ‚Topf ’ unter dem Rubrum „Xenos – Integrati-
on und Vielfalt“, einschließlich geforderter Ko-Finanzierung, rd. 
350 Mio. Euro in Aktivitäten innerhalb von Betrieben, Behörden, 
Ausbildungseinrichtungen etc., die der Arbeit gegen Fremden-
feindlichkeit, Antisemitismus und andere Aspekte von Rechts- 
extremismus dienen sollen. Zielgruppe sind hier Jugendliche und 
junge Erwachsene beim Einstieg in den Arbeitsmarkt, zukünftig 
aber stärker auch ältere Erwachsene. Ein Xenos-Sonderprogramm 
„Einstieg zum Ausstieg“ fördert seit 2009 Projekte, die rechts- 
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extrem Orientierten über Arbeitsmarktanbindungen den Ausstieg 
aus der Szene erleichtern sollen (näheres vgl. ESF 2014). Die in-
zwischen vorliegende Evaluation des bis 2007 gelaufenen Xenos-
Programms bescheinigt ihm erfolgreiches Arbeiten, bestätigt den 
auf Kompetenzförderungen abzielenden, präventiven Ansatz, 
merkt aber in ihren – nicht nur für das Folgeprogramm bedeut-
samen – Handlungsempfehlungen u. a. an, dass systematischer 
als bislang eine Bedarfsanalyse dem Praxishandeln vorausgehen, 
die Interventionslogiken der Projekte und ihrer Mitarbeiter klarer  
gefasst, stärkeres Gewicht auf Projektevaluation gelegt, sowohl  
Jugendliche als auch Multiplikatoren angesprochen, dabei die 
Träger qualifiziert werden und ein regelmäßigerer Austausch von 
Erfahrungen und Handlungsansätzen erfolgen sollte(n), um stär-
ker Synergieeffekte, auch arbeitsfeldübergreifend, erzielen zu kön-
nen (vgl. Emminghaus/Lindner/Niedlich u. a. 2007).

„Civitas“ förderte – begrenzt auf Ostdeutschland – insge-
samt 1 580 Projekte mit einem Gesamtvolumen von 52,1 Mio. 
Euro. Kerngedanke war, nicht direkt mit rechtsextrem orientier-
ten Jugendlichen zu arbeiten, wie dies AgAG getan hatte, sondern 
in den neuen Ländern zivilgesellschaftliche Strukturen aufzubauen 
bzw. vorhandene so zu stärken, dass diese gegen Rechtsextremismus 
wirksam werden können. Im Mittelpunkt stand neben der Einrich-
tung von Opferberatungsstellen die Etablierung von Mobilen Bera-
tungsteams, später auch von regionalen Netzwerkstellen und über-
regionalen Modellprojekten, um Hilfen und innovative Ideen für 
örtliche Initiativen gegen Rechtsextremismus zur Verfügung zu stel-
len und diese zu vernetzen. Die Abschlussevaluation (vgl. Lynen von 
Berg/Palloks/Steil 2007) bestätigt die Erfolgsaussichten der Grund-
linien des Programms und die Sinnhaftigkeit, zivilgesellschaftliche 
Strukturen ‚gegen Rechts‘ über Unterstützung und Beratung kom-
munaler (und überregionaler) Akteure zu stärken, merkt aber kri-
tisch an, dass es kaum gelungen ist, bildungsferne Jugendliche zu 
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erreichen und moniert auch sehr deutlich die durch die Program-
mausrichtung betriebene Ausblendung der direkten pädagogischen 
und sozialarbeiterischen Arbeit mit rechtsextrem orientierten jun-
gen Menschen. Zudem sei die konzeptionelle Anbindung an die 
Jugendarbeit vor Ort oft nicht genug gelungen.

Das Folgeprogramm „Vielfalt tut gut – Jugend für Vielfalt, 
Toleranz und Demokratie“ (01.01.2007 bis 31.12.2010; Volu-
men: 19 Mio. Euro p. a.) bündelte die bis dahin existierenden Pro-
grammteile zur politischen Bildung und zur Stärkung zivilgesell-
schaftlicher Strukturen in einem Programm. Es zog aus den Eva-
luationen der Vorgängerprogramme dahingehend Konsequenzen, 
dass – neben einer Säule für Steuerung, Kommunikation, Bündnis-
se, Evaluation und Forschung – zwei Schwerpunkte gebildet wur-
den: Die Förderung lokaler Aktionspläne (LAPs) – in 60 ostdeut-
schen und 30 westdeutschen Kommunen bzw. Kreisen – und die 
Förderung von Modellprojekten zu den vier Themen „Auseinan-
dersetzung mit historischem und aktuellem Antisemitismus“, „Ar-
beit mit rechtsextremistisch gefährdeten Jugendlichen“, „Präven-
tions- und Bildungsangebote für die Einwanderungsgesellschaft“ 
und „Früh ansetzende Prävention“. Hinzu kam ein auf dieselbe 
Laufzeit ausgelegtes Partnerprogramm unter dem Titel „kompe-
tent. für Demokratie – Beratungsnetzwerke gegen Rechtsextremis-
mus“, das die positiven Erfahrungen von „Civitas“ mit der Eta-
blierung von Beratungsnetzwerken in Ostdeutschland aufgriff und 
Gelegenheit gab, sie auf alle 16 Bundesländer zu übertragen. Die 
wissenschaftliche Begleitung beider Programme durch das Deut-
sche Jugendinstitut (DJI) stellt resümierend u. a. fest:
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1.	 Die lokale Jugendarbeit erweist sich als eine wesentliche 
Trägerin der Vor-Ort-Netzwerke und als unverzichtbare 
Fachimpulsgeberin.

2.	 Die Programmaktivitäten „leisten Beiträge zur Fortent-
wicklung respektive Anregung der Kinder- und Jugendhil-
fe“ (DJI o. J.: 38).

3.	 Die Zusammenarbeit, ja „Verzahnung“ von Projekten mit 
den Regelstrukturen der Kinder- und Jugendhilfe ist „un-
abdingbar“ (ebd.). Sie wird befördert durch die „jugendhil-
ferelevante Qualifikation“ (ebd.) von Projektmitarbeitern.

Empfohlen wird daher, „die grundsätzliche Ausrichtung der bei-
den Bundesprogramme auf die Auseinandersetzung mit Rechtsex-
tremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus im Jugend- 
alter beizubehalten“ (ebd.: 40), wobei v. a. für städtische Regio-
nen „mit einer großen sozialen und kulturellen Diversität“ fest-
gestellt wird, dass hier „eher das breite Spektrum von Facetten 
einer ‚Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit’“ zu bearbeiten 
ist und von der Praxis versucht wird, die darin aufscheinenden 
„spezifischen Konfliktkonstellationen als Chance für neue Ansätze 
der Rechtsextremismus-Prävention zu nutzen“ (ebd.: 22).

Das sich direkt anschließende Nachfolgeprogramm ver-
eint die beiden Bundesprogramme unter dem Titel „Toleranz för-
dern – Kompetenz stärken“ (TFKS) und stellte bis Ende 2013 in 
drei Schwerpunkten – LAPs, Beratungsnetzwerke und Modell-
projekte (letztere mit den o. a. thematischen Clustern) – jährlich 
24 Mio. Euro zur Verfügung.2 Die Weiterförderung der Aktivitäten 

2	 Nachdem im Übergang des Bundesprogramms zunächst von Teilen der 
Regierungsparteien angedacht war, das Programm auf den Linksextremismus 
auszuweiten, das Programmvolumen aber nicht zu erhöhen, sich dagegen 
allerdings erheblicher Widerstand formierte, existiert seit 2011 (projektiert bis 
2014) das mit rd. 4,7 Mio. Euro ausgestattete Programm „Initiative Demokratie 
stärken“, das der Bearbeitung von linksextremistischen und islamistischen 



213Programme gegen Rechtsextremismus

der LAPs und der Beratungsnetzwerke bis 31.12.2014 ist seit Juli 
2013 vorerst gesichert.

Neben vereinzelten kommunalen Initiativen existier(t)en 
seit den 1990er Jahren verschiedene Länderprogramme bzw. 
-konzepte und -aktivitäten. Gegenwärtig stellt sich diesbezüglich 
die Situation in den Bundesländern wie folgt dar:

Während Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und das 
Saarland zwar durchaus Landesaktivitäten, z. T. wie Nordrhein 
Westfalen und Bremen Erfahrungen mit früheren Landespro-
grammen und ggf. auch – wie z. B. Bayern sog. „Handlungskon-
zepte“ oder wie z. B. das Saarland, das für 2013 100 000 Euro 
für Projekte gegen Rechtsextremismus ausgelobt hatte – tempo-
rär begrenzte Fördertöpfe vorweisen können, besitzen diese Bun-
desländer gegenwärtig kein Landesprogramm im engeren Sinne. 
In Niedersachsen soll immerhin ein im Januar 2014 beschlosse-
ner Interministerieller Arbeitskreis bis Ende 2014 Vorschläge für 
ein solches Programm entwickeln. In Nordrhein Westfalen ist ein 
„Integriertes Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus“ seit März 2013 in Arbeit.

Das Berliner Landesprogramm unter dem aktuellen Titel 
„Demokratie. Vielfalt. Respekt. Gegen Rechtsextremismus, Rassis- 
mus und Antisemitismus“ fördert seit 2002 jährlich mit mehre-
ren Mio. Euro bis zu 40 Projekte, die menschenfeindlichen Ein-
stellungen und Rechtsextremismus entgegentreten, in den Hand-
lungsfeldern der „Stärkung von Demokratie und Menschenrech-
ten“, „Bildung und Jugend für Demokratie“ und „Demokratie im  
Gemeinwesen und im Sozialraum“.

Bestrebungen gewidmet ist. Nur auf ländliche und strukturschwache Gegenden 
Ostdeutschlands bezogen ist das Programm „Zusammenhalt durch Teilhabe“, 
das seit 2010 (vorerst bis 2016) mit 6 Mio. Euro jährlich in erster Linie eine 
demokratische Gemeinwesenkultur fördern will, dabei aber auch präventiv 
extremistischen Bestrebungen vorbeugen soll.
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Brandenburg besitzt bereits seit 1998 das zur Förderung 
Lottomittel nutzende „Handlungskonzept Tolerantes Branden-
burg“, welches 2005 aktualisiert wurde und als Leitbild für die 
Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus, Gewalt und Frem-
denfeindlichkeit fungiert (vgl. auch Kohlstruck/Rolfes/Schubarth 
in diesem Band).

Neu ist das für 2014 mit 500 000 Euro ausgestattete Ham-
burger Landesprogramm „Hamburg – Stadt mit Courage“ zur 
Förderung demokratischer Kultur sowie zur Vorbeugung und Be-
kämpfung von Rechtsextremismus. Propagiert wird hier als kon-
zeptioneller Rahmen ein Zusammenwirken von Engagement- 
und Antidiskriminierungsstrategie mit einem Integrationskon-
zept, das Handlungsschwerpunkte darin ausmacht, Vorurteilen 
und Anfeindungen im öffentlichen Raum vorzubeugen, Kinder 
und Jugendliche zu fördern und zu sensibilisieren, Institutionen 
und Betroffene zu stärken und Vernetzung zu fördern sowie Kom-
petenzen zu bündeln.

Das Programm „Demokratie und Toleranz in Mecklen-
burg-Vorpommern“, stellt – anteilig über ESF-Mittel finanziert 
und z. T. in Kooperation mit der Landeszentrale für politische Bil-
dung – seit Mitte 2008 Fördergelder zur politischen Bildung, zur 
Gewaltprävention an Schulen und zur Kriminalitätsvorbeugung 
zur Verfügung und koordiniert auch die seit 2007 bestehenden 
vier Regionalzentren für demokratische Kultur, aus denen her-
aus Beratung für kommunale Akteure geleistet und Interventi-
onsteams gebildet werden.

Sachsen hat bereits seit 2005 das laufende Programm 
„Weltoffenes Sachsen für Demokratie und Toleranz“, mit dem bis 
Ende 2013 rd. 600 Projekte in der Gesamthöhe von 13,1 Mio. 
Euro gefördert wurden. Für den Doppelhaushalt 2013/2014 
wurde die Förderung zwar auf 3,26 Mio. Euro aufgestockt, al-
lerdings soll nun auch die Jugendarbeit von Katastrophenschutz, 



215Programme gegen Rechtsextremismus

Wasserrettung, Kinderschutzorganisationen, Feuerwehren, Sport-
bünden und religiösen Einrichtungen gefördert werden, womit für  
Demokratievereine und Anti-Nazi-Initiativen Einschnitte zu er-
warten sind.

Das am 08. Mai 2012 verabschiedete und bei der Landes-
zentrale für politische Bildung angesiedelte „Landesprogramm für 
Demokratie, Vielfalt und Weltoffenheit in Sachsen-Anhalt“, setzt 
v. a. auf die Partizipation der aktiven Bürgergesellschaft und die 
Partnerschaft von Politik und Verwaltung mit zivilgesellschaftli-
chen Akteuren. In drei Förderkategorien – „Kleinstprojekte“ (bis 
zu 1 000 Euro), „Kleinprojekte“ (bis zu 5 000 Euro mit einer 10 % 
Ko-Finanzierung) und „Gemeinwesenprojekte“ (maximale För-
dersumme von 20 000 Euro) – werden Vorhaben unterstützt, die 
der Stärkung der politischen Urteilsfähigkeit und weiteren Demo-
kratie-Kompetenzen dienen.

Schleswig-Holstein hat ein neues „Landesprogramm zur 
Demokratieförderung und Rechtsextremismusbekämpfung“, in 
dem vorerst 300 000 Euro für 2014 zur Verfügung gestellt wer-
den. Sie sollen der Einrichtung neuer Beratungsstellen und der 
Aufklärung von Kindern und Jugendlichen zu Gute kommen. 
Weitere Details sind gegenwärtig (Stand 02/2014) noch unklar.

In das Ende 2010 verabschiedete Thüringer „Landespro-
gramm für Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit“, sind 2012 
1,5 Mio. Euro und 2013 2 Mio. Euro für die Unterstützung von 
Initiativen ‚gegen Rechts‘, lokalen Aktionsplänen und Beratungs-
einrichtungen geflossen. 2014 können hier 3,7 Mio. Euro veraus-
gabt werden; die Mittel sollen auch für die Sensibilisierung und 
Weiterbildung von Lehrkräften und Mitarbeitern von Polizei und 
Verwaltung eingesetzt werden.

Resümierend ergibt sich in der Gesamtschau ein schwer zu 
durchschauendes Förderungsgeflecht, das v. a. in den (nord-)öst-
lichen Bundesländern vergleichsweise dicht ist, konzeptionell in 
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unterschiedlichen Graden ausgearbeitet vorliegt und in der prak-
tischen Umsetzung von Inhalten kaum nachvollziehbar wirkt: 
Wer, wen, wo, mit welcher Zielsetzung, aus welchen Gründen, 
aufgrund welcher analytischer Ausgangsbasis, aus welchen ‚Töp-
fen‘ und v. a. mit welcher Wirkung und Effizienz fördert, ist im 
Überblick nur ansatzweise aufzuklären. Dies liegt nicht zuletzt 
daran, dass wissenschaftliche Evaluationen in den verschiedenen 
Programmen ganz unterschiedlichen Stellenwert haben, ja über-
haupt nur bei einigen Programmen integriert sind und auch aussa-
gekräftige öffentlich zugängliche Berichte eher Mangelware sind.

4.	 Rechtsextremismus und die Programme seiner 
Bearbeitung – eine (Zwischen-)Bilanz

Eine Bilanzierung der Gesamtheit der Bundes- und Landespro-
gramme über die vorliegenden Berichte, wissenschaftlichen Be-
wertungen bzw. Evaluationen (vgl. Palloks 2014; Aumüller/Roth 
2013; Quent 2013; Univation 2012; Beckmann 2012; Institut 
für Sozialarbeit und Sozialpädagogik 2011; Jaschke 2011; Roth/
Gesemann/Aumüller 2010; Kohlstruck/Krüger/Krüger 2009; 
Der Beauftragte 2008; Lynen von Berg/Palloks/Steil 2007; Em-
minghaus u. a. 2007; Klingelhöfer u. a. 2007, 2002; Glaser/Schu-
ster 2007; Stichs 2006; DJI o. J.; BMFSFJ 2006, 2004; Lynen 
von Berg/Roth 2003; Roth 2003; Möller 2003a, b; Böhnisch u. a. 
1997, 1996; Bohn/Münchmeier 1997; Bohn/Fuchs/Kreft 1997) 
ergibt gegenwärtig u. a. die folgenden 10 Punkte:

1.	 Das Vorhandensein der Bundes- und Landesprogramme ist 
eine wichtige und nicht zu unterschätzende Ressource bei 
der Bearbeitung von Rechtsextremismus und bei der damit 
verbundenen Demokratieförderung in Deutschland. Dies 
gilt insbesondere für die Bundesländer auf dem Gebiet der 
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ehemaligen DDR und den dort auch mittels der Program-
me betriebenen Auf- und Umbau zivilgesellschaftlicher 
Strukturen einer aktiven Bürgergesellschaft und ihrer Ver-
netzung. Auch wenn eine ‚objektive‘ Wirkung der einzel-
nen Programme im engeren Sinne aufgrund ihrer Komple-
xität, der unüberschaubaren Vielzahl von sich z. T. perma-
nent wandelnden Einflussfaktoren und fehlender Kontroll-
gruppierungen nicht im einzelnen eruierbar ist, so stimmen 
die Wirkungseinschätzung von Experten darin überein, 
dass sie (v. a.) wichtige Impulsgeber für die Jugend- und 
Bildungsarbeit sind, eine Reduktion von Rechtsextremis-
mus und Gewalt zumindest mitbewirkt haben und für die 
Demokratieentwicklung unverzichtbar sind.

2.	 Offensichtlich besteht nicht nur eine z. T. unterschiedliche 
Problemlage, sondern auch eine unterschiedliche Problem-
sensibilität und Programmentwicklungsbereitschaft in den 
einzelnen Bundesländern. Letztere hängen augenscheinlich 
von der Sichtbarkeit und öffentlichen bzw. medialen Skan-
dalisierung der Problematik ab. Dieser Umstand ist be-
dauernswert und nicht problemangemessen, weil Gefähr-
dungslagen auch in solchen Regionen vorhanden sind, wo 
der organisierte bzw. der gewaltförmig auftretende Rechts-
extremismus weniger, dafür aber die Verbreitung von Be-
standteilen rechtsextremer Haltungen in der Bevölkerung 
insgesamt die zentrale Problematik ausmacht.

3.	 Zum Teil wird bei Landesprogrammen und -konzeptionen 
eine Art von Etikettenschwindel kritisiert: Programme und 
Konzeptionen werden dann als Zusammenfassungen der 
staatlich oder andererseits ohnehin schon geförderten bzw. 
betriebenen Praxen detektiert, gleichsam als Hüllen für  
Aktivitäten, die es auch ohne diese Rahmungen gäbe.
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4.	 Viele der Programme sind jugendzentriert. Einerseits spricht 
dafür, dass die Jugendphase eine besonders bedeutsame 
formative Phase der politischen Sozialisation darstellt, die 
politische Sozialisation der nachwachsenden Generation 
erhebliche Relevanz für den Fortbestand der Demokratie 
besitzt und die gewaltförmig-performativen Auswüchse 
des Rechtsextremismus sich v. a. bei jungen Menschen zei-
gen. Andererseits gibt es genügend Hinweise darauf, dass 
erwachsene Altersgruppierungen auf der Ebene der rechts-
extremen Einstellungen den anti- und undemokratischen 
Haltungen der Jüngeren in Nichts nachstehen, ja sie z. T. 
übertreffen. Hinzu kommt, dass Erwachsene als Eltern und 
in weiteren Rollen prägende Sozialisationsinstanzen für 
die Minderjährigen sind. Insgesamt deutlich unzureichend 
werden bislang soziale und pädagogische Einrichtungen 
durch die Programme animiert, die Bildung für solche Er-
wachsene und speziell für solche Eltern anbieten, die Ge-
fährdungspotenzial in sich tragen und bildungsfern sind.

5.	 Wenn Jugendliche erreicht werden, so handelt es sich eher 
in Ausnahmefällen um Jugendliche, die rechtsextrem ori-
entiert oder unmittelbar gefährdet sind. Die etwa seit der 
Jahrtausendwende vorgenommene Schwerpunktsetzung der 
Programme auf die Förderung der Zivilgesellschaft sieht 
vornehmlich Gruppierungen als Adressaten, die sich ‚gegen 
Rechts’ engagieren. So wichtig dieser Ansatz ist, so stark 
blendet diese Fokussierung die Chancen aus, die in einer 
direkten Arbeit mit rechtsextrem affinen Jugendlichen lie-
gen können (vgl. dazu Baer/Möller/Wiechmann 2014; 
Möller/Schuhmacher 2013). Dessen ungeachtet werden 
auch bestimmte Bereiche der Arbeit mit Jugendlichen nur 
höchst unvollständig erreicht; insbesondere betrifft dies die 
Berufsschulen und die Institutionen der Jugendhilfe, die 
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Hilfen zur Erziehung gewähren und dabei junge Menschen 
und teilweise auch ihre Familien erreichen, bei denen Pro-
tektionsfaktoren, wie bspw. gute schulische Bildung, be-
friedigende Familienbeziehungen und gut entwickelte So-
zial- und Selbstkompetenzen, eher wenig vorhanden sind. 
Obwohl erfreulicherweise seit mehreren Jahren auf frühe 
Prävention bereits in der Kindheitsphase gesetzt wird, wird 
auch die notwendige themenspezifische Intensivierung der 
Ausbildung in den Fachschulen für Erzieher und ihre the-
menbezogene Fort- und Weiterbildung in der Breite nicht 
erreicht; Vergleichbares gilt für den Grundschulbereich.

6.	 Nicht alle Programme sind hinreichend darauf ausgelegt, 
neuen Herausforderungen, wie den Normalisierungstenden-
zen rechtsextremer Orientierungen, der Virtualisierung der 
Ansprache und szeneinternen Vernetzung (gerade) Jugend- 
licher über Internet und Handykommunikation, der po-
litisch-sozialen sowie (jugend- bzw. pop-)kulturellen He-
terogenisierung von Cliquen und Szenezusammenhängen 
sowie der Einbindung von Bestandteilen rechtsextremer 
Haltungen in Orientierungszusammenhänge, wie sie das 
Syndrom sog. ‚Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit‘ 
beinhaltet, systematisch begegnen zu können. In Program-
men und Projekten, wo eine organisierungszentrierte Sicht-
weise vorherrscht, werden solche Diffundierungsprozesse von 
Elementen rechtsextremer Haltungen in die Breite der Ge-
sellschaft leicht übersehen.

7.	 Vielfach ist das Verhältnis von Programmpraxis und Wissen-
schaft nicht auf befriedigende Weise geklärt. Dies betrifft 
mindestens die folgenden fünf Punkte:

7.1	 Die Bezugnahme auf wissenschaftliche Erkenntnisse ist 
nicht in allen Programmen gleich gut ausgeprägt. Zwar wer-
den programmnah z. T. bundeslandbezogene empirische 



220 Kurt Möller

Befunde erhoben (bspw. in Sachsen und Thüringen), ob die 
Handlungslogiken der Projektmitarbeitenden jedoch dem 
Stand der aktuellen Forschung entsprechen, ist nicht be-
kannt und dürfte zweifelhaft sein.

7.2.	 Aus Gründen, die die Programme selbst nicht verantwor-
ten, fehlt ihnen weitgehend die Möglichkeit, neben Er-
kenntnissen zu Verbreitungsgraden, besonderen Belastun-
gen in spezifischen gesellschaftlichen Gruppierungen so-
wie biografischen Affinisierungs-, Konsolidierungs- und 
Fundamentalisierungsprozessen auch auf Wissen um Di-
stanz- und Distanzierungsfaktoren zurückzugreifen. Dies 
ist auf eine Dunkelstelle der Rechtsextremismusforschung 
zurückzuführen, die sich zu stark auf die Frage nach den 
Ursachen bzw. Begünstigungsfaktoren für Rechtsextre-
mismus konzentriert und dabei die für Praktiker vielleicht 
noch wichtigere Frage nach der Beeinflussbarkeit von Ab-
wendungskonstellationen äußerst stiefmütterlich behan-
delt. Antworten auf sie zu besitzen, würde zur Folge haben, 
nicht nur darum zu wissen, was vermieden werden muss, 
um das Problem ‚Rechtsextremismus‘ zu vermeiden, son-
dern auch Dasjenige gezielt proaktiv ansteuern zu können, 
was erwartbarerweise vor Rechtsextremismus schützt bzw. 
was Distanzierungsprozesse bei bereits rechtsextrem Orien-
tierten in Gang setzt und unterstützen kann.

7.3	 Speziell auf der Ebene von Landesprogrammen und mehr 
noch auf der Ebene von Einzelprojekten und Clustern von 
ihnen ist zurzeit insgesamt zu wenig evaluatives Wissen vor-
handen. Die Qualitätssicherung leidet darunter.

7.4	 Die genannten Mankos stellen sich als Auswirkungen einer 
noch unzureichenden Wissenschaft-Praxis-Kooperation 
dar. Es fehlt eine enge Zusammenarbeit in einem ‚Dritten 
Raum‘, die über die Dissemination und den Transfer von 
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Forschungsergebnissen seitens der Wissenschaft hinausgeht 
und eine Transformation der Bestände von Wissenschafts- 
und Praxiswissen anstrebt mit der Konzeptualisierungen 
gestaltungsorientiert rationalisierbar wären (vgl. Möller 
2012).

7.5	 So wie die Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Praxis optimierungsfähig ist, so sind es auch die zwischen 
diesen Sphären und der Politik nötigen Abstimmungspro-
zesse. Praxis findet häufig nur Gehör, wenn sie sich bei 
ihrer Präsentation wissenschaftlicher Weihen sicher sein 
kann. Wissenschaft steht stets in Gefahr, weniger zur Ra-
tionalisierung genutzt als zur nachträglichen Legitimation 
längst gefallener politischer Entscheidungen instrumenta-
lisiert zu werden. Das Bewusstsein für solche Spannungs-
felder scheint erfreulicherweise bei Entscheidungsträgern 
zu wachsen wie die aktuellen Initiativen andeuten, die von 
dem Präventionsnetz BIKnetz von Seiten des Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BM-
FSFJ) ausgehen und darauf ausgerichtet zu sein scheinen, 
Forschung, Praxis und politische Entscheidungsträger un-
tereinander, aber auch miteinander stärker in Austausch zu 
bringen.

8.	 Das Verhältnis von Regelarbeit und programmgeförderten 
Projekten ist nicht immer einfach und bringt eine Reihe 
von Schwierigkeiten mit sich, von denen hier nur zwei ge-
nannt werden sollen. Zum einen stellt sich in Teilen der 
Praxis der Eindruck ein, dass verlässliche Finanzierungs- 
und Organisationsstrukturen im Regelbereich nicht zu-
letzt mit Verweis auf die Existenz von Möglichkeiten der 
Sonderförderung zurückgeschraubt werden. Zum anderen 
kann durch immer wieder neu aufgelegte Sonderförderun-
gen die Tendenz entstehen, für die mit Rechtsextremismus 
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verbundenen Probleme die Themenspezialisten der Sonder-
programme als zuständig zu erachten, über diese Wahrneh-
mung die Problembearbeitung an sie zu delegieren und die-
se deshalb aus dem Zuständigkeitsbereich der Regelarbeit 
auszuschließen.

9.	 Rechtsextremismus stellt ein strukturell verankertes Dau-
erproblem dar. Befristete Programme können diesem Um-
stand nicht gerecht werden. Insofern ergibt sich die Not-
wendigkeit, Bearbeitungsstrategien und -formen langfristig 
anzulegen. Dies ist auch durchaus verfassungsrechtlich op-
portun (vgl. Battis/Grigoleit/Drohsel 2013). Völlig untrag-
bar ist es, wenn sich erfahrene Träger und ihre Mitarbei-
ter von Förderzeitraum zu Förderzeitraum ‚hangeln‘ müs-
sen. Es gibt Projekteanbieter, die inzwischen ihr 25-jähri-
ges Jubiläum in der Modellförderung feiern können. Die 
sich darin ausdrückende Projektitis verunsichert und bin-
det nicht nur die Mitarbeiterschaft mit andauernden Akti-
vitäten der Berichterstellung und der nervenaufreibenden 
Antragsstellung. Sie entspricht auch und v. a. nicht dem 
von großem Konsens getragenen wissenschaftlichen Be-
fund, dass Rechtsextremismus ein Strukturproblem unse-
rer Gesellschaft ist. Sach- und problemangemessen ist es 
demgegenüber, Programme auf Dauer zu stellen bzw. Re-
gelstrukturen zu schaffen, die langfristig tätig sein können. 
Erst unter solchen Bedingungen können Modellprojekte in 
Sonderförderung ergänzend zu tragfähigen Regelstrukturen 
den Kern ihrer Aufgabe erfüllen: Für neue Herausforderun-
gen innovative und konzeptionell gesättigte Herangehens-
weisen zu entwickeln und damit Impulse für die fachliche 
Weiterentwicklung der Regelarbeit zu liefern.

10.	 Nachhaltigkeit ist eine Vokabel, die als Forderung und Er-
wartung an die Effekte der Programme und ihrer Projekte 
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immer wieder ins Spiel gebracht wird. Um Nachhaltigkeit 
zum einen i. S. langfristig andauernder Wirkungen bei den 
Adressatengruppierungen unmittelbar und zum anderen 
mittelbar i. S. der Bildung von Problemauffangnetzen zu 
erzielen, die im Regelfall ohne spezielle Sonderförderungen 
erfolgreich sein können, bedarf es des Aufbaus von Infra-
strukturen und Personal, die alltagseingelagert präventiv in 
den Sozialräumen situations- und problemadäquat und ggf. 
auch rasch interventiv agieren können. Konkret ist dabei auch 
daran zu denken, Unterstützungspotenziale für die Regelar-
beit darüber zu installieren, dass – analog zu den bereits be-
stehenden Beratungsnetzwerken für kommunale Akteure – 
speziell qualifizierte Fachkräfte, z. B. auch für die Jugendar-
beit in der Region, zur Verfügung gestellt werden, die über 
Coaching und Mentoring, ggf. auch mit der Übernahme 
von Fällen rechtsextrem affiner Jugendlicher, deren Bear-
beitungserfordernisse die Wirkfähigkeit der professionellen 
Regelakteure übersteigen, Einfluss nehmen können. Mög-
licherweise könnten die in den laufenden BIKnetz-Weiter-
bildungen zertifizierten Fachkräfte für die direkte Arbeit 
mit rechtsextrem gefährdeten und orientierten Jugendli-
chen diese Rolle übernehmen.
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Michael Kohlstruck, Manfred Rolfes und Wilfried Schubarth

„Tolerantes Brandenburg“ – 
Herausforderungen einer institutiona- 
lisierten Rechtsextremismusprävention 
auf Landesebene

1.	 Einleitung

Im vorliegenden Beitrag soll das landesweite Handlungskonzept1 

„Tolerantes Brandenburg“ – auf der Basis einer aktuellen Expertise2 – 
unter zwei Perspektiven näher beleuchtet werden: Zum einen un-
ter der Perspektive des Verhältnisses von Kriminal- und Rechts-
extremismusprävention und zum anderen unter der Perspektive 
möglicher Spannungsfelder einer institutionellen Rechtsextremis-
musprävention auf Landesebene.

Die aktuelle Expertise hat auf der Basis mehrerer Analy-
sen (Expertenbefragung, Netzwerk-/Dokumentenanalysen sowie 
Feedbackworkshop) ein facettenreiches Bild von der Stärke und 
Leistungsfähigkeit des „Toleranten Brandenburg“ (TBB) gezeich-
net: Das TBB kann durchaus als ein Beispiel „nachhaltiger Prä-
vention“ angesehen werden (vgl. Niproschke/Schubarth in die-
sem Band). Insbesondere wurde evident, wie gut die Informati-
ons- und Kommunikationsstrukturen im Beratungs- und auch 

1	 Das Manifest des Handlungskonzepts wurde im Jahre 1998 beschlossen und ist 
seitdem Leitbild für die Auseinandersetzung mit Gewalt, Rechtsextremismus 
und Fremdenfeindlichkeit. Im Jahre 2005 wurde es weiterentwickelt als 
„Handlungskonzept für eine demokratische Gesellschaft mit Zivilcourage gegen 
Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit“ (Landesregierung 
Brandenburg 2005).

2	 Vgl. Parlamentsdrucksache 5/9177, URL: http://www.parldok.brandenburg.
de/parladoku/w5/drs/ab_9100/9177.pdf [Letzter Zugriff: 06.06.2014]. 
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im Kooperationsnetzwerk etabliert sind und welch bedeutsame 
Rolle dabei der Koordinierungsstelle und den Kernakteuren zu-
kommt. Koordinierungsstelle, Mobile Beratungsteams und Re-
gionale Arbeitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie 
(RAA) bilden zusammen die drei tragenden Säulen des „Toleran-
ten Brandenburg“. Ausgehend von dem Erreichten wurden in 
der Expertise auch mögliche Entwicklungsbedarfe identifiziert, 
die im Abschnitt 3 thematisiert werden. Zunächst widmen wir 
uns jedoch der Frage nach dem Verhältnis von Kriminal- und 
Rechtsextremismusprävention.

2.	 Kriminalitätsprävention und 
Rechtsextremismusprävention

„Kriminalitätsprävention“ und „Rechtsextremismusprävention“ 
scheinen auf den ersten Blick sehr ähnliche Aufgabenbereiche zu 
bezeichnen. In beiden Fällen geht es um die Reduzierung oder die 
Verhinderung von gesellschaftlich problematischen und weithin 
abgelehnten Phänomenen. Schaut man sich die Sachverhalte hin-
gegen genauer an, so werden zentrale Unterschiede sichtbar und 
die Gemeinsamkeiten reduzieren sich stark.3

Prinzipielle Unterschiede zwischen dem Feld der Krimina-
litätsprävention und der Rechtsextremismusprävention werden 
sichtbar, wenn man danach fragt, wer in welchen Diskursen über 
die Definition von „Kriminalität“ auf der einen Seite und „Rechts-
extremismus“ auf der anderen Seite entscheidet. Hier zeigt sich, 
dass Kriminalität – verstanden als der Verstoß gegen Strafgesetze – 
in Verfahren definiert wird, die ungleich transparenter und nach-
vollziehbarer erscheinen als dies beim Begriff Rechtsextremismus 

3	 Der vorliegende Text skizziert einige allgemeine Ideen, die auf Basis der o. g. 
Expertise der Autoren entstanden sind. Auf Literaturnachweise ist deshalb 
verzichtet worden.
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der Fall ist. Kriminalität ist der Verstoß gegen ein System gesell-
schaftlich und politisch ausgehandelter Normen, die aus parlamen-
tarischen Gesetzgebungsverfahren hervorgehen. Das macht kri-
tisch-kriminologische Untersuchungen zur Rechtspolitik und den 
Akteuren nicht überflüssig, die indirekt über die Beeinflussung der 
öffentlichen Meinung oder direkt auf die Gesetzgebungsverfahren 
Einfluss nehmen: Kriminalität existiert nicht an sich, sondern ist 
eine Funktion von Grenzziehungsakten. Sind allerdings diese Fest-
legungen getroffen worden, so lässt sich relativ klar definieren, wo 
die Grenze zwischen Kriminalität und Nichtkriminalität verläuft.

Deutlich komplexer erscheinen diese Grenzziehungen im 
Fall des Rechtsextremismus: Zwar können hier – sobald klar defi-
nierte Rechtsverstöße vorliegen – Sanktionen und Strafverfolgung 
auf der Basis der parlamentarischen Gesetzgebung erfolgen. Eine 
wichtige Rolle spielt zusätzlich das offiziöse Extremismuskonzept 
der Behörden der Inneren Sicherheit, das meist als Synonym von 
„Verfassungsfeindlichkeit“ verwendet wird. Weitere explizite und 
implizite Konzepte von Rechtsextremismus stammen aus den Wis-
senschaften und aus dem Sprachgebrauch in der allgemeinen Öf-
fentlichkeit – letztere sind naturgemäß vergleichsweise unscharf. 
Die verschiedenen Extremismuskonzepte sprechen unterschiedli-
che Wirklichkeitsebenen an, etwa Einstellungen/Meinungen, in-
dividuelle Handlungen, Ideologien und politische Programmatik 
oder kollektive Handlungen. Dabei werden Unterschiede zur for-
mell definierten Kriminalität deutlich: Während Einstellungen und 
privat geäußerte Meinungen im Regelfall ebenso wenig strafbare 
Handlungen darstellen wie die Wahlentscheidung für eine rechts-
extreme Partei, erfüllen gewalttätige Angriffe auf politische Geg-
ner oder öffentliche volksverhetzende Aufrufe klare Straftatbestän-
de. Einige der unter „Rechtsextremismus“ subsumierten konkre-
ten Verhaltensweisen fallen also durchaus in den Aufmerksamkeits- 
und Zuständigkeitsbereich der Kriminalitätsprävention.
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Ein an diese Überlegung anschließender, weitaus bedeut-
samer Unterschied zwischen den beiden präventiven Handlungs-
feldern ergibt sich aus der Tatsache, dass rechtsextreme Positio-
nen als Äußerungen im gesellschaftlichen Meinungsstreit in den 
grundrechtlichen Schutzbereich der Meinungsfreiheit fallen. Über 
diesen juristischen Aspekt hinaus sind auch unter einer politik-
wissenschaftlichen Perspektive rechtsextreme Positionen Teil der 
Meinungs- und Deutungskonflikte, wie sie für eine liberale rechts-
staatliche Demokratie konstitutiv sind. Die Möglichkeit, auch ra-
dikale Positionen im Meinungsstreit äußern zu können, ist gera-
dezu ein Kriterium für die Qualität der Rechtsstaatlichkeit und 
des konkreten Grundrechtsschutzes der Bürger. Dies stellt für die 
Bekämpfung des Rechtsextremismus eine große Herausforderung 
dar. Eine Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus muss des-
halb an den inhaltlichen und öffentlich ausgetragenen Streit um 
die Grundfragen der politischen Ordnung ansetzen, sonst greift 
sie zu kurz. Versuche, die Auseinandersetzung mit Rechtsextre-
mismus als Aufgabe von Kriminalitätsbekämpfung zu verstehen, 
verkennen diesen politischen Charakter der Herausforderung und 
die Bedeutung einer kritischen Öffentlichkeit.

Nimmt man die Bundes- und Landesebene in den Blick, so 
zeigt sich bei einem Vergleich der beiden Präventionsfelder ein Un-
terschied auch hinsichtlich ihrer Akteure. Kriminalitätsbekämpfung 
und -prävention gehört zu den angestammten Aufgaben der Po-
lizei. Politischer Rechtsextremismus wird vom Verfassungsschutz 
beobachtet, Repressionsmaßnahmen (etwa Organisationsverbo-
te) werden von den Innenministerien des Bundes oder der Län-
der verfügt; soweit Strafrechtsverstöße vorliegen, sind Polizei und 
Staatsanwaltschaft für die Ermittlungen zuständig. Die politische 
Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus erfolgt dagegen durch 
verschiedene Akteure der Zivilgesellschaft (nicht zuletzt durch die 
den Parteien nahestehenden Stiftungen) bzw. von staatlicher Seite 
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im Bildungswesen und durch die Zentralen für politische Bildung. 
Auch nach der Gründung von Kriminalitätspräventionsagenturen 
in den 1990er Jahren hat sich an der Aufgabenteilung nichts verän-
dert. Die Aufgaben der allgemeinen Kriminalitätsprävention und 
die Aufgaben einer kritischen Auseinandersetzung mit Rechtsextre-
mismus werden von verschiedenen Institutionen wahrgenommen. 
Im Land Brandenburg sind dies der Landespräventionsrat Sicher-
heitsoffensive Brandenburg für die allgemeine Kriminalitätspräven-
tion und der Kooperationszusammenhang des „Toleranten Bran-
denburg“ für die Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus.

Äußerliche Gemeinsamkeiten der beiden Handlungsfelder 
bestehen darin, dass die konkrete Arbeit sehr häufig in zeitlich be-
fristeten Projekten geleistet wird. Im Hinblick auf die damit ver-
bundene Abhängigkeit von Förderstrukturen mit Antragstellung 
und Berichtswesen muss daran erinnert werden, dass nicht über-
all im engeren Sinne präventiv gearbeitet wird, wo „Prävention“ 
als Berechtigungslabel für Ressourcenzuweisung fungiert. Präzi-
ser: Die Termini „Kriminalitätsprävention“ und „Rechtsextremis-
musprävention“ werden auf mindestens drei verschiedenen Ebe-
nen verwendet: Erstens beschreiben sie übergreifende Aufgaben 
und Ziele, zweitens bezeichnen sie Handlungsfelder und drittens 
spezifizieren sie einzelne konkrete Maßnahmen. Bei der bloßen 
Benennung von Aufgaben oder Zielen und auch der Betitelung 
von Handlungsfeldern bleibt offen, was tatsächlich im Konkreten 
geschieht. Demgegenüber stehen einzelne als „Präventionsmaß-
nahmen“ bezeichnete Programme oder Projekte unter dem An-
spruch, tatsächlich zu einer Reduzierung der genannten Probleme 
beizutragen. Solche Maßnahmen sind der Logik der Verhinderung 
gesellschaftlicher Probleme verpflichtet. Sie sind genau dann und 
nur dann erfolgreich, wenn das fragliche Problem infolge der ein-
geleiteten Maßnahmen geringer ausfällt als befürchtet oder pro- 
gnostiziert. Die mit einem Verhinderungsdenken prinzipiell ver-
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bundenen Horizontverengungen und immanenten Probleme sind 
aus der Perspektive einer Orientierung an einem subjektbezogenen 
Bildungsbegriff offensichtlich: Dazu gehören eine Perspektiven-
verengung auf bekannte Probleme – und damit eine Reihe „blin-
der Flecke“; ein Denken vom Negativen her – was dazu führt, 
dass Potenziale und Lösungsmöglichkeiten tendenziell ignoriert 
werden; die Verpflichtung auf objektivierbare/messbare Effekte – 
mit der Konsequenz, dass dadurch hauptsächlich messbare Ziele 
angesteuert werden; die hohe Affinität zu sozialtechnologisch 
strukturierten Programmen – die adhoc-Ansätze, partizipativ ent-
wickelte Bearbeitungen und informelle Interventionen tendenzi-
ell behindern. Jedoch sollte man sich auch hier davor hüten, das 
Kind mit dem Bade auszuschütten: Unter der Überschrift „Krimi- 
nalprävention“ oder „Rechtsextremismusprävention“ können durch- 
aus Arbeitsansätze praktiziert werden, die in ihrer Struktur nicht 
einer Verhinderungs- sondern einer Ermöglichungslogik folgen. 
Nicht die Deklarierung „Prävention“ als solche wird hier hinter-
fragt, sondern die Handlungsansätze, die tatsächlich in ihrer im-
manenten Anlage einem „Präventionismus“ zuzurechnen sind.

Auf der kommunalen Ebene zeigt sich eine weitere Paralle- 
lität zwischen Kriminalitäts- und Rechtsextremismusprävention: 
Oft sind nämlich – neben der Polizei – lokale Gremien in der Prä- 
ventionsarbeit aktiv. Ihnen gehören insbesondere Vertreter der 
Polizei, von Kommunen, Bildungseinrichtungen, soziale Trägern, 
Vereinen und weitere zivilgesellschaftliche Akteure an. Vor Ort be- 
fassen sich diese Gremien sowohl mit Präventionsmaßnahmen 
gegen Kriminalität als auch mit Maßnahmen gegen Rechts- 
extremismus.

Kriminalitäts- und Rechtsextremismusprävention weisen somit 
Schnittmengen auf, sie unterscheiden sich aber in zentralen Aspekten 
im hohen Maße. Es ist von daher notwendig, die jeweilige Spezifik 
des entsprechenden Präventionsfeldes getrennt zu betrachten.
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3.	 Ausgewählte Strukturelemente des  
Kooperationsverbundes TBB

Obwohl sich Kriminalitätsprävention und Rechtsextremismus-
prävention inhaltlich wie in der Existenz jeweils eigener institu-
tioneller Akteure unterscheiden, stellt sich die Frage nach ähn-
lich gelagerten Problemen in ihrer institutionellen Praxis. Dies hat 
seinen Grund darin, dass es hinsichtlich der Institutionalisierung 
der Präventionsgremien auf der Landesebene Gemeinsamkeiten 
gibt: Es handelt sich häufig (1) um Kooperationsverbünde, die 
von oder mit Unterstützung der Landespolitik gegründet worden 
sind; sie haben (2) den Auftrag, ressortübergreifend zu arbeiten; 
sie verfügen (3) über eine Zentralstelle; sie sollen (4) ihre Aufga-
ben im Dialog oder in Kooperation mit gesellschaftlichen Kräf-
ten organisieren und infolgedessen (5) Netzwerke etablieren und 
koordinieren. In der Entstehungsgeschichte dieser Verbünde do-
minierten zunächst Abwehr- und Reduktionsaufgaben, die später 
verschiedentlich in positive Zielangaben umformuliert bzw. ent-
sprechend ergänzt wurden.

Im Folgenden werden wir die Rechtsextremismuspräven-
tion im Land Brandenburg in den Fokus stellen. Diese ist pro-
grammatisch im Handlungskonzept „Tolerantes Brandenburg“ dar-
gelegt. Dieses landesweite Konzept ist eine Problemanerkennung, 
eine Selbstverpflichtung und ein Handlungsprogramm gleicher-
maßen. Der Komplex Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremis-
mus wird darin als ein soziales und politisches Problem anerkannt 
und die Landesregierung zeigt sich gewillt, ressortübergreifend 
auf verschiedenen Wegen diesen Problemkomplex zu bearbeiten. 
Zu den Kernakteuren des Handlungskonzepts gehören die Ko- 
ordinierungsstelle und die sechs Akteure des Beratungsnetzwerks 
(Mobile Beratungsteams; Regionale Arbeitsstellen für Bildung, 
Integration und Demokratie – RAA; das Aktionsbündnis; Opfer- 
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beratung e. V.; Fachstelle Kinder- und Jugendbeteiligung sowie die 
Brandenburgische Sportjugend). Hinzu kommen über 40 offizielle 
Kooperationspartner sowie die Landesministerien und -institutionen.

Die Koordinierungsstelle übernimmt in diesem Handlungs-
konzept eine zentrale Funktion. Sie initiiert und koordiniert Akti-
vitäten der freien Träger im Beratungsnetzwerk, ist das Bindeglied 
zwischen den verschiedenen Landesministerien, ist Anlaufstelle für 
die Kooperationspartner, hält den Kontakt zu den Zentralstellen 
der Bundes- und Landesprogramme anderer Bundesländer und ent-
scheidet innerhalb Brandenburgs über die Vergabe von Fördermit-
teln. Insbesondere repräsentiert die Koordinierungsstelle die Existenz 
und die Einheit des abstrakten Handlungskonzepts und betreibt ak-
tive Öffentlichkeitsarbeit. Die Koordinierungsstelle stellt neben den 
genannten operativen Akteuren einen eigenständigen Akteur dar, in-
sofern sie selbst Bedarfe definiert, Aktivitäten anstößt sowie als An-
sprechpartner für Interessierte im Land zur Verfügung steht.

Die folgenden Ausführungen thematisieren die in der o. g. 
Expertise identifizierten Spannungsfelder i. S. einer heuristischen 
Skizze. Deren Darstellung dient dem Zweck, einige für ressor-
tübergreifende Arbeitszusammenhänge wohl typische und mögli-
cherweise unvermeidliche Inkompatibilitäten, Spannungsquellen 
sowie strukturell bedingte Konfliktwahrscheinlichkeiten zu be-
schreiben und ggf. auf andere Bereiche zu transferieren.

3.1	 Aufgabendefinition zwischen Rechtsextremismus- 
bekämpfung und Demokratieförderung

Eine aktiv betriebene Auseinandersetzung mit Rechtsextremis-
mus hat vier Optionen: Sie kann den Schwerpunkt stärker auf 
die Arbeit gegen Rechtsextremismus legen, stärker auf die Demo-
kratieförderung setzen, beide Seiten gleichstark gewichten oder 
eine Akzentsetzung offen lassen. Damit sind jeweils bestimmte 
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inhaltliche Interpretations- und Handlungsfreiräume eröffnet; 
sie sind in den ersten drei Fällen enger als im vierten Fall. Un-
ter Rechtsextremismus lassen sich – wie oben skizziert – ver-
schiedenartige Phänomene subsumieren. Die Entscheidung, 
mit welchen Akzenten die Auseinandersetzung geführt werden 
soll, kann zum einen von den als dringend bewerteten konkre-
ten Herausforderungen in der gesellschaftlichen Praxis abhängig 
gemacht werden, zum anderen vom jeweiligen Selbstverständnis 
des eigenen Kooperationsverbundes: Die in hohem Maße reakti-
ven und intervenierenden Arbeitsansätze, die insbesondere etwa 
im Vor- und Umfeld von rechtsextremen Veranstaltungen zum 
Tragen kommen, haben den Vorteil als landespolitische Inter-
ventionen sichtbar zu sein. Sie nehmen dafür den Nachteil in 
Kauf, weniger langfristig gestaltend als eben reagierend angelegt 
zu sein. Festschreibungen für die eine oder andere Richtung im 
Gründungsmanifest oder Programm eines Kooperationsverbun-
des binden die Akteure; offene Formulierungen ermöglichen In-
terpretationen und eröffnen Handlungsspielräume im Laufe der 
Zeit. Dies kann mit fruchtbaren Debatten über den Sinn und 
Zweck der Arbeit verbunden sein, aber auch mit dauerhaften 
Grundsatzkonflikten.

Das Programm TBB ist offen, allgemein und mehrdimen-
sional formuliert. Damit sind Ansätze auf verschiedenen Ebenen 
möglich: Neben Interventionen und Beratungen der Kommu-
nalpolitik durch das Mobile Beratungsteam (MBT) des Instituts 
„Demos“ wird auch eine langfristig angelegte Bildungsarbeit in 
Regie der RAAs betrieben.
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3.2	 Status der landesweiten Zentralstelle

Mit der Anbindung und der Ausstattung von landesweiten Zen-
tralstellen werden inhaltliche Weichen gestellt, d. h. damit sind 
jeweils fachliche und hierarchische Perspektiven definiert und 
andere ausgeschlossen. Die landespolitisch initiierten und unter-
stützten Kooperationsverbünde dokumentieren bereits mit ihrer 
Anbindung bei einem bestimmten Ressort, welche Leitphiloso-
phie gelten soll: Eine Ansiedlung beim Innenministerium wird 
sich an den Zielen von Sicherheit und der Kultur dieses Ressorts 
verpflichtet fühlen; Analoges gilt für eine Ansiedlung beim Bil-
dungsministerium. Doch es sind nicht nur die Prinzipien des ei-
genen Handelns vorgezeichnet, es wird mit solchen Anbindungen 
auch eine indirekte Spezifizierung vorgelegt, wie das Problemfeld 
„Rechtsextremismus“ als Ganzes verstanden wird: Soll es als Her-
ausforderung für die Sicherheitspolitik oder soll es als Aufgabe der 
Bildungspolitik gelten? Sind es Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene, die vornehmlich als Problemträger in den Blick kom-
men oder gilt Rechtsextremismus als generationenübergreifendes 
Problem? Mit der Ansiedlung einer Zentralstelle in der Staats-
kanzlei wäre eine hierarchisch deutlich höher markierte Stellung 
verbunden. Der Anspruch einer ressortübergreifenden Aufgabe 
wäre damit am besten dokumentiert.

In Brandenburg ist diese landesweite Zentralstelle, die  
„Koordinierungsstelle“ des TBB, seit 2005 als Stabsstelle beim 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) eingerichtet.  
Zuvor war diese Funktion innerhalb einer Abteilung beim glei-
chen Ministerium untergebracht.

Zentralstellen können in unterschiedlicher Weise agieren: 
Steht eine Koordinierung von Aktivitäten im Vordergrund, tritt 
die landesweite Zentralstelle gegenüber den zu koordinierenden 
staatlichen und gesellschaftlichen Akteuren zurück. Existiert dem- 
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gegenüber ein Kooperationsverbund, so hat dies landespolitisch 
eine wichtige symbolische Aufgabe: Das Land dokumentiert da-
mit, dass es dem Thema wie dem Bearbeitungsmodus einen be-
sonderen Stellenwert einräumt. Im Agieren von Zentralstellen 
manifestiert sich also eine Relevanzbeimessung. Insofern ist mit 
der Einrichtung von Zentralstellen die Tendenz verbunden, auf 
Landesebene einen weiteren Akteur zu schaffen. Dieser bemüht 
sich im Fortgang der Arbeit um ein eigenes, öffentlich wahrnehm-
bares Profil und einen vorzeigbaren Aufgabenbereich. Je allgemei-
ner und offener die Aufgaben eines Kooperationsverbundes for-
muliert sind, umso stärker hat die Zentralstelle die Möglichkeit 
einer konkreten Ausgestaltung in der eigenen fachlichen Perspek-
tive bzw. der eigenen Problemdeutung.

In Brandenburg tritt die Koordinierungsstelle des TBB als 
eigener Akteur nach außen auf; für manche Beobachter scheint die 
Existenz des Handlungskonzepts von der öffentlich sichtbaren Prä-
senz der Koordinierungsstelle abhängig zu sein. Fehlt sie, so ist das 
„Tolerante Brandenburg“ als Präventionseinrichtung nicht sichtbar.

3.3	 Ressortübergreifende Aufgaben im Verhältnis  
zu den Fachressorts

Bereits vor der Gründung themenspezifischer Kooperationsver-
bünde zur Rechtsextremismusprävention hatte etwa der jeweilige 
Verfassungsschutz die Aufgabe, politischen Extremismus zu beo- 
bachten. Auch die Landeszentralen für politische Bildung hatten 
von jeher die Aufgabe, das politische Bewusstsein und die poli- 
tische Beteiligung der Bürger zu fördern. Und schließlich war nicht 
zuletzt das Bildungswesen auf die Aufgabe verpflichtet, in Schulen 
Verantwortungs- und Beteiligungskulturen zu fördern. Werden 
nun ressortübergreifende Aufgaben etabliert, die ebenfalls expli-
zit der Bekämpfung und der Prävention von Rechtsextremismus 
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dienen, so sind häufig Überschneidungen mit den Aufgaben der 
bisher allein zuständigen einzelnen Fachressorts unvermeidbar. Es 
stellt sich mit hoher Wahrscheinlichkeit die Frage nach dem Ver-
hältnis zwischen den Zuständigkeiten und Kompetenzen des res-
sortübergreifenden Kooperationsverbundes im Verhältnis zu den 
einzelnen Fachressorts.

Auf der lokalen Handlungsebene können sich vergleichbare 
Spannungen im Verhältnis zwischen temporären und thematisch 
spezifischen Angeboten zum Thema Rechtsextremismusbekämp-
fung bzw. Demokratieförderung und den themenübergreifenden 
Angeboten des Bildungswesens und der Jugendhilfe ebenfalls nieder-
schlagen. Der Sache nach stellt sich in diesem Zusammenhang auch 
die Frage nach der Fachaufsicht für die Rechtsextremismusbekämp-
fung bzw. die Demokratieförderung: Liegt sie bei den angestammten 
Fachressorts oder liegt sie bei den später eingerichteten Zentralstellen 
des Kooperationsverbundes oder nochmal an anderer Stelle?

Existieren sowohl ein Kriminalitätspräventionsgremium als 
auch ein Handlungsverbund zur Bekämpfung von Rechtsextre-
mismus, stellt sich die zusätzliche Aufgabe einer Zuständigkeits-
abgrenzung im Bereich der kriminellen Phänomene des politi-
schen Extremismus: Nach der Logik des staatlichen Extremismus-
Konzepts ist Rechtsextremismus lediglich eine Erscheinungsform 
von politischem Extremismus; insofern wäre es naheliegend, ein-
schlägige Präventionsanstrengungen organisatorisch zu bündeln. 
Dem steht aber der Anspruch der Rechtsextremismusbekämpfung 
als eines eigenständigen Arbeitsfeldes gegenüber. In Brandenburg 
bearbeitet das TBB den Rechtsextremismus, während der Lan-
despräventionsrat für den politischen Extremismus im Allgemei-
nen zuständig ist.
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3.4	 Vernetzung und Hierarchie

Es gehört zu den spezifischen Legitimationen von kriminal- und 
rechtsextremismuspräventiven Kooperationsverbünden, ihre Auf-
gaben in enger Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Akteuren 
durchzuführen. Die Programmatik einer solchen Vernetzung mit 
der Zivilgesellschaft ist Teil ihres Markenzeichens. In der Folge 
werden teilweise sehr weitgespannte Netzwerke ins Leben geru-
fen, deren Umfang oft eher für eine symbolische Funktion als für 
eine reale Arbeitsfähigkeit spricht.

In Brandenburg hat die Analyse des Netzwerks – bestehend 
aus der Koordinierungsstelle und über 40 Kooperationspartnern 
– gezeigt, dass die meisten Projektaktivitäten zwischen der Koor-
dinierungsstelle und zwei aus Landesmitteln finanzierten freien 
Trägern stattfinden. Weitere sechs Träger gehören in die Gruppe 
der zweithäufigsten Kooperationspartner. Die Schlussfolgerung 
ist naheliegend und wird durch Interviewäußerungen gestützt, 
dass dieser Kreis aus drei bzw. aus neun Akteuren in inhaltlicher 
Hinsicht die wesentlichen Strategieentscheidungen trifft. Die an-
deren Netzwerkteilnehmer werden darüber informiert, ohne an 
ihrem Zustandekommen wesentlichen Anteil zu haben. Soweit 
also mit dem Vernetzungsgedanken egalitäre Beteiligungsvorstel-
lungen verbunden werden, steht dem eine Praxis gegenüber, in 
der behördlich-staatliche Hierarchien durch ein ebenfalls hierar-
chisch-gestuftes Netzwerk ersetzt wurden, an dessen Spitze eine 
ministerielle Koordinierungsstelle und einige wenige freie Träger 
stehen. Der Vorteil eines solchen Netzwerks scheint darin zu be-
stehen, dass Entscheidungen im Konsens ausgehandelt und rasch 
getroffen werden können. Damit können die Präventionsakteure 
sich auf die schnell ändernden Handlungsstrategien im rechtsex-
tremen Milieu einstellen. Ist allerdings der Netzwerkverbund eher 
locker geknüpft und die Kommunikation eher unverbindlich, so 
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leiden darunter Motivation, Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
von Entscheidungen.

3.5	 Verhältnis zur Zivilgesellschaft

Mit dem Aspekt der faktischen Hierarchien in staatlich organi-
sierten Netzwerken ist die Frage nach der Repräsentanz der Zi-
vilgesellschaft eng verbunden. In welcher Weise wird die pro-
grammatische Kooperation mit der Zivilgesellschaft eingelöst? 
Ist diese ein bloßes Element in einem staatlich dominierten und 
gesteuerten Arbeitszusammenhang oder stellt sie eine eigenstän-
dige Größe dar, die gegenüber staatlichen Akteuren einen auch 
nach außen hin sichtbaren Widerpart bilden kann? Eine relati-
ve Unabhängigkeit und Repräsentanz zivilgesellschaftlicher Pers-
pektiven ist sicher umso größer, je weniger diese Kooperations-
partner aus Arbeitszusammenhängen kommen, in denen sie Be-
hördenweisungen oder staatlichen Abhängigkeiten unterliegen. 
Eine solche Unabhängigkeit wäre bspw. dann gegeben, wenn 
entweder ehrenamtlich gearbeitet wird oder eine Finanzierung 
existiert, die unabhängig von staatlichen Förderprogrammen/ 
-strategien existiert.

Das Sichtbarmachen und Durchsetzen von zivilgesellschaft- 
lichen und auch staatskritischen Positionen ist darüber hinaus an 
die Voraussetzung gebunden, dass innerhalb von Kooperations- 
verbünden eher eine Kultur des Konflikts als des Konsenses zu-
gelassen wird. Letztere ist durch die Tendenz charakterisiert, die 
Einstimmigkeit der Beteiligten im Kampf gegen das jeweilige 
„Übel“ als Wert an sich zu betrachten. Demgegenüber gehen 
Konfliktkulturen von der Normalität divergierender Perspektiven 
aus – auch dann, wenn es um gesellschaftspolitische Grundfra-
gen geht. Eine politische Kultur des Konflikts schließt die Mög-
lichkeit ein, fallbezogen Kompromisse auszuhandeln und zu 
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gemeinsamen Strategien zu finden. Demgegenüber geht die Kon-
senskultur a priori von der Norm der Übereinstimmung aus.

Innerhalb des TBB existiert mit dem „Aktionsbündnis“ ein 
eigenständiger Akteur, der als Koordinator von lokalen und regio-
nalen Bürgerinitiativen auftritt. Die feste Finanzierung des Akti-
onsbündnisses aus dem TBB-Kontingent und die in Interviews 
deutlich gewordene Distanz zum eigentlichen Entscheidungszen-
trum des TBB führen allerdings zu einem nur eingeschränkten 
Einfluss auf die TBB-Aktivitäten.

3.6	 Evaluation

Die offenen und allgemeinen Aufgabenformulierungen des Ko-
operationsverbundes hängen meist mit der hohen symbolischen 
und politischen Bedeutung zusammen, die einem Verbund zur 
Prävention von Rechtsextremismus beigemessen wird. Hierin ma-
nifestiert sich die Bedeutung, die die Landespolitik dem Arbeits- 
feld und den Strategien seiner Bearbeitung zuschreibt. Je allge-
meiner und ausdeutbarer die Zielformulierungen ausfallen, umso 
größer ist der Rahmen für Interpretationen und Akzentsetzun-
gen durch die Zentralstelle oder andere starke Akteure im Ver-
bund. Darauf basierend können dann aktuelle und angemesse-
ne Handlungsstrategien in Angriff genommen werden. Ohne sol-
che Handlungsstrategien und die Formulierung von Leitzielen, 
Mittlerzielen und Maßnahmezielen kann eine Evaluation im enge-
ren Sinne nicht konzipiert werden. Zielbezogene Evaluationen fol-
gen i. d. R. einer linearen Kausallogik. Diese kann aber nur unter 
genau kontrollierten Umständen beobachtet werden. Solche Vor-
aussetzungen sind selten gegeben, da sie einen hohen Aufwand er-
fordern und die gewünschten kontrollierten Bedingungen i. d. R. 
nicht hergestellt werden können. Gleichwohl erwartet die Poli-
tik häufig die Bestätigung der eigenen früheren Entscheidungen 
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durch den Nachweis ihrer Wirksamkeit. Dementsprechend sind 
Evaluationserwartungen typische Begleiterscheinungen, mit de-
nen sich Kooperationsverbünde konfrontiert sehen. Für die Ak-
teure, die Präventionsmaßnahmen koordinieren, ist es häufig 
schwierig, allen Anforderungen, die an Evaluationen gestellt wer-
den, gerecht zu werden. So ist bspw. stets zu prüfen, ob die Lern-/
Erkenntnisfunktion (Was kann besser gemacht werden?), die Kon-
troll- oder Legitimitätsfunktion (Wurden die Mittel zweckbezogen 
ausgegeben?) oder die taktische bzw. Symbolfunktion (Wurde auch 
erfolgreich evaluiert?) im Vordergrund steht. Je nach Evaluations-
funktion können erhebliche Unterschiede bestehen, welche Aus-
sagen im Rahmen von Evaluationen getroffen werden sollen oder 
dürfen.

Angesichts dieser unterschiedlichen Erwartungen müssen die 
Akteure im Kooperationsverbund von Fall zu Fall reflektieren, wel-
chen Stellenwert sie Evaluationen und Wirksamkeitsüberprüfungen 
zumessen. Insbesondere ist zu diskutieren, inwieweit die Einfüh-
rung formalisierter (mithin aufwändiger) und standardisierter Eva-
luationsverfahren und Wirkungsindikatoren für die Präventionsar-
beit hilfreich sind. Häufig sind partizipativ erarbeitete Reflexionen 
und konstruktive Feedbacks, die an die konkreten Handlungskon-
texte und lokale Bedingungen anschließen, wesentlich hilfreicher. 
Auf Vergleichbarkeit, Erfolg und/oder Wirkungsmessung angeleg-
te Evaluierungen sind zwar für politische Entscheidungsträger und 
eine marketingorientierte Darstellung wünschenswert, tragen aber 
nicht unbedingt zur Verbesserung der inhaltlichen Arbeit bei.

Vor diesem Hintergrund ist die im TBB-Netzwerk deut-
lich gewordene skeptische Haltung gegenüber bundesweiten, eva-
luativen Standardisierungsbemühungen nachvollziehbar. Man hat 
stattdessen gemeinschaftlich Grundprinzipien der Arbeit und for-
male Leistungsnachweise entwickelt. Daran sollen die Programm-
aktivitäten im Land gemessen werden.
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4.	 Fazit

Im Beitrag wurden zunächst Gemeinsamkeiten und Differenzen 
zwischen Kriminalitäts- und Rechtsextremismusprävention her-
ausgearbeitet. Dabei wurde deutlich, dass Rechtsextremismusprä-
vention weit über die bei Kriminalität kodifizierten (Straf-)Nor-
men hinausgeht und auch Fragen der politischen (Streit-)Kultur 
mit einschließt. Folglich sollten entsprechende Gegenstrategien 
auch breit angelegt sein und nicht in „Präventionismus“ verfallen. 
Dies bedeutet zugleich, einen breiten Rechtsextremismusbegriff 
zu Grunde zu legen, da der amtliche Rechtsextremismusbegriff 
von „Verfassungsfeindlichkeit“ dem komplexen Phänomen nicht 
gerecht wird. Als weitere Besonderheit kommt hinzu, dass Rechts-
extremismusprävention in besonderer Weise politisch und mora-
lisch „aufgeladen“ ist. Dies erschwert das Agieren der Präventi-
onsakteure: Sie stehen häufig unter hohem Erfolgsdruck, der sich 
in der Forderung nach Evaluationen niederschlägt. Nicht immer 
ist die Art der verlangten Wirksamkeitsnachweise mit den spezi-
fischen Gegebenheiten in der konkreten Auseinandersetzung mit 
Rechtsextremismus vereinbar.

Darüber hinaus wurden auf der Basis einer aktuellen Ex-
pertise der Autoren mögliche Spannungsfelder einer institutio-
nellen Rechtsextremismusprävention auf Landesebene diskutiert 
und das Handlungskonzept „Tolerantes Brandenburg“ darin ver-
ortet. Solche Spannungsfelder betreffen die Aufgabendefinitio-
nen zwischen Rechtsextremismusbekämpfung und Demokratie-
förderung, den Status der landesweiten Zentralstelle, die ressor-
tübergreifenden Aufgaben im Verhältnis zu den Fachressorts, die 
Vernetzung und Hierarchie, das Verhältnis zur Zivilgesellschaft 
und die Frage der Evaluation. Die Herausforderungen für die 
Akteure des „Toleranten Brandenburg“ bestehen folglich darin, 
die genannten Spannungsfelder in einem partizipativ angelegten 
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Dialogverfahren mit allen Beteiligten zu reflektieren und ggf. neu 
auszubalancieren. In diesem Prozess könnten nötige Anpassungen 
bzw. Neujustierungen beraten und Umsetzungsschritte geplant 
werden. Zugleich ließen sich dadurch die notwendigen organisa- 
torischen, strukturellen und personellen Rahmenbedingungen 
längerfristig sichern.



Frank Winter

Kriminalprävention und Nachhaltigkeit: 
Resilienz und Resilienzförderung

1.	 Einleitung

Wilder Kriminalpräventionsaktivismus prägt Deutschland seit 
den 1990er Jahren des letzten Jahrhunderts. Es hapert an fundier-
ter Konzeption durch die Verantwortlichen in Politik und Ver-
waltung. Wo Vielfalt herrscht, ist Einfalt nicht weit. Die von der 
Bundesregierung eingesetzte Unabhängige Regierungskommission 
zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt hatte bereits 1990 
ihre Forschungsergebnisse vorgelegt und darin auch sehr konkrete 
Interventionsvorschläge erarbeitet (vgl. Schwind 1990). Sie wur-
den jedoch nicht umgesetzt. Alles Erdenkliche kommt als „Prä-
vention“ daher, weil für diesen Bereich erhebliche Finanzmittel 
zur Verfügung stehen. Höhepunkt solch irrationaler Entwicklung 
war das auf dem Deutschen Präventionstag 1999 in Hoyerswer-
da vorgestellte Sammelsurium: Es reichte vom Polizeipräventions-
orchester (wer Marschmusik spielt, begeht keine Straftaten) über 
den obligatorischen, aber noch immer unsinnigen Ansatz „Sport 
als Prävention“ (problematische junge Menschen finden bei 
nächtlichen Fußballevents bestens zueinander) bis zum postnata-
len Gewaltpräventionsangebot durch Kinderärzte (das möglicher 
Weise am ehesten präventiv und nachhaltig ist). Wissenschaftlich 
gesichert ist der Nutzen all der Angebote zwischen Anti-Aggressi-
vitäts-Training (AAT) und Zumba im sozialen Brennpunkt nicht.

Zu Kriminalprävention und Nachhaltigkeit weckt am ehe-
sten der noch junge Wissenschaftszweig der Resilienzforschung 
Hoffnung. Die Entwicklungspsychologin Emmy Werner, der So-
ziologe, Armutsforscher und Psychologe Glen Elder und nicht 
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zuletzt der französische Psychiater und Psychoanalytiker Boris 
Cyrulnik widmen sich seit etwa 50 Jahren diesem Themenfeld. 
Ihre These: Selbst Kinder, die in ungünstigsten Verhältnissen und 
unter extrem widrigen Bedingungen aufwachsen, können glückli-
che und erfolgreiche Erwachsene werden. Niemand ist ganz ohn-
mächtig desaströsen Lebensumständen ausgeliefert, sondern es 
gibt Möglichkeiten, aktiv und kompetent als Individuum auch 
mit höchst problematischen Konfliktlagen umzugehen und sie 
sich zunutze zu machen, um sein Leben erfolgreich zu gestalten. 
Dabei bleiben Abhängigkeiten von den historisch-materiellen Be-
dingungen bestehen und die sich bietenden Möglichkeiten zur 
Resilienzentwicklung begrenzt.

2.	 Resilienzforschung

Emmy Werner untersuchte zu Beginn der 1970er Jahre 698 Kin-
der auf der Hawaiiinsel Kauai. Sie wies nach, dass sich Kinder, die 
biologischen, medizinischen und sozialen Risikofaktoren ausge-
setzt sind, im Schnitt negativer entwickeln als solche Kinder, die 
diesen Faktoren nicht ausgesetzt sind. Durch Risikofaktoren be-
lastete Kinder waren laut Werner häufiger delinquent, psychisch 
und körperlich anfälliger und später beruflich weniger erfolgreich. 
Ein unerwartetes und für die Resilienzforschung besonders rele-
vantes Ergebnis dieser Studie war jedoch, dass etwa ein Drittel der 
untersuchten Kinder sich trotz zahlreicher Risikofaktoren positiv 
entwickelten. Solche Kinder bezeichnet Werner als resilient.

Unter dem Titel Rette dich, das Leben ruft hat der französi-
sche Psychiater und Psychoanalytiker Boris Cyrulnik 2013 seine 
Biografie vorgelegt und sein von traumatisierenden Ereignissen 
durchzogenes Leben niedergeschrieben. Die Frage, was eine See-
le stark und auch unter schwierigsten Sozialisationsbedingungen 
widerstandsfähig macht, beschäftigte Cyrulnik während seines 
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ganzen Berufslebens. Er ist zugleich Ikone der Resilienzforschung 
und Forschungsobjekt: Flucht der Familie aus der Ukraine nach 
Frankreich, 1944 selbst nur knapp den Säuberungsaktionen der 
Nazis in Bordeaux entkommen, Vater und Mutter deportiert und 
ermordet, die eigene Kindheit und Jugend führten Cyrulnik in ei-
ner Art Odyssee durch zahlreiche Heime und Pflegefamilien, ehe 
er bei einer Tante einen „hinreichend guten“ Platz, einen „hin-
reichend guten“ Mutterersatz i. S. Winnicotts fand. Eine solche 
Sozialisation mit den Verlusten wichtigster Bezugspersonen wäre 
für viele junge Menschen Ursprung einer „antisozialen Tendenz“ 
(Winnicott 1989) gewesen. Winnicott hatte sich ausführlich wäh-
rend des 2. Weltkrieges als Kinderarzt und Psychoanalytiker mit 
der „emotionalen Deprivation“ (ebd.) und der daraus folgenden 
Delinquenz als „Zeichen von Hoffnung“ (ebd.) befasst. Seine Bei-
träge sind grundlegend für das fundierte Verständnis von antisozi-
alem Verhalten und der Dissozialität junger Menschen.

Auch mit Bezug darauf untersucht die Resilienzforschung, 
welche Fähigkeiten und Einstellungen Menschen selbst schwerste 
Krisen und Objektverluste relativ gut überstehen lassen und wel-
che Maßnahmen zur Stärkung der Resilienz sinnvoll scheinen. Als 
Antagonismus zur sog. Vulnerabilität, d. h. eine besonders starke 
seelische Verletzbarkeit, verweist Resilienz also auf die Fähigkeit 
eines Menschen krisenhafte Erlebnisse unter dem Rückgriff auf 
individuell oder sozial vorhandene Ressourcen zu meistern bzw. 
die Auswirkungen solcher Krisen mit nur geringen Folgeschäden 
zu überstehen. Genetiker beziehen sich dann rasch auf die Erban-
lage, Bindungsforscher auf die hinreichend guten ersten Objekt-
beziehungen i. S. Winnicotts bzw. – mit ihren Worten – auf eine 
sichere Bindung, Verhaltenspsychologen auf Coping-Strategien, 
Kognitionspsychologen auf Vertrauensbildung und starkes Selbst-
wertgefühl, Religiöse auf den Nutzen des Glaubens usw.



250 Frank Winter

3.	 Bedeutsame Merkmale resilienter Kinder

Schicht und Bildung sind bedeutsame Sozialfaktoren, die als Re-
silienz fördernd nachgewiesen wurden, aber zur Resilienz gehört 
mehr. Sie ist nicht unumstößlich gegeben und bleibt nicht festge-
legt, sondern umfasst wahrscheinlich auch Techniken und Strate-
gien, die erlern- und trainierbar, also i. S. der hier darzustellenden 
Kriminalprävention förderbar sind. Dazu später. Zunächst eini-
ge wissenschaftlich belastbare Faktoren zur Resilienz junger Men-
schen, die sich von nicht-resilienten durch die folgenden, wissen-
schaftlich abgesicherten Merkmale unterscheiden:

•	 Genderfaktoren: Mädchen sind häufiger resilient als Jungen. 
Resiliente Jungen sind eher untypische Jungen, weniger 
männlich i. S. von weniger aggressiv, mehr auf andere be-
zogen und v. a. emotional stabiler. Das wiederholt sich im

•	 Bindungstyp: Resiliente Kinder scheinen eher sicher- 
gebunden, d. h. vertrauensvoller und weniger aggressiv als 
nicht-resiliente Kinder. Die frühesten Objektbeziehungen 
resilienter Kinder waren offenbar stabiler und sicherer.

•	 Intelligenzfaktoren: Intelligente Kinder scheinen tendenzi-
ell resilienter, dennoch gibt es Belege für wenig intelligente 
resiliente Kinder und für intelligente nicht-resiliente; die 
Problematik der Frage, was Intelligenz ist und was gemes-
sen wird, erschwert hier zusätzlich die Forschung.

•	 Bildung: Resiliente Kinder sind leistungsbesser und -berei-
ter. Sie erbringen auch bessere Schulleistungen, als es ihre 
Intelligenzausstattung erwarten ließe.

•	 Konstitution: Resiliente Kinder sind keinesfalls „zäh“ oder 
„hart im Nehmen“, sondern im Gegenteil ersuchen sie 
eher andere um Hilfe als nicht-resiliente Kinder und geben 
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eigene Schwächen und Makel eher zu; dies ähnelt den  
Befunden zu Genderspezifika.

Aus psychologisch-psychoanalytischer Sicht finden sich weitere 
bedeutende Merkmale bei:

•	 Perspektivenverschränkung, Ambiguitätstoleranz, Empathie-
fähigkeit und Emotionalität: Resiliente Kinder scheinen 
einfühlsamer und emotional flexibler zu sein als nicht- 
resiliente. Resiliente Kinder begegnen anderen zugewandter 
und reagieren positiver auf die Aufmerksamkeit anderer. 
Sie können besser eigene Gefühle äußern und Wider- 
sprüche ertragen.

•	 Impulskontrolle und innere Hemmung: Resiliente Kinder 
haben ihre Impulse eher unter Kontrolle als nicht resili-
ente und scheinen besser in der Lage, sich an äußere Rah-
menvorgaben halten zu können. Sie sind sozial angepasster 
als nicht-resiliente Kinder.

•	 Triebaufschub: Resiliente Kinder scheinen eher zum Be-
dürfnisaufschub in der Lage zu sein als nicht-resiliente.

•	 Selbstwahrnehmung, Selbstreflexion und Realitätsbezug:  
Resiliente Kinder haben eine realistische Selbsteinschätzung, 
sind in besserem Kontakt mit ihren Affekten und verfügen 
über realistische Zukunftsvorstellungen.
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4.	 Die Familie als sozialer Ort möglicher 
Resilienzförderung

Caplan und Choy (1992) fanden heraus, dass die Resilienz von 
Kindern gefördert wurde, wenn Eltern ihren Kindern vorlasen 
und dieses Vorlesen die emotionale Bindung zwischen Eltern und 
Kindern stärkte. Kinder profitierten davon, wenn ihre Eltern sich 
nicht isolierten, sondern am sozialen Leben teilhatten und aktiv 
Kontakt zu Gleichgesinnten suchten: Eltern, die in Gruppen oder 
für ihre Familie soziale Verantwortung übernahmen, stärkten die 
Resilienz ihrer Kinder. Die Familie hat also hohen Wert für die 
Resilienzentwicklung von Kindern. Vor allem Eltern und ältere 
Geschwister können offenbar dazu beitragen, dass ein Kind Res-
ilienz entwickelt. Ferner untersuchte Caplan Kinder vietnamesi-
scher Boat-People (1994, 1989) und erkannte, dass diese Kinder 
besonders resilient waren, wenn ihre Eltern trotz eigener und oft 
traumatischer Fluchterfahrung besonderen Wert auf Bildung und 
Familienzusammenhalt legten.

Untersuchungen der Familien resilienter Kinder lassen signi- 
fikante Unterschiede zu Familien bzw. Eltern nicht-resilienter 
Kinder erkennen:

•	 Resiliente Kinder haben eine signifikant geringere 
Geschwisterzahl.

•	 Eltern resilienter Kinder nehmen Anteil am Leben ihrer 
Kinder.

•	 Eltern resilienter Kinder scheinen trotz eigener Problem- 
lagen signifikant häufiger selbst freundlich, einfühlsam 
und unterstützend zu sein.

•	 Eltern resilienter Kinder verfügen über eine bessere  
Bildung als die nicht-resilienter.
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•	 Eltern resilienter Kinder gehen signifikant häufiger einer 
Berufstätigkeit nach, wobei selbst schlecht bezahlte Berufs- 
tätigkeit der Eltern die Resilienz der Kinder zu stärken 
scheint.

•	 Resiliente Kinder haben signifikant seltener alleinerziehen-
de Elternteile als nicht-resiliente Kinder.

•	 Bei Alleinerziehenden scheint es für die Resilienz der  
Kinder förderlicher zu sein, wenn sie bei einem allein- 
erziehenden Vater aufwachsen, obwohl dies selten vor-
kommt. Alleinerziehende Mütter entwickeln signifikant 
häufiger vulnerable Kinder: Ihre Töchter werden häufiger 
als Teenager schwanger, ihre Söhne häufiger kriminell 
und/oder drogensüchtig. Ohne Vater aufzuwachsen, 
scheint für Jungen zusätzlich problematischer zu sein als 
für Mädchen.

•	 Dort, wo keine die Resilienz fördernden Elternsituationen 
vorlagen, fanden resiliente Kinder oft Bezugspersonen au-
ßerhalb ihrer Kernfamilien.

•	 Auch Großeltern können solche Resilienz fördernden Be-
zugspersonen sein. Boris Cyrulnik hatte nach dem gewalt-
samen Tod seiner Eltern nach langer Odyssee schließlich 
in seiner Tante eine solche Bezugsperson gefunden.

•	 Resiliente Kinder verließen spätestens nach der Schulzeit 
das negative Milieu ihrer Kernfamilie und fanden eine für 
sie bessere Umgebung. Es gelang ihnen, zu für ihre Resi-
lienzentwicklung förderlichen Erwachsenen, eine stabile 
Bindung aufzubauen.

Resilienz fördernde Familienstrukturen helfen offenbar Möglich-
keiten zur Resilienzentwicklung zu nutzen, wenn sich solche bie-
ten. Auch wenn derartige Möglichkeiten verschlossen bleiben oder 
sich nicht bieten, kann die Familie für präventive und nachhaltig 
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wirksame Ansätze zur Resilienzförderung ein erster geeigneter  
sozialer Ort sein. Daher soll hier das in Deutschland verbreite-
te Programm Opstapje zur Resilienzförderung in der Familie er-
wähnt werden. Aus dem noch sehr jungen Bestreben unterschied-
liche Forschungsansätze im Diskurs um eine widerstandsfähige Ge-
sellschaft in einem übergreifenden Zusammenhang zu integrieren 
(vgl. Benedikter/Fathi 2014; Fathi/Benedikter 2013), werden sich 
möglicherweise weitere Präventionsaktivitäten entwickeln.

5.	 Programme zur Resilienzförderung

Opstapje – holländisch für Sprungbrett – ist ein auf Resilienzför-
derung ausgerichtetes Lern- und Spielprogramm für Kleinkin-
der, das in den sozialen Brennpunkten vieler deutscher Großstäd-
te verbreitet ist und sich direkt an Eltern wendet, um die alters-
gemäße Entwicklung von Kindern über Motorik, Intelligenz- und 
Sozialverhalten zu fördern (vgl. Bertau/Meier 2001). Durch Haus-
besuche oder begleitende Arbeit in Kindereinrichtungen werden 
Eltern über einen Zeitraum von mehr als einem Jahr angeleitet 
und mit Hilfe von Arbeitsbögen gefordert, stimulierende Spielsi-
tuationen zu schaffen und so ihre Kinder zu fördern (vgl. Thrum 
2005). Opstapje wird als Instrument der sog. kompensatorischen 
Erziehung zur Förderung von Chancengerechtigkeit verstanden. 
In erster Linie sollen Eltern erreicht werden, denen es nicht ge-
lingt bzw. schwer fällt auf die Bedürfnisse ihrer Kinder adäquat 
einzugehen. Als Problemlagen der Eltern gelten Faktoren struk-
tureller sozialer Benachteiligung wie z. B. Arbeitslosigkeit, Armut, 
Migrationshintergrund, Trennung und Scheidung, prekäre Wohn- 
situation oder individuelle psychische Problemlagen wie Suchter-
krankungen, Isolation, niedriges Bildungsniveau, Gewalttätigkeit 
usw. Opstapje ist in Holland und Deutschland relativ gut beforscht:
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Durch Opstapje bewegten sich die teilnehmenden Kinder, 
von denen zu Programmbeginn fast 50 % in ihrem Entwick-
lungsniveau unterhalb des Normalbereichs lagen, positiv in 
Richtung eines altersgerechten Entwicklungsstandes. Zu Be-
ginn des Programms war fast die Hälfte der teilnehmenden 
Kinder in ihrer Intelligenzentwicklung zumindest leicht ver-
zögert. Der größte Teil holte diesen Entwicklungsrückstand 
auf. Viele Opstapje-Kinder hatten Defizite in ihrer motori-
schen Entwicklung. Mehr als die Hälfte der Kinder konn-
te diese im Lauf des Programmes verbessern und zwar umso 
stärker, je niedriger das Ausgangsniveau war. Viele Opstapje-
Kinder wiesen anfangs Beeinträchtigungen der Verhaltens-
entwicklung auf. Diese besserten sich im Programmverlauf 
(Sann/Thrum 2005).

Allerdings erwiesen sich die Erfolge des Programms nur teilweise 
als nachhaltig:

Neun Monate nach dem Ende von Opstapje waren nur bei 
wenigen Kindern die beobachteten Fortschritte in der Intel-
ligenzentwicklung, motorischen und Verhaltensentwicklung 
erhalten geblieben oder hatten sich gar weiter verstärkt. Dies 
zeigt, wie wichtig es ist, derartige Programme in der Familie 
fortzusetzen (ebd.).

Programme, in denen sozial benachteiligten Kindern, ihren Eltern 
oder Paten, spezielle Pädagogen oder Laien verlässlich an die Seite 
gestellt werden, gibt es viele. Selbst Vorlesestunden durch Ehren-
amtliche (z. B. die Bremer „Leselust“) enthalten durchaus Resili-
enz fördernde Momente.
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6.	 Die Möglichkeiten von Schule und Jugendhilfe

Den Institutionen Schule und Jugendhilfe kommt bei der Resilienz- 
förderung eine besondere und doppelte Rolle zu. „Kevin“ – vor gut 
15 Jahren nicht nur ein Name, sondern eine Diagnose, inzwischen ein ne-
gatives Markenemblem Bremens – steht für das Versagen der Jugendhil-
fe und mangelnde Aufmerksamkeit für Gefährdungen des Kindeswohls 
(vgl. Hoppensack 2012). Kinder aus Problemfamilien benötigen Hilfe 
und/oder externe Anregung, um Resilienz entwickeln zu können. Die 
Jugendhilfe hat i. S. des § 8a SGB VIII zwar zu allererst ihren Schutzauf-
trag zu erfüllen, sie darf sich aber nicht ausschließlich darauf beschrän-
ken. Gemeinsam mit anderen Akteuren im Feld und auf Grundlage 
der Normen des SGB VIII und des KKG sind Maßnahmen einzu-
leiten, um desolate Lebensbedingungen von jungen Menschen mög-
lichst nachhaltig zu entschärfen und Sozialisationsbedingungen i. S. 
einer möglichen Resilienzförderung zu verbessern. Die Chancen dafür 
bestehen. Der politische Wille dazu war selten so spürbar wie in den 
vergangen Jahren und das öffentliche Bewusstsein hat das Kindeswohl 
in den Fokus genommen: 2012 wurden in Deutschland fast 110 000  
Kindeswohlgefährdungen gemeldet (vgl. Tab. 1).

Ergebnis des Verfahrens Deutsch- 
land

in 
%

Land 
Bremen

in 
%

akute Kindeswohlgefährdung 16 875 16 274 19

latente Kindeswohlgefährdung 21 408 20 459 24

keine Kindeswohlgefährdung 
aber Hilfe-/Unterstützungsbedarf 33 884 32 766 31

keine Kindeswohlgefährdung 
und kein (weiterer) Hilfe-/
Unterstützungsbedarf

34 456 32 517 26

Verfahren insgesamt 106 623 100 2 016 100

Tab. 1:	 Auszüge aus der Statistik der Kinder – und Jugendhilfe – Gefährdungsein-
schätzung 2012 (vgl. Statistisches Bundesamt 2013)
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Auffällig ist dabei die insgesamt geringe Zahl an Fehlmeldungen, 
z. B. beträgt der Anteil in Bremen nur etwa ein Viertel. Je eher er-
höhte Hilfebedarfe oder Gefährdungen von jungen Menschen er-
kannt und je kontinuierlicher Maßnahmen durchgeführt werden, 
desto größer scheinen Möglichkeiten zur Resilienzentwicklung. Un-
terschätzt, aber aus psychoanalytischer Sicht ganz besonders wichtig, 
ist für ein nach Resilienz strebendes Kind die stabile und auch durch 
Dissozialität nicht zu zerstörende Bindung zu einem verlässlichen Er-
wachsenen. Institutionalisierte Beziehungsabbrüche in Jugendhilfe- 
Kurzmaßnahmen erweisen sich dabei als eher schädlich.

Der Schule kommt nicht nur bei der Entdeckung prekärer 
Lebensumstände von Kindern besondere Bedeutung zu. Auch im 
Erstkontakt zu Eltern und in der Kooperation mit der Jugendhil-
fe ist die Schule schon deshalb bedeutend, weil Lehrkräfte zahlen- 
mäßig und in der Kontinuität ihrer Beziehungsangebote den Päd-
agogen der Jugendhilfe weit überlegen sind. Resilienzförderung 
durch Lehrkräfte erfordert allerdings andere Qualitäten in deren 
Ausbildung und Begleitung. Bindungsfähigkeiten und das Wissen 
um Beziehung und Beziehungsgestaltung der Lehrkräfte müssen 
gestärkt werden, nicht ihre immer differenzierter werdende Wis-
sensvermittlung (vgl. Datler 2012). Freud (1914) hat aufgezeigt, 
wie Lehrkräfte in der inneren Welt der jungen Menschen an die 
Stelle der Elternobjekte treten. Die Bedeutung dessen für die Resi-
lienzentwicklung sei mit einem Fallbeispiel abschließend illustriert:

Als Markus geboren wird, ist sein Vater noch in Ausbildung. Seine Mut-
ter ernährt die Kleinfamilie mit ihrem Sekretärinnengehalt. Markus 
wird während der ersten Lebensjahre drei Tage die Woche zur Großmut-
ter gebracht – einer sadistischen Frau, die auch Markus Mutter wenig 
elterliche Liebe hatte geben können. Die anderen Tage lebt Markus bei 
seiner insuffizienten Mutter, während sein Vater das Studium abschließt. 
Der kleinen Familie geht es finanziell besser, als der Vater Arbeit findet. 
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Dann kommt die Tochter Gabirose zur Welt. Mit ihrer Geburt wird die 
Aufmerksamkeit der Mutter wieder von Markus abgezogen. Beide Kin-
der wachsen in einem emotional unflexiblen Zuhause mit der insuffizi-
enten Mutter und dem häufig abwesenden Vater auf. Markus lernt Kla-
vier und zieht sich in seine Musikalität zurück. Gabirose malt und be-
kämpft ihre Bindungslosigkeit, indem sie Hunderassen- und Pflanzenna-
men auswendig lernt. Beide erleben die Gefühlsstarre zu Hause gleicher-
maßen hilflos. Während Markus in der Pubertät in dissoziale Cliquen 
gerät und übermäßig Alkohol trinkt, findet Gabirose in der Schule eine 
Lehrerin, die sich des Mädchens über den Unterricht hinaus annimmt. 
Sie wird in Gabiroses innerer Welt zur guten Mutter, zum bedeutenden 
Ideal und Identifikationsobjekt. Sie hilft einerseits durch pädagogische 
Anregung, Strenge und die Begeisterung für ihr Fach Gabirose durch die 
Pubertät, andererseits bietet sie angedockt an den schulischen Rahmen, 
einen sozialen Ort, der für Gabirose zur Zuflucht wird.

Während Markus Klavierstimmer lernt, aber beruflich in ver-
schiedenen Situationen immer wieder und ebenso scheitert wie in seinen 
Partnerschaften, klammert sich Gabirose an ihre Bildung, schafft das Ab-
itur und studiert etwas, von dem sie zunächst gar keine Vorstellung hat. 
Markus und Gabiroses Leben entwickeln sich komplett unterschiedlich. 
Er wiederholt mit seinen Kindern und in desolaten Paarbeziehungen die 
emotionalen Verwirrungen und Haltlosigkeiten, die ihm selbst in seiner 
frühesten Kindheit widerfahren waren. Gabirose erkämpft sich berufli-
che Unabhängigkeit und Selbstständigkeit und schafft es, eine Ehe ein-
zugehen, die zwar später auch scheitert, aus der aber zwei stabile Kinder 
hervorgehen, die die Schule mit dem Abitur abschließen und studieren.

Markus Kinder wiederholen die Insuffizienz ihres Vaters. Sie schei-
tern schulisch und beruflich und der Sohn gerät ebenfalls schnell mit dem 
Gesetz in Konflikt. Gabirose arbeitet in einer psychoanalytischen Behand-
lung ihre Kindheitsgeschichte auf und dankt ihrer Lehrerin, die ihr nur 
etwas mehr war als eine normale Lehrkraft und die sie doch als gute Mut-
ter in ihre innere Welt mit solcher Bedeutung übernehmen durfte.
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Michael Breitschwerdt 

Nachhaltige Gewaltprävention und  
Entwicklungsförderung in Netzwerken 
aus Kita und Schule
Ausgewählte Aspekte und Erfahrungen zum Konzept 
Mit-Ein-Ander (Mea)

1.	 Einleitung

In der Theorie lassen sich Strukturen für effektive und nachhal-
tige Gewaltprävention vergleichsweise eindeutig definieren. Anti- 
Gewaltarbeit wirkt demnach dort am besten, wo sie auf lokaler Ebe-
ne zentral koordiniert wird – das haben internationale Forschungs-
ergebnisse bestätigt. Ungeachtet der erwiesenen Vorzüge koordi-
nierender Präventionsprogramme bedeutet deren praktische Um-
setzung in politisch-organisationalen Strukturen jedoch oft eine 
große Herausforderung (vgl. Wagner/Maaser/Breitschwerdt 2014).

Im Folgenden werden Erfahrungen sowohl bei der Beschrei-
bung als auch der Umsetzung des Konzepts Mit-Ein-Ander in 
Kita und Schule dargestellt. An ausgewählten, da und dort auch 
in die Zukunft weisenden Aspekten wird gezeigt, wie in einem 
Landkreis des Landes Brandenburg an einem Verständnis zur Ge-
waltprävention gearbeitet wird und wie aus diesem Verständnis 
heraus die Auseinandersetzung mit dem Thema Gewalt erfolgt. 
Damit wird bereits angedeutet, dass hier nichts „Fertiges“ be-
schrieben werden kann: Gewaltprävention ist so komplex wie ihr 
Gegenstand. Haben die Sozialwissenschaften in den letzten zwei 
Jahrzehnten viel zu den Ursachen der Gewalt zutage gefördert, 
Ansätze und Programme beschrieben sowie ihr vorgebeugt, ins-
besondere wie eine gedeihliche Sozialisation von Kindern- und 
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Jugendlichen gefördert werden sollte, so ringen Wissenschaftler 
und Praktiker auf der anderen Seite mindestens ebenso viele Jah-
re um sinnvolle Orientierungen für die Präventionspraxis. Nicht 
zu vergessen ist, dass es derzeit in der öffentlichen Diskussion 
um Schule und Bildung nicht einfach zu sein scheint, den Fo-
kus auch auf Präventions- und Erziehungsarbeit zu richten (vgl. 
Hanke 2007). Unabhängig davon, dass ein Konzept und seine 
Umsetzung stets an die Bedingungen angepasst werden müssen, 
erschließt sich vor dem Hintergrund all dessen, wie lang der Weg 
in Landkreis und Kommunen ist. Das soll hier an einigen Aspek-
ten zu Gewalt, ihrer evidenzbasierten Prävention und schließlich 
an den Bemühungen in Netzwerkkooperationen gezeigt werden.1 
Eine umfassende Beschreibung des Vorhabens und der sich dar-
aus ergebenden Möglichkeiten würde den Rahmen dieser Arbeit 
sprengen.

2.	 Herausforderungen der (Gewalt-)Prävention

Menschen erleben, erlernen aggressives, gewalttätiges Verhalten in 
ihrem sozialen Umfeld und den Lebenswelten, die sie unmittelbar 
erfahren. Aus diesem Wissen um die gesellschaftlichen Dimensio-
nen der Entstehungsbedingungen von Gewalt lässt sich ableiten, 
dass auch die Gewaltprävention der Wahrnehmung gesamtgesell-
schaftlicher Verantwortung bedarf, sie somit ebenfalls eine Quer-
schnittsaufgabe für die Gestaltung der Gesellschaft ist. Dabei ent-
stehen Sicherheit und Geborgenheit jedoch nicht von selbst: „Sie 
setzen gesellschaftlichen Konsens voraus und sind das Ergebnis 
einer gezielten staatlichen Anstrengung“ (Mandela 2002).

1	 Weitere Informationen zum Konzept und zur Umsetzung wirkungsüberprüfter 
Präventionsprogramme sind in der Dokumentation der Tagung „Mit-Ein-
Ander in Kita und Schule“ zu finden (vgl. FES 2014).
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2.1	 Prävention im kommunalen Raum

Es gibt wohl deshalb kein passenderes kriminalpolitisches Kon-
zept, als das der kommunalen Kriminalitätsverhütung, um ver-
schiedenartige gesellschaftliche Ressourcen für die Herausforde-
rungen zu mobilisieren, vor denen die Gewaltprävention ohne 
Zweifel steht. Doch viel zu oft zeigte sich, dass es den lokalen 
Bemühungen, das Ausmaß der Kriminalität zu vermindern und/
oder das subjektive Sicherheitsgefühl der Menschen zu verbessern 
an Professionalität, Verbindlichkeit, Legitimation, finanziellen 
Ressourcen und Kompetenzen sowie an Kriterien für eine zielge-
richtete Strategie gebrach (vgl. Hermann 2006).

Der Ausbau der konzertierten Aktion „Kommunale Krimi-
nalitätsverhütung“ erhielt mit den Erlassen des Ministers des In-
nern aus den Jahren 1992 und 1995 in Brandenburg wesentliche 
Impulse. Bei der großen Anzahl vielfältiger Projekte und all den 
Anstrengungen zeigte sich auch in den Landkreisen und Kom-
munen Brandenburgs, dass erstens moderne Erkenntnisse der Prä-
ventionsforschung, insbesondere der Kriminologie, Psychologie 
und Soziologie oft nicht in ausreichendem Maße abrufbereit vor-
lagen. Eine rechtliche Verpflichtung für Prävention i. S. von Da-
seinsvorsorge für Kommunen lässt sich zweitens zwar herleiten, 
so erfüllt als Ausfluss aus Artikel 28 Grundgesetz die Gemein-
de nach § 3 der Gemeindeordnung des Landes Brandenburg alle 
Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwortung, 
soweit die Gesetze nicht etwas anderes bestimmen. Ausdrückliche 
Erwähnung findet die harmonische Gestaltung der Gemeindeent-
wicklung, worunter Aufgaben vorbeugenden Charakters subsum-
miert werden können. Diese ist nach Gesetzgeber und Rechtspre-
chung allerdings nicht als Pflichtaufgabe formuliert, obwohl für 
den Löwenanteil an präventiven Leistungen die Kommunen und 
auch die Landkreise zuständig sind, die nach o. a. Zielgliederung 
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bereits an vielen Punkten eine erfolgreiche Präventionsarbeit, z. B. 
durch das Jugendamt, leisten. Drittens fehlte es an entsprechend 
strategischem Knowhow zur Koordinierung solcher „weichen“ 
Prozesse. Mit der Fortschreibung des Gesamtkonzepts „Polizeili-
che Prävention“ wurden in Brandenburg 2002 Präventionsbera-
ter bei den Landräten und Oberbürgermeistern institutionalisiert, 
nicht zuletzt hatte das Deutsche Forum für Kriminalprävention 
(DFK) seit seiner Gründung auf die Notwendigkeit eines profes-
sionellen Präventionsmanagements auf kommunaler Ebene hin-
gewiesen (vgl. Zierke 2001).

2.2	 Herausforderung Vielfalt

Ein Anstieg der Anzahl politisch motivierter Straftaten im Land-
kreis Ostprignitz-Ruppin und zahlreiche Vorkommnisse, verur-
sacht von rechtsextremen Cliquen, waren in den ersten Jahren des 
letzen Jahrzehnts Anlass, die Präventionsansätze im Landkreis zu 
überdenken. Im Landkreis Ostprignitz-Ruppin engagierten sich 
seit Jahren Mitarbeiter der Landkreisverwaltung, hier zuvorderst 
des Jugendamtes, der Kommunen, von freien Trägern und viele 
Ehrenamtliche in der Kriminalitätsprävention und gegen Extre-
mismus. Es gab wahre Vielfalt: Mediationsprojekte an Schulen, 
einzelne Film- und Theaterprojekte, (Schul-)Sozialarbeit, offene 
Kinder- und Jugendarbeit der Kirchen u. v. m. Die Jugendförder-
pläne dieser Jahre sind beredtes Zeugnis des Engagements. Dazu 
kamen noch Angebote der Polizeilichen Prävention oder solche 
von Landesträgern, z. B. im Verbund des Brandenburgischen In-
stituts für Gemeinwesenberatung (demos).

Eine vollständige Aufzählung würde den Rahmen an dieser 
Stelle sprengen und ist selbst aus heutiger Sicht kaum zu leisten. 
Um eine andere Perspektive einzunehmen: Welchen Umfang 
müsste eine Synopse des Landespräventionsrates (LPR) haben, 
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wenn selbst in einem überschaubaren Zeitraum nicht nur die von 
ihm geförderten, sondern alle Projekte zur Gewaltprävention im 
Land Brandenburg zu vergleichen wären? Das können sowohl 
Projekte sein, die von Bundesministerien, Landesministerien oder 
Landesämtern gefördert werden als auch Projekte der Landkreise, 
kreisfreien Städte und die der Ämter und Gemeinden. Damit ist 
ausdrücklich nicht die Qualität einzelner, mit großem Engage-
ment der Durchführenden, geleisteten Projekte in Frage gestellt. 
Die Frage ist, wie kann die Vielfalt ausdrücklich bejaht, auf der 
anderen Seite jedoch vermieden werden, dass Insellösungen und 
Einzelansätze nicht in einer diffusen Präventionslandschaft unter-
gehen, oder was noch schlimmer wäre, kontraproduktiv wirken? 
Dabei darf auch nicht vergessen werden, dass jede Prävention in 
der einen oder anderen Form stets auf dem Boden der Kommune 
stattfindet!

Im Landkreis wurden grundsätzlich zwei Wege beschrit-
ten: Der Landkreis bewarb sich mit einem Lokalen Aktionsplan 
(LAP) gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und An-
tisemitismus im Jahr 2007 beim Bundesprogramm „Vielfalt tut 
gut.“ Nach dem Zuschlag wurde dieser 2007 mit Beschluss des 
Kreistages gemäß der Förderrichtlinien des Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) als strategi-
sche Antwort des Landkreises auf rechtsradikale und rechtsextre-
mistische Vorfälle sowie zur Stärkung der lokalen Demokratie ins 
Leben gerufen. Seit 2010 wird er im Rahmen des Nachfolgepro-
gramms „Vielfalt stärken – Kompetenz fördern“ fortgesetzt. Der 
LAP zielte explizit auch auf die Gewaltbereitschaft unter jungen 
Menschen sowie die Verhütung von Gewalt. Verschiedene Ana-
lysen zu Ursachenstrukturen von Ausländerfeindlichkeit, Antise-
mitismus und Rechtsextremismus legen den Schluss nahe, „dass 
eine hohe Gewaltbereitschaft einerseits der Herausbildung auslän-
derfeindlicher, antisemitischer und rechtsextremer Einstellungen 
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voraus läuft und diese fördert. Andererseits verleihen derartige 
Einstellungsmuster im Jugendalter der Gewaltbereitschaft der da-
von Betroffenen zusätzlichen Auftrieb, weil sie den Einsatz von 
Gewalt in den Augen der Täter moralisch legitimieren“ (Sturz-
becher/Großmann 2007: 67).

Wird mit dem LAP erstens die Absicht verfolgt, bürger-
schaftliches Engagement in lokalen Räumen mit sozialen Ressour-
cen der Verwaltung von Landkreis und Kommunen zu verknüpfen, 
wurde zweitens in der Landkreisverwaltung Übereinstimmung da-
hingehend erzielt, dass Schutzfaktoren bei jungen Menschen mög-
lichst frühzeitig zielgerichtet gestärkt und Risikofaktoren bei ihrer 
Entwicklung minimiert werden müssen. Hierzu war ein konkre-
tes Vorgehen (dazu weiter unten) zu beschreiben, das ausgehend 
von einer Verständigung darüber, was unter Gewalt zu verstehen ist, 
wenn schon nicht in jedem Fall die Ursachen beseitigt, zumindest 
jedoch Bedingungen positiv verändert. Nach diesen Überlegungen 
waren demnach Programme zu suchen, die bei der Prävention von 
Gewalt Evidenz versprachen, die auch Grundlage für die Verknüp-
fung mit all dem Engagement im Landkreis auf diesem Feld sein 
und die durchgehalten werden konnten.

Junge Menschen benötigen Empathie, ausreichende Fähig-
keiten zur Perspektivenübernahme und differenzierte Werkzeuge 
zur Konfliktbewältigung. Der Fokus richtete sich auf die Schule, 
neben dem Elternhaus eine sehr wichtige Sozialisationsinstanz. 
Ausschlaggebend war neben einem berichteten Anstieg psychi-
scher Gewalt auch die Tatsache, dass rechtsextreme Gewalttäter re-
gelmäßig noch die Schule besuchten. Wenn generell gilt, dass ein 
gutes Sozialklima und die Vorbeugung physischer und psychischer 
Gewalt entscheidende Voraussetzungen für eine gedeihliche Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen und für ein gutes Lern-
klima sind, dann gilt das für eine positive Beeinflussung rechtsex-
tremer oder -radikaler Jugendlicher um so mehr (vgl. ebd.).
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3.	 Gewalt

Zum Verständnis des Vorhabens im Landkreis sollen hier einige 
ausgewählte grundsätzliche Aspekte zum Ursachen- und Bedin-
gungsgefüge der Gewalt genügen.

3.1	 Möglichkeiten einer Definition

Gewalt wird oft als unvermeidbarer Bestandteil der menschlichen 
Befindlichkeit angesehen. Seit Menschengedenken fürchtet man 
sich vor Gewalt und wendet diese an. Gewalt gehört mehr oder 
weniger zum Erfahrungsbereich jedes Menschen. Weil sich jedoch 
Wertvorstellungen und gesellschaftliche Normen wandeln und das 
Phänomen sehr diffus und schwer zu fassen scheint, ist ein einver-
nehmliches Grundverständnis vonnöten, sollen Anstrengungen 
unternommen werden, Gewalt zu verhindern oder sie mindestens 
einzudämmen. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) defi-
nierte Gewalt im Jahre 2002 in ihrem Weltbericht Gewalt und 
Gesundheit folgendermaßen: „Der absichtliche Gebrauch von an-
gedrohtem oder tatsächlichem körperlichem Zwang oder physi-
scher Macht gegen die eigene oder eine andere Person, gegen eine 
Gruppe oder Gemeinschaft, der entweder konkret oder mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu Verletzungen, Tod, psychischen Schäden, 
Fehlentwicklung oder Deprivation führt“ (WHO 2002: 6).

Zur Ausbildung des Modells einer frühzeitig beginnenden, 
aufeinander aufbauenden Entwicklungsförderung und Gewaltprä-
vention in den, neben dem Elternhaus, wichtigen Sozialisations- 
instanzen Kita und Schule, wurde für das Konzept Mit-Ein-Ander 
in Anlehnung an die Definition der WHO eine für die Praxis hand-
habbare Definition getroffen (vgl. Landkreis Ostprignitz-Ruppin/
Staatliches Schulamt Perleberg/Polizeipräsidium Land Branden-
burg 2012). Wie auch der WHO war den Konzeptgestaltern die 
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Opferperspektive wichtig. Mit der Verständigung über eine ein-
heitliche Definition zur Gewalt zu Beginn der Arbeit wurde eine 
wichtige Weiche in Richtung Nachhaltigkeit und Evidenz gestellt. 
Das auch, um sich klar von einer gewissen inflationären Erwei-
terung des Verständnisses von Gewaltprävention abzusetzen, die 
einerseits durch den unreflektierten Gebrauch des Postulats einer 
gesamtgesellschaftlichen Verantwortung für Gewaltprävention als 
auch durch die Förderpraxis entstanden zu sein scheint.

3.2	 Über Ursachen

Gewalt entsteht in Interaktionsprozessen und darf nicht einseitig 
als ein Merkmal bestimmter Personen oder Gruppen betrachtet 
werden. Sie kann auch nicht ausschließlich als situationsbezoge-
ne Reaktion auf Außenreize oder soziale Belastungsfaktoren er-
klärt werden. Vielmehr entwickelt sich gewalttätiges Verhalten in 
dynamischen interindividuellen Verläufen. Gewalt wird als Mit-
tel der Konfliktlösung eingesetzt, wenn keine anderen Verständi-
gungsmöglichkeiten vorhanden zu sein scheinen (vgl. Schwind/
Baumann/Schneider 1989). Unter dem Titel „Der Kreislauf der 
Gewalt“ (The Cycle of Violence) veröffentlichte Spatz Widom 
1989 einen Aufsatz in der Zeitschrift Science (vgl. Albrecht 1997; 
Spatz Widom 1989). Ihre breit angelegte Längsschnittstudie zur 
Überprüfung von Zusammenhängen zwischen familiärer Gewalt 
und späterer Kriminalität der kindlichen Opfer kommt zu dem 
Schluss: Gewalterlebnisse werden nicht vergessen. Wie auch Ol-
weus rückte sie damit Gewaltkreisläufe wieder in den Blickpunkt 
von Forschung und Praxis. Und die sog. Schwindkommission 
schrieb in ihrer Analyse neben dem Selbstkonzept, also der Ein-
stellung gegenüber der eigenen Person, Lernprozessen „eine ganz 
erhebliche, wenn nicht sogar die schlechthin entscheidende Rolle“ 
zu (Schwind u. a. 1989: 78).
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In einer Vielzahl von Forschungen der vergangenen Jahr-
zehnte zu Mobbing und Bullying an Schulen wurde nicht nur 
nachgewiesen, dass die psychische Gewalt dort eine globale Er-
scheinung ist und auch an deutschen Schulen in erheblichem Um-
fang existiert. „Deutschland [...] habe somit ein recht beträcht- 
liches Problem“ (Olweus 2012: 39), wie Dan Olweus bei der Vor-
stellung von Konzept und Handbuch Mea im Frühjahr 2012 in 
Potsdam hervorhob. Brandenburg ist sicherlich keine Insel ohne 
solche Vorfälle, wie im Rahmen des Konzepts vorgesehene anony-
me Schülerbefragungen immer wieder zeigten. Die Forschungen 
von Olweus ergaben eine Vielzahl von Erkenntnissen zum „Kar-
rieremodell“ der Opferwerdung als auch dazu, wie sich ein Schul-
klima der Gewalt auf die weitere Entwicklung des Täters auswirkt. 
Das Opfer wird durch die negativen Erfahrungen konditioniert, 
den Tätern künftig keine Schwierigkeiten mehr zu machen. Auch 
unangemessene oder ungeschickte Reaktionen des (Schul-)Um-
feldes prägen das Selbstbild dauerhaft negativ. Schließlich ist der 
Zusammenhang zwischen Bullying und späterer Straffälligkeit 
markant: Etwa 60 % der Gewalttäter der Klassen 6 bis 9 waren 
bis zum Alter von 24 Jahren mindestens einmal verurteilt wor-
den. 35–40 % wurden sogar drei- oder mehrfach verurteilt, wäh-
rend dies nur in geringem Maße auf Jugendliche zutraf, die in 
der Schulzeit weder Täter noch Opfer waren. Diese Erkenntnisse 
bestätigen, dass es einen engen Zusammenhang zwischen schu-
lischer Auffälligkeit und späterer Delinquenz gibt (vgl. Bannen-
berg/Rössner/Kempfer 2004).

Aus sozialisationstheoretischer Perspektive haben neben der 
Schule das Elternhaus und die Freundesgruppe einen großen Ein-
fluss auf die Delinquenzbereitschaft. Jugendliche, die Defizite in 
der sozialen Informationsverarbeitung besitzen, haben Schwierig-
keiten, sich in die Motive und Gefühle anderer hineinzuverset-
zen. Es gibt psychologische Erklärungsansätze, in denen wegen 
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der zumindest bei einigen Jugendlichen vorhandenen Stabilität 
delinquenten Verhaltens auf die Wirkung von Hormonen, Schä-
digungen des Gehirns, auf Schwangerschafts- oder Geburtskom-
plikationen abgestellt wird (vgl. Baier 2010). Daneben hat in den 
letzten Jahren auch die Gehirnforschung selbst zum Verständnis 
der Ursachen von Gewalt beigetragen. Einschneidende Angst- 
und Stresserfahrungen zeitigen nicht nur Soforteffekte, sie kön-
nen auch die „Biologie“ des Gehirns langfristig verändern. Angst 
auslösende Situationen, was Menschen in Beziehungen erleben, 
manifestiert sich auch biologisch, in der Genaktivität und mitun-
ter sogar dauerhaft in der Erbsubstanz (vgl. Bauer 2007).

In der Zwischenzeit lassen sich eine Vielzahl von Bedin-
gungen für späteres gewalttätiges Verhalten aufzählen, wie die 
risikoerhöhenden oder -mildernden Bedingungen jedoch genau 
miteinander agieren, ist für viele Bereiche noch weitgehend un-
bekannt. Sind die Folgen sozial-kognitiver Defizite bei aggressi-
ven Kindern einerseits relativ gut erforscht, so ist man anderer-
seits bspw. im biologischen Bereich noch weit davon entfernt, 
konsistente und eindeutige Wirkmechanismen ableiten zu kön-
nen (vgl. Scheithauer/Rosenbach/Niebank 2012). Die Ergebnisse 
intensiver Forschungen erlauben mittlerweile jedoch recht stabi-
le Aussagen über Entwicklungsverläufe dissozialen Verhaltens. So 
kumulieren biologische Merkmale mit psychischen Prozessen zur 
Wahrnehmung der Lebensumwelt. Elterliches Erziehungsverhal-
ten kann das Risiko abpuffern oder verstärken. Deviante Jugend- 
gruppen, nachbarschaftliche oder Freizeitkontexte können Gele-
genheiten zum Erlernen dissozialen Verhaltens bieten. Eine solche 
Kumulation biologischer, psychologischer und sozialer Risikofak-
toren gilt in der Wissenschaft inzwischen als unumstritten (vgl. 
Abb. 1).
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Zu konstatieren ist: Gewalt hat vielfältige Ursachen und Bedin-
gungen, die wiederum vielfältig verknüpft sind und sich gegen-
seitig beeinflussen. Deshalb kann ihr monokausal, also mit „ein-
fachen Lösungen“, vielleicht auch von nur einem Akteur oder mit 
einem einzelnen „Projekt“, nicht begegnet werden; eine Erkennt-
nis, die dem Vorhaben Mea von Anfang an zugrunde liegt.

4.	 Das Konzept Mea

Im Juni 2005 war in einer Veranstaltung des Landespräventions-
rates Brandenburg das international überzeugende, mehrfach po-
sitiv evaluierte schulische Mehrebenenprogramm Anti-Bullying 
des Norwegischen Psychologen und Pädagogen Dan Olweus vor-
gestellt worden, das sich in „systemischer Sichtweise mit dem ge-
samten Mikrokosmos Schule befasst“ (Bannenberg 2010: 21). 
Seine große Wirksamkeit lässt sich auch theoretisch gut begrün-
den, denn „soziale Verantwortlichkeit ist das sich gegenseitig be-
einflussende Resultat äußerer Regel(durch)setzung und innerer 
Auseinandersetzung damit das zur Normverinnerlichung führt“ 
(Rössner 2004: 4). Nicht nur im Düsseldorfer Gutachten (2002) 
wurden dem Programm bei gesicherter empirischer Forschung 
sehr gute Effekte bescheinigt. Das Gutachten gab zudem die 
Empfehlung einer Übertragung des Programms, denn „es wird als 
sehr wichtig erachtet, dieses Thema an Schulen ernst zu nehmen 
und Gegenmaßnahmen anzustreben, […] da das soziale Klima 
an einer Schule viel mit kriminellem und antisozialem Verhalten 
zu tun hat. Maßnahmen wie diese [seien] daher empfehlenswert, 
um im Vorfeld von Kriminalität aktiv zu werden“ (Rössner/Ban-
nenberg/Coester 2002: 58; vgl. auch National Crime Prevention 
2002).
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4.1	 Nutzung bereits evaluierter Programme

Ein Programm mit großer präventiver Wirkung schien gefunden. 
Wenn Gewalt gesellschaftliche Ursachen hat und Gegenstand so-
zialer Lernprozesse ist, dann ist es zielführend, Handlungsoptio-
nen zu erlernen, um destruktive Gewalt zu reduzieren, Wege aus 
der Gewalt zu zeigen und Opfer, wenn es denn nicht anders geht, 
auch mit entschiedener Abwehr zu schützen. Wenn konsequent 
zu Ende gedacht wird, dass für die Entwicklung sozial-emotiona-
ler Kompetenzen Eltern, Pädagogen und Erzieher in der Kita eine 
gemeinsame Verantwortung tragen, ist mit Gewaltprävention so 
frühzeitig wie möglich zu beginnen und das neben dem Eltern-
haus zentral dort, wo die Kinder das erste Mal in einer größe-
ren sozialen Gemeinschaft leben, wie in der Kita. Ausgehend vom 
oben angeführten Modell der Kumulation der Risikofaktoren, die 
gerade in der Entwicklungsphase bis zum Jungerwachsenen re-
levant sind, belegt die Wissenschaft seit langem zur Ausprägung 
von Schutzfaktoren die unverzichtbare Notwendigkeit für eine 
frühzeitig beginnende, aufeinander aufbauende Entwicklungsför-
derung und Gewaltprävention (vgl. Scheithauer u. a. 2012).

Das Konzept Mit-Ein-Ander in Kita und Schule stellt sich 
diesem Anspruch. Im Wissen, dass es auf dem deutschen Markt 
noch einige andere sehr gute evaluierte Programme gibt, die den 
hohen Ansprüchen der Konzeptgestalter genügt hätten, wie z. B. 
„Papilio“ (vgl. dazu Mayer/Heim/Scheithauer 2012), entschieden 
sie sich für das evaluierte Programm „Effekt – Entwicklungs-
förderung in Familien: Eltern-Kinder-Training“ der Universität 
Erlangen-Nürnberg (vgl. Lösel/Klindworth-Mohr/Madl in die-
sem Band; Jaursch/Stemmler/Lösel u. a. 2008; Lösel/Jaursch/Be-
elmann u. a. 2007; Lösel/Beelmann/Stemmler 2006). Aufgrund 
der sehr schlechten Ergebnisbilanzen von Programmen, die allein 
auf Information und Aufklärung setzen, stehen dort wie auch bei 
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Papilio kognitiv-behaviorale und multimodale Programmansätze 
im Mittelpunkt der Arbeit (vgl. Beelmann 2006). Effekt® passt 
gut zu Anti-Bullying, lässt sich fast reibungslos mit diesem Pro-
gramm verknüpfen und erschien damals auch vor dem Hinter-
grund begrenzter Spielräume der Kommunen im Landkreis Ost-
prignitz-Ruppin gut durchführbar. Entscheidend für die Kon-
zeptgestalter war: Im Programm werden die sozial-emotionalen 
Kompetenzen von Kindern und deren Eltern gestärkt. Mit der 
Einbeziehung der Eltern ins Konzept im frühen Entwicklungssta-
dium ihrer Kinder soll auch von vornherein dem entgegengewirkt 
werden, dass mit fortschreitendem Schulbesuch des Kindes der 
Kontakt der Eltern zur Einrichtung ausdünnt. Zum Programm 
gehört deshalb die Förderung der elterlichen Erziehungskompe-
tenz. Eine strukturierte Reflexion über Erziehungssituationen be-
inhaltet auch Grundregeln positiver Erziehung, Grenzen setzen 
und die Stärkung des kindlichen Selbstvertrauens. Im Kinderkurs 
werden die Kinder befähigt, Gefühle wahrzunehmen und Gründe 
für das Verhalten anderer zu erkennen. Sie lernen die Folgen des 
eigenen Verhaltens einzuschätzen und Lösungen für Konflikte mit 
anderen Kindern zu entwickeln (vgl. Abb. 2).

Für die vom Konzept vorgesehene aufeinander aufbauende 
Entwicklungsförderung und Gewaltprävention wurde, wie bereits 
angeführt, das Programm Anti-Bullying ausgewählt. Das Beson-
dere an diesem Programm ist der Versuch, auf mehreren Ebenen 
der Schule in der Zusammenarbeit von Lehrern, Schülern sowie 
Eltern langfristige Maßnahmen zu planen und durchzuführen 
und dabei die schon vorhandenen positiven Einzelansätze der je-
weiligen Schule zu integrieren. Olweus formulierte einige grund-
sätzliche Prinzipien: Ein Schulklima geprägt von Wärme und An-
teilnahme, ein autoritatives (nicht autoritäres) Erziehungsmodell, 
gemeinsam erarbeitete verbindliche Normen und Regeln gegen-
über inakzeptablen Verhaltensweisen, die sofortige konsequente 
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Anwendung „nichtfeindlicher Strafen“ bei Regelverletzungen so-
wie Unterstützung und Schutz für Opfer.

Nach dem 2. Präventionstag des Landkreises Ostprignitz-
Ruppin im Herbst 2005, der unter dem Motto „Lebensraum 
Schule“ den kommunalen Anstoß gab, begann die konzeptionel-
le Arbeit eines interdisziplinären Prozessteams aus Mitarbeitern 
des Landkreises, des Instituts für Psychologie der Universität Er-
langen-Nürnberg, des Staatlichen Schulamtes Perleberg und des 
Polizeipräsidiums Potsdam. Auf der einen Seite waren konkrete 
Prozessschritte und Qualitätsstandards für die praktische Umset-
zung der beiden bewährten Präventionsprogramme sowie weiter-
gehende organisatorische Module zu beschreiben, die erstmals im 
Herbst 2009 mit einem Qualitätshandbuch als Handlungsleitfa-
den vorgestellt wurden. Vorteilhaft war, dass Schrittfolgen für die 
Implementierung sozusagen „nichtakademisch“, direkt von Erzie-
hern, Lehrkräften und anderen Praktikern bestimmt wurden. Ei-
ner anvisierten Verbindlichkeit in den Reaktionen der Erwachse-
nen, Kinder und Jugendlichen musste eine gewisse Verbindlich-
keit bei der Programmumsetzung vorausgehen. Beispielsweise war 
das Olweus-Programm für den deutschsprachigen Raum bis dato 
nicht operationalisiert worden. So wurde im Konzept ausführlich 
ein Standardverfahren für schulische Interventionen beschrieben. 
Oder es war das Problemlöseschema nach Effekt®, das Ich-kann-
Probleme-lösen (IKPL) im Alltag der Kita zu verankern. Ande-
rerseits war die Umsetzung zu begleiten, da insbesondere in den 
Schulen eine Vielzahl von Einzelprojekten und -maßnahmen be-
reits vorausgelaufen waren; eine Verunsicherung dort war allent-
halben zu spüren. Deshalb wurde eine Begleitung im Prozessteam 
immer wieder thematisiert und auf den Prüfstand gestellt, ausge-
hend von einem geradezu minimalistischen Ansatz an Ressour-
cen, gegenüber dem, was oftmals sonst für ein Projekt einer sol-
chen Größenordnung veranschlagt wird.
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Die Unsicherheit in Rechts- und Handlungsfragen in Be-
zug auf psychische und physische Gewalt war groß. In der erzie-
herischen und pädagogischen Praxis scheint es ebenfalls an ausrei-
chendem Wissen und dadurch bedingt an einer Aufgeschlossen-
heit gegenüber modernen Erkenntnissen insbesondere der Ent-
wicklungspsychologie zu mangeln. Und es waren Fragen zu einer 
abgestimmten, verbindlichen (Programm-)Kooperation, vorerst 
zwischen Kitas und Schulen, zu beantworten. In den teilnehmen-
den Einrichtungen gesammelte praktische Erfahrungen sowie 
die Prozessevaluation der Universität Greifswald, Lehrstuhl für 
Arbeits- und Organisationspsychologie (vgl. Bornewasser/Otte 
2013), haben kontinuierlich zur Verbesserung eines praxisgerech-
ten Umsetzungsprozesses beigetragen.

Von Anfang an zielt das Konzept Mea darauf ab, dass nicht 
nur die in den Einrichtungen vorhandenen Präventionsansätze 
einbezogen werden, sondern es auf die Situation der Einrichtung, 
insbesondere der Schule, angepasst sowie um weitere bewährte 
und empirisch abgesicherte Modelle, z. B. aus der „Grünen Liste 
Prävention“ des Landespräventionsrates Niedersachsen, nach 
den bereits vorliegenden DFK-Standards (vgl. Bannenberg/Beel-
mann/Böhm 2013a, 2013b; Scheithauer u. a. 2012) ergänzt wird. 
Eine umfangreiche Wirkungsevaluation wird dabei nicht jedem 
Bestreben von Entwicklungsförderung und Gewaltprävention in 
Kita und Schule zugrunde liegen (können). Um eine Wirksamkeit 
und Nachhaltigkeit auch einzelner Präventionsmaßnahmen zu er-
reichen, sollte jedoch „zumindest eine fundierte und nachvoll-
ziehbare Konzeptentwicklung im Sinne einer aufeinander bezo-
genen Beschreibung der Problemlage und Ausgangsbedingungen, 
der Ziele, der sich daraus ableitenden Maßnahmen und der zu 
erwartenden Wirkungen gegeben sein“ (Schubarth/Kopp/Kamm 
2012: 28; vgl. auch Haußmann/Yngborn 2010).
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4.2	 Organisationsentwicklung

Die Programmkooperation über Einrichtungsgrenzen hinweg, 
d. h. eine komplexe Verknüpfung von evaluierten Programmen 
und Präventionsansätzen mit Vorschriften und Handlungserfah-
rungen der Anwender, genügt allein nicht, wenn die Präventions-
anstrengungen in einer oder mehreren Einrichtungen über einen 
langen Zeitraum durchgehalten werden sollen, also nachhaltig 
sind. Der Erfolg selbst wird infrage gestellt, wenn die organisato-
rische Einbindung nicht stimmt. Das heißt, wenn das Programm 
für die Einrichtung oder die Problemstellung richtig gewählt ist, 
dann sollte sich auch die Organisation so entwickeln, dass es tat-
sächlich angenommen wird und seine Wirkung entfalten kann. 
Oftmals greifen präventive Ansätze zu kurz, weil die Maßnahmen 
nur auf bestimmte Zielgruppen ausgerichtet sind und Fragen zur 
Unterstützungslandschaft nicht weiter nachgegangen wird. Be-
reits realisierte Kooperationen mit Dritten sollten gestärkt und 
ggf. verbindlich gestaltet werden. Der Schulleitung kommt da-
bei eine herausragende Bedeutung zu, denn ohne ein zusammen-
hängendes Konzept und eine klare Übereinkunft der Lehrer, be-
stimmte Verhaltensweisen an der Schule grundsätzlich nicht zu 
dulden und mit klar definierten Konsequenzen auf Übertretun-
gen zu reagieren, laufen isolierte Aktivitäten von Einzelnen ins 
Leere. Dazu gehört auch deren Reflexion über ihr Verhalten ge-
genüber den Schülern (vgl. Poelchau 2004).

Von der Ministerpräsidentenkonferenz der Länder initiiert, 
wurde unter Federführung des Deutschen Jugendinstituts im Jahre 
2006 ein Bericht über den aktuellen Stand der Fachpraxis bei der 
Gewaltprävention vorgelegt. Und tatsächlich – auch die breit ge-
streuten Erfahrungen aus der gesamten Bundesrepublik Deutsch-
land besagen: „Nur wenn Gewaltprävention zu einem integralen 
Bestandteil der jeweiligen Organisationsentwicklung geworden 
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ist, haben Fachkräfte die Chance, eine nachhaltige pädagogisch 
ausgerichtete Grundhaltung in ihrem Umgang mit gewaltberei-
ten bzw. gewalttätigen Kindern und Jugendlichen einzunehmen, 
durchzuhalten und umzusetzen. Weil Gewalt im Aufwachsen von 
Kindern und Jugendlichen eine alltägliche Erfahrung ist, muss 
[…] Gewaltprävention […] deshalb zu einer selbstverständlichen 
Aufgabe werden“ (Heitkötter/Holthusen/Laux 2007: 291).

Das deckt sich mit den Erfahrungen im Konzept Mea. 
Der Lerneffekt der Organisationen Kita und Schule ist das Ent-
scheidende, um ein Klima zu erzeugen, in dem sensibel und ver-
trauensvoll und unmittelbar auf Abweichungen vom erwünsch-
ten Zustand reagiert werden kann, durch die Lehrkräfte, Erzie-
her, Kinder, Jugendliche und Eltern. Evaluierte Programme der 
Gewaltprävention unterstützen professionelles Handeln, erzeu-
gen sozusagen eine „Gewaltresilienz“ der Einrichtung, die erhal-
ten bleibt, wenn die Programmvorgaben Alltag geworden sind. Es 
geht also um eine rechtzeitige Einflussnahme auf soziale Verhält-
nisse in der Kita und in der Schule. Dafür scheint die Sensibilität 
zu wachsen, wie regelmäßige Anfragen zum Konzept bei den Ko-
operationspartnern oder deren Geschäftsstelle belegen. Zuwarten, 
bis gehandelt werden muss, ist der allemal schlechtere Weg, zumal 
wenn es um die Sozialisation der Kinder und Jugendlichen geht. 
Ein Ruf nach Prävention, wenn es nur noch darum geht, den 
„Ordnungszustand“ wieder herzustellen, z. B. auf dem Schulhof, 
im Schulgebäude oder im Klassenzimmer, erfolgt zu spät. Prä-
vention und Intervention lassen sich nicht trennscharf auseinan-
der halten, was mit dem Ziel einer Entwicklungsförderung auch 
nicht angebracht wäre. Mea gibt deshalb an vielerlei Stellen auch 
Hinweise zur Intervention. Das eigentliche Ziel des Konzepts ist 
jedoch über die Gestaltung organisatorischer Abläufe, den Pro-
grammvorgaben folgend, in den Einrichtungen, die es anwenden, 
nicht nur Handlungssicherheit zu erzeugen, sondern allmählich 
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auch eine Haltungsänderung und darüber wiederum die Verän-
derung des Handeln im o. a. Sinne zu beeinflussen.

Ein gestalteter Übergang ist für aufeinander aufbauende Prä-
ventionsprogramme unverzichtbar. Deshalb ist dieser Schritt von 
den Praktikern im Prozessteam sehr intensiv diskutiert worden. Zur 
Wahrnehmung gemeinsamer Bildungsverantwortung in Kinderta-
gesbetreuung und Grundschule wurde unter Federführung des Lan-
desinstituts für Schule und Medien Berlin-Brandenburg (LISUM) 
ein gemeinsamer Orientierungsrahmen (GOrBiKs) geschaffen (vgl. 
MBJS 2010). Für Einrichtungen, die das Konzept Mit-Ein-Ander 
umsetzen, sollte dieser Rahmen selbstverständliche Arbeitsgrundla-
ge sein. Die Beachtung einiger ergänzender Qualitätshinweise er-
schien jedoch für eine optimale Programmwirkung in den aufein-
ander folgenden Einrichtungen als hilfreich.

Organisationsentwicklung heißt auch, dass ein Konzept 
unter Berücksichtigung neuer Forschungsergebnisse angepasst 
wird. Das Programm „fairplayer.manual“, das insbesondere in den 
Klassenstufen 7 bis 9 die Etablierung von gegenseitigem Respekt 
und Zivilcourage fördert (vgl. dazu Scheithauer/Dele Bull 2008) 
oder die Ergebnisse des Forschungsprojekts „Networks Against 
School Shootings“ (Netwass) korrespondieren gut mit dem 
Konzept Mit-Ein-Ander (vgl. dazu Scheithauer/Leuschner/Net-
wass Research Group 2014; Sommer/Fiedler/Leuschner u. a. 
2012). Deshalb bestehen seit längerem enge Kontakte zum Ar-
beitsbereich angewandte Entwicklungswissenschaften und Ent- 
wicklungspsychologie der Freien Universität Berlin. Die Unfall-
kasse Brandenburg unterstützt als Kooperationspartner einen 
mehrjährigen Test des „Dynamischen Risiko Analyse Systems“ 
(DyRiAS) zur Unterstützung der Früherkennung psycho- 
sozialer Störungen (Amokprävention) im Bereich des Staatlichen 
Schulamtes Perleberg (vgl. Hoffmann/Roshdi/Allwinn 2013). 
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Auch das ist ein Ansatz, um Pädagogen handlungssicherer wer-
den zu lassen.

Neben einer Vielzahl von Hinweisen zur Implementie-
rung der Programme, zu Entscheidungen der Schulkonferenzen 
oder der Kitaausschüsse, zu Kooperationen, zum Umgang mit 
den Schulischen Notfallplänen und zum Datenschutz enthält 
das Konzept auch einen Teil, der sich mit der Qualitätssicherung 
und -überprüfung beschäftigt. Nicht unerwähnt bleiben soll, dass 
bereits jeder einzelne Prozessschritt selbst notwendige Qualitäts-
merkmale enthält. Bei der Erziehung ebenso wie bei erfolgreicher 
Gewaltprävention sind aufeinander aufbauende, abgestimmte, 
langjährige Prozesse in guter Qualität zu gestalten. Es gilt: „Nur 
wenn sich die Führung klar und unmissverständlich für Qualität 
entscheidet und diese Entscheidung durch entsprechendes Han-
deln untermauert“ (Hummel/Malorny 1997: 17), verspricht auch 
die Anwendung evaluierter Programme sowie diverser im Kon-
zept dargestellter Module und Maßnahmen, die manchmal nur 
eine Stützleistung erbringen, eine nachhaltige Wirkung.

5.	 Entwicklung von Präventionslandschaften

Bei der Entwicklung des Konzepts Mea reifte schnell die Erkennt-
nis, dass eine evidenzbasierte Maßnahme oder ein Programm, mag 
die Wirkung auch noch so gut empirisch belegt sein, allein nicht 
ausreichen, alle Zielgruppen und Problemfelder abzudecken. Auch 
liegt die Tatsache auf der Hand, dass Gewaltprävention und Ent-
wicklungsförderung oder einfacher ausgedrückt, die Gestaltung 
des Sozialklimas nicht gelingen können, wenn diese Aufgaben auf 
einzelne engagierte Lehr- oder Erziehungskräfte delegiert bleiben. 
Auf das Konzept angewandt bedeutet dies: Präventionsmaßnah-
men laufen dauerhaft ins Leere, wenn sie auf einen Anwender be-
schränkt bleiben, ohne die Peripherie mit einzubeziehen.
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5.1	 Von der Hierarchie zur Netzwerkarbeit

Ein dafür tragendes Verständnis musste selbst in den mitwirken-
den Behörden und Einrichtungen erst noch Raum greifen. Das 
begründet sich z. T. in scheinbar schwer zu überwindenden Um-
setzungsbarrieren der vielerorts gelobten Idee. Das Konzept Mea 
scheint ein weiteres Beispiel dafür zu sein, dass die Erkenntnisse 
der Sozialwissenschaften oder die Proklamationen zentraler Akteu-
re der Bundesrepublik, wie z. B. des Deutschen Jugendinstitutes, 
Entscheidungsträgern nur langsam zugänglich sind. Gegen eine 
von dort sehr deutlich geforderte Organisationsentwicklung als 
Voraussetzung für gelingende Gewaltprävention und eine Gestal-
tung des Sozialklimas sowie als „Lernmodell“ für anstehende wei-
tere Herausforderungen gab und gibt es viele Hindernisse: Man-
gelndes Wissen über moderne Erkenntnisse der Entwicklungspsy-
chologie, über die Organisationsentwicklung, insbesondere von 
Schulen, nicht ausreichende Begleitung für die Umsetzung aber 
auch tatsächliche oder vorgeschobene Personalengpässe in den 
Einrichtungen. Eine der zentralen Barrieren für das Konzept Mit-
Ein-Ander in Kita und Schule scheint jedoch zu sein, dass im Un-
terschied zu einer Vielzahl von kurzlebigen Projekten das Konzept 
stringent auf eine Haltungsänderung von allen beteiligten Erwach-
senen sowie die Stärkung ihrer Handlungskompetenzen abzielt. 
Mit dem Konzept werden eben keine Probleme oder Schwierig-
keiten der Einrichtung, die sich entwickeln sollen, abgenommen.

Neben den Partnern, die das Vorhaben begründet haben 
und bereits 2008 einer erste Kooperation schriftlich vereinbarten, 
traten im Laufe des Prozesses der Kooperation noch das Lisum, das 
Deutsche Rote Kreuz (Drk), Kreisverband Ostprignitz-Ruppin 
e. V., das Landesinstitut für Lehrerbildung sowie die Unfallkasse 
Brandenburg bei. Das heutige Kooperationsnetzwerk zum Kon-
zept Mea ist eines der Beispiele dafür, wie es trotz aller Hürden 
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gelingen kann, zentrale und lokale Kompetenzen zu verknüpfen 
sowie Verantwortung und Ressourcen unterschiedlicher Hierar-
chien, von ihrer Arbeitsaufgabe als auch der territorialen Zustän-
digkeit her unterschiedlichen Perspektiven und Bindungen, auf 
ein gemeinsames Ziel hin zu vernetzen. Dem Netzwerk und seiner 
Geschäftsstelle gelang es darüber hinaus enge Kontakte zum Dfk 
mit vielen Vertretern der deutschen Wissenschaft sowie mit „best-
practice“ Akteuren der deutschen Präventionspraxis und auch ei-
ner politischen Stiftung zu knüpfen. Die Vielfalt der Akteure er-
wies sich jedoch nicht als Nachteil, sondern als Grundlage für die 
Erschließung von Synergien. Die Kooperationspartner sind sehr 
gut in der Breite aufgestellt, um im Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
und ggf. darüber hinaus das Konzept umfassend unterstützen zu 
können bzw. Rahmenbedingungen und Ressourcen in Landesbe-
hörden und Einrichtungen zu erschließen.

Nach nationalen und internationalen Erfahrungen sollen 
Vorhaben der Basis mit solchen der politisch-strategischen Ebene 
verzahnt sein. Es wird oft beklagt, dass eine effektive Zusammen-
arbeit durch Konflikte und Konkurrenzverhältnisse gestört wird 
– „top down versus bottom up“ (vgl. Marks 2012). Aus kommu-
naler Perspektive ist es bspw. in Brandenburg kaum nachzuvoll-
ziehen, dass gleichwertige evidenzbasierte Programme nicht ein-
heitlich zentral gefördert werden.

Von den ersten Schritten der Konzeptentwicklung und 
-umsetzung an beeinflusste die sensible, immer wieder den Um-
weltbedingungen und Ressourcen angepasste Steuerung der Initia-
tive der Kooperationspartner entscheidend den Erfolg des Vorha-
bens, mit dem die Kooperationspartner für Brandenburg Neuland 
betraten. Durch die Mitglieder des Prozessteams bzw. der Steuer-
gruppe des Kooperationsnetzwerks, die Geschäftsstelle beim Land-
kreis, Sicherheits- und Präventionsberater, das Projektmanagement 
der Polizei für deren Verantwortungsteil und teilweise Kommunen 
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erfolgte eine Koordination der Anstrengungen der Kooperations-
partner und der Konzeptanwender. Für die Zukunft wurde eine 
Koordinierung im Bericht der Universität Greifswald zur Prozes-
sevaluation als so wichtig charakterisiert, dass diese sogar noch 
weitaus robuster auszugestalten sei (vgl. Bornewasser/Otte 2013). 
Aber auch die Organisation einer regelrechten Lobbyarbeit für 
evidenzbasierte Gewaltprävention auf der Grundlage aufeinander 
aufbauender Konzepte bei der Politik verschiedener Ebenen, Glie-
derungen der Verwaltung, Verbänden und Trägern sowie der Auf-
bau und die Pflege von Kontakten zu den Gremien der Präventi-
on, zu relevanten wissenschaftlichen Instituten, zu Einrichtungen, 
die ebenfalls eine Qualifizierung der Gewaltprävention anstreben, 
führte zur Stärkung des Netzwerks. Ohne die vielen persönlichen 
Kontakte zu Wissenschaftlern, wäre das Vorhaben nicht so weit 
voran gekommen.

Ausgehend vom Evaluationsbericht, nach dem das Vorha-
ben richtungsweisend ist, wird die Kooperationsvereinbarung der 
nunmehr acht Partner fortgeschrieben. Beschrieb die Vereinbarung 
von 2008 sehr stark die Absicht bzgl. der Konzeptbeschreibung 
und der Umsetzungserprobung gemeinsam zu handeln, erfordern 
die Vorhaben der Partner nunmehr eine enge synergische Koope-
ration. Einige wenige Beispiele sollen an dieser Stelle genügen: Be-
teiligte sich die Unfallkasse Brandenburg gemeinsam mit anderen 
nicht unerheblich auch an Mitteln für die Öffentlichkeitsarbeit 
zum Konzept, war ihr noch wichtiger, die Schulen und Kitas in ih-
ren Seminaren mit dem Konzept bekannt zu machen. Verständlich 
ist das vor dem Hintergrund der erheblichen Kosten für die Nach-
sorge eines einzelnen Amoklaufes oder aufgrund der Folgen einer 
Vielzahl der Unfallkasse gemeldeten „Raufunfälle“. Zum Vergleich: 
Allein die Unfallkasse Thüringen wendete bis Ende 2013 für die 
Bewältigung der Folgen des Amoklaufes am Erfurter Gutenberg-
Gymnasium rund 6 Mio. Euro an Entschädigungsleistungen auf 
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(vgl. Müller 2014). Auch deshalb wirbt sie als Träger der Gesetz-
lichen Unfallversicherung in ihrer Gremienarbeit auf Landesebe-
ne künftig noch stärker als bisher für eine frühzeitig beginnen-
de, aufeinander aufbauende Entwicklungsförderung von Kindern 
und Jugendlichen und eine Gewaltprävention auf der Grundlage 
evidenzbasierter Programme am Beispiel des Konzepts Mea. Seit 
längerer Zeit informiert das Landesinstitut für Lehrerbildung mit 
Unterstützung von Partnern Lehramtskandidaten über das Kon-
zept Mea als wissenschaftlich evaluiertes Praxisbeispiel. Nunmehr 
wird das Thema „Gewaltprävention“ als Teil von Schulentwick-
lung auf der Grundlage der Prinzipien des Konzepts Mea in deren 
Ausbildung regulär aufgenommen. Es ist zu erwarten, dass lang-
fristig positive Effekte auch dadurch eintreten, dass junge Lehrer 
mit Vorstellungen zu einer Entwicklung des Sozialklimas auf der 
Grundlage evidenzbasierter Programme an ihre Schule kommen. 
Das Lisum unterstützt diese Bestrebungen im Rahmen der Modu-
laren Qualifizierung von Beratern im Beratungs- und Unterstüt-
zungssystem Schule und Schulaufsicht (Buss).

In einer Unterarbeitsgruppe des Prozessteams wurde von 
Vertretern des Staatlichen Schulamtes Perleberg und der Justiz 
des Landes Brandenburg das Schulungsmaterial zur Rechts- und 
Handlungssicherheit für das Konzept erarbeitet. Zur weiteren 
Stärkung der Handlungs- und Rechtssicherheit des Personals an 
Schulen und Kitas erscheint eine permanente Fortschreibung des 
Handlungskatalogs geboten. Die Bildung einer ständigen Arbeits-
gruppe Rechtssicherheit für Bildung und Erziehung aus dem ehe-
mals bereits beteiligten Personenkreis wurde deshalb von der Ge-
schäftsstelle angeregt.

Ein Vertrag über Sponsoring zwischen dem Staatlichen Schul-
amt Perleberg und dem DRK, Kreisverband Ostprignitz-Ruppin, 
ist ein Signal an Vertreter der Wirtschaft und Unternehmen und 
bietet ihnen die Möglichkeit, einmal mehr ihre Verantwortung bei 
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der Gewaltprävention sowie für eine gedeihliche Sozialisation jun-
ger Menschen wahrzunehmen.

Mit einer anfangs eher informellen und zunehmend bewus-
steren Gestaltung eines sozialen Netzwerks gelang es den Partnern, 
ihre Hierarchien synergisch zu verknüpfen und Teilaufgaben auf 
ein gemeinsames Ziel hin auszurichten. Eine Erfahrung ist, dass 
auch Netzwerke mit sozialen Zielen eine gewisse Resilienz gegen 
Einflüsse von außen entwickeln, z. B. gegen den in der Prävention 
immer wieder auftretenden Ressourcenmangel oder anderweiti-
ge Zielstellungen des Netzwerks beeinträchtigende Bedingungen. 
Wie ein roter Faden zog sich durch die Arbeit zum Konzept Mea 
die Frage, wie sich dessen Erfahrungen, dessen Geist auf soziale 
Netzwerke aus Kita und Schule, die sich evidenzbasierter Gewalt-
prävention verschrieben haben, übertragen, ja wie sich dadurch 
die Nachhaltigkeit präventiver Anstrengungen gewährleisten las-
sen kann.

5.2	 Räume einer gelingenden Sozialisation

5.2.1	 Sozialräume

Gesamtgesellschaftliche Bemühungen zur (Gewalt-)Prävention 
finden im kommunalen Raum statt. Dabei scheint es so, als ob 
ähnlich wie bei der gesamtgesellschaftlichen Verantwortung für 
die (Gewalt-)Prävention auch die Vorstellungen zum Raum, in 
dem sie stattfindet, eine gewisse Elastizität besitzt. Ist mit „lo-
kal“ noch ziemlich klar „örtlich“ gemeint, erscheint bereits die 
sprachliche Abgrenzung der Begrifflichkeiten „territorial“ oder 
„regional“ schwer (vgl. Göschel 1968). Der analysierte Raum ei-
ner Kriminologischen Regionalanalyse ist oft ein Stadtteil. Gewalt 
findet im sozialen Nahraum statt. „Entscheidender Ansatzpunkt 
für Bildungsprozesse ist der lokale Raum“ (Deutscher Verein für 
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öffentliche und private Fürsorge e. V. 2007: 7), was in einem Dis-
kussionspapier des Deutschen Vereins zum Aufbau kommunaler 
Bildungslandschaften festgestellt wird. Und weiter: Im kommu-
nalen Raum soll „ein kohärentes Gesamtsystem von Bildung, Er-
ziehung und Betreuung Realität“ werden. Und weil das sinnvoll 
ist, in manchem ländlichen Raum ist die Schule bereits heute 
so etwas wie ein „Kultursetter“, wird in Brandenburg seit länge-
rem die Idee einer kommunalen Verantwortung für lokale Bil-
dungslandschaften verfolgt (vgl. Landeskooperationsstelle Schule- 
Jugendhilfe 2009). Bildung war stets mehr als die Kumulation 
von Wissen, weshalb im Landkreis Ostprignitz-Ruppin eine kom-
munale Verantwortung für Bildung und Erziehung gesehen wird.

Nicht nur in Brandenburg wird die Diskussion über die Er-
fordernisse der UN-Behindertenrechtskonvention leidenschaftlich 
geführt. Aus gutem Grund ist auch in Deutschland die Inklusion 
Aufgabe der ganzen Gesellschaft. „Fast 20 % der Kinder und Ju-
gendlichen weisen klinisch bedeutsame Erlebens- und Verhalten-
sprobleme auf, bei etwa 10 % handelt es sich um Störungen des 
Sozialverhaltens. Leichtere und oft temporäre Verhaltensprobleme 
sind noch häufiger. Der Kinder- und Jugend-Gesundheitssurvey 
des Robert-Koch-Instituts berichtet sogar eine Prävalenzrate von 
3 %. [...] Bei diesen jungen Menschen kumulieren oft vielfältige 
bio-psycho-soziale Risikofaktoren“ (Lösel 2008: 44). Es liegt auf 
der Hand, dass es allein der Schule, selbst im Verbund mit der Kita, 
nicht gelingen kann, Gesundheits-, Entwicklungsförderung und 
Prävention zu leisten, letztlich einer Kumulation von Risikofakto-
ren eine Kumulation von Schutzfaktoren bei den jungen Menschen 
entgegenzusetzen, die einer Förderung im besonderen Maße bedür-
fen. Deshalb forderte auch das Expertenforum Gesundheit Berlin-
Brandenburg 2012 in Potsdam zu einer ressourcenbündelnden,  
intersektoralen Zusammenarbeit auf (vgl. Reimann 2012).
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Ist unter diesen Gesichtspunkten die alleinige Perspek- 
tive eines kommunalen Raumes, also die politisch-adminis- 
trative Perspektive ausreichend, wenn man soziale Ressourcen 
im Raum um Kita und Schule und deren Verknüpfung be-
trachtet? Viele dieser Ressourcen unterstützen die Heraus- 
bildung von Schutzfaktoren oder minimieren einfach Entwick- 
lungsrisiken (vgl. Scheithauer 2012; Beelmann/Raabe 2007). 
Sollten in einer sozialräumlichen Perspektive territoriale Einhei-
ten, oder nicht vielmehr Handlungsräume von sozialen Akteu-
ren in den Blick genommen werden (vgl. Mack 2012)? Und was 
für gelingende Bildungslandschaften gilt, kann das nicht auch für 
wirksame und nachhaltige Präventionslandschaften gelten? Nach 
Reutlinger (2009) ist Raum nicht als a priori Tatsache gegeben, 
sondern besteht in den Beziehungen von Phänomenen zueinan-
der, als „Relationen von Verknüpfungen“ (vgl. Löw 2009). Sollen 
also verknüpften Risiken bei der Entwicklung miteinander ver-
bundene Schutzfaktoren entgegengesetzt werden, scheint das Bild 
von Räumen „als ständig (re-)produzierte Gewebe sozialer Prak-
tiken“ auch für die Gewaltprävention als „Räume einer gelingen-
den Sozialisation“ brauchbar (Kessl/Reutlinger 2007: 41ff).

Für die Beschreibung von Situation und Angebot an sozi-
alen (meist entwicklungsfördernden) Leistungen erschienen dem 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin Sozialräume (ehemalige Altkreise) 
angemessen. Tiefergehende Überlegungen zur Verknüpfung der 
verschiedensten Präventionsanstrengungen zur Unterstützung der 
Sozialisation von Kindern und Jugendlichen wurden bereits 2007 
angestellt. Es wurde auch anhand von Grafiken diskutiert, dem 
zeitlichen Entwicklungsstand von Kindern und Jugendlichen ent-
sprechende Präventionsvorhaben gegenüberzustellen und ggf. 
miteinander zu verknüpfen. Damit sollte die Entwicklungsför-
derung im Landkreis optimal aufeinander abgestimmt werden. 
Den Überlegungen zugrunde lagen Modelle der Kumulation von 
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Entwicklungsrisiken (vgl. o. g. und Abb. 1). Einer ähnlichen Grafik 
bediente sich auch die Landeskooperationsstelle Schule-Jugend-
hilfe (2009) bei der Beschreibung von formellen, informellen 
und nichtformellen Lernorten im Lebensalter. Allerdings wurde 
bei den beschriebenen Überlegungen im Landkreis eine konse-
quent sozialräumliche Perspektive von Handlungsräumen sozialer 
Akteure, bspw. aus dem Blickwinkel von Kita und Schule, und 
deren notwendige Vernetzung nicht konsequent eingenommen. 
Es überwog die Gegenüberstellung territorial verorteter (Sozial-) 
Leistungserbringer, was eine tatsächliche Verknüpfung erschwerte.

Wie auf der einen Seite Gewalt erlernt werden kann, kön-
nen auf der anderen Seite auch das klare Entgegentreten gegen 
menschenfeindliche Gewalt und konstruktive Konfliktlösemög-
lichkeiten angeeignet werden. Diese werden in der sozialen Situa-
tion, im sozialen Umfeld – auch in der Schule – erlangt. Das ist, 
und das sollte nicht nur jeden Akteur bei der Gewaltprävention 
optimistisch stimmen, in der neuronalen Struktur des Gehirns des 
Menschen so angelegt. Die Entwicklung fairen und empathischen 
Verhaltens erfordert jedoch ein Klima der Gewalt- und Angstfrei-
heit, eine zugewandte Atmosphäre und gemeinsame menschliche 
Räume (vgl. Rössner 2012). Mit den notwendigen sozialen Res-
sourcen soll eine positive Spirale, entgegengesetzt der Gewalt, in 
Gang kommen.

Bei der Betrachtung solcher gemeinsamer Räume in Ost-
prignitz-Ruppin, in Brandenburg und wahrscheinlich auch an-
derswo sind die vielfältigen sozialen Ressourcen im kommuna-
len Raum (vgl. Abb. 3) augenfällig. Diese Grafik wurde auf der 
Grundlage der umfangreichen Erfahrungen aus der Landkreis- 
und Kommunalverwaltung in Ostprignitz-Ruppin erarbeitet. Die 
Übersicht zeigt mögliche Ressourcen, ggf. deren sinnvolle Ver-
knüpfung und geht bereits auch auf eine ergänzende evidenzba-
sierte Vielfalt in Kita und Schule ein. Bei der Betrachtung kann 
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vielleicht schnell die Überlegung entstehen: Es ist doch alles vor-
handen. Gibt es hier überhaupt Veränderungsbedarf? Mitnichten! 
Hinterfragt man tiefer, besteht über viele der Angebote oft kei-
ne genaue Kenntnis und schon gar nicht über die Wechselwir-
kungen, vielleicht auch unerwünschte, der konkreten Leistungen. 
Und wie bei der Infrastruktur einer Gesellschaft Straßen, Schie-
nen- und Wasserwege geradezu unverzichtbar sind, spielt die Ver-
knüpfung sozialer Angebote eine entscheidende Rolle.

Im Modell (vgl. dazu Abb. 1; Scheithauer/Rosenbach/Nie-
bank 201; Lösel/Jaursch/Beelmann u. a. 2007; Beelmann/Raabe 
2007) fällt das Multi-Problem Milieu (u. a. desintegrierte Nach-
barschaften) sofort ins Auge. Hier können integrierte Quartierent-
wicklungsansätze, unter Einbeziehung von Wohnungsbaugesell-
schaften nicht nur ein schönes Wohnumfeld anstreben, sondern 
auch die Konzentration sozialer Probleme entzerren sowie Ent-
wicklungsrisiken minimieren. Das ein solcherart Wohnumfeld, 
laut Konzept Mea „Schulumfeld im weiteren Sinne“, die Bemü-
hungen von Schulen, Elternhäusern und Kitas unterstützt, liegt 
auf der Hand. Quartiermanagement kann aber weitaus mehr (vgl. 
Kober/Kahl 2012), worauf am Schluss noch eingegangen wird. 
Die Angebote der polizeilichen Prävention oder des Netzwerks 
„Gesunde Kinder“ von Kinderärzten mögen relativ klar sein. Bei 
einer Vielzahl von Trägern, bspw. in einem Mehrgenerationen-
haus, wird es schon schwieriger sein, sich die Leistungen und ihre 
Wirkungen im Detail zu erschließen. An dieser Stelle noch ein-
mal ausdrücklich: Das Engagement des Personals freier Träger ist 
enorm und geht oft über den bezahlten Vereinbarungsrahmen 
hinaus. Wenn jedoch am Rande einer Veranstaltung auf durch-
aus schlüssige Überlegungen hin von Trägerseite geäußert wird, 
dass das jetzt auf dem Rücken der Träger ausgetragen werden soll 
– sollte das zu denken geben. Eine Einbeziehung der Beratungs-
leistung einer insofern erfahrenen Fachkraft oder von Fachstellen 
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des Jugendamtes im Rahmen des Fallmanagements einer Schule 
erfolgt vielfach zu spät. Und oft fehlt es nur an der verbindlichen 
Abstimmung, nicht am guten Willen auf den beteiligten Seiten. 
Aber am Ende erhält die Schule die Unterstützung nicht in der 
Qualität, in der sie tatsächlich benötigt wird.

Ähnlich verhält es sich mit der Zusammenarbeit zwischen 
Polizei und Schule. Wenn ein Ansprechpartner der Polizei für 
die Schule, i. d. R. ein Revierpolizist, wie schon vorgekommen, 
von einem Klassenleiter gerufen wird, weil ein offensichtlich er-
zieherisches Problem vorliegt und eine solche Unterstützung im 
Zusammenhang die einzige Maßnahme bleibt, stellt dieser seine 
pädagogische Autorität zumindest in Teilen selbst in Frage. Eine 
erforderliche informelle Sozialkontrolle scheint infolge des sozi-
alen Wandels vielleicht schwieriger geworden zu sein. Doch „die 
Polizei kann wegen ihrer besonderen Stellung als hoheitliche Or-
ganisation die Einhaltung von Umgangsformen [...] nur unter-
stützend und im Einklang mit den Schulen beeinflussen“ (Wolke 
2006: 165). Mangelnde Konsequenz von Lehrkräften, wie immer 
wieder von Grundschülern beklagt, kann das Handeln eines noch 
so engagierten Revierpolizisten nicht ersetzen. Hinter einigen der 
beispielhaft aufgezählten Ressourcen in der Abbildung, die keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, verbirgt sich in größerem 
Ausmaß auch ehrenamtliches Engagement als Teil des Sozialka-
pitals eines lokalen Raumes (vgl. Hermann 2006). Ist dieses nur 
einfach vorhanden oder können damit zielgerichtet andere Be-
strebungen zur Minimierung von Entwicklungsrisiken verstärkt 
werden?
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5.2.2	Soziale Netzwerke

Es erscheint also durchaus sinnvoll, sich den sozialräumlichen 
Ressourcen und insbesondere ihren vorhandenen oder abwesen-
den, aber dennoch sinnvollen, Verknüpfungen genauer zuzuwen-
den. Nicht von ungefähr wird der Begriff der Landschaft ange-
strebt, geht es um das Gestalten von Sozialräumen: „[…] eine 
Grundidee, sage ich, soll dem Ganzen unterliegen, kein verworre-
nes Arbeiten aufs Gerathewohl stattfinden […] aber damit verlan-
ge ich doch keineswegs, dass auch schon im Voraus der ganz ge-
naue Plan der Ausführung bis in jedes Detail entworfen, und dar-
an streng gehalten werde“ (Pückler-Muskau 1834: 18). Liest man 
dort weiter, wird man vom brandenburgischen Landschaftsexper-
ten Pückler-Muskau auch noch Anregungen zur Nutzung von 
Ressourcen erhalten. Soziale Prozesse sind zutiefst natürliche. Die 
Gestaltung sozialer Interaktion, eine Verknüpfung von Leistun-
gen bei der Entwicklungsförderung von Kindern und Jugendli-
chen bedarf eines langen Atems. Und wie bei der Gestaltung eines 
Landschaftsgartens sind dabei hohe Flexibilität, Kreativität und 
eine permanente Anpassung an sich verändernde Bedingungen er-
forderlich. Hierarchien dürfte das aus ihrer politisch-administrati-
ven Perspektive heraus oftmals schwer fallen.

Die Entstehung von Gewaltkriminalität unterliegt kom-
plexen Entwicklungsprozessen auf unterschiedlichen Ebenen und 
zu unterschiedlichen Entwicklungszeitpunkten. Es gibt einerseits 
keine einfachen Ursachenerklärungen, aber andererseits vielfältige 
Möglichkeiten der Prävention auf unterschiedlichen Ebenen und zu 
verschiedenen Entwicklungszeitpunkten. In kommunalen Räumen 
sind vielfältige Ressourcen dafür vorhanden. Ein gut vernetztes Prä-
ventionsmodell kann die Antwort des Sozialraumes auf komplexe 
Entstehungsbedingungen von Gewalt sein (vgl. Beelmann 2012). 
Eine Vernetzung der Einrichtungen ist im Konzept Mea bereits 
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angelegt. Nach diesem bestimmen bspw. die Schul- oder Kitaleitung, 
besser kleine cross-funktionale Steuergruppen (Anti-Bullying-/ 
Krisenteams), die Art und die Qualität verbindlicher Beziehungen 
zur Kommune, zum Träger oder zu Fachstellen, wie z. B. dem Ju-
gendamt (vgl. Abb. 3). Ganz gleich, ob Lösungen für den Schul-
hof gefragt sind, damit vielleicht eine Aufsicht besser erfolgen kann 
oder zu anderen Problemlagen, sollen diese partnerschaftlich ge-
funden und unmittelbar umgesetzt werden. Ganz besonders deut-
lich wird das beim Erkennen psycho-sozialer Störungen und damit 
auch der Prävention von schwerer zielgerichteter Schulgewalt. Be-
reits die Kita, aber auch die Grund- und insbesondere die Ober-
schule und das Gymnasium müssen sich in die Lage versetzen, An-
zeichen dafür frühzeitig wahrzunehmen, gemeinsam mit Partnern 
im Fallmanagement richtig zu werten und professionell zu handeln. 
Hier ist eine dauerhafte und im Einzelfall, wie im Konzept be-
schrieben, frühzeitige Kooperation mit Fachstellen gefragt, im Falle 
des Jugendamtes noch weit vor dessen „klassischer“ Zuständigkeit.

Im November 2013 wurde in Kyritz, Brandenburg durch 
die Kooperationspartner erstmalig eine Regionalkonferenz unter 
dem Motto „Gewaltprävention in Kita und Schule: Mit-Ein-An-
der in Netzwerken“ durchgeführt. In ihr wurde über die Ent-
wicklungsförderung von Kindern und Jugendlichen in Netzwer-
ken auf der Grundlage evidenzbasierter Programme reflektiert. So 
konnte im Workshop für interessierte Einrichtungen der Stadt 
Kyritz einerseits schnell herausgearbeitet werden, dass sich die Ki-
tas seit langem in einem einheitlichen Prozess von Bildung und 
Entwicklungsförderung mit den Schulen sehen, sogar ihre Einbe-
ziehung vermissen würden. Andererseits wurde klar, dass bei der 
Betrachtung solcher Prozesse nicht an der Gemeinde-, hier Stadt-
grenze, halt gemacht werden darf. Die Gemeinde Gumtow, Land-
kreis Prignitz, gehöre aufgrund der Nähe ihrer Einrichtungen in 
ein künftiges Netzwerk.
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Nicht nur die Erfahrungen aus der Arbeit mit dem Kon-
zept Mea ergeben, dass sich allein mit situativen Kooperations-
beziehungen dauerhafte Strukturen einer Zusammenarbeit nicht 
gestalten lassen. Eine vereinbarte Kooperation auf der Grundlage 
von GOrBiKs, die eine gemeinsame Gestaltung von Veranstal-
tungen oder die Zusammenarbeit bei bestimmten Anlässen regelt, 
wird keinen aufeinander aufbauenden Prozess der Entwicklungs-
förderung im gemeinsamen Raum verbindlich gewährleisten. 
Auch eine nur gelegentliche (Zusammen-)Arbeit mit Stellen des 
Jugendamtes zur Lösung komplexer Problemlagen bei Kindern 
und Jugendlichen wird dem nicht gerecht. Deshalb beschreibt das 
Konzept Mea als einen Gelingensfaktor eine frühzeitig erfolgen-
de, verbindliche und besser noch regelmäßige Einbeziehung der 
Expertise von insofern erfahrenen Fachkräften. Verbindlichkeit ist 
überhaupt ein Qualitätskriterium vieler der im Konzept beschrie-
benen Modi. Institutionelle Netzwerke sind dagegen relativ dau-
erhaft agierende Strukturen der Zusammenarbeit verschiedener 
Einrichtungen und professioneller Akteure. „Vernetzen“ bedeutet 
ein Ineinandergreifen verschiedener Arbeitsformen, ein Herstel-
len gegenseitiger, auf gemeinsamen Problemverständnissen auf-
bauender Verbindlichkeit“ (Merchel 1989: 17 ff). Soziale Netz-
werke solchen Zuschnitts behalten in gewissem Maße, neben ver-
einbarten Kooperationen, einen informellen Charakter, wie auch 
die Erfahrungen des Kooperationsnetzwerks Mea belegen. Eine 
Orientierung der Träger sozialer Ressourcen im lokalen, verein-
barten Raum an gemeinsamen Werten und Zielen wird immer 
wieder verhandelt und regelmäßig justiert werden müssen (vgl. 
Klawe 1995). Das ergaben auch Erfahrungen für die Einführung 
einer effektiven lokalen Präventionsstrategie nach dem Programm 
„Communities That Care“ in Niedersachsen (vgl. Groeger-Roth 
in diesem Band; Groeger-Roth 2010). Eines der Kardinalproble-
me in der Prävention, die Motivierung des Personals der Akteure, 
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bzw. ganzer Zielgruppen, kann im Netzwerk mit gemeinsam ver-
bindlichem Ziel sicher ebenfalls besser gelöst werden (vgl. Beel-
mann 2012).

Eine gute Netzwerkarbeit kann somit einen Raum der ge-
lingenden Sozialisation gestalten und sogar langfristig die gesam-
te Präventionssituation positiv beeinflussen. Dazu soll ein Prozess 
der ständigen Verbesserung in Gang kommen, sowohl was eine 
immer bessere Umsetzung der Parameter evaluierter Präventions-
programme als auch die Feinabstimmung der im Sozialraum vor-
handenen bzw. solcher von außerhalb benötigten, sozialen Syste-
me betrifft. Das im Brandenburger Raum operationalisierte Anti- 
Bullying-Programm nach Olweus, wie auch überhaupt das ge-
samte Konzept, sind für einen solchen Prozess flexibel genug an-
gelegt. Nach den gemachten Erfahrungen ist es irrig zu glauben, 
man bräuchte nur das beste Programm und es würde sofort und 
nachhaltig vom Personal einer Einrichtung implementiert werden 
(vgl. Bornewasser/Otte 2013). Zu vielfältig sind Widrigkeiten, 
die eine Umsetzung scheinbar behindern. Hier drängt sich förm-
lich wieder das Bild der Gestaltung eines Landschaftsgartens auf.

Erfahrungen des Kooperationsnetzwerks besagen, dass die 
sensible, die Interessen der Partner und deren Bindungen berück-
sichtigende Koordination das Netzwerk so stabil hat werden las-
sen. Nach internationalen und nationalen Erfahrungen ist ein 
Koordinator („Gärtner“) im lokalen sozialen Raum eine grund-
legende Gelingensbedingung. Die Koordination sollte sinnvoller-
weise an bestehende Koordinationsstellen angebunden sein. Prä-
destiniert scheinen für diese Aufgabe Jugendpfleger, Stellen des 
Jugendamtes im Sozialraum, ein Quartiermanagement, Mitar-
beiter für Soziales der Kommune oder vielleicht auch ein freier 
Träger. Auch die Geschäftsführung eines kommunalen Präventi-
onsrates, ein Bildungsbüro oder ein im lokalen Raum angesiedel-
tes Netzwerk für Gesunde Kinder sind denkbar. Unterschiedliche 
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Bedingungen und Ressourcen des sozialen Raumes werden da-
bei zu berücksichtigen sein (vgl. LPR Niedersachsen 2014). Nur 
eine offene Kommunikation, persönliche Ansprache und vielfäl-
tige Kontakte tragen diese Netzwerke langfristig. Deshalb sollten 
ein grundlegendes Verständnis für soziale Prozesse, ein hohes Maß 
an Engagement, das bei den aufgeführten Positionen vorausge-
setzt werden kann, und eine große Kommunikationsbereitschaft 
mitgebracht werden. Wissen zu grundlegenden Erkenntnissen der 
Entwicklungspsychologie, Netzwerkprozessen oder Qualitätsstan-
dards in der Kriminalprävention kann über Fortbildungen erwor-
ben werden, die teilweise seit längerem angeboten werden. Denk-
bar ist z. B. das Beccaria-Qualifizierungsprogramm des LPR Nie-
dersachsen (2008).

In einem ersten Schritt empfiehlt es sich, die bereits be-
stehenden relevanten Kooperationsbeziehungen zu Institutionen 
und professionellen Akteuren zu erheben. Im nächsten Schritt be-
ginnt der Netzwerkaufbau, wofür die Qualität und Verfügbarkeit 
der sozialen Ressourcen relevant werden, die die Partner einbrin-
gen. Insbesondere bedarf es einer Analyse der Beziehungsquali-
täten i. S. des gestellten Ziels. Gegebenenfalls folgen ergänzende 
verbindliche Absprachen. Später werden nach und nach weitere 
erfolgversprechende Netzwerkpartner gewonnen, auch aus dem 
Ehrenamt. Solche „Fäden“ zu knüpfen ist die Aufgabe des Koor-
dinators bzw. der Geschäftsstelle des Netzwerks gemeinsam mit 
den jeweiligen Partnern. Diese suchen für „ihren“ sozialen Raum 
selbstständig mit erwünschter Unterstützung maßgeschneiderte 
Lösungen. Zu warnen ist davor, am Anfang gleich zu viel zu wol-
len. Große „Runde Tische“ und Netzwerkberatungen im dichten 
Intervall, die nur dem Zweck dienen, sich zu treffen, bringen we-
nig. Lieber sollte man mit einer Schule und zwei Kitas starten. 

Die Fortschreibung der Kooperationsvereinbarung des 
Kooperationsnetzwerks zum Konzept Mea in diesem Jahr zielt 
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deshalb vorrangig auf die Qualifizierung der Unterstützung loka-
ler Netzwerke aus Kita und Schule. Verbindliche Kooperationen 
in Netzwerken aus Kita und Schule oder einzelner Einrichtun-
gen mit Partnern (z. B. freien Trägern) und anderen, die bisher in 
der Gewaltprävention Leistungen angeboten haben oder wo eine 
Zusammenarbeit positive Effekte verspricht, werden sensibel an-
geregt und unterstützt. Soziale Netzwerke i. S. des Konzepts Mea 
sollen sich auf freiwilliger Basis, praktikabel und unter Nutzung 
bereits bestehender Netzwerke bilden. So können sich z. B. Bünd-
nisse für Familien, 2005 von der Landesregierung angeregt, zu 
einem Netzwerk für eine aufeinander aufbauende Entwicklungs-
förderung weiterentwickeln. Eine Koordination bzw. Bündelung 
der Vielzahl von Projekten oder Ansätzen zur Prävention erfolgt 
dazu im Dezernat Gesundheit und Soziales, später im Rahmen 
des Kinderschutzkonzepts des Landkreises. Das hat Vorteile für 
die gesamte Projektlandschaft im Landkreis, weil örtliche Projekte 
nunmehr den lokalen Netzwerken und deren Bedarfen besser zu-
geordnet werden können. Die Rolle eines Kooperationsmanage-
ments wird dazu vom Kooperationsnetzwerk verbindlich ausge-
staltet (vgl. Bornewasser/Otte 2013).

Das Jugend- und Betreuungsamt wird im Rahmen von Zu-
ständigkeit und Selbstverständnis Problemlösungen in den Netz-
werken und den beteiligten Einrichtungen auf der Grundlage der 
mit ihm für das Konzept erarbeiteten Handlungsanhalte, z. B. zur 
frühzeitigen fallbezogenen Kooperation, zum Fallmanagement, 
zu Fallkonferenzen u. ä., unterstützen und die Kooperation aktiv 
anbieten. Bisherige Erfahrungen besagen, dass die Entwicklung 
von Schulteams i. S. des Konzepts sowie deren ständige Quali-
fizierung nicht vorankommen, wenn bspw. Fachstellen, hier zu-
vorderst das Jugendamt, nicht aktiv auf sie zugehen. Diese cross-
funktionalen Teams bilden bei der Vernetzung der Schulen eine 
entscheidende Rolle. Bereits seit längerem ist im zum Dezernat 
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gehörenden Gesundheitsamt eine Familienservicestelle eingerich-
tet worden, welche Anstrengungen zur Früherkennung i. S. eines 
Systems der Achtsamkeit unterstützt, zu denen alle Bürger sowie 
Einrichtungen im Landkreis aufgerufen wurden.

Evidenzbasierte (Gewalt-)Prävention ist eine Haltung. Es 
genügt nicht, „Lehrkräften nur zu sagen, sie sollten bei der Ver-
letzung von sozialen Regeln in der Klasse konsequent handeln. 
Sie müssen darin auch praktisch ausgebildet werden“ (Beelmann 
2012: 101). Das Staatliche Schulamt Perleberg beruft und qua-
lifiziert im Rahmen des Beratungs- und Unterstützungssystems 
Schule und Schulaufsicht (Buss) Berater für die Gewaltpräven-
tion an Schulen. Diese begleiten Netzwerke aus Kita und Schu-
le, qualifizieren Lehrkräfte und beraten einzelne Schulen aller 
Schulformen auf Grundlage des Konzepts bei ihrer Organisati-
onsentwicklung (vgl. Bornewasser/Otte 2013). Es darf erwar-
tet werden, dass sie auch wesentlich besser geeignet sind als Au-
ßenstehende, sich z. B. Hintergründe für Motivationsdefizite an 
der einen oder anderen Schule zu erschließen, an der vielleicht 
die Schulleitung durchaus Gründe für eine Teilnahme am Kon-
zept sieht. Ebenso organisiert das Staatliche Schulamt Perle-
berg eine externe Schulung der Mitglieder der „Anti-Bullying-/ 
Krisenteams“ an den Schulen, das dabei auf die Unterstützung 
anderer Kooperationspartner, z. B. aus der Wissenschaft, zählen 
kann. Gemeinsam mit anderen Partnern wird eine ressourcenspa-
rende zentrale Fortbildungsvariante für Lehrkräfte zu den The-
menfeldern Konfliktmanagement, Selbstsicherheit und Konflikt-
fähigkeit, wertschätzende Konsequenz u. a. konzipiert. Sicher sind 
auch Fortbildungen zusammen mit dem Personal anderer Partner 
mit Unterstützung des Landesinstituts für Lehrerbildung denkbar.

Das Drk, Kreisverband Ostprignitz-Ruppin, begleitet Kitas 
und Netzwerke aus Kita und Schule bei der Umsetzung des Kon-
zepts Mea sowie bei der Erfüllung der hohen Qualitätsstandards 
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z. B. des Programms Effekt®. Dabei unterstützt dieser Träger 
wiederum die Arbeit der Kita-Praxisberater des Jugendamtes. Ge-
meinsam mit dem Staatlichen Schulamt Perleberg wird ein beson-
deres Augenmerk auf die Verstetigung erlernter Sozialkompeten-
zen beim Übergang von der Kita zur Grundschule sowie die Un-
terstützung der Kitas bei der Gestaltung verbindlicher Kooperati-
onsverträge mit Grundschulen zur Programmkooperation gelegt. 
Das Drk gibt seine Erfahrungen bei der Konzeptentwicklung und 
dessen Umsetzung an andere Träger weiter.

Die Erfahrungen mit dem Konzept Mea haben gezeigt, nur 
mit einem Programm in die Fläche zu gehen, kann nicht gelin-
gen, weil ohnehin die Problemlagen immer individuell und von 
Einrichtung zu Einrichtung verschieden sind und die Programme 
von den Adressaten auch tatsächlich angenommen werden müs-
sen. Es besteht immer die Gefahr, dass Programme bzw. im vor-
liegenden Fall Konzeptteile an die Praxis „angepasst“ werden, weil 
sie den Vorstellungen der Anwender nicht entsprachen. Damit 
werden die ehemals wirksamen Programme im Nachgang noch 
praxiologisch (vgl. Bannenberg/Beelmann/Böhm 2013a). Nicht 
allein um dem entgegenzuwirken werden die Kooperationspart-
ner das Konzept als Plattform für solche evidenzbasierte Program-
me weiterentwickeln, die eine aufeinander aufbauende Gewalt-
prävention gewährleisten, zum Konzeptrahmen passen und neue-
ste wissenschaftliche Erkenntnisse und praktische Erfahrungen 
berücksichtigen. Die Universität Erlangen-Nürnberg entwickelt 
dazu mit Kooperationspartnern sowie weiteren Partnern aus der 
Wissenschaft ein Portfolio. Die Programmauswahl soll sich da-
bei an den Qualitätskriterien des Dfks und der „Grünen Liste 
Prävention“ des Landespräventionsrates Niedersachsen orientie-
ren. Beispielweise wird neben anderen im Text bereits aufgeführ-
ten evidenzbasierten Programmen das Training im Probleme lö-
sen (Tip) für Grundschulen dazugehören (vgl. dazu Hacker/Lösel/
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Stemmler u. a. 2007). Im Zusammenhang sollte auch eine inter-
disziplinäre Kooperation mit Wissenschaftszweigen, die sich z. B. 
mit Sozialraummanagement befassen, ins Auge gefasst werden. 
Insgesamt wird mit der Weiterentwicklung des Konzepts eine 
bessere Auswahl der Programmanwender für die von ihnen ange-
strebten Problemlösungen ermöglicht (vgl. Lösel 2010).

In Anbetracht all der Vernetzungsaspekte, die selbst von 
einem Landkreis allein nicht berücksichtigt werden können, er-
scheint es sinnvoll, stärker als bisher unter dem Dach des LPR, 
vielleicht auf der Basis der konzertierten Aktion „Kommuna-
le Kriminalitätsverhütung (Kkv)“ (vgl. MI 1995, 1992) sowie 
aktueller wissenschaftlicher Expertise zentrale und kommunale 
Präventionsanstrengungen verbindlicher miteinander abzustim-
men und Ressourcen vom Land, den Landkreisen und Kommu-
nen dazu zu bündeln. Ein Grundsatz des Konzepts Mea, Bot-
tom up denken – Top down unterstützen, trägt auch hier. Für 
die Polizei schließt sich der Kreis: Der beste Schutz gegen Ge-
walt ist eine aufeinander aufbauende Entwicklungsförderung in 
Räumen gelingender Sozialisation. Nachdem die Landespoli-
zei einen nicht unwesentlichen Anteil daran hatte, das Konzept 
Mea in den ersten Jahren voranzubringen, begleitet sie es künftig 
im Rahmen der Partnerschaften Polizei und Schule (vgl. MBJS/ 
MI 2013).

Im sozialen Raum findet (Gewalt-)Prävention statt. Hierzu 
ist es unumgänglich, dass Akteure entsprechende Angebote wie 
solche zur Entwicklungsförderung von Kindern und Jugendli-
chen auf der Grundlage evidenzbasierter Programme miteinan-
der in sozialen Netzwerken synergisch verknüpfen. Das gilt auch 
für die Bewältigung anderer Querschnittziele, wie z. B. die Bil-
dung von Bündnissen für Familie, die Entwicklung von lokalen 
Bildungslandschaften, eine Verbesserung des Kinderschutzes oder 
Fragen der Inklusion. Die aufgeführten Felder berühren einander, 
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gehen an einigen Stellen ineinander über und wiederum an ande-
rer Stelle bedingen Lösungen in einem Feld den Erfolg in einem 
anderen. Das Konzept Mit-Ein-Ander in Kita und Schule aus 
dem Landkreis Ostprignitz-Ruppin kann und will diese Felder 
nicht abdecken, sich nicht wie Mehltau über alles legen und ein 
Weiterdenken ersticken. Dort wo es angenommen und umgesetzt 
wird, kann es ein wirksames und nachhaltiges Vorgehen, ein ver-
netztes Präventionssystem im Alltag anstoßen, das Kinder und Ju-
gendliche systematisch in ihrer Sozialentwicklung stärkt.

6.	 Schlussbemerkungen

Im lokalen Raum mit seinen Menschen, seinen Gesetzmäßigkei-
ten, seinen Einrichtungen und Ressourcen findet Gewalt mit ih-
ren noch nicht vollständig erforschten Ursachen statt, aber auch 
die Gewaltprävention! Es scheint (noch) so, dass die Ursachen 
von Gewalt besser verknüpft sind, als die sozialen Ressourcen. 
Und „weil die Ursachen von Gewalt vielfältig und verknüpft sind 
soll Prävention von Gewalt evidenzbasiert in sozialen Netzwerken 
erfolgen, in verbindlicher Kooperation, unter Berücksichtigung 
der lokalen Bedingungen und sozialen Ressourcen sowie mit ex-
akt definierten Zielen“ (Wagner/Breitschwerdt/Maaser 2014).

Oft ist zu hören, dass eine Übertragung von Modellen nicht 
möglich sei, zu unterschiedlich seien die Kommunen, die sozialen 
Räume, Akteure oder die Anwender von Programmen. Die Be-
dingungen, d. h. vom regionalen Wissen zu bio-psycho-sozialen 
Prozessen der Kumulation von Entwicklungsrisiken und Gegen-
strategien über vorhandene soziale Ressourcen bis hin zu Menta-
litäten der Menschen, unterscheiden sich auch in Brandenburg 
teilweise erheblich. Evidenzbasierte Gewaltprävention und Ent-
wicklungsförderung sind zusammen sicher ein weites Feld, aber 
keineswegs so unübersichtlich, wie es auf den ersten Blick scheint. 
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Ein grundsätzliches Vorgehen ist möglich und notwendig, um si-
gnifikante Wirkungen zu erzielen und – es sollte gestattet sein, ein 
solches zu empfehlen.

Mit dem Bericht der Landesregierung vom 26. Juni 2012 
und den nachfolgenden Jour-fixe Gewaltprävention im Ministe-
rium für Bildung, Jugend und Sport (Mbjs) sind in Brandenburg 
wertvolle Diskussionen angestoßen worden, welche die Vielfalt an 
Maßnahmen, Projekten, Unterstützungsangeboten sowie gewalt-
präventiven Ansätzen zu einer systematischen Strukturentwick-
lung zusammenzuführen. Gedanken einer abgestimmten und evi-
denzbasierten Prävention greifen Raum. Dazu trugen neben dem 
großen Engagement einer Vielzahl brandenburgischer Akteure, 
die Fachtagung des Landespräventionsrates im November 2013, 
seine Synopse zur Jugendkriminalität aus dem Jahr 2012 und si-
cher auch das langjährige Agieren der Kooperationspartner bei. 
Es wird nunmehr darauf ankommen, die kommunalpolitische 
Perspektive gleichermaßen in den Fokus zu nehmen. Erstmals ist 
mit dem Konzept Mea in Ostprignitz-Ruppin in einem Landkreis 
des Landes Brandenburg der Versuch unternommen worden, eine 
frühzeitig beginnende, aufeinander aufbauende Entwicklungs-
förderung und Gewaltprävention für Kinder und Jugendliche 
als Prozess konzeptionell zu beschreiben und umzusetzen. Diese 
Idee griffen Kitas, Schulen und Gemeinden im Land Branden-
burg mit einem guten Gespür dafür auf, dass das Sozialklima in 
den Einrichtungen und deren Organisationsentwicklung, ja die 
Gestaltung des sozialen Raumes zentrale Herausforderungen der 
Zukunft darstellen würden. Die Erfahrungen anderer Regionen 
Brandenburgs auf diesem Feld, wie z. B. der Landkreise Potsdam-
Mittelmark oder Elbe-Elster, werden zu einer Verstetigung des 
Prozesses beitragen.

Für die Zukunft brauchen wir sicher eine „Renaissance der 
Erziehung“ (Schubarth 2010). Mehr noch, wir brauchen eine 
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neue Kultur von Wertschätzung und Verbindlichkeit, eine Re-
naissance der Beziehungen – zwischen Menschen, ihren Organi-
sationen und selbst zwischen Verwaltungsgliederungen. Das be-
deutet auch Fortschritte bei der Gewaltprävention. Dass ein sol-
ches Konzept wie das Mit-Ein-Ander seit 2009 Teil der Initiative 
Brandenburgs im Rahmen der Safe Communities der WHO ist, 
gibt Anlass zu Optimismus.
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Andrea Kopp und Klaus Hinze 

Nachhaltige Prävention durch  
Wirksamkeitsüberprüfung –  
Beispiele aus Brandenburg

1.	 Einleitung

Inwieweit kriminalpräventive Arbeit wirksam ist, also Kriminalität 
verhindert bzw. verringert wird, ist eine Frage, die sich angesichts 
der starken Ausweitung der Kriminal- bzw. Gewaltprävention (vgl. 
Breymann 2012) aufdrängt. Der folgende Beitrag beschäftigt sich 
daher mit der Frage, wie die tägliche Präventionsarbeit angemes-
sen auf ihre Wirkung hin überprüft werden kann. Grundlage hier-
für stellen die Ergebnisse einer Synopse von Präventionsprojekten 
dar, die vom brandenburgischen Landespräventionsrat im Bereich 
Jugendkriminalität und Kinder- bzw. Jugendschutz im Zeitraum 
von 2006 bis 2011 gefördert wurden (vgl. Schubarth/Kopp/Kamm 
2012). Nach einer kurzen Einführung in die Präventionspraxis und  
-forschung (Kap. 2) folgen als Fazit der Synopse Qualitätskriterien 
für die Beschaffenheit von Präventionsarbeit bzw. gezielter Präventi-
onsprojekte als Voraussetzung für eine Wirkungsüberprüfung (Kap. 
3). Die Selbstevaluation des Projekts „Eltern-Medien-Beratung“ der 
Aktion Kinder- und Jugendschutz Brandenburg e. V. (AKJS) schildert 
im Anschluss beispielhaft die Wirkungsüberprüfung von Praxispro-
jekten (Kap. 4). Eine Diskussion der Anforderungen an die Evalua-
tion von Präventionsprojekten und deren Realisierung im Praxisalltag 
(Kap. 5) von Akteuren wie z. B. Jugendhilfeträgern rundet den Bei-
trag ab.
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2.	 Präventionspraxis und -forschung

Seit einigen Jahren zeichnet sich eine starke Ausweitung der Krimi-
nal- bzw. Gewaltprävention ab (vgl. Breymann 2012). Hauptziel-
gruppen der Prävention sind v. a. Kinder und Jugendliche (vgl. Hol-
thusen/Hoops 2012). Präventionsprojekte sollen Kriminalität und 
Delinquenz in fast allen Lebensbereichen entgegenwirken. In die-
sen Kontext lässt sich auch der Kinder- und Jugendschutz einbetten 
(vgl. z. B. Stadt Köln 2011), dessen Ziel es ist, junge Menschen zu 
befähigen, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen und sie 
zu Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und Eigenverantwort-
lichkeit sowie zur Verantwortung gegenüber ihren Mitmenschen zu 
führen (vgl. § 14 SGV Abs. 2, S. 1 SGB VIII1).

Die Frage nach der Wirkung der vielen Maßnahmen stellt 
sich zu Recht, insbesondere wenn man folgende Aussage bedenkt: 
„Weil alle Bereiche von menschlicher Sozialisation Entwicklungs-
risiken beinhalten, ist Prävention auch überall möglich und er-
scheint als vorsichtshalber nötig“ (Breymann 2012: 4). Noch vor 
ungefähr einem Jahrzehnt kennzeichnete die Kriminalprävention 
in Deutschland, dass die Wirkung ihrer Projekte kaum evaluiert 
wurde (vgl. Schubarth 2010; Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkri-
minalprävention 2003; Schäfer 2000). Bisher scheint sich hieran 
wenig geändert zu haben (vgl. z. B. Ziegler 2012; Baier/Pfeiffer/
Rabold u. a. 2010; Schubarth 2010).

Zu bedenken gilt es allerdings, dass die Wirkungsevalua-
tion von der Präventionsarbeit aus verschiedenen Gründen ein 
schwieriges Feld darstellt: Die Wirkungen durch die Arbeit mit 

1	 Alle in dem Beitrag zitierten Paragraphen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes/ 
Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) stammen aus der Fassung der Bekannt-
machung 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 29. August 2013 (BGBl. I S. 3464) geändert worden ist. 
URL: http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/BJNR111630990.html [Zugriff: 
16.05.2014].
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straffälligen Jugendlichen bspw. können erst nach mehreren Jah-
ren beurteilt werden. Des Weiteren ist eine Kontrollgruppe, der 
eine Maßnahme bewusst vorenthalten wird, aus Sicht der Jugend-
hilfe schwer zu rechtfertigen (vgl. Lösel 2012; Ziegler 2012). Au-
ßerdem erschweren ein innovatives Konzept sowie ein dynami-
scher Verlauf von Projekten deren Evaluation (vgl. Preiser 2005). 
Umfassende Evaluationsstudien sind zudem häufig teurer als das 
Projekt, dessen Wirkung sie untersuchen sollen (vgl. z. B. Lan-
deshauptstadt Düsseldorf 2002). Und nicht zuletzt hängt die 
Wirkung von Präventionsmaßnahmen auch davon ab, inwieweit 
Konzepte professionell umgesetzt werden (vgl. Beelmann 2006; 
Eisner/Ribeaud/Bittel 2006). Daher sollten – so die Forderung 
mancher Experten – nicht immer mehr neue Projekte entwickelt, 
sondern auf Projekte, deren Wirkung wissenschaftlich nachgewie-
sen wurde, zurückgegriffen und deren Umsetzung begleitet wer-
den (vgl. z. B. Baier/Pfeiffer/Rabold u. a. 2010).

In Deutschland gibt es weder einen Überblick über Prä-
ventionsmaßnahmen noch über Wirkungsstudien (vgl. z. B. Blie-
sener 2010; Höynck 2009). Anders ist die Situation in den USA, 
wo Metaanalysen zu internationalen Langzeitstudien (vgl. Haw-
kins/Herrenkohl/Farrington u. a. 2000), aber auch zu Präventi-
onsprogrammen wie bspw. der „Sherman Report“ (vgl. Sherman/
Gottfredson/MacKenzie u. a. 1997) durchgeführt werden. Her-
vorzuheben sind aus deutscher Sicht das sog. „Düsseldorfer Gut-
achten“ (vgl. Landeshauptstadt Düsseldorf 2002), eine deutsche 
Version des „Sherman Reports“2, sowie das Gutachten der Stiftung 
Deutsches Forum für Kriminalprävention (DFK) zu Gelingensbe-
dingungen für die Prävention von interpersonaler Gewalt im Kin-
des- und Jugendalter (vgl. DFK 2012).

2	 Einen Überblick über weitere nationale und internationale Metaanalysen 
bietet das Gutachten der DFK zu Gelingensbedingungen für die Prävention 
von interpersonaler Gewalt im Kindes- und Jugendalter (2012: 93ff).
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Trotz bisher mangelnder Kenntnisse über Wirkungen muss 
Prävention nicht völlig losgelöst von Standards erfolgen. Heinz 
(2004) empfiehlt zu Beginn von Projektkonzeptionen eine Pro-
blemanalyse, Zielbestimmung, Zielgruppenauswahl, Metho-
denwahl und Evaluationsplanung. Das Land Niedersachsen hat 
mit seiner „Grünen Liste Prävention“ Erkenntnisse aus der For-
schung für die Bewertung von Präventionsprojekten abgeleitet (vgl. 
Groeger-Roth/Hasenpusch 2011a bzw. Groeger-Roth in diesem 
Band). Dazu zählen:

•	 ein theoriebasierter und übergreifender Ansatz sowie 
Methodenvielfalt,

•	 eine ausreichende Intensität und ein passender Zeitpunkt,
•	 eine auf die Zielgruppe zugeschnittene Konzeption, ein 

positiver Beziehungsaufbau sowie gut ausgebildetes  
Personal und

•	 eine Wirkungsevaluation.

Grundlage für die Bewertung der Projekte sind u. a. die Ergeb-
nisse von Evaluationsstudien. Um auch nicht evaluierte Projekte 
einschätzen zu können, entwickelte das Land Niedersachsen eine 
dreigliedrige Abstufung bzgl. der Wirksamkeit: Die Effektivität eines 
Projekts kann in diesem Sinne a) nachgewiesen, b) wahrscheinlich 
oder c) theoretisch gut begründet sein (vgl. Groeger-Roth/Hasen- 
pusch 2011b). Eine theoretische Beweiskraft liegt also dann vor, 
wenn auf der Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse genau be-
schrieben ist, was gemacht wird bzw. eine Begründung, warum 
eine Maßnahme wirken soll, vorliegt (vgl. Veerman/van Yperen 
2007). Eine Möglichkeit hierfür bietet das logische Modell (vgl. 
Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalprävention 2010), das 
in einer vereinfachenden Form die pädagogische Handlungspraxis 
eines Projekts repräsentiert und versucht, Wirkungen einzelnen 
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Aktivitäten zuzuordnen (vgl. Haußman/Yngborn 2010). Aus-
gangspunkt stellt die Zielgruppe dar, bei der durch bestimmte 
Aktivitäten Ziele erreicht werden sollen. Ein logisches Modell 
strukturiert sich durch die Ausgangsbedingungen, Aktivitäten, 
Outputs, Outcomes und Impacts (vgl. Arbeitsstelle Kinder- und  
Jugendkriminalprävention 2010). Diese Herangehensweise er-
möglicht es, die Wirksamkeit eines Projekts theoretisch zu be-
gründen, stellt aber eine besondere Anforderung an die Konzep-
tion von Praxisprojekten. Inwieweit dies in der Praxis bereits rea-
lisiert wird, wurde bspw. in der Synopse von ausgewählten bran-
denburgischen Präventionsprojekten untersucht (vgl. Kap. 3).

3.	 Qualitätskriterien für die Beschaffenheit von 
Präventionsarbeit bzw. gezielter 
Präventionsprojekte

Die folgenden Ausführungen präsentieren die Ergebnisse der 
Synopse von Präventionsprojekten, die vom Landespräventions-
rat Brandenburg im Bereich Jugendkriminalität und Kinder- bzw. 
Jugendschutz im Zeitraum von 2006 bis 2011 gefördert wurden 
(vgl. Schubarth/Kopp/Kamm 2012). Die Synopse stellt einen er-
sten Schritt dar, die Präventionsbestrebungen des Landespräven-
tionsrates im Bereich Kinder-/Jugendkriminalität sowie Kinder-/
Jugendschutz zu systematisieren und gleichzeitig Folgerungen für 
die künftige Förderstrategie und Förderpraxis abzuleiten.

Die Synopse umfasst hauptsächlich Projekte, die auf der 
primären und sekundären Präventionsebene anzusiedeln sind. 
Die Wichtigkeit beider Bereiche wird auch in der aktuellen Prä-
ventionsdebatte immer wieder betont (vgl. Dfk 2012). Aufgabe 
des Landespräventionsrates ist es u. a., die kommunale Kriminal-
prävention gezielt zu unterstützen. Das bedeutet, in Regionen, die 
verstärkte Probleme in bestimmten Kriminalitätsbereichen (z. B. 
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Graffiti) aufweisen, einen Förderschwerpunkt zu setzen. Dabei 
geht es nicht darum, die Regelaufgabe der Kommunen zu über-
nehmen, sondern Problemschwerpunkte zu beheben bzw. ihnen 
vorzubeugen. Dieser Aufgabenbereich ist somit auf der sekundä-
ren Präventionsebene anzusiedeln und auf die gefährdete Zielgruppe 
konkret zuzuschneiden.

Zudem zeigt die Synopse, dass insbesondere bei der Kon-
zeption der untersuchten Projekte Optimierungsbedarf besteht. 
Theorie, Ziel, Zielgruppe und Methoden sind in den Konzeptbe-
schreibungen nicht trennscharf bzw. nicht ausreichend dargestellt. 
Qualitativ hochwertige und wirksame Projekte benötigen jedoch 
ein fundiertes und nachvollziehbares Konzept (vgl. ebd.). Es emp-
fiehlt sich daher, die Projektdarstellung und -entwicklung durch 
strukturierende Elemente zu optimieren. Hier eignet sich insbe-
sondere das bereits erwähnte logische Modell, da es ermöglicht 
einzelne Aktivitäten eines Projekts begründeten Wirkungen zu-
zuordnen (vgl. Haußmann/Yngborn 2010). Weiterhin ergibt die 
Synopse, dass die untersuchten Projekte nur in sehr seltenen Fäl-
len evaluiert wurden.

Zusammenfassend sollten Präventionsprojekte bzw. -arbeit:

•	 an den Problemen der Region bzw. an gefährdeten Ziel-
gruppen ansetzen,

•	 ein realistisches Ziel anstreben,
•	 eine eindeutige Zielgruppe anvisieren,
•	 gezielt Methoden bzw. Instrumente einsetzen sowie
•	 Wirkungszusammenhänge theoretisch begründen können.

Bei diesen Kriterien handelt es sich um Anforderungen an die Pra-
xis, die eine wichtige Voraussetzung für eine Wirkungsüberprü-
fung darstellen (vgl. Kap. 2). Denn je klarer Projekte strukturiert 
sind, desto gezielter kann eine Wirkungsüberprüfung ansetzen. 
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Die Wirksamkeitsüberprüfung von Projekten erfordert zudem 
eine bewusste Evaluationsstrategie: Größere und längerfristig ge-
förderte Projekte sollten extern evaluiert werden. Dies ist bspw. 
für das Projekt „Wir für uns – Eine Schule mit Identität ist eine 
Schule mit Zukunft“ durchgeführt worden (vgl. Niproschke/
Schubarth und Schanzenbächer in diesem Band). Für kleinere, 
zeitlich begrenzte Projekte eignen sich unter Umständen auch 
Formen von Selbstevaluation. Ein Beispiel für Selbstevaluation 
wird im folgenden Kapitel beschrieben.

4.	 Selbstevaluation des Projekts „Eltern-Medien-
Beratung“ der Aktion Kinder- und Jugend-
schutz Brandenburg e. V. (AKJS)

4.1	 Problemanalyse und Zielbestimmung

Als 2003 das Jugendschutzgesetz (JuSchG) und der Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrag (JMStV)3 in Kraft traten, wurde durch 
den Gesetzgeber eine Evaluation der Wirksamkeit der gesetzlichen 
Bestimmungen beschlossen; diese wurde 2007 vorgelegt (vgl. 
Hans-Bredow-Institut für Medienforschung 2007). In der Begleit- 
studie des Instituts für Medienpädagogik in Forschung und Pra-
xis (vgl. JFF 2007) wird festgestellt, dass die Kontrollkompetenz 
von Eltern in Bezug auf elektronische Spiele und das Internet auf-
grund ihrer Distanz zu diesen Medien stark eingeschränkt oder 
nicht vorhanden ist. Die Mobilisierung des Mediengebrauchs 
hat zur Folge, dass das Medienhandeln von Kindern und Ju-
gendlichen der direkten elterlichen Kontrolle und Einflussnah-
me zunehmend entzogen wird. Der Eindruck, dass das Internet 

3	 Die vollständige Bezeichnung lautet: Staatsvertrag über den Schutz der 
Menschenwürde und den Jugendschutz in Rundfunk und Telemedien (kurz: 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag).
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gesetzlich unreguliert und alltagspraktisch unkontrollierbar sei, 
verstärkt bei vielen Eltern die ohnehin vorhandene Unsicherheit 
gegenüber diesem Medium und seinem Gefährdungspotential. 
Weiter wird konstatiert, dass jugendschutzrelevantes Medienhan-
deln von Jugendlichen innerhalb von Peerstrukturen den Jugend-
medienschutz unterläuft und sich weitgehend der Kontrolle des 
erwachsenen sozialen Umfeldes entzieht (vgl. ebd.). Als Konse-
quenz aus diesen Ergebnissen wurden in vielen Bundesländern 
medienpädagogische Programme für Eltern entwickelt, um sie 
über die Entwicklungen im Bereich der digitalen Kommunika-
tions- und Unterhaltungsmedien zu informieren, sie für Risiken 
und Gefährdungen zu sensibilisieren sowie ihnen Möglichkeiten 
des Schutzes zu vermitteln.

Das Projekt „Eltern-Medien-Beratung“ ist im Aufgaben-
feld des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes (§ 14 SGB 
VIII) verortet, mit dem Ziel, Eltern und andere Erziehungsper-
sonen besser zu befähigen, Kinder und Jugendliche vor medial 
bedingten Gefährdungen und Entwicklungsbeeinträchtigungen 
zu schützen.4 Die allgemein formulierten Präventionsziele für 
das Projekt sind: (1) die Eltern in ihrer Erziehungskompetenz für 
den Umgang mit Medien in der Familie zu stärken, (2) ihnen 
die Möglichkeit zu bieten, für die eigene Familie sinnvolle und 
reflektierte Formen der Mediennutzung finden zu können, (3) 
Risiken und Gefährdungen, die mit einer unreflektierten Medi-
ennutzung verbunden sind, durch eine stärkere elterliche Einflus-
snahme zu verringern. Dazu werden medienpädagogische Eltern-
veranstaltungen an Schulen, Kindertageseinrichtungen, Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Familienbildung 
durchgeführt.

4	 Genauere Informationen dazu sind unter www.eltern-medien-beratung.de zu 
finden.
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Das Projekt wurde über vier Jahre von 2009 bis 2013 durch 
den Landespräventionsrat Brandenburg und die Medienanstalt 
Berlin-Brandenburg (mabb) gemeinsam gefördert. Seit 2013 wird 
das Projekt im Rahmen der Initiative „Medienkompetenz stärkt 
Brandenburg“ fortgeführt. Die Projektförderung ermöglichte 160 
Elternabende, an denen über 2 500 Eltern teilnahmen. Weitere 
59 medienpädagogische Elternveranstaltungen wurden im Land 
Brandenburg außerhalb dieser Förderung angeboten.

4.2	 Zielgruppen und Methodenwahl

Die Zielgruppe der Eltern sollte über die Schulen, Kindertagesein-
richtungen und andere Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie Familienbildung erreicht werden. Zunächst wurde die 
Finanzierung von 40 Elternveranstaltungen sowie eine Projektko-
ordination für das Schuljahr 2009/2010 beantragt. Projektflyer 
informierten über das Angebot und wurden an alle Jugend- und 
Schulämter, Elternvertretungen, Wohlfahrtsverbände und Volks-
hochschulen des Landes verschickt. Info-Mails und eine Website 
wiesen zudem auf das Angebot hin. Bereits nach wenigen Wo-
chen waren die 40 Elternabende ausgebucht, was einen Hinweis 
auf den großen Informationsbedarf der Eltern gab. So wurde die 
Anzahl der Elternveranstaltungen in den folgenden Jahren erhöht.

Verschiedene Methoden der Erwachsenenbildung kommen 
im Rahmen der Veranstaltung zum Einsatz: Warming-up-Metho-
den, um sich dem Thema des Abends anzunähern und eine akti-
ve Beteiligung der Eltern vorzubereiten, Impulsreferate zur Ver-
mittlung von Informationen in Verbindung mit Präsentations- und 
Visualisierungsformen, aktivierende Methoden um das Thema zu 
vertiefen sowie im Gespräch mit anderen Eltern Möglichkeiten des 
Austauschs zu eröffnen und den Transfer in den Familienalltag zu er-
möglichen (vgl. AKJS 2013). Ziele der Elternveranstaltungen sind:
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•	 Vermittlung von Informationen über Chancen und  
Risiken von Internet und Sozialen Netzwerken, Handys, 
Computerspielen sowie zum Jugendmedienschutz, 
zu Altersfreigaben für Filme, Computerspiele und zu 
Jugendschutzprogrammen.

•	 Eltern einen Erfahrungsaustausch zu ermöglichen, um 
mehr über die Mediennutzung der Kinder zu erfahren  
und diese zu reflektieren.

•	 Risiken der Mediennutzung hinsichtlich des Datenschut-
zes, der Wahrung von Persönlichkeitsrechten, illegalen 
Downloads, Cybermobbing, exzessiver Mediennutzung 
anzusprechen.

4.3	 Ausgewählte Ergebnisse der Selbstevaluation  
zur Zufriedenheit der Beteiligten mit den  
Veranstaltungen sowie zur Wirksamkeit

Im Rahmen der vom AKJS durchgeführten Selbstevaluation mus-
sten die beschränkten personellen und finanziellen Ressourcen 
berücksichtigt werden. Ziel der Evaluation war es hauptsächlich, 
folgende Aspekte zu erfassen: (1) Basisdaten, (2) angesprochene 
Themen, (3) Akzeptanz und Zufriedenheit der Zielgruppen mit 
dem Angebot, (4) Möglichkeiten des Transfers in den Familien-
alltag. Dazu wurden Fragebögen eingesetzt, die von den Eltern 
am Ende der Veranstaltung ausgefüllt wurden. Des Weiteren ka-
men ein Fragebogen zur Reflexion für die Referenten zum Einsatz 
sowie ein Fragebogen für die Veranstalter. Die erhobenen Daten 
wurden mit einer entsprechenden Software für statistische Daten 
ausgewertet.5 Diese Form der Selbstevaluation dient nicht nur der 

5	 Zum Einsatz kommt das Programm GrafStat, das u. a. von der Bundeszentrale für 
politische Bildung zur Verfügung gestellt wird. URL: http://www.bpb.de/lernen/ 
unterrichten/grafstat/46251/grafstat-im-unterricht [Zugriff: 20.04.2014].
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Bewertung der Wirksamkeit des Projekts, sondern stellt ein wich-
tiges Element der Qualitätssicherung dar und ermöglicht die Er-
fassung von relevanten Trends im Verlauf des mehrjährigen Pro-
jekts. Alle eingesetzten Referenten verpflichten sich die Evaluati-
on umzusetzen und nehmen die Ergebnisse auch als Erfolgskrite-
rien für die eigene Arbeit an. Darüber hinaus wurden 2012 vier 
bis sechs Wochen nach einem Elternabend Telefoninterviews mit 
Eltern geführt.

Besonders bei Eltern von Kindern im Grundschulalter trifft 
das Angebot auf Akzeptanz (vgl. Tab. 1), speziell bei Familien mit 
Kindern ab der vierten Klassenstufe. Dies ist nicht verwunderlich, 
da besonders die Nutzung des Internets und der Sozialen Netz-
werke in diesem Alter zunehmend an Bedeutung gewinnt und die 
Kinder eigene Interessen verfolgen. Gleichzeitig können die Eltern 
ihre Kinder in diesem Alter noch bei ihren Internetaktivitäten 
begleiten und eine lenkende Funktion übernehmen. Die Vertei-
lung der Zielgruppe der Eltern korreliert auch mit den Ergebnis-
sen aktueller Forschungen (vgl. Hasebrink/Schröder/Schumacher 
2012). So ist der Anteil der Eltern, die sich Sorgen um die Medi-
ennutzung ihres Kindes machen, bei der Altersgruppe der 12- bis 
13-Jährigen am höchsten, besonders was die Nutzung des Inter-
nets betrifft. Dem entspricht auch die Verteilung der Themen, die 
für die Veranstaltungen angefragt wurden. Das Thema „Internet“ 
steht seit Beginn des Projekts an erster Stelle (vgl. Tab. 2).
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Einrichtung 2012/13 2011/12

Grundschule 50 % 48 %

Gymnasium 18 % 17 %

Ober-/Gesamtschule 12 %  8 %

Kita  5 % 10 %

Hort  5 % 12 %

Familienbildung  5 %  5 %

Förderschule  5 %

Tab. 1:	 Verteilung der Anfragen auf die Einrichtungen

Veranstalterwünsche 2012/13 2011/12

Internet 65 % 65 %

Medien allgemein 43 % 21 %

Fernsehen  6 % 11 %

Computerspiele 12 %  4 %

Handy 15 %  4 %

Regeln in der Familie 30 %  8 %

Tab. 2:	 Anfragen nach Themen

Die Zufriedenheit der teilnehmenden Eltern kann als sehr hoch 
eingeschätzt werden (vgl. Abb. 1). Neben der Vermittlung von 
Informationen übernehmen die Eltern-Medien-Berater auch die 
Aufgabe, das Gespräch zwischen den Eltern zu moderieren und 
zu strukturieren. Die Moderation des Abends durch die Dozen-
ten wurde 2012/13 zum überwiegenden Teil mit sehr gut (42 %) 
oder gut (54 %) bewertet, nur ein sehr geringer Prozentsatz war 
nicht zufrieden.
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Abb. 1:	Beurteilung der Veranstaltung

Die im Rahmen der Veranstaltung vermittelten Inhalte und In-
formationen werden als nützlich eingeschätzt (vgl. Abb. 2). Auf 
dem Elternabend werden den Eltern i. d. R. umfangreiche Mate-
rialien angeboten (Broschüren und Flyer mit Tipps zu den einzel-
nen Medien). Dieser Service wird 2012/13 von 94 % der Eltern 
als hilfreich erachtet (zusammengefasstes Ergebnis von „sehr gut“ 
und „gut“).

Abb. 2:	Beurteilung des Informationsgehalts der Veranstaltung

Bei der Frage, ob sie die Tipps und Anregungen aus dem Eltern-
abend auch in der Familie umsetzen können, waren sich über 
die Jahre hinweg rund 15 % der Eltern noch unsicher (vgl. Abb. 
3). Nach wie vor geht 2012/13 ein Großteil der Eltern (82 %) 
mit dem Gefühl nach Hause, etwas für den Bewältigung des 
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Medienalltags in der Familie mitzunehmen. Erfreulich ist, dass 
der Anteil der Eltern, die in dieser Hinsicht voll zufrieden sind in 
den vergangenen Projektjahren kontinuierlich von 28 % auf über 
30 % gestiegen ist.

Abb. 3:	Beurteilung der Umsetzungsmöglichkeiten in der Familie

Hinsichtlich der Prozessqualität zahlt sich aus, dass bei der Wei-
terbildung zur medienpädagogischen Elternarbeit sehr großen 
Wert auf Moderationstechniken, Gestaltung eines Elternabends 
und Ansprache der Eltern gelegt wird. So fällt den Moderatoren 
der Einstieg fast immer leicht und der Einsatz von Materialen und 
Präsentationstechniken erscheint ihnen in den meisten Fällen gut 
gewählt. Eines der Hauptanliegen bei einer Elternveranstaltung ist 
es, das Gespräch der Eltern untereinander zu fördern. Nicht im-
mer gelingt das; allerdings zahlt sich die zunehmende Erfahrung 
unserer Referenten hier aus. So gaben 72 % der Referenten an, die 
Eltern seien gut miteinander ins Gespräch gekommen, bei 29 % 
der Veranstaltungen war das nur teilweise der Fall (vgl. Abb. 4).
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Abb. 4: 	Zufriedenheit der Referenten mit dem Verlauf der Veranstaltungen

Die bisher dargestellten Ergebnisse der standardmäßig durchge-
führten Evaluation ergeben jedoch noch keine Hinweise auf die 
Wirkung der Maßnahme. Haben die Eltern tatsächlich Erkennt-
nisse aus den Elternveranstaltungen im Lebensalltag der Familie 
umgesetzt? Wir gehen davon aus, dass ein Teil der Eltern die im 
Rahmen unserer Veranstaltungen gesammelten Erfahrungen zu-
mindest teilweise in ihr Erziehungsverhalten einbringen. Um die-
se Wirkungsannahme zu überprüfen, wurden 2012 vier bis sechs 
Wochen nach dem Elternabend Telefoninterviews mit 15 Eltern-
teilen geführt. Diese Eltern hatten sich freiwillig für das Interview 
zur Verfügung gestellt. Alle Eltern hatten ein Gespräch mit ihren 
Kindern über die Mediennutzung, davon 53 % von ihnen mehr-
mals. Die Diskussion der Eltern untereinander wurde in zwei 
Drittel der Fälle (10 Befragte) angeregt. Dabei hatten die Eltern 
hauptsächlich über Mediennutzungszeiten und Soziale Netzwerke 
gesprochen. In einer Familie wurde ein Jugendschutzprogramm 
installiert, neue Regeln zur Mediennutzung wurden in zwei Fami-
lien eingeführt. Drei Familien erklärten, dass sie an ihren Regeln 

Gespräch

Materialeinsatz

Einstieg

Absprachen

tri�t zu
tri�t teilweise zu
tri�t gar nicht zu

72%

65%

90%

78%

29%

13% 22%

9%

19% 1%
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nichts verändern wollten, vier Befragte äußerten, dass sie ihren 
Kindern vertrauen würden.

Die Ergebnisse dieses Telefoninterviews machen deutlich, 
dass in den Familien der befragten Eltern zumindest ein Reflexi-
onsprozess über die Mediennutzung und deren Risiken angesto-
ßen wurde. Ein Teil der Eltern hat einzelne Maßnahmen ergriffen, 
um die Mediennutzung ihrer Kinder hinsichtlich eines bewussten 
Umgangs zu beeinflussen. Insofern ist von einer Wirkung der Prä-
ventionsmaßnahme in den Familien der befragten Eltern auszu-
gehen. Einschränkend müssen wir jedoch feststellen, dass die Aus-
wahl der befragten Familien aufgrund des Settings, es handelt sich 
um eine freiwillige Meldung zur Teilnahme an der Befragung, ggf. 
dazu führte, dass sich Eltern melden, die selbst Interesse an dem 
Thema haben und so eine größere Bereitschaft signalisieren, neue 
Erkenntnisse in ihrer Familie umzusetzen. Um dieses Phänomen 
auszuschließen wäre es notwendig, eine zufällige Stichprobe aus 
der Elternschaft auszuwählen, was sich jedoch angesichts der An-
lage des Projekts mit niederschwellig angelegten Veranstaltungen 
für Eltern als sehr schwierig in der Praxis erweisen würde – warum 
sollten Eltern an einem Elternabend der Schule ihres Kindes per-
sönliche Daten einem externen Projektträger zur Verfügung stel-
len? Jede Voransprache der Befragten würde jedenfalls dazu füh-
ren, dass Effekte der Verfremdung eintreten könnten.
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5.	 Anforderungen an die Evaluation von  
Präventionsprojekten und deren Realisierung  
im Praxisalltag

Zu Beginn des Beitrags wurden Qualitätskriterien für die Be-
schaffenheit von Präventionsarbeit bzw. gezielter Präventions-
projekte vorgestellt (vgl. Kap. 3), die anschließend dazu dienten, 
die Selbstevaluation des Projekts „Eltern-Medien-Beratung“ der 
AKJS zu schildern (vgl. Kap. 4). Nun stellt sich zu allererst die 
Frage, inwieweit dieses Vorgehen Auskunft über die Qualität und 
die Wirksamkeit eines Projekts geben kann.

Ausgehend von den Ergebnissen der Selbstevaluation er-
füllt das hier vorgestellte Projekt im Wesentlichen die Anforde-
rungen an Präventionsprojekte, wie sie sich aus Literatur und For-
schung ableiten lassen, da:

•	 ein realistisches Ziel angestrebt wird: Die Stärkung der el-
terlichen Erziehungskompetenz im Umgang mit Medien;

•	 eine eindeutige Zielgruppe anvisiert wird: Die Eltern;
•	 an den Problemen der Zielgruppe angesetzt wird: Es werden 

die Fragen der Institution aufgegriffen wie z. B. Soziale 
Netzwerke, Cybermobbing, exzessive Mediennutzung etc.;

•	 Methoden bzw. Instrumente gezielt eingesetzt werden: 
Information (Vortrag), aktivierende Methoden für 
den Austausch der Eltern untereinander, diverse 
Informationsmaterialien;

•	 Evaluation des JuSchG (Hans-Bredow-Institut für Medien- 
forschung 2007) und Studien KIM (Medienpädagogischer 
Forschungsverbund Südwest 2012) und JIM (Medienpäd-
agogischer Forschungsverbund Südwest 2013), EU-Kids-
Online (Livingstone/Haddon 2009, Livingstone/Haddon/ 
Görzig u. a. 2011), Jugendmedienschutz aus Sicht der 
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Eltern (Hasebrink/Schröder/Schumacher 2013), Computer- 
spiele (Fritz 2011, Fritz/Lampert/Schmidt u. a. 2011, 
Fritz/Rohde 2011), EXIF-Studie (BMFSFJ 2012), Medien- 
erziehung in der Familie (Wagner/Gebel/Lampert 2013).

Anzumerken bleibt, dass die zu erwartenden Ergebnisse des Pro-
jekts noch detaillierter in Beziehung zu den eingesetzten Metho-
den, in diesem Fall z. B. aktivierende Methoden der Erwachsenen-
bildung, zu setzen sind. Als Zielgruppe wurden die Eltern gewählt. 
Inwieweit dadurch auch Auswirkungen auf das Medienverhalten 
der Jugendlichen erzielt werden kann, müsste ebenfalls erläutert 
werden. Über eine langfristige Wirkung im Hinblick auf Jugend-
medienschutz lassen sich allerdings nur wenige Aussagen treffen. 
Als einen ersten Schritt in diese Richtung kann zwar der Transfer 
der Impulse aus den Elternabenden in das Familienleben gese-
hen werden. Jedoch bleibt unklar, welche Auswirkungen dies kon-
kret hat und wie nachhaltig diese sind. Eine tiefergehende Analyse 
wäre erforderlich, um diese Erkenntnisse zu gewinnen. Hier zeigt 
sich auch deutlich die Grenze von Selbstevaluation: Die Anforde-
rungen, die eine derartige Evaluation von Präventionsprojekten 
an Akteuren wie z. B. Jugendhilfeträger stellt, scheint im Praxi-
salltag nur schwer zu realisieren. Zusammenfassend lässt sich da-
her sagen, dass Maßnahmen der Selbstevaluation (1) geeignet sein 
können, sowohl die Zufriedenheit der Zielgruppen zu erfassen, 
als auch detaillierte Hinweise auf Inhalte und Akzeptanz der me-
thodischen Umsetzung zu erhalten, (2) einen zentralen Baustein 
zur Qualitätssicherung darstellen, besonders hinsichtlich der Pro-
zessqualität der Maßnahme, sowie (3) Prozesse im Projektverlauf 
dokumentieren und Hinweise für die weitere Steuerung geben.

Die Überprüfung einer Wirkungsannahme gestaltet sich 
jedoch schwierig, wenn es sich um ein im Alltag sozialer Pra-
xis verortetes und umgesetztes Projekt handelt. Umfassende 



333Nachhaltige Prävention durch Wirksamkeitsüberprüfung

Evaluationsstudien sind häufig teurer als das Projekt, dessen Wir-
kung sie untersuchen sollen (vgl. z. B. Landeshauptstadt Düssel-
dorf 2002) und nur als externe Evaluation zu realisieren, da die 
vorhandenen Personal- und Sachressourcen nicht ausreichen. Zu 
bedenken gilt es, dass bereits die wissenschaftliche Evaluation ei-
nes Praxisprojekts durch eine externe Institution für die Projek-
tumsetzung einen umfänglichen Mehraufwand zur Folge hat. Als 
ein Beispiel sei hier die Einholung von Einverständniserklärungen 
aller Beteiligten oder deren Eltern genannt, wenn es sich bei den 
Befragten um Minderjährige handelt. Es ist daher sehr wichtig, 
dass Projektträger bei ihrer Arbeit unterstützt werden. Bereits eine 
einfache Selbstevaluation, wie am Beispiel des Projekts „Eltern-
Medien-Beratung“ gezeigt, erfordert einen hohen Aufwand und 
stellt auch noch die Ausnahme dar (vgl. Schubarth/Kopp/Kamm 
2012). Module für eine systematische Selbstevaluation sollten da-
her vom Mittelgeber bereitgestellt werden, um die Anzahl an Eva-
luationen zu erhöhen. Weiterhin bedarf es verstärkt einer externen 
Evaluation zur Wirkungsüberprüfung bei langfristig geförderten 
Projekten bzw. bei Modellprojekten, die in den Regelbetrieb über-
führt werden sollen.
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Nachhaltige Prävention in Kindertages-
einrichtungen – Das Programm: 
„Entwicklungs-Förderung in Familien 
Eltern- und Kinder-Training (Effekt®)“

1.	 Einleitung

Mit einer Prävalenz von annähernd 20 % kommen Störungen des 
Erlebens und Verhaltens bei Kindern und Jugendlichen ebenso 
häufig vor wie bei Erwachsenen (vgl. Hölling/Erhart/Ravens-Sie-
berer u. a. 2007). In den meisten Fällen sind diese Auffälligkeiten 
aber nicht sehr gravierend und werden im weiteren Entwicklungs-
verlauf mit Hilfe eines stabilisierenden Umfeldes bewältigt. Bei 
einem kleinen Teil der Kinder zeigen sich jedoch bereits früh ex-
ternalisierende Probleme (z. B. Aggression, Delinquenz), die bis in 
die Jugend oder sogar das Erwachsenenalter andauern (vgl. Mof-
fitt 1993). Neben einem frühen Zeitpunkt der ersten Manifesta-
tion weisen häufige, vielfältige, ausgeprägte und in verschiedenen 
sozialen Kontexten auftretende Verhaltensprobleme auf die Ge-
fahr einer langfristigen Verfestigung hin.

Die wichtigsten individuellen, familialen, schulischen u. a. 
sozialen Risikofaktoren für eine solche Entwicklung sind gut er-
forscht und auch zu eventuellen Schutzfaktoren gibt es vermehrt 
empirische Ergebnisse (vgl. Lösel/Farrington 2012; Lösel/Bender 
2003). Auf diesen Erkenntnissen aufbauend ist es sinnvoll, bereits 
frühzeitig möglichen Verhaltensauffälligkeiten vorzubeugen bzw. 
bei leichteren Störungen wirkungsvoll zu intervenieren. Solche 
Präventionsprogramme zielen darauf ab, den Einfluss von Risiko-
faktoren zu reduzieren sowie Schutzfaktoren zu stärken (vgl. Lösel 
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2012). Mit dieser Zielsetzung sind seit den 1990er Jahren zahl-
reiche entwicklungsbezogene Präventionsprogramme gegen Kri-
minalität, Gewalt und andere Verhaltensprobleme konzipiert und 
durchgeführt worden. Nur ein Bruchteil davon ist allerdings hin-
sichtlich der Wirksamkeit geprüft (vgl. Lösel/Bender 2012; Far-
rington/Welsh 2007). Im Vergleich zum anglo-amerikanischen 
Raum hat in Deutschland die systematische Evaluation später ein-
gesetzt (vgl. Lösel/Schmucker/Plankensteiner u. a. 2006). In letz-
ter Zeit gibt es aber auch hier vermehrt kontrollierte Studien, die 
insgesamt positive Effekte zeigen (vgl. Beelmann/Pfost/Schmitt 
2014; Weiss/Schmucker/Lösel 2014). Trotz dieser erfreulichen 
Entwicklung bleibt allerdings unklar, inwieweit Wirkungen nach-
haltig sind. Denn zum einen haben die meisten Studien nur kurze 
Follow-up-Zeiträume (z. B. ein Jahr oder weniger), sodass über 
die eigentlich angezielte Auswirkung auf längerfristige Entwick-
lungen wenig ausgesagt werden kann. Zum zweiten ist teilweise 
fraglich, inwieweit die in kleinen Modellprojekten erprobten Pro-
gramme ähnliche Effekte in Replikationen und der alltäglichen 
Praxis haben. Auch in der internationalen Präventionsforschung 
sind solche Fragen der Nachhaltigkeit von zentraler Bedeutung 
(vgl. Farrington/Welsh 2013; Fixsen/Blase/Naoom u. a. 2009).

Vor diesem Hintergrund berichten wir im Folgenden über 
das Programm „Entwicklungsförderung in Familien: Eltern- und 
Kindertraining (Effekt®)“, das im Rahmen der Erlangen-Nürn-
berger Entwicklungs- und Präventionsstudie erstellt und sehr 
langfristig evaluiert wurde. In dem vom Bundesfamilienministeri-
um, dem Deutschen Roten Kreuz, der Europäischen Kommission 
und anderen Institutionen geförderten Projekt wird die Entwick-
lung von über 600 Kindern ab dem Kindergartenalter bis in die 
Jugend erforscht. Die Studie kombiniert eine prospektiv-längs-
schnittliche Untersuchung der Ursachen und Entwicklung kindli-
cher Verhaltensprobleme mit der experimentellen Evaluation eines 
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Trainings zur Förderung der Erziehungskompetenz der Eltern 
und eines Trainings zur Förderung der sozialen Kompetenz der 
Kinder (vgl. Lösel/Beelmann/Jaursch u. a. 2004). Es handelt sich 
jeweils um universelle (d. h. nicht auf ausgelesene Risikogruppen 
zielende) Präventionsprogramme. Im Rahmen des Projekts haben 
wir aber auch Adaptionen für spezifische Risikogruppen entwi-
ckelt, u. a. für Familien mit Migrationshintergrund (vgl. Runkel/
Lösel/Stemmler u. a. 2013) und für emotional besonders belastete 
Familien (vgl. Kötter/Stemmler/Lösel u. a. 2011). Im Folgenden 
wird das Effekt®-Programm kurz beschrieben. Anschließend be-
richten wir über einige Evaluationsergebnisse. Abschließend wer-
den Folgerungen zur nachhaltigen Prävention gezogen.

2.	 Beschreibung des Effekt®-Programms

2.1	 Elterntraining

Das kognitiv-verhaltenstherapeutisch ausgerichtete Elterntrai-
ning Förderung der Erziehungskompetenz richtet sich an Eltern 
von Kindern im Alter von drei bis zehn Jahren. Als Grundlage für 
das Programm diente das Curriculum for parents with challenging 
children (vgl. Fisher/Ramsay/Antoine u. a. 1997; Dishion/Patter-
son 1996). Das Effekt®-Elterntraining besteht aus fünf Modulen 
zu je 90 bis 120 Minuten, die wöchentlich durchgeführt werden. 
Thematisiert werden Grundregeln einer positiven Erziehung, Auf-
forderungen stellen, Grenzen setzen, Überforderung in der Erzie-
hung sowie die Stärkung des Familienlebens. Die Vermittlung der 
Inhalte erfolgt durch Kurzvorträge, Rollenspiele, Gruppendiskus-
sionen mit Erfahrungsaustausch, Arbeitsgruppen, strukturierte 
Arbeitsmaterialien und Übungen für Zuhause. Das Training ist 
bewusst kurz gehalten, um die Teilnahmerate der Eltern zu erhö-
hen und Ausfälle zu vermeiden (vgl. Beelmann 2003).
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2.2	 Kindertraining

Das sozial-kognitive Kompetenztraining Ich kann Probleme lösen 
(IKPL) ist an den Ansatz von Spivack und Shure angelehnt (vgl. 
Shure 1992) und eignet sich für Kinder von vier bis sieben Jah-
ren. Es soll die sozialen Problemlösefertigkeiten fördern. In 15 Ein-
heiten zu je 45 Minuten lernen die Kinder Gefühle zu erkennen, 
Gründe und Ursachen für Verhaltensweisen zu finden, verschiedene 
Lösungen für soziale Konflikte zu entwickeln und Handlungskon-
sequenzen zu bedenken. Inhaltlich untergliedert sich der Kurs in 
zwei Komponenten: vorbereitende Problemlösespiele (Wortkonzep-
te, Erkennen von Gefühlen, Gründe und Ursachen des Verhaltens) 
und Problemlösespiele (Entwicklung alternativer Lösungen, Anti-
zipation und Bewertung von Handlungskonsequenzen). Kernstück 
des Kurses ist der sog. Ikpl-Dialog, mittels dessen die Kinder in fünf 
Schritten lernen, Probleme sozial kompetent zu lösen. Die Inhalte 
werden kindgerecht durch Handpuppen, Sing- und Bewegungsspie-
le, Frage-Antwort-Runden sowie Bildvorlagen vermittelt. Beglei-
tend erhalten die Eltern Briefe, die sie über den Kurs informieren.

2.3	 Effekt®-Interkulturell

Nach unseren praktischen Erfahrungen wurde das Effekt®-
Kernprogramm den Bedürfnissen von Familien mit Migrations-
hintergrund (insbesondere aus der Türkei) nicht genügend gerecht. 
Wir adaptierten deshalb die Trainings für diese Zielgruppe sowohl 
sprachlich als auch inhaltlich. Der Elternkurs wurde um eine weite-
re Einheit mit den Themen „Werte“, „Zweisprachigkeit“ und „Wir 
und die Anderen“ ergänzt. Er umfasst sechs Gruppensitzungen, die 
zwischen 90 und 120 Minuten dauern. Bei der Durchführung wurde 
darauf geachtet, den Kurs sprachlich zu vereinfachen und den Eltern 
noch häufiger die Möglichkeit zu geben, die Inhalte in praktischen 



343Nachhaltige Prävention in Kindertageseinrichtungen

Übungen umzusetzen. Die Materialien für die Eltern zeichnen sich 
durch weniger Text, mehr Beispiele und Illustrationen aus. Zudem 
sind sie in verschiedenen Sprachen erhältlich. Die Veränderungen 
des Kinderkurses betreffen v. a. Vereinfachungen hinsichtlich der In-
halte und der verwendeten Sprache. Komplexere Einheiten wurden 
zugunsten von mehr spielerischen und Bewegungselementen verän-
dert. Die begleitenden Elternbriefe liegen in mehreren Sprachen vor.

2.4	 Effekt®-E

Da depressive Verstimmung bei Eltern ein Risiko für Inkonsistenz 
und eventuell Misshandlung in der Erziehung darstellt, wurde für be-
sonders emotional belastete Familien in Zusammenarbeit mit dem 
Münchner Institut für Therapieforschung eine weitere Adaptati-
on von Effekt® entwickelt (vgl. Kötter/Stemmler/Lösel u. a. 2011). 
Hierbei wird im Elternkurs stärker auf Probleme eingegangen, wie sie 
sich für Mütter in Familien mit depressiver Verstimmung stellen. Um 
das Programm in Mutter-Kind-Kliniken zu implementieren, ist das 
Kindertraining parallel zum Elterntraining durchführbar und gekürzt.

3.	 Evaluation der Programme

3.1	 Prozessevaluation

Die Prozessevaluation von Effekt® fiel positiv aus (vgl. Lösel/Beel-
mann/Stemmler u. a. 2006). So nahmen 94 % der Kinder, denen 
der Kinderkurs angeboten wurde, daran teil; davon 96 % minde-
stens an der Hälfte der Trainingseinheiten. Die Inanspruchnahme 
beim Elternkurs betrug 69 %; 75 % absolvierten mindestens den 
halben Kurs. Die trainierten Eltern bewerteten das Training in ei-
ner Reihe von Kriterien als gut bis sehr gut. Die Angaben betrafen 
sowohl die allgemeine Zufriedenheit mit dem Kurs als auch die 
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Themenauswahl, die Verständlichkeit und den Nutzen für die ei-
gene Erziehung. Bei den Kindern zeigte das Teilnahmeverhalten, 
dass der Großteil aufmerksam mitmachte. Diese und andere Da-
ten sprechen dafür, dass eventuell ausbleibende Effekte nicht auf 
Implementierungsprobleme zurückgeführt werden können.

3.2	 Wirkungsevaluation

In der Kernstudie erhielten 178 Kinder und 170 Elternpersonen ein 
Training. Zur Wirkungsevaluation wurde eine gruppenweise Ran-
domisierung mit zusätzlicher Bildung von vergleichbaren Paarlingen 
aus der Entwicklungsstudie vorgenommen (vgl. Lösel/Beelmann/
Stemmler u. a. 2006). Die Vergleiche der Programm- und Kontroll-
gruppen zeigten positive Kurzzeiteffekte nach zwei bis drei Monaten 
in theoretisch vermittelnden Merkmalen, wie dem elterlichen Erzie-
hungsverhalten (Elternkurs) und dem sozialen Problemlösen (Kin-
derkurs). In Verhaltenseinschätzungen durch die Erzieher im Kin-
dergarten und zwei bis drei Jahre später in den Bemerkungen der 
Lehrkräfte in den Grundschulzeugnissen gab es ebenfalls erwünschte 
Effekte (vgl. Lösel/Stemmler/Jaursch u. a. 2009). Im Follow-up nach 
vier bis fünf Jahren zeigten sich in den Selbstberichten der Kinder 
signifikante Effekte beim externalisierenden und internalisierenden 
Problemverhalten (vgl. Lösel/Stemmler 2012). Im sehr langen Fol-
low-up nach fast zehn Jahren gab es weitere signifikante Trainingsef-
fekte in der selbstberichteten Delinquenz, insbesondere weniger Ei-
gentumsdelikte bei den Jungen (vgl. Lösel/Stemmler/Bender 2013). 
In den Mütterurteilen zeigten sich dagegen – wie bereits vorher – 
keine Effekte. Insgesamt waren die durchschnittlichen Effekte nied-
rig bis moderat, was bei kurzen universellen Präventionsprogrammen 
realistisch ist (vgl. Lösel 2012). In der Tendenz (aber nicht generell) 
nahmen die Effekte mit der Zeit ab. Es gab auch teilweise unter-
schiedliche Ergebnisse je nach Messzeitpunkt, Wirkungskriterium 
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und Informant, was in der Präventionsforschung nicht untypisch 
ist. Insgesamt scheint die Kombination von Eltern- und Kinderpro-
gramm am ehesten erfolgversprechend zu sein, insbesondere bei Jun-
gen und Kindern mit mehr Problemen vor dem Training.

Zu der adaptierten Programmversion Effekt®-Interkul- 
turell wurde ebenfalls eine Kontrollgruppenevaluation durchgeführt 
(vgl. Runkel/Lösel/Stemmler u. a. 2013). In der Studie an Grundschu-
len in sog. „sozialen Brennpunkten“ hatten knapp zwei Drittel der  
Familien einen Migrationshintergrund. Nach einem halben Jahr zeig-
ten die Kinder der Programmgruppe u. a. signifikant weniger Problem-
verhalten und mehr soziale Kompetenz als die der Kontrollgruppe.

Auch zu der Programmversion für emotional belastete Famili-
en/Mütter liegen kontrollierte Evaluationsergebnisse vor (vgl. Stemm-
ler/Kötter/Bühler u. a. 2013; Buehler/Kötter/Jaursch u. a. 2011). Bei 
den Trainingsgruppen in Mutter-Kind-Kliniken waren die erlebten 
Erziehungskompetenzen der Mütter stärker und emotionale Proble-
me der Kinder weniger ausgeprägt als in den Vergleichsgruppen.

4.	 Effekt® in der Praxis

Wie bereits dargestellt existieren zum Effekt®-Programm mehre-
re Evaluationen, für das Kernprogramm auch eine mit einem im 
internationalen Vergleich außerordentlich langem Follow-up. Die 
verschiedenen Studien legen in etlichen Kriterien eine erwünsch-
te Wirkung nahe. Es zeigt sich jedoch auch, dass ein relativ kur-
zes universelles Präventionsprogramm nach fünf oder zehn Jahren 
nur noch kleine Effekte hat. Das heißt, man darf keine unreali-
stisch hohen Erwartungen hinsichtlich nachhaltiger Einflüsse auf 
Delinquenz, Gewalt etc. haben. Da die Kosten für eine langfristige 
und schwerwiegende kriminelle Entwicklung aber im siebenstelli-
gen Bereich liegen können (vgl. Cohen/Piquero 2009), zahlen sich 
selbst kleine Langzeiteffekte finanziell für die Gesellschaft aus.
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Unser Projekt hat auch gezeigt, dass für spezifische Risiko-
gruppen Anpassungen des Programms sinnvoll sind, um prakti-
schen Bedürfnissen zu entsprechen. Neben den Programm-Ver-
sionen für Familien mit Migrationshintergrund und emotionalen 
Belastungen haben wir im Hinblick auf die Praxis weitere Adaptio-
nen von Effekt® vorgenommen. Unter anderem wurde das Ikpl- 
Standardtraining für Erstklässler modifiziert. Außerdem adaptier-
ten wir ein soziales Kompetenztraining (Training im Problemlö-
sen – Tip) für Kinder der zweiten und dritten Jahrgangsstufe aus 
dem Amerikanischen und prüften es mit positiven Effekten auf 
seine Wirksamkeit (vgl. Hacker/Lösel/Stemmler u. a. 2007). In 
einer weiteren Adaptation entwickelten wir eine Internet-Version 
des Effekt®-Erziehungskurses für Eltern, die aus zeitlichen oder 
anderen Gründen nicht persönlich teilnehmen können (Impact).

Da Effekt® in seinen verschiedenen Versionen etliche mittel- 
und langfristig positiven und keine negativen Effekte zeigte, war die 
Voraussetzung gegeben, das Programm weitflächig zu implementie-
ren. Wir haben deshalb strukturierte Trainingskurse für Kursleiter 
entwickelt. In Kooperation mit verschiedenen Bundesländern, dem 
Deutschen Roten Kreuz und zahlreichen anderen Institutionen er-
hielten bundesweit mehr als 1 600 Trainer die Effekt®-Ausbildung 
und wurden zertifiziert. Durch diese Multiplikatoren dürften in-
zwischen etliche zehntausend Kinder und/oder Eltern an dem Pro-
gramm teilgenommen haben. Auf Grund der Förderung aus öffent-
lichen Mitteln bestehen keine kommerziellen Interessen.

Trotz der positiven Erfahrungen mit Effekt® muss der An-
satz aber auch kritisch reflektiert werden. Grundsätzlich zeigt sich 
nicht nur in der Prävention von Verhaltensproblemen, sondern 
in der psychosozialen Versorgung insgesamt, dass die Effekte von 
Programmen in der Alltagspraxis geringer ausfallen als in Modell-
projekten mit universitärer Beteiligung (vgl. Lösel 2012). Dies ist 
z. T. darauf zurückzuführen, dass die Zielgruppen weniger selegiert 
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sind und auch die Implementierung weniger kontrolliert ist. Was 
den zweiten Punkt betrifft, ist es für eine nachhaltige Wirkung 
sehr wichtig, die Qualität der Implementierung zu sichern. Dies 
geschieht bei Effekt® u. a. durch die verpflichtende Schulung der 
Trainer, die Verwendung von qualitativ hochwertigen Trainingsma-
terialien und persönliche oder telefonische Supervision.

Wie internationale Studien zur Implementierung evidenz-
basierter Programme zeigen, sind u. a. die Auswahl, das Training, 
die Beratung und Evaluation des Personals von zentraler Bedeu-
tung (vgl. Fixsen/Blase/Naoom u. a. 2009). Ein anderer wich-
tiger Aspekt für Nachhaltigkeit ist die Zusammenarbeit im Sy-
stem. Dazu gehört die Vernetzung von Programmen mit anderen 
Maßnahmen. Ähnlich wie in der klinischen Pharmakologie greift 
ein isolierter „Silo-Ansatz“ zu kurz. Es ist vielmehr erforderlich, 
wirksame Programme mit zumeist moderaten Effekten miteinan-
der zu vernetzen, um größere und nachhaltige Effekte zu erzie-
len. Wenngleich sich die kontrollierte Evaluation zumeist auf klar 
umschriebene strukturierte Programme bezieht, ist deren Einbet-
tung in die breitere psychosoziale und pädagogische Versorgung 
erforderlich. Das Effekt®-Programm ist deshalb in verschiedenen 
Bundesländern in umfassendere Präventionsnetzwerke eingebun-
den, z. B. in Mit-Ein-Ander in Kita und Schule in Brandenburg 
oder Prävention als Chance und Famos in Niedersachsen.

Schließlich ist es auch wichtig, neben den entwicklungsbezo-
genen Präventionsansätzen, die situationsbezogene Kriminalpräven-
tion weiter zu stärken und zu verknüpfen. Technische und bauliche 
Maßnahmen, „Hot Spots Policing“ und andere situationsbezogene 
Konzepte haben sich international bewährt (vgl. Welsh/Farrington 
2010). Sie sind v. a. für jene Personen nötig, bei denen eine indivi-
duelle Bereitschaft zur Kriminalität besteht (vgl. Wikström/Ober-
wittler/Treiber u. a. 2012), sodass sie auch im Zusammenhang mit 
der entwicklungsbezogenen Prävention stehen (vgl. Lösel 2004).
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Annelie Dunand 

Präventiver Kinderschutz

Nachhaltiger Kinderschutz befasst sich mit den gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen und Beziehungsstrukturen, in denen Kinder 
heute aufwachsen. Er bündelt die unterschiedlichen Bereiche von 
primärer, sekundärer und tertiärer Prävention zu einem vernetz-
ten Hilfeangebot für die Adressaten, zu denen Kinder, Eltern, Fa-
milien, Fachkräfte, beteiligte Einrichtungen und Institutionen ge-
hören können.

Das 1993 eröffnete Beratungs- und Hilfezentrum für Kinder-
schutz und Opferhilfe des Stibb e. V. hat von Beginn an die Berei-
che Information, Prävention und Intervention hausintern mitein-
ander vernetzt, um die vorbeugenden und intervenierenden Maß-
nahmen zum Schutz der Kinder zu effektivieren. Unser Präventi-
onsangebot ist auf die persönliche Stärkung und Förderung von 
Selbstbewusstheit, Grenzsetzungsfähigkeiten und Lebenskompe-
tenz der jungen Menschen ausgerichtet. Durch eine gleichberech-
tigte Beteiligung der Eltern, Bezugspersonen und Fachkräfte un-
terstützen wir zum einen die Aufklärung und Sensibilisierung der 
Erwachsenen für den Umgang mit Kindern und Jugendlichen. 
Außerdem gehen wir mit dieser Haltung dem Wunsch der Kinder 
nach, kompetente Bezugspersonen vorzufinden, die sie beschüt-
zen und handeln, wenn es Bedarf gibt.

Das präventive Mehr-Ebenen-Modell, mit dem wir neben 
den Informationsveranstaltungen, Coachings und Trainings auch 
Gespräche für Mädchen und Jungen, Lehrer/innen, Erzieher/in-
nen und Eltern anbieten und bei Bedarf das weitere Lebensum-
feld mit einbeziehen, bietet die Möglichkeit eines frühen Zugangs 
zum Hilfeangebot für bedrohte und betroffene Mädchen und 
Jungen. Im Zentrum der Kinderschutzarbeit stehen das Kind und 
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seine Eltern. Der inhaltliche Rahmen nimmt über die Themen 
Gewalt und sexueller Missbrauch hinaus auch die weiteren Ein-
flussfaktoren in den Blick, zu denen individuelle, familiäre und 
soziale Probleme gehören können. Nachhaltige Prävention über-
trägt nicht den Kindern die Hauptverantwortung für die Vorbeu-
gung und Abwendung von Gewalt und sexuellem Missbrauch, 
sondern unterstützt die jungen Menschen in ihrem Recht auf 
Schutz, Unversehrtheit und Beistand. Sie befähigt die Erwachse-
nen, die sozialen Bedürfnisse der Kinder nach Beachtung, Aner-
kennung und Wertschätzung stärker wahrzunehmen und die Kin-
der in ihrer autonomen Entwicklung zu fördern.

Der sexuelle Missbrauch an Kindern gehört zu den komple-
xesten Themen im Bereich der Jugendhilfe und ihrer Netzwerk-
partner, die mit jungen Menschen in Kontakt stehen. Obwohl 
die Medien in den letzten Jahren dafür gesorgt haben, dass das 
Thema in aller Munde ist, fehlt es auch weiterhin vielerorts an 
ausreichenden Hilfen, diese Gewalt nachhaltig und effektiv zu 
begrenzen. Aufklärung und Regelwerke reichen nicht aus, viel-
mehr bedarf es einer gesellschaftlichen Umorientierung, die das 
Kind und seine Familien ins Zentrum der Bemühungen stellt 
und die gemeinschaftliche Verantwortung für das Wohlergehen 
der jungen Menschen in unserer Gesellschaft fördert. Sexueller 
Missbrauch an Kindern ist weder im familiären noch im beruf-
lichen Alltag mit Mädchen und Jungen leicht zu erkennen, da 
er bis heute den Status eines gesellschaftlichen Tabus nicht über-
wunden hat. Wenn etwas für unsere eigene Welt nicht vorstellbar 
ist, verfügen wir selbst nur selten über ausreichende Konzepte für 
den Umgang mit diesem Problem. Wir wissen, dass Aufklärung, 
Wissensvermittlung und präventive Handlungskonzepte von ent-
scheidender Bedeutung sind, glauben jedoch, dass uns persönlich 
das Problem nie betreffen wird.
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Eine Delegation der Verantwortung an die Kinder mit ei-
nem „Sag Nein“ reicht hier nicht aus, um diese vor sexueller Ge-
walt zu schützen. Kinder haben kaum Chancen, sich gegen die 
„perfekten“ Manipulationsstrategien von Tätern innerhalb und 
außerhalb ihrer Familien ausreichend zur Wehr zu setzen. Ein 
„Nein“ der Kinder wird von den Tätern, die Kinder missbrau-
chen wollen, bewusst überhört oder umgedeutet. Dennoch kön-
nen Selbstsicherheit und Selbstbewusstheit dabei helfen, mögli-
che Gefahren frühzeitig wahrzunehmen und anzusprechen. Infor-
mierte Kinder bemerken früher, wenn etwas seltsames geschieht, 
etwas unangenehm oder sonderbar ist und aus dem Rahmen des 
alltäglichen Erlebens fällt. Selbstbewusste Kinder, die beschützt 
und behütet werden, erschweren den Zugang für den Täter. Eine 
positive Beziehung zum Kind und ein Interesse für seine Bedürf-
nisse helfen folglich, seinen Schutz zu sichern. Die Präsenz von 
informierten Erwachsenen verhindert den Zugang der Täter zu 
den Kindern. Wichtig ist hier aber auch, dass die Erwachsenen 
bereit sind, Kinder in ihrem Selbstausdruck ernst zu nehmen und 
diesen nicht an eigenen Maßstäben zu messen oder gar zu sank-
tionieren. Insbesondere wenn das Verhalten von Mädchen und 
Jungen aus dem Rahmen fällt und vom Kind wiederholt wird, ist 
es Zeit zum Nachdenken, ob es hier andere, „unaussprechliche“ 
Gründe für das Verhalten geben kann. In jedem Fall sollten El-
tern und Bezugspersonen die (Selbst-)Äußerungen von Kindern 
ernst nehmen und ihnen Glauben schenken, auch wenn sie selbst 
eine andere Einschätzung zur Person oder Situation haben. Häu-
fig kennt nur das Opfer die „zwei Gesichter von dem Täter“; die 
„böse“ Seite bleibt den Erwachsenen oft verborgen, selbst wenn es 
bereits Irritationen gegeben hat.

Täter achten auf die Bindung von Kindern und Bezugsper-
sonen, von der sie ihren Zugang zum Kind abhängig machen. Um 
einen eigenen Zugang zum potentiellen Opfer zu erhöhen, nehmen 
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sie nicht selten selbst intensiven Kontakt mit den Eltern oder Be-
zugspersonen auf und zeigen sich freundlich, „kumpelhaft“ und 
äußerst hilfsbereit. Sie bieten Entlastung für die Eltern an, damit 
sie mit dem Kind allein sein können. Sie sorgen sich um die Be-
dürfnisse der Erwachsenen und sind auch für deren Befriedigung 
bereit. Von daher halten wir es für sehr bedeutsam, dass die Eltern 
stets wachsam sind und nachfragen, wenn sie sich durch das Ver-
halten ihrer Kinder irritiert fühlen. Auch eigene Verwirrungen kön-
nen helfen, mögliche Gefährdungen frühzeitig zu erkennen, wenn 
ihnen bewusst nachgegangen wird. Signale der Abwehr oder Ab-
lehnung des Kindes sind ebenso ernst zu nehmen wie plötzliche 
Verhaltensänderungen. Jedes Kind wählt seine eigene Form, seine 
Umwelt zu informieren oder seine Not mit den von ihm selbst be-
stimmten Verhaltensweisen zu umschreiben. In diesen Fällen ist es 
wichtig, die „Sprache“ des Kindes verstehen zu lernen.

Vor diesem Hintergrund haben wir unser Präventionspro-
gramm gegen sexuelle Gewalt nicht nur für die Kinder sondern 
v. a. auch für die Erwachsenen – Eltern, Lehrer/innen und Erzie-
her/innen – entwickelt, damit diese selbst für den notwendigen 
Schutz der Kinder sorgen können. Zu den Inhalten unserer prä-
ventiven Maßnahmen gegen sexuelle Gewalt an Kindern gehören:

•	 Wissensvermittlung über Hintergründe und 
Zusammenhänge;

•	 Aufklärung über gezielte Täterstrategien und komplexe 
Handlungskonzepte von Tätern, Informationen über  
Tätervorgehen im Internet;

•	 Schulung der Wahrnehmung bei plötzlichen Veränderun-
gen des kindlichen Verhaltens;

•	 Förderung der Selbstbewusstheit;
•	 Vermittlung von Lebenskompetenz für den Umgang mit 

Sorgen, Nöten und Problemen;
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•	 Training für Stoppgrenzen und Abwehrstrategien;
•	 Einübung von „Hilfe holen“ bei vertrauten Erwachsenen;
•	 Gesprächsangebote vor Ort in Schule, Kita, Hort, etc.;
•	 Einbeziehung von Eltern, Müttern, Vätern und anderen 

Bezugspersonen;
•	 Elternabende, -vorträge, -gespräche, -projekte;
•	 gezielte Partizipationsformen für Eltern in Institutionen;
•	 Mädchen- und Jungengruppen;
•	 Fachberatung und Fortbildung für Lehrkräfte sowie
•	 Arbeit im Verbund und Netzwerk.

Die Methoden der Gewaltprävention sollten sich stets am Bedarf 
der Adressaten orientieren, damit sie angenommen werden und 
nachhaltig wirken können. Ein weiterer Schlüssel für Synergie-
effekte von Gewaltprävention sind Qualifikation und fachliche  
Kooperation sowie die Vernetzung mit anderen Berufsgruppen, 
die mit Kindern in Kontakt stehen.

Nachhaltige Gewaltprävention beginnt mit uns selbst als 
Fachkraft oder auch als Bezugsperson für Kinder und Jugendli-
che. Wir können lernen, die eigenen Denkblockaden abzubau-
en, um Bereitschaft für sensibles Hinhören und mutiges Handeln 
zu entwickeln. Das Vorbild von Eltern und Bezugspersonen, die 
mit gutem Beispiel vorangegangen sind und ihren Kindern Gehör 
und v. a. Glauben geschenkt haben, bildet die Basis für eine nach-
haltige Prävention. Wenn wir jedoch im Gegenteil dazu potentiel-
le Gefahren abwehren, vermeiden oder verleugnen und mögliche 
Konflikte auf andere projizieren, besteht sowohl die Gefahr einer 
Wiederholung und Ausbreitung der Gewalt wie auch das Risiko 
einer Umkehrung, vom Opfer zum Täter zu werden.

Unsere langjährige Kinderschutzpraxis zeigt, dass die Tra-
dierung der Opfer-Täter-Dynamik auf die nächste Generati-
on kein seltenes Phänomen darstellt. Hier finden wir betroffene 
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Mütter und Väter, die, ohne Hilfe, in ihrer Opferrolle verharren 
und den eigenen Kindern keinen ausreichenden Schutz geben 
können. Die in ihrer Not entwickelten Überlebensstrategien, zu 
denen das Ausblenden oder das Identifizieren mit den Aggres-
soren gehören können, desensibilisieren sie für die eigenen wie 
auch für die kindlichen Bedürfnisse im Kontext einer potentiellen 
Gefährdung.

Für nachhaltige Prävention ist die Beachtung der elterli-
chen Interessen im Beratungskontext ebenso zentral wie die Not-
wendigkeit, Kindern ausreichend Zeit, Raum, Anerkennung und 
Wirkung zu geben und den Umgang respektvoll zu gestalten. Sich 
geschützt fühlende Kinder finden selbst den Weg, ihre tatsächli-
chen Probleme und Bedürfnisse konkret zu äußern. Aber auch 
sie brauchen Wissen und Kenntnisse über mögliche Wege aus 
der Verstrickung. Vor diesem Hintergrund muss eine nachhaltige 
Prävention stets mehrdimensional gestaltet werden, was bedeutet, 
dass Erwachsene wie Kinder im Rahmen der vorbeugenden Maß-
nahmen gleichermaßen sensibilisiert, informiert und für einen er-
folgreichen Umgang kompetent gemacht werden müssen.



Stefan Schanzenbächer

Nachhaltige Prävention an Schulen durch 
die Verknüpfung von Peer Learning und 
konfrontativem Konfliktmanagement 
(Kkm) mit einem Partizipations- und 
Schulentwicklungsprozess

1.	 Einleitung

„Gebt den Kindern das Kommando“ so der abschließende Satz der 
Anmoderation für einen Filmbeitrag in der Sendung „Brandenburg 
aktuell“ des Rundfunk Berlin-Brandenburg. Dieser beschreibt das 
Programm „Wir für uns – Eine Schule mit Identität ist eine Schule 
mit Zukunft“ des Projektes Boxenstopp des Caritasverbandes für 
das Erzbistum Berlin e. V., das ein integratives Handlungskonzept 
liefert und auf der Verknüpfung von drei Bausteinen beruht:  
(1) Konzepte des Peer Learning; (2) Programme der Schulentwick-
lung und der Partizipation; (3) Strategien der Gewaltprävention 
– besonders konfrontatives Konfliktmanagement (vgl. Schubarth 
2012). Der hier vorliegende Beitrag legt das Augenmerk darauf, 
welchen Beitrag ein derart ausgerichtetes Programm an Schule für 
eine nachhaltige Gewaltprävention leisten kann.

2.	 Das Projekt Boxenstopp

Ideengeber dieses Modells ist das Projekt Boxenstopp, welches 
als Bundesmodellprojekt im Jahr 2000 gestartet ist. Boxenstopp 
hat sich mittlerweile zu einem sehr wichtigen und landesweit 
vielfach nachgefragten Angebot für die Vermittlung von wirksa-
men innovativen Methoden der Gewaltprävention und des Anti-
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Aggressivitäts-Trainings®/Coolnesstrainings® entwickelt. Es kann 
als Markenzeichen für konfrontatives pädagogisches Arbeiten im 
Land Brandenburg betrachtet werden, das auch bundesweit be-
kannt ist. Träger des Projektes ist der Caritasverband für das Erzbi-
stum Berlin e. V. Seit 2005 wird Boxenstopp komplett durch Mittel 
des Landes Brandenburg (Landesjugendplan und Landespräventi-
onsrat) gefördert. Das Tätigkeitsspektrum ist im Laufe dieser Jahre 
sehr vielfältig geworden und lässt sich am besten mit Hilfe eines 
Schaubildes darstellen (vgl. Abb. 1).

Abb. 1: 	 Das bisherige Angebotsspektrum von Boxenstopp (eigene Darstellung)

3.	 Der Konfrontative Stil

Oftmals wird für konfrontativ ausgerichtetes sozialarbeiterisches 
Handeln der Begriff der Konfrontativen Pädagogik verwendet (vgl. 
Weidner/Kilb 2011), manchmal sogar mit einem speziellen sozi-
alen Training, dem Anti-Aggressivitäts-Training® und Coolness-
Training®, gleichgesetzt. Zwar hat sich konfrontativ ausgerichtetes 
Handeln in der Sozialen Arbeit mittlerweile an vielen Stellen fest 
etabliert, jedoch fehlt eine eigene theoretische Auseinandersetzung 
zur Bestimmung eines eigenen Standortes oder die Beschäftigung 

Maßnahmen mit kompetenten Partnern
vor Ort, zum Beispiel...

Ein- oder mehrtägige
Projekte an Schulen:

„Respekt“, „Echt cool“ 

Stadtteilbezogene
Aktionen gegen Gewalt

(Runder Tisch) 

Re�exion im Caritas- 
verband zum eigenen

Umgang mit Fremden 

Anti-Aggressivitäts-
Trainingskurse und 

Coolness-Trainingskurse

Zerti�zierungskurs 
zur/zum konfrontativen

Kon�iktmanager/in

Multiplikatoren-
schulungen mit SFFB
und Justizakademie



359Nachhaltige Prävention an Schulen

mit den Fragen, „was unter [der] Methode verstanden wird, was 
sozialpädagogische Methoden sein können und was insbesondere 
die Handlungsmethode Konfrontative Pädagogik sein soll“ (Plewig 
2013: 87). Deshalb sprechen wir alternativ von dem Konfrontati-
ven Stil und meinen damit „eine eher direkte, aktive, überreden-
de, suggestive […] Methodik in der Arbeit mit Menschen, die im 
weitesten Sinn Probleme mit sich und im Miteinander mit an-
deren haben“ (Schanzenbächer 2006: 15). Die Umsetzung dieses 
theoretischen Begriffes in die sozialpädagogische Praxis geschieht 
durch Konfrontatives Konfliktmanagement (Kkm). Zur Definiti-
on des Gegenstandes können uns die drei Teilbegriffe unterstüt-
zen. Dem Konfrontativen im Konfliktmanagement haben wir uns 
bereits zugewendet. Management meint den aktiven und kreati-
ven Umgang. Diese recht knappe Umschreibung soll hier genü-
gen. Gegenstand der Beschäftigung bildet ein Konflikt, ein sozi-
aler Konflikt. Nach Glasl (2004) ist dieser Konflikt „eine Inter-
aktion zwischen Aktoren (Individuen, Gruppen, Organisationen 
usw.), wobei wenigstens ein Aktor eine Differenz bzw. Unverein-
barkeiten im Wahrnehmen und im Denken bzw. Vorstellen und 
im Fühlen und im Wollen mit dem anderen Aktor (den anderen 
Aktoren) in der Art erlebt, dass beim Verwirklichen dessen, was 
der Aktor denkt, fühlt oder will eine Beeinträchtigung durch ei-
nen anderen Aktor (die anderen Aktoren) erfolge“ (Glasl 2004: 
17). Diese Definition ist insofern für unsere Ausführungen be-
deutsam, da sie über „grobes Gewalthandeln“ (Glasl 2004: 17) 
hinausgeht. Damit wird deutlich, dass Kkm nicht nur im Kontext 
gewalttätigen Handelns agiert, sondern dort, wo es soziale Kon-
flikte i. S. der Definition Glasls gibt.
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4.	 Das Programm „Wir für uns“ als Verbindung 
von Peer Learning, Kkm und Partizipation

Das Programm wird derzeit in Form eines Modellprojektes ent-
wickelt und erprobt. Modellstandort ist die Grundschule Schwär-
zesee, welche in einem sozialen Brennpunktgebiet der Stadt 
Eberswalde liegt.1 Seit Januar 2007 gibt es eine Kooperation von 
Boxenstopp mit der Grundschule Schwärzesee und der Stiftung 
Sozialpädagogisches Institut „Walter May“ (SPI)/Niederlassung 
Brandenburg, Mobile Jugendsozialarbeit Eberswalde. Aktives 
Bindeglied zum Kollegium bildet eine Projektgruppe aus Lehr-
kräften und der Schulsozialarbeiterin. In der Schule lernen derzeit 
122 Mädchen und 126 Jungen in der ersten bis sechsten Klasse.

Das Programm wurde primär von der Überlegung geleitet, 
wie es gelingen kann, einen Ansatz in der Prävention von Gewalt 
zu entwickeln, der die Gleichaltrigen („Peers“) in einem sehr star-
ken Maße einbezieht. Hinzu kamen Bestrebungen, bestehende 
Boxenstopp-Angebote dahingehend zu erweitern, dass möglichst 
auch Kindern Präventionsangebote vorgehalten werden konnten. 
Warum sollte man warten und erst Jugendlichen oder jungen Er-
wachsenen Unterstützung anbieten, bspw. in Form von sozialen 
Gruppenangeboten und Anti-Gewalt-Trainings? Berichte über 
Schwierigkeiten an Schulen stärkten den Entschluss, ein Präventi-
onsprogramm für Schulen zu konzipieren. Nach der Präsentation 
einer ersten Ideenskizze an mehreren Schulen im Land Branden-
burg und entsprechend positiver Rückmeldungen des Kollegiums 
und der Schulleitung, wurde sich für den Modellstandort Schwär-
zesee entschieden. Zugleich bot die Einbettung der Schule in ein 
– im Landesvergleich – stark belastetem sozialem Umfeld zusätz-
liche Herausforderungen an die Konzipierung eines Programmes, 

1	 Einzelne Elemente des Programmes werden auch an weiteren Schulen im 
Land Brandenburg umgesetzt.
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das sich als wirkungsvoll erweisen soll. Die Mitarbeiter des dor-
tigen Kooperationspartners wurden im Rahmen des Boxenstopp-
Zertifikatskurses „Konfrontatives Konfliktmanagement“ entspre-
chend qualifiziert.

Im oben genannten Fernsehbeitrag sticht am meisten die 
Szene ins Auge, die einen großen Raum zeigt, in dem über 70 
Kinder in einigen Reihen hintereinander sitzen. Entgegen dieser 
Gruppe hat sich hinter Tischen das Präsidium aufgereiht: Nicht 
Erwachsene, sondern ebenso Kinder. Die Erwachsenen sitzen in 
der hintersten Reihe oder an der Seite. Und was ebenso auffällt 
ist, dass jedes Kind einen farbigen Pulli trägt. Insgesamt kann der 
Zuschauer sechs Farben zählen. Es ist das Kernstück des Program-
mes, der Boxenstopp-Schülerclub, der sich hier zu seiner monatli-
chen Vollversammlung zusammenfindet. Es handelt sich um eine 
Gruppe aus bewusst ausgewählten männlichen und weiblichen 
und sowohl unauffälligen als auch auffälligen Schülern. Die akti-
ven Clubkinder bilden die wesentlichen Akteure und Ideenträger 
für die Umsetzung des Programmes an ihrer Schule. Das nach-
folgende Schaubild zeigt die Grundlinien des Programmes (vgl. 
Abb. 2).

Die Clubkinder sollen an immer mehr Stellen eigenverant-
wortlich handeln, wobei sich die Lehrkräfte nach und nach zu-
rücknehmen und (eher) als Moderatoren agieren. Die Schüler er-
werben durch den Cluballtag und spezielle Schulungsangebote im 
Verlauf ihrer Mitgliedschaft zahlreiche Kompetenzen und werden 
zu positiven Vorbildern für die neuen Mitglieder im Club, deren 
Verhalten und Wissen sich letztere aneignen und nachahmen. Alle 
Versammlungen leiten die Kinder größtenteils selbst.
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Abb. 2:	 Grundlinien des Programmes „Wir für uns“ (eigene Darstellung)

„Wir für uns“ ist ein sehr komplexes System, das Ansätze der so-
zialen Arbeit mit bildungs- und erziehungstheoretischen Grund-
lagen verbindet und sie mit schulgesetzlichen Vorgaben kompa-
tibel macht. Auf diese Weise werden eine breite Durchdringung 
des Schullebens und eine hohe Wirksamkeit ermöglicht. Es wur-
de jedoch auch deutlich, dass die Gegebenheiten der schulischen 
Praxis einer Implementierung an anderen Schulen im Land Bran-
denburg im Wege stehen. Deshalb arbeiten wir derzeit an einer 
Modularisierung des Programmes, die es ermöglicht, dass jede 
Schule (sogar jede Lehrkraft) für sich entscheiden kann, wo und 
in welchem Maße mit „Wir für uns“ gearbeitet werden soll. Aus-
gangspunkt ist die einzelne Klassenlehrkraft. Je mehr Kolleginnen 
und Kollegen sich ihr anschließen, desto breiter implementiert 
eine Schule das Programm. Eine adäquat aufgebaute, modulare 
und berufsbegleitende Weiterbildung bildet die Grundlage für die 
Verbreitung im Land. Bausteine dessen sind:
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•	 Instrumente zum Peer-Learning: Hierzu gehören u. a. 
der Aufbau eines Klassenclubs, das Punktesystem, 
das Stufen- und Privilegiensystem mit Auf- aber auch 
Abstiegsmöglichkeiten.

•	 Instrumente für den Unterricht: Hier werden die Möglich-
keiten des Systems erfasst, um auf Störungen des Unter-
richts konsequent und transparent reagieren zu können. 
Dies soll an der ganzen Schule einheitlich erfolgen. Insge-
samt wird hier eine wichtige Verbindung zu Erziehungs- 
und Ordnungsmaßnahmen des Schulgesetzes hergestellt.

•	 Instrumente zur Partizipation: Dieses Modul behandelt  
v. a. das Thema Klassenversammlung.

•	 Instrumente zur Gewaltprävention: Dazu gehören das Kon-
fliktlösungsritual, das Stufensystem im Falle von Gewalt 
und der Umgang mit Konflikten und Mobbing.

•	 Elemente aus dem „Kulness-Training“: Dieses Modul bietet 
ein spezielles Angebot für verhaltensauffällige Kinder und 
Jugendliche.

•	 Instrumente zur Klassenentwicklung: Hierbei spielt v. a. das 
Thema Regeln eine große Rolle. Aber es geht auch um 
Dienste, Aufgaben und Projekte in und mit der Klasse.

•	 Instrumente für die Demokratieentwicklung: Dieses Modul 
beinhaltet ein umfangreiches Methodenrepertoire zur Ge-
staltung demokratischer Prozesse an der Schule.

•	 Instrumente für Soziales Lernen im Unterricht: Die Förde-
rung sozialer Kompetenzen ist ein weiterer zentraler Inhalt 
des Programmes.

•	 Elternarbeit: Die Arbeit mit den Eltern rückt stärker als 
bisher in den Fokus von „Wir für uns“. Ohne die Unter-
stützung der Eltern laufen schulische Prozesse oftmals  
ins Leere.
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•	 Von der Klasse zur Schule: Im letzten Modul geht es um 
die Zusammenführung aller Module zu einem wirksamen 
Ganzen. Zentrale Inhalte sind der Aufbau des Schülerclubs 
sowie die Durchführung von Vollversammlungen und 
Instrumenten, die an der gesamten Schule wirken (z. B. 
Hofpausenteams).

5.	 Erfolge, Herausforderungen und Grenzen

In diesem Beitrag wurde ein neues Programm im Bereich der Ge-
waltprävention an Schulen und der Schulentwicklung vorgestellt, 
das ein besonderes Setting für den Ansatz einer konfrontativ aus-
gerichteten Pädagogik darstellt. Auf Grund der gebotenen Kürze 
haben wir uns dabei auf wesentliche Aspekte beschränkt. Es bleibt 
festzuhalten, dass „Wir für uns“ aus Sicht der Erwachsenen und 
Kinder erfolgreich arbeitet. Zudem zeigt sich in der Alltagsbe-
trachtung, dass die Kinder einen positiven Einfluss auf andere 
Kinder ausüben. Das Klima hat sich an der Schule, insbesondere 
auf dem Schulhof, merklich zum Besseren hin verändert. Auch 
jeder einzelne junge Mensch profitiert sehr stark von dem Ansatz. 
Gerade für sehr aggressive Kinder bietet der Ansatz des Peer Lear-
ning große Möglichkeiten, da v. a. fehlendes Selbstbewusstsein 
verbunden mit einem starken Geltungsbedürfnis das gewalttätige 
Verhalten zu erklären vermag. Durch ein Engagement im Projekt 
„Wir für uns“ können diese Kinder Status und Aufmerksamkeit 
erhalten, jetzt aber durch positives Verhalten. Aufmerksamkeit 
findet das Boxenstopp-Programm mittlerweile auch zunehmend 
in der Öffentlichkeit. So sind bereits zahlreiche Artikel in der 
Presse und einige Beiträge verschiedene Fernsehsender erschie-
nen. Das Projekt gewann außerdem den 2. Platz bei der Fit for 
Fair Play Trophy der Malteser, den Landespräventionspreis 2011 
des Landespräventionsrates Brandenburg und den 3. Platz beim 
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Schülerwettbewerb des Landesschülerrates, des Ministeriums für 
Bildung, Jugend und Sport und des Toleranten Brandenburgs.

Derzeit beschäftigen die Verantwortlichen aber auch  
einige Schwierigkeiten, die deutliche Hinweise hinsichtlich der 
prekären sozialen Lage vieler Familien in dem umgebenden 
Wohngebiet geben. So zeigen manche Kinder extreme Auffäl-
ligkeiten und machen Unterricht teilweise nicht möglich. Hier 
konnte bisher der Ansatz des Peer Learning noch nicht im wün-
schenswerten Umfang greifen. Die Kinder sind in manchen Situa-
tionen entweder überfordert, selbst noch nicht stark genug, um 
anderen Kindern gegenüberzutreten oder zeigen ihrerseits noch 
konfrontierungswürdiges Verhalten, was im Gegenzug extreme 
Regelübertretungen anderer Kinder begünstigt und die Energie 
gemeinschaftlichen Vorgehens abschwächt. Selbst wenn Grund 
genug besteht anzunehmen, dass im Laufe der Zeit das System 
des Peer Learning weiter erstarkt und solche Herausforderungen 
an der Schule besser gemeistert werden können, verbindet sich 
mit dem Ansatz der Schulentwicklung hin zu einer Gemeinschaft 
mit Identität auch immer die Frage, wann und mit welchem Ver-
halten sich ein Schüler außerhalb dieser Gemeinschaft stellt. Aus 
gutem Grund sieht das Schulgesetz den Verweis von einer Schu-
le als Ultima Ratio vor, besteht doch vorrangig der Auftrag, für 
die seelische und körperliche Unversehrtheit aller Schülerinnen 
und Schüler zu sorgen (vgl. BbgSchulG § 4, Abs. 3). Ebenso wird 
deutlich, dass Peer Learning ergänzende Maßnahmen und Hilfen 
zur Erziehung sowie weitreichende Maßnahmen im Bereich El-
ternarbeit nicht ersetzen kann. Vor diesem Hintergrund müssen 
auch deutlich die Grenzen von Inklusion, v. a. im Hinblick auf 
Kinder mit emotional-sozialem Förderbedarf, diskutiert werden.
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6.	 Ergebnisse der Wirkungsstudie

Die positiven Erfahrungen beruhten bisher auf Alltagsbeobach-
tungen, weswegen der Bedarf an einer wissenschaftlichen Un-
tersuchung in Form einer Evaluation in den Fokus rückte. Dazu 
hat der Landespräventionsrat des Landes Brandenburg Prof. Dr. 
Wilfried Schubarth (Universität Potsdam) beauftragt. Die Studie 
kommt zu einem insgesamt sehr positiven Ergebnis. In ihrem  
Fazit beschreibt die Evaluatorengruppe sechs Punkte:

Als erstes ist die hohe Akzeptanz des Projektes, und zwar 
nicht nur bei den Schülern, sondern auch bei den Lehrern und 
Eltern, zu nennen. „Für die Schüler ist es attraktiv, fördert das 
Gemeinschaftsgefühl und erweist sich als eine willkommene Ab-
wechslung im Schulalltag. Für die pädagogische Arbeit der Leh-
rer wirkt es auch aufgrund der eigenständigen Arbeit der Schüler 
unterstützend und entlastend. Auch von den Eltern wird es wei-
testgehend akzeptiert und befürwortet“ (Schubarth/Kopp/Seidel 
u. a. 2013: 63).

„Wir für uns“ eignet sich bereits als frühe Präventionsmaß-
nahme an Grundschulen, denn es bietet sowohl präventive als auch 
interventive Maßnahmen im Kontext von Gewalt an Schulen. 
Zugleich ist das Projekt darauf ausgerichtet, das Schul- und Klas-
senklima zu verbessern.

Die zuvor aufgeführten Herausforderungen des Projektes fin-
den sich auch im Evaluationsbericht wieder. Unsere kritischen 
Bemerkungen finden wir hier deutlich bestätigt, auch wenn von 
den Evaluatoren die Forderung nach mehr Konsequenz erhoben 
wird. Denn trotz der belegten positiven Wirkungen des Projektes 
treten Mobbing, Aggression und Gewalt an der Schule nach wie 
vor relativ häufig auf: Insbesondere „verbale Beschimpfungen und 
Hänseleien, aber auch ‚Spaßkämpfe‘, Prügeleien und Ausgren-
zungen von Schülern“ (Schubarth u. a. 2013: 63) sind verbreitet. 
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Der Schulhof ist dabei der Hauptaustragungsort von Gewalt, 
aber auch auf dem Nachhauseweg und außerhalb der Schule tre-
ten Gewalt und Aggressionen inzwischen zunehmender auf. Der 
Studie zufolge ist die Gewaltbelastung in den letzten fünf Jahren 
unterschiedlich aufgetreten. Der Blick in die Praxis vermag „die 
sich verändernde und zunehmend heterogener werdende Schüler-
schaft“ (ebd.: 63f ) als Schüler mit sozial-emotionalem Förderbe-
darf zu erklären.

Die Wirkungen sind bei den Mitgliedern des Schülerclubs 
besonders deutlich. Durch ihre Tätigkeit im Schülerclub erfah-
ren sie eine positive Persönlichkeitsentwicklung. Schüler, Eltern 
und Lehrer schätzen übereinstimmend ein, dass sich die persona-
len und sozialen Kompetenzen der Clubmitglieder deutlich po-
sitiv entwickelt haben. Auch die schulischen Leistungen verbes-
sern sich in Folge des Projektes. Dies verdeutlicht den Zusam-
menhang zwischen sozialer und kognitiver Kompetenzentwick-
lung. Der Zuwachs von personalen und sozialen Kompetenzen 
wird darüber hinaus als Voraussetzung für die Reduktion abwei-
chenden Verhaltens gesehen (vgl. Schubarth u. a. 2013). Insge-
samt können „die in der Fachdebatte mitunter angenommenen 
negativen Auswirkungen auf die Persönlichkeitsentwicklung der 
Schüler durch konfrontativ-pädagogische Elemente“ (ebd.: 64) in 
der Wirkungsüberprüfung nicht nachgewiesen werden (weiterge-
hend Niproschke 2014).

Beim Engagement seitens des Lehrerkollegiums und der El-
ternschaft sieht die Evaluation noch deutliche Reserven. Bisher 
wird das Projekt „neben der Projektleitung hauptsächlich von ei-
nem Sozialpädagogen, der Schulleitung und einem kleinen Kern 
der Lehrerschaft getragen“ (Schubarth u. a. 2013: 64). Da aber 
die meisten Lehrkräfte das Projekt unterstützen, besteht eine gute 
Basis für eine Kooperation, die aber durchaus noch ausbaufähig 
ist. Die Schulungsblöcke, die ebenso im Konzept enthalten sind, 
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werden als hilfreich und qualifizierend angesehen. Jedoch bleibt 
die Verankerung des Projektes als Schulentwicklungsprojekt auch 
zukünftig eine elementare Aufgabe. Dabei stellt insbesondere die 
Elternarbeit, z. B. im Hinblick auf die Einbeziehung bildungsfer-
ner Eltern, eine besondere Herausforderung dar.

Zusammenfassend bezeichnet die Studie das Schulprojekt 
„als erziehungswirksames Modell für (Grund-)Schulen in ‚sozi-
alen Brennpunkten‘ zur Intervention und Prävention von Gewalt 
und zur Verbesserung des Schulklimas“ (ebd.). Die Verfasser emp-
fehlen darüber hinaus regelmäßige Optimierungen, um den künf-
tigen Anforderungen gerecht zu werden.

7.	 Und die Nachhaltigkeit?

Es gibt mittlerweile unzählige Programme zur Gewaltpräventi-
on an Schulen (ausführlicher siehe Schubarth 2010). Viele davon 
werden nur befristet und punktuell durchgeführt. Sie zeigen mit-
unter auch hohe Erfolge. Das Boxenstopp-Programm „Wir für 
uns“ intendiert durch eine projektbezogene soziale Arbeit an der 
Schule weitergehend eine dauerhafte Etablierung des Program-
mes und damit eine nachhaltige Präventionsarbeit. Dies wird 
insbesondere auch dadurch erreicht, indem die nachrückenden 
Klassenstufen automatisch in das System eingebunden werden. 
Denn „es wird immer augenfälliger, dass der historisch gewachse-
ne Prozess der Entkopplung der Institution Schule und Jugend-
hilfe den heutigen Problemlagen von Kindern und Jugendlichen 
nicht mehr gerecht wird. Veränderungen in der Lebenswelt von 
Kindern und Jugendlichen, Modernisierungs- und Individualisie-
rungsschübe in Familie, Schule und Freizeit, erfordern eine engere 
Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe und eine Überwin-
dung der bisher üblichen institutionsspezifischen Separierung“ 
(Schubarth 2004: 249).
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Ähnlichkeiten von „Wir für uns“ dürften sich am ehesten 
bei dem Interventionsprogramm von Dan Olweus (2011) zeigen, 
jedoch nutzt letzteres die Vorzüge des Peer-Learning nicht. Und: 
„Die beste Gewaltprävention ist noch immer ein aktiver Schul-
entwicklungsprozess oder umgekehrt: Eine gute ‚demokratische 
Schule‘ ist die beste Gewaltprävention“ (Schubarth 2010: 197). 
Daher bezieht das Programm die Kinder in eine Schulentwick-
lung ein, aktiviert sie, sich für ihre Schule zu engagieren und 
formt sie zu einer Gemeinschaft, in der sich jeder wohlfühlt. Die 
kontinuierliche Gruppenarbeit in Form des Schülerclubs bildet 
eine ständig vorhandene Plattform, von der aus die verschieden-
sten Aktivitäten gestartet werden können und die dafür sorgt, 
dass eine positive, gewaltfreie Schulkultur – ist sie erst einmal 
erreicht – fest verankert werden kann. Denn „die systematische 
Verschränkung von Gewaltprävention und Schulentwicklung 
führt zu dauerhaft, substanziell und langfristig wirksamen Ver-
änderungen – zu nachhaltiger Prävention“ (Melzer/Schubarth/ 
Ehninger 2011: 319).
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Michael Rump-Räuber

Möglichkeiten und Grenzen schulischer 
Gewaltprävention

1.	 Einleitung

Das Thema Gewaltprävention an der Schule wird in der Arbeit 
des Landesinstituts für Schule und Medien Berlin-Brandenburg 
(Lisum) in unterschiedlichen Feldern bearbeitet. Das reicht von 
der Fortbildung der Schulleitungen und Beraterinnen und Be-
rater über Modellprojekte bis hin zur Darstellung auf dem Bil-
dungsserver. Dabei tauchen immer wieder zwei Fragen auf: Wann 
ist Gewaltprävention in der Schule wirksam? Wie kommen wir 
von der Ebene konkreter Projekte zu einer nachhaltigen Entwick-
lung? Mit diesen Fragen soll sich der Beitrag auseinandersetzen.

2.	 Wer definiert die Gewalt?

Am Anfang steht die Frage nach der Definition. Es gibt zwischen 
den Beteiligten in den Schulen einen sehr unterschiedlichen Ge-
waltbegriff. Wenn man Schülerinnen und Schüler fragt, was sie un-
ter Gewalt verstehen, so gehen die Antworten eher in Richtung 
Beleidigung, körperlicher Gewalt, Mobbing und in zunehmen-
dem Maße zu Cyber-Mobbing. Lehrkräfte wiederum nennen bei 
Gewalt Unterrichtsstörungen, aggressives Verhalten, Anpöbeleien 
und Beleidigungen. Dabei fällt auf, dass in Schulen, die ein hohes 
Gewaltpotential haben, Schimpfwörter oder Beleidigungen gegen-
über körperlicher Gewalt als weitgehend normal angesehen wer-
den. Gegenüber der als brutal empfundenen körperlichen Gewalt 
gibt es also einen Gewöhnungseffekt, wenn es sich „nur“ um verba-
le Gewalt handelt. Im Umkehrschluss heißt das, bevor eine Schule 
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Maßnahmen zur Gewaltprävention ergreift, benötigt es einen schu-
lischen Konsens über die Definition von Gewalt. Dies wird teilwei-
se verhindert, da das Bekenntnis, dass es an der Schule ein Gewalt-
problem gibt, oft negativ besetzt ist. Bei zunehmender Konkurrenz 
zwischen Schulen und Rückgang der Schülerzahlen wird eine po-
sitive Außendarstellung immer wichtiger. Da wirkt es eher negativ, 
wenn man vorhandene Probleme auch als solche benennt.

Wir beobachten in unserer Arbeit einen Zusammenhang 
zwischen den verschiedenen Stufen von auftretender Gewalt in den 
Schulen. Auf der ersten Stufe stehen dabei Schuldevianz und Stö-
rungen des Unterrichts. In einer zweiten Stufe erleben wir verschie-
dene Formen des Mobbings, der verbalen Beleidigungen und des 
Cyber-Mobbings. Auf einer dritten Ebene begegnen wir dann der 
physischen Gewalt. Ein schulisches Konzept der Gewaltprävention 
muss alle drei Stufen berücksichtigen, wenn es wirksam sein will.

3.	 Gewalt als Beziehungstat

Schulische Gewalt in den dargestellten Stufen stellt sich weitgehend 
als eine Beziehungstat dar, in erster Linie auf der Ebene der Schü-
lerinnen und Schüler und in zweiter Linie zwischen Schülerinnen 
und Schülern sowie Pädagoginnen und Pädagogen. Es gibt immer 
eine Beziehung zwischen Opfern und Tätern. Eine Lehrerin aus 
Potsdam erzählte mir, wie überrascht sie war, als sie mit Ihrer Klas-
se im Filmpark Babelsberg war und Schülerinnen und Schüler, die 
bisher als Gewalttäter aufgetreten waren, sich im Rahmen der dor-
tigen „Schminkwerkstatt“ als Opfer schminkten. Die Mehrzahl der 
Täter war oder ist auch in anderen Situationen Opfer. Die Gewalt-
tat ermöglicht Ihnen aus ihrer vermeintlichen Opferrolle auszubre-
chen und Anerkennung zu bekommen. Die Anerkennung bekom-
men sie von den vermeintlichen Zuschauern, welche wohl die größ-
te Gruppe der Schülerinnen und Schüler in den Schulen darstellt. 



375Möglichkeiten und Grenzen schulischer Gewaltprävention

Zuschauerinnen und Zuschauer können verschiedene Rollen ein-
nehmen; die oder den Täter bestärkend, durch Passivität die Tat 
decken oder als Teil von Zivilcourage das Opfer schützen bzw. die 
Tat verhindern. Es ist wichtig, dass im Rahmen von gewaltpräven-
tiven Projekten, dieses Rollenverständnis problematisiert wird und 
primär das Opfer geschützt und unterstützt wird. Ziel ist es, dass 
Pädagoginnen und Pädagogen nicht stellvertretend für die Grup-
pe der Zuschauerinnen und Zuschauer in den Konflikt eingreifen, 
sondern dass sie die Verantwortung der Gruppe stärken, um mögli-
che Gewalttäterinnen und Gewalttäter zu isolieren.

Gewalttäterinnen und Gewalttäter müssen lernen, dass sie 
durch gewalttätiges Verhalten keine Anerkennung in der Gruppe 
erfahren können. Dabei zeigt die schulische Praxis, dass gewalt-
tätiges Verhalten oft durch die Elternhäuser befördert wird. Päd-
agoginnen und Pädagogen berichten von Elternhäusern in denen 
Gewalt als dauerhafter Wert in der Erziehung auftritt. Das nega-
tive Vorbild, meistens von Seiten der Väter, definiert Gewalt als 
notwendiges Element um Probleme zu lösen. Generell sollte ein 
Konzept der Gewaltprävention alle an der Institution Schule Be-
teiligten, d. h. auch die Elternhäuser, einbeziehen. Zielvereinba-
rungen haben sich hierbei bewährt.

4.	 Schulkultur und Gewaltprävention

Es gibt nach unseren Erfahrungen einen engen Zusammenhang 
zwischen der Schulkultur und dem Auftreten von Gewalt. An-
erkennung, Überzeugung eigener Wirksamkeit und Verantwor-
tungsbereitschaft sind grundlegende Dispositionen des sozialen 
Handelns und Tugenden des zivilgesellschaftlichen Engagements, 
welche Gewalt entgegenwirken. Überzeugung eigener Wirksam-
keit setzt Anerkennung voraus; ohne Überzeugung eigener Wirk-
samkeit gibt es keine Verantwortungsübernahme. In diesem Sinne 
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wirkt ein kompetenzorientierter, individueller und selbstwirksa-
mer Unterricht dem Auftreten von Gewalt in der Schule entgegen. 
Programme der Demokratiepädagogik wie „Hands for kids“ oder 
„Hands Across the Campus“ stellen dabei für Pädagoginnen und 
Pädagogen eine Unterstützung dar. Sie schaffen für Kinder und Ju-
gendliche Lernangebote, um sich mit der eigenen Rolle in der Ge-
meinschaft auseinanderzusetzen und dabei Verantwortung für die 
Gemeinschaft zu entwickeln. Die Rolle der Lehrkraft als „Lernpro-
zessbegleiter“ und „Lernmotivator“ ist gerade auch für leistungs-
schwächere Schülerinnen und Schüler sehr wichtig. Nach unseren 
Beobachtungen schafft es die autoritär auftretende Lehrkraft oft 
Gewalt zu unterdrücken, ohne dass eine bewusste Auseinanderset-
zung stattfindet. In einigen Fällen geschieht diese Unterdrückung 
sogar teilweise unbewusst in Verbindung mit den Gewalttäterin-
nen und Gewalttätern in der Gruppe. Dies kann natürlich dann in 
einem anderen Zusammenhang eine Katalysator-Funktion haben.

Wichtig ist die Präsenz der Pädagogin oder des Pädago-
gen: Gewalt, in welcher Form auch immer, muss schnellstmöglich 
wahrgenommen werden und erfordert sofortiges Agieren. Es geht 
also um eine möglichst frühzeitige Reaktion, die ein deutliches 
Stopp-Schild aufzeigt. Dies kann z. B. in der direkten Ansprache, 
dem aufmerksamen Blick, einer Handbewegung, einer direkten 
körperlichen Wendung hin zur Täterin oder dem Täter oder ande-
rer Gesten bestehen. Wichtig ist, dass es sich um Gesten handelt, 
die ein klares Signal setzen, Gewalt sofort zu beenden.

Das Problem entsteht meistens, wenn die Zeit zwischen 
dem Auftreten von Gewalt und der Reaktion zu lange dauert. Die 
Gewalttäterin oder der Gewalttäter hat dann die Möglichkeit sich 
Verbündete zu suchen. Durch die Einbeziehung mehrerer Kon-
fliktherde entsteht meistens eine Eskalation. Diese Eskalation 
nicht zuzulassen, heißt möglichst frühzeitig einzugreifen und am 
eigenen Unterrichtskonzept festzuhalten. Gewaltprävention in 
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der Schule umfasst auch die Unterrichtsplanung. Es geht darum, 
möglichst keine Leerräume entstehen zu lassen, die für Gewaltak-
tionen genutzt werden können. Erfahrungsgemäß kann es in die-
sem Zusammenhang auch kontraproduktiv sein, wenn die Aufar-
beitung eines Gewaltvorfalls in der Stunde passiert und dadurch 
den Tatbeteiligten eine Bühne geschaffen wird, die sie in Form der 
negativen Anerkennung nutzen können.

5.	 Ebenen der Gewaltprävention in der Schule

Nicht nur in der Schule entstehen Konflikte häufig durch unter-
schiedliche Bedürfnisse, Interessen, Wertevorstellungen oder Ziele. 
Destruktive Bearbeitung von Konflikten kann Gewalt fördern. Die-
se spielen sich hauptsächlich auf den Ebenen der Beziehung zwi-
schen Schülerinnen und Schülern, zwischen Lehrkräften und Schü-
lerinnen und Schülern, zwischen Lehrkräften oder zwischen Lehr-
kräften und Eltern ab. Die gegensätzlichen Ansichten lassen ein ge-
gensätzliches Verhalten folgen. Die hierarchische Ordnung in der 
Schule, d. h. das Machtmonopol der Lehrkraft, verstärkt das Erleben 
dieses gegensätzlichen Verhaltens. Je nach personellen und äußeren 
Bedingungen wird dieses Verhalten wahrgenommen und interpre-
tiert. Beispielsweise schreibt ein Schüler während der Stunde eine 
SMS, weil er den Unterricht als langweilig empfindet. Die Lehrkraft 
will die Unterrichtsinhalte vermitteln und empfindet den Schüler 
als unaufmerksam und desinteressiert. Aus diesen völlig gegensätzli-
chen Empfindungen einer Situation ergeben sich völlig unterschied-
liche Reaktionen und Interpretationen. Lehrkräfte stehen häufig sol-
chen Konflikten gegenüber. Wird hier destruktiv reagiert, d. h. mit 
Sanktionen, Androhungen, Bestrafungen oder gegenseitigen Belei-
digungen, verhärten sich die Fronten und es wird der Nährboden 
für neue Konflikte bereitet. Im schlimmsten Falle folgt eine absolute 
Verweigerung und ein schwerer Konflikt für die Lehrkraft.
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Spannungen zwischen Lehrkräften und Schülerinnen und 
Schülern resultieren oft aus den unterschiedlichen Bedürfnissen. 
Die Lehrkraft will etwas vermitteln und die Schülerin oder der 
Schüler muss sich dem Reglement unterwerfen. Solche Konflikt-
situationen können durch konstruktive Konfliktlösemöglichkei-
ten, welche eine Gewinner-Gewinner-Strategie verfolgen bzw. 
eine Gesprächsführung, welche auf Akzeptanz, einfühlendes Ver-
stehen und Echtheit basiert, vermieden werden. Auch eine de-
mokratische Schule wird nicht ohne Grenzen und Sanktionen 
auskommen. Zu berücksichtigen ist dabei die Stärkung der Ver-
antwortung und die Selbstwirksamkeit der Gemeinschaft und des 
einzelnen Individuums. Konsequentes Handeln bei Verstößen, 
gleichzeitig die Förderung der Anerkennung und die Schaffung 
von Partizipationsmöglichkeiten auf allen Ebenen der Schule, 
sind in diesem Kontext fundamental.

Gewalt ist häufig ein Ventil für Frustration und eigene Un-
zulänglichkeiten. Kinder und Jugendliche erleben sich mehr und 
mehr als Versager. In immer jüngerem Alter sind sie dem Lei-
stungsdruck sowie den Anforderungen der Eltern und Konsum-
gesellschaft ausgesetzt. Diese Entwicklung verstärkt oft die Kon-
kurrenz untereinander. Entsprechen Kinder und Jugendliche dem 
Bild der Mediengesellschaft nicht, kann Gewalt gegenüber noch 
Schwächeren eine erlösende Funktion haben. Dabei muss zwi-
schen Anlass und Ursache von Gewalt klar unterschieden werden. 
Anlass einer Schlägerei auf dem Schulhof kann es sein, das sich 
eine Schülerin oder ein Schüler beim Fußballspiel ausgeschlossen 
fühlt. Das Bedürfnis dort mitzuspielen, d. h. in der Gruppe da-
zuzugehören, wird nicht erfüllt. Dahinterstehende Ursache aber 
können die neuesten Fußballschuhe einer Mitschülerin oder eines 
Mitschülers sein, die ihr oder ihm vermeintliche Anerkennung in 
der Gruppe schaffen würden und deren Kauf sie oder er den El-
tern nicht vermitteln konnte.
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Diese eigentliche Ursache ist aber nur in einem Gespräch 
mit der Täterin oder dem Täter zu klären. Aufgabe von Gewalt-
prävention und Intervention an Schulen ist es, Opfer zu stärken 
und zu schützen. Bestrafungen der Täterin oder des vermeintli-
chen Täters führen jedoch oftmals in einen Teufelskreis, der es 
den Tatbeteiligten nicht ermöglicht, ihr Verhalten zu reflektieren 
und zu ändern. Oft sind diejenigen, die Gewalt ausüben, sich über 
die Konsequenzen ihrer Handlungen nicht bewusst. Das eigene 
Rechtsempfinden kann die zugewiesene Bestrafung nicht nach-
vollziehen. Bestrafung als alleinige Maßnahme bewirkt manchmal 
nur wieder neue Gewalt, wenn sie nicht verbunden wird mit Me-
thoden zur Reflexion des eigenen Verhaltens.

6.	 Gewaltprävention und Schulentwicklung

Eine wirkungsvolle Gewaltprävention ist – bei aller Notwendigkeit 
von auch kurzzeitigen oder befristeten Maßnahmen – mit der Ge-
staltung einer entsprechenden Schulkultur im Rahmen von Schul-
entwicklungsprozessen der Einzelschulen verbunden. Schulent-
wicklung zielt im Kern auf eine nachhaltige Verbesserung der Bil-
dungs- und Erziehungswirksamkeit der Schule unter Berücksich-
tigung der sich verändernden Lebens- und Lernbedingungen der 
Schülerinnen und Schüler sowie der konkreten Voraussetzungen 
und Möglichkeiten der jeweiligen Schule vor Ort. Getragen wird 
eine solche Entwicklung von einem gemeinsamen Verständnis von 
guter Schule als konsensfähige Vision aller Beteiligten. Dazu bietet 
das Leitbild der Schule und das Schulprogramm eine gute Basis.

Im Orientierungsrahmen „Schulqualität in Brandenburg“ 
heißt es: „Die Schule (bzw. die Klasse) ist Lern- und Lebensraum, 
ein Ort, an dem auch Formen des sozialen Umgangs, der demo-
kratischen Partizipation und des geregelten Zusammenlebens 
erfahrbar und ,gelernt‘ werden“ (MBJS 2008: 29) Dazu zählen 
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Angebote zur Konfliktlösung, aber auch die gemeinsame Ent-
wicklung von Schulregeln, Klassenregeln und Ritualen. Schulkul-
tur meint in einem umfassenden Sinn die dauerhaften kollektiven 
Gewohnheiten an einer Schule. Anzustreben wäre eine Schule, 
die über eine innovative Lernkultur, ein reichhaltiges Schulleben, 
ein möglichst hohes Maß an gemeinsam erarbeiteten Regeln und 
Normen verfügt und Partizipation auf allen Ebenen ermöglicht, 
also eine demokratische Schule.

Mit der Gestaltung einer gewaltpräventiven Schulkultur 
geht die Identifikation mit der eigenen Schule einher. Aus den Er-
fahrungen der gewaltpräventiven Arbeit des Lisum kann man die 
Schlussfolgerung ziehen, umso höher der Grad der Identifikation 
mit der Schule ist, desto geringer ist die Gewaltquote. Wirksame 
Beteiligungsformen von Schülern, z. B. in Form von Klassenräten, 
kooperative Umgangsformen und eine kollegiale Feedbackkultur, 
sind in einem Präventionsmodell wichtige Bausteine. Hinzu kom-
men Transparenz, Verlässlichkeit und Konsequenz als bestimmen-
de Prinzipien der schulischen Arbeit sowie akzeptierte und ver-
bindliche Regeln und Normen zum Verhalten in der Schule.

Gewalt ist stets auch ein Symptom für fehlende soziale und 
kommunikative Kompetenz. Teil einer gewaltpräventiven Schul-
kultur ist deshalb auch der systematische Aufbau eines positiven 
Sozialverhaltens. Der Fokus liegt dabei im Verhalten sich selbst 
gegenüber, anderen gegenüber und im Verhalten im menschli-
chen Miteinander. In diesem Sinne sind demokratiepädagogische 
Programme, die zur Gewaltprävention beitragen, nach dem Prin-
zip aufgebaut: vom Ich zum Du zum Wir. Dabei wird der Selbst- 
und Fremdwahrnehmung, der Akzeptanz sich selbst und anderen 
gegenüber und dem sozialen Handeln Priorität eingeräumt.
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7.	 Gewaltprävention und pädagogisches Handeln

Neben den situativen Bedingungen innerhalb der Institution 
Schule sind es immer auch die Pädagoginnen und Pädagogen, die 
in den unterschiedlichen Situationen über Erfolg und Misserfolg 
des Unterrichts entscheiden. Sie bestimmen die Inhaltsauswahl 
und methodische Gestaltung des Handelns im Unterricht oder in 
anderen pädagogischen Zusammenhängen, ihr Auftreten und Ver-
halten prägt das unterrichtliche Geschehen wesentlich mit. Ange-
sichts der bestehenden Anforderungen ist es notwendig, eine erwei-
terte Sicht auf den Unterricht und die Bildungs- und Erziehungs-
ziele einzunehmen. Lehrkräfte „vermitteln“ nicht alleine mehr den 
„Stoff“ ihres Faches, sondern ermöglichen durch Stoffaufbereitung 
und Lernumfeldgestaltung eher einen aktiven Erwerb von Wissen 
und Können, durch die Förderung von Kompetenzen und einen 
Unterricht, der auf die individuelle Förderung statt auf die Selek-
tion setzt. Durch eine stärkere Schülerorientierung und durch die 
bewusste Anwendung vielfältiger Methoden kann der Unterricht 
lebensnäher, interessanter und anregender verlaufen. Somit kön-
nen letztlich die Inhalte nachhaltiger gelernt werden.

Der neuseeländische Bildungsforscher Hattie (2014) hält 
die emotionale Seite des Lernens für nicht verhandelbar. Ohne Re-
spekt und Wertschätzung, Fürsorge und Vertrauen könne Unter-
richt nicht gelingen, schreibt er und belegt das mit eindrucksvollen 
Zahlen. Von besonderer Bedeutung ist, dass es einerseits gelingt, 
die Schülerinnen und Schüler stärker zu aktivieren und in die Un-
terrichtsplanung und -gestaltung einzubeziehen, sodass sie sich als 
mitentscheidende und gestaltende Kraft erfahren können. Ande-
rerseits sollten stets die wichtigen Balancen zwischen fachsystemati-
schen und praxisbezogenen Lernformen sowie zwischen Lern- und 
Leistungssituationen gewahrt bleiben. Permanente Leistungs- und 
Bewertungssituationen schaffen Ängste und Frustrationen. Ein 
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produktiver Umgang – mit für den Lernprozess wichtigen – Feh-
lern wird verhindert. Eine konsequente, transparente und als Teil 
der Partizipation sich verstehende Bewertung und Zensierung, die 
auch zur Übung der Reflexion des eigenen Lernprozesses beiträgt, 
hilft hingegen diese Ängste und Frustrationen abzubauen.

8.	 Gewaltprävention und außerschulische 
Aktivitäten

Pädagogisches Handeln sollte nicht nur an den Interessen der 
Schülerinnen und Schüler anknüpfen, sondern diese auch als 
Lernangebote in die Schule zurückholen. Dafür eignet sich ins-
besondere die Methode des Service Learning. Service Learning 
beginnt dort, wo die Schülerinnen und Schüler sich engagieren, 
wenn sie spüren, dass sie mit ihrem Wissen und Können wirk-
lich gebraucht werden. Beispielsweise entwickeln Schülerinnen 
und Schüler einer Brandenburger Oberschule für Kita-Kinder 
Mitmachexperimente, um deren naturwissenschaftliche Bildung 
zu unterstützen. In diesem konkreten Handeln für die Gemein-
schaft erfahren die Schülerinnen und Schüler Selbstwirksamkeit 
und Anerkennung in einem positiven Bereich und müssen nicht 
Anerkennung in negativer Form als „Gewalttäter“ oder „Störer“ 
erleben. Durch eine herausfordernde Tätigkeit, die einen echten 
Bedarf deckt, entstehen Neugier, Motivation und Gesprächsstoff. 
Die Schule kann daran anknüpfen, sodass mehr Wissen und Fä-
higkeiten erworben werden. Kernziele des Service Learning sind, 
dass Schülerinnen und Schüler die praktische Anwendbarkeit 
von schulischem Wissen erfahren und sie umgekehrt mit ihren 
eigenen Erfahrungen im Engagement den Unterricht bereichern 
können. Dabei bildet die Reflexion das Bindeglied zwischen den 
persönlichen Erfahrungen im Engagement und dem schulischen 
Lernen.
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9.	 Zusammenfassung

Eine wirksame Gewaltprävention erfordert eine nachhaltige Stra-
tegie und die Einbeziehung aller Ebenen des pädagogischen Han-
delns innerhalb und außerhalb der Schule. Notwendig ist ein 
Konsens aller an der Schule Beteiligten und auf dieser Basis die 
Entwicklung von akzeptierten Regeln und Normen zum Verhal-
ten in der Schule. Wichtige Bausteine sind Wertschätzung, An-
erkennung und Partizipation. Je demokratischer eine Schule ver-
fasst ist, umso geringer ist die Gewaltquote.

Anlage

Vorschlag für ein Szenario zum Thema:  
Gewaltprävention und Schulentwicklung

An einer Schule der Sek. I mit ca. 600 Schülerinnen und 50 Lehr-
kräften und Sozialpädagogen in einer großen Stadt kommt es im 
Jahr 2013 zu zwei schweren Gewaltvorfällen: Im ersten Fall wurde 
ein Schüler der Schule von einem Schulfremden auf dem Schulhof 
mit einem Messer schwer verletzt. Als Grund wurde die angebli-
che Beleidigung der Freundin des Schulfremden durch den Schü-
ler angegeben. Im zweiten Fall wurde ein Kollege, der in der Aus-
einandersetzung schlichten wollte, von dem Schulfremden durch 
einen Faustschlag am Kopf getroffen und nach einem anschlie-
ßenden Sturz auf den Boden blutend ins Krankenhaus gebracht. 
Der Schulleiter verständigte die Polizei und erstattete gegen den 
Schulfremden Anzeige wegen gefährlicher Körperverletzung.

Im Kollegium wurde über den Vorfall diskutiert. Es gab 
unterschiedliche Meinungen. Ein Teil des Kollegiums plädierte 
für härtere Strafmaßnahmen bis hin zum sofortigen mehrwöchi-
gen Schulausschluss. Die Schulordnung sollte in dieser Richtung 
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überarbeitet werden. In diesem Zusammenhang wurde die Forde-
rung nach einem Wachschutz laut, der Schulfremde am Betreten 
der Schule während der Pausen hindert. Die Schule sollte außer-
halb der Pausen abgeschlossen werden. Eine verstärkte Pausen-
aufsicht wurde aufgrund des hohen Belastungsfaktors des Kolle-
giums abgelehnt. Ein anderer Teil des Kollegiums sprach sich da-
für aus, die Verantwortung der Schülervertretung im Falle von 
Gewaltvorfällen zu verstärken. Es wurde über den Einsatz von 
Konfliktlotsen und Streitschlichter sowie über eine gemeinsame 
Pausenaufsicht von Lehrkräften und Schülerinnen und Schülern 
nachgedacht.

Die Schülervertretung organisierte eine Veranstaltung zu-
sammen mit der Polizei zum Thema „Gewalt“. Dabei stellte sich 
heraus, dass die Mehrheit der anwesenden Schülerinnen und 
Schüler bereits mit Gewalt in der Schule konfrontiert war. In der 
Elternvertretung wurde ebenfalls das Thema besprochen und vor-
geschlagen, ein Elterncafe einzurichten. Die Gesamtkonferenz be-
schloss die Einrichtung einer gemeinsamen Steuerungsgruppe aus 
Schülern, Lehrern und Eltern, die sich mit dem Thema „Schule 
und Gewalt“ beschäftigen sollten. Die Schulleitung erklärte sich 
bereit, die Mitglieder der Steuerungsgruppe organisatorisch zu 
entlasten und selber mitzuarbeiten. Die Steuerungsgruppe ent-
wickelte in mehreren Sitzungen den Vorschlag für eine schulinter-
ne Analyse zum Thema „Gewalt in der Schule“.

1. Schritt: Bestandsaufnahme

Als erster Schritt sollte eine Bestandsaufnahme erfolgen. Dazu soll-
te in allen Klassen eine anonyme Fragebogenaktion durchgeführt 
werden. Ziel war es eine Einschätzung des Schulklimas zu bekom-
men und die Gewalterfahrungen der Schülerinnen und Schüler 
kennenzulernen. Bei der Entwicklung des Fragebogens wurde die 
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Schule von der zuständigen Schulpsychologie und den regionalen 
Beraterinnen und Beratern für soziales Lernen unterstützt.

Der Fragebogen wurde in allen Klassen verteilt. Die Aus-
wertung der Daten erfolgte mit Hilfe des ausgebildeten Evaluators 
in der Schule. Die Ergebnisse wurden in der erweiterten Schul-
leitung und in der Steuerungsgruppe diskutiert und der Gesamt-
konferenz vorgestellt. In der Gesamtkonferenz wurde kontrovers 
auf die Ergebnisse der Befragung reagiert. Ein Teil des Kollegiums 
äußerte die Befürchtung, dass die Schule in der Öffentlichkeit 
mit dem Stigma „Gewalt“ identifiziert wäre und daraus negative 
Konsequenzen für die Anmeldung von neuen Schülerinnen und 
Schülern entstehen könnten. Mit 70 % Mehrheit beschloss die 
Gesamtkonferenz die Durchführung eines Open Space zum The-
ma „Gewaltfreie Schule“. Dieser Open Space sollte in den Klas-
sen vorbereitet werden. Für den Open Space organisierte sich die 
Schule über die regionale Fortbildung einen Moderator von au-
ßen. In der Durchführung des Open Space wurde bei den behan-
delten Themen der Zusammenhang zwischen dem Themenkom-
plex Gewalt und dem sozialen Klima in der Schule deutlich.

2. Schritt: Schwerpunkte

Der Open Space setzte in einem demokratischen Prozess gemeinsa-
me Schwerpunkte, an denen weitergearbeitet werden konnte. The-
men waren u. a. fehlende Freizeiträume in der Pause, ungerechte 
Zensurengebung, aggressive Sprache zwischen Schülerinnen und 
Schülern sowie Lehrkräften, Mobbing, Rolle von Schulfremden, 
Gewalt auf dem Schulweg und in den Verkehrsmitteln. Zu jedem 
dieser Schwerpunkte bildeten sich während des Verlaufs des Open 
Space gemeinsame Arbeitsgruppen von Schülerinnen und Schü-
lern, Lehrkräften und interessierten Eltern. Die Arbeitsgruppen dis-
kutierten die jeweiligen Schwerpunkte unter vier Aspekten:
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•	 Was muss verändert werden und was hat sich bewährt?
•	 Welchen Zeitraum benötigen wir, um das Vorhaben 

umzusetzen?
•	 Wie groß sind die Chancen, dass wir mit unserem Vorha-

ben Erfolg haben?
•	 Wie groß ist der Unterstützungsbedarf, den wir zur Reali-

sierung des Vorhabens benötigen?

Die Ergebnisse der Diskussion der Arbeitsgruppen des Open 
Space flossen in die Beratung der Steuerungsgruppe ein.

3. Schritt: Zielfestlegung

Die Steuerungsgruppe erarbeitete einen Beschlussantrag für die 
Gesamtkonferenz. In dem Beschlussantrag wurden die Ziele fest-
gelegt. Diese lauteten:

•	 Innerhalb eines Jahres wird im Bereich der nur unzurei-
chend genutzten Holzwerkstatt ein Schülercafe eingerich-
tet, welches auch von Schülerinnen und Schülern betrie-
ben wird.

•	 Mit Hilfe externer Unterstützung wird sich der nächste 
Pädagogische Tag mit dem Thema Feedback-Kultur und 
Zensurengebung beschäftigen.

•	 Im Rahmen der Vorbereitungswoche für das kommende 
Schuljahr wird eine Fortbildung im Bereich „Gewaltfreie 
Sprache“ angeboten.

•	 Durch eine Verkürzung des Unterrichts um fünf Minuten 
wird innerhalb eines Jahres die organisatorische Vorausset-
zung geschaffen für eine zusätzliche Klassenlehrerstunde, 
die für Übungen im Bereich soziales Lernen und die Be-
sprechung von Problemen genutzt wird.
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•	 Innerhalb eines Jahres wird eine Streitschlichtergruppe mit 
interessierten Schülern aufgebaut, diese unterstützen auch 
die Aufsicht während der Hofpause.

•	 Innerhalb eines Jahres wird ein Kooperationsvertrag mit 
dem Präventionsbeauftragten der Polizei abgeschlossen, ei-
nen Schwerpunkt bildet dabei die Abwehr der Gewalt ge-
gen Schulfremde sowie das Problem der Gewalt auf dem 
Schulweg und in den Verkehrsmitteln.

4. Schritt: Planung und Durchführung des Vorhabens

Auf der Basis dieses von der Gesamtkonferenz beschlossenen An-
trages, welcher die Ziele des Vorhabens definierte, erhielten die 
Arbeitsgruppen den Auftrag bis zur nächsten Gesamtkonferenz 
konkrete Schritte zur Planung und Durchführung der Vorhaben 
vorzuschlagen. Diese Arbeit sollte durch die Steuerungsgruppe 
koordiniert werden.

5. Schritt: Kontrolle der Maßnahmen

Die Gesamtkonferenz beschloss nach einem Jahr die Fragebo-
genaktion zu wiederholen, um Veränderungen festzustellen und 
nach einem Jahr eine Bilanz der Realisierung der Maßnahmen zu 
ziehen.
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Alfred Roos

Das Kreuz mit der Nachhaltigkeit –  
Was wirkt denn nun dauerhaft gegen 
Gewalt, Rechtsextremismus und  
Rassismus an Schulen?

1.	 Eine kritische Vorbemerkung zum  
Thema Nachhaltigkeit

Konzepte, Projekte und Programme zur Prävention von Ge-
walt, Rechtsextremismus und Rassismus gibt es wie Sand in der 
Mark Brandenburg. Nachhaltig sind diese sowieso – wenn man 
den Selbstdarstellungen der Projekt- und Programmträger1 folgt.  
Öffentliche Förderung und die Förderung durch Stiftungen er-
hält das Projekt nämlich nur dann, wenn es die „Nachhaltigkeits-
Frage“ im Antrag ordentlich beantwortet, sonst würde die Förde-
rung abgelehnt werden. Zunehmend werden sogar bei Projekt-
ausschreibungen Indikatoren für die Nachhaltigkeit erwartet und 
die Beantwortung der Frage, woran man diese denn erkenne. Die-
ses ist aus Sicht der Fördermittelgeberinnen richtig, insbesondere 
wenn es sich um öffentliche Mittel – also Steuermittel – handelt.

Aus Sicht freier Träger, die in diesem Feld als Anbieter tätig 
sind, muss es ein langfristiges Interesse sein, diese Frage zu beantwor-
ten, nicht nur im Blick auf die Akquise von Fördermitteln, sondern 
auch für die Weiterentwicklung der eigenen Arbeitsansätze und  
-strategien. Sieht man sich aus dieser Perspektive den Förder-
dschungel an, so reichen die Anforderungen zum Thema Nach-
haltigkeit von der lächerlichen Unterforderung bis zur ärgerlichen 

1	 Ich verwende im Folgenden männliche und weibliche Formen bei sozialen 
Gruppen nach dem Zufallsprinzip. Die jeweils andere Seite ist „mit gemeint“.
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Überforderung der Träger bzgl. der Fragen, die er zu beantworten 
hat. Ein wirkliches Interesse zwischen Geldgebern und -nehmern, 
über die Wirkung des Projekts ins Gespräch zu kommen, lässt sich 
darüber hinaus allerdings zu selten erkennen. Dies widerspricht 
jeder nachhaltigen Diskussion um Wirkungen und Folgen von 
Aktivitäten – besonders im Falle von Einzelprojekten. Ein Wir-
kungsdialog – der diesen Namen verdient – zwischen den Prak-
tikerinnen und den Auftrag- und Geldgebern kommt selten zu 
Stande. Dass, was jede erfolgreiche Organisation theoretisch und 
praktisch als interne Nachhaltigkeitsstrategie verfolgt, die Fehler-
freundlichkeit – also Fehler zu machen, sie nicht zu ignorieren, sie 
zu analysieren und entsprechende Justierungen zur Vermeidung 
weiterer Fehler zu vollziehen (Stichwort: lernende Organisation) 
– wird qua Erfolgszwang im Verhältnis von Geldnehmern und 
Geldgeberinnen verhindert. Die Projekte haben Erfolge zu ver-
melden; die Fördermittelgeber in der Öffentlichkeit (insbesonde-
re die Politik) ebenso. Man braucht keine Prophetin zu sein, um 
vorauszusehen, dass dies kein guter Ausgangspunkt für Ehrlich-
keit in Bezug auf die Nachhaltigkeit ist.

Die oben kurz beschriebene Skepsis gegenüber der derzeitig 
vorherrschenden Form der Nachhaltigkeitsdebatte spricht nun in 
keiner Weise dagegen, diese Debatte engagiert zu führen. Sie führt 
– aufrichtig und v. a. strittig ausgetragen – zu einigem Gewinn auf 
beiden Seiten.

2.	 Gewalt ist alltäglich – aber …

Gewalt ist ein alltäglicher Faktor in unserem Leben. Ein langer 
Fernsehabend lässt uns mindestens vier Morde miterleben, bei 
schwedischen Krimis sogar mehr. Sehen wir uns die Boulevard-
Magazine, nicht nur im Privatfernsehen, an, dann wird einem an-
gesichts der allgegenwärtigen Gewaltbedrohung angst und bange. 
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Wir erlernen in diesen Sendungen v. a. Angst zu haben und uns 
zu fürchten, wir lernen nichts zum Umgang mit Gewalt. Und na-
türlich ist Gewalt nicht nur Fiktion der Massenmedien sondern 
auch eine Alltagserfahrung: Der Stärkere im Autoverkehr gibt 
nicht nach, wir werden keine Pause in der Schule erleben, in de-
nen nicht gerangelt wird. Aber ist letzteres notwendig als Gewalt 
zu beschreiben? Davon hängt nämlich ab, ob wir glauben, dass 
Gewalt zu- oder abgenommen hat. Laut brandenburgischem Bil-
dungsministerium gibt es im Jahr etwa 700 Vorfälle, die in der 
Polizeistatistik verzeichnet sind. Das heißt diese Zahl bildet nur 
Gewalttaten von hoher Intensität ab.

Demgegenüber gibt es keinen einheitlichen Begriff von Ge-
walt; er wird aber in aller Unterschiedlichkeit von drei Gruppen 
benutzt. Diese schätzen einen Gewaltvorgang häufig unterschied-
lich ein: nämlich a) die vermeintlichen Täter, b) die vermeintli-
chen Opfer, c) die Beobachter (das können Zeuginnen, aber auch 
Wissenschaftlerinnen sein). Ob etwas als ‚Gewalt erfahren‘ ein-
gestuft und kategorisiert wird, hängt also vom alltäglichen und 
wissenschaftlichen Gebrauch des Begriffs, aber v. a. auch von der 
Position derjenigen Person ab, die die Tat wahrnimmt. Der Blick 
in die Wissenschaft zeigt der interessierten Betrachterin auch bzgl. 
der Erklärung von Gewalt und Aggression alles andere als ein ein-
heitliches und überschaubares Bild. Aber immerhin wissen wir: 
„Es gibt ein sicheres und nicht mehr hintergehbares Resultat der 
aktuellen Aggressions- und Gewaltforschung:

1.	 Keine Theorie kann alles erklären, mehrere zusammen auch 
nicht vollständig.

2.	 Keine empirische Untersuchung erklärt alles und
3.	 Keine Maßnahme gegen Aggression und Gewalt hilft in  

allen Fällen.“ (Dollase 2009: 2 f ).
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3.	 Was macht nun Gewaltprävention  
an Schulen nachhaltig?

In Brandenburg hat jede Schule die Aufgabe Gewaltprävention 
zu betreiben. Es ist kein Geheimnis, dass das Thema der Gewalt-
prävention von sehr unterschiedlicher Gewichtung innerhalb der 
jeweiligen Schulprogramme und in der schulischen Wirklichkeit 
ist und selbstredend mit sehr unterschiedlichen Maßnahmen um-
gesetzt wird. Interessanter Weise haben sich in Brandenburg min-
destens drei Herangehensweisen etabliert, die ihre Logik auf der 
Grundlage der jeweiligen Zuständigkeit entwickeln.

Da schulische Bildung eine zentrale Landesaufgabe darstellt, hat 
die Verwaltung bis in die politische Spitze hinein, die Aufgabe und 
das Interesse, Gewaltprävention bis in jede Schule hinein erfolg-
reich zu gewährleisten. Sie setzt dies mit unterschiedlichen Maß-
nahmen um, steht aber vor dem Problem, dass erstens Ressour-
cen, die sie einsetzen kann, begrenzt sind und zweitens, dass zen-
trale Maßnahmen ggf. an den Wirklichkeiten vor Ort verpuffen.

Aus ordnungspolitischer Perspektive der Kreise, kreisfreien Städ-
te und der Gemeinden heraus ist Schule ein entscheidender Ort 
für ihre eigenen kommunalen Gewaltpräventionsansätze, zumal 
sie i. d. R. auch Schulträger sind, und „ihre“ Kinder und Jugend-
lichen einen Großteil ihrer Lebenszeit in der Schule verbringen 
und ebendort sozialisiert werden. Hier hat sich mit den Program-
men „Mit-Ein-Ander in Kita und Schule“ im Landkreis Ost-
prignitz-Ruppin (früher „Anti-Bullying“) und „Fair miteinander“ 
im Landkreis Elbe-Elster über die polizeilichen Präventionsbeauf-
tragten bei den Landkreisen eine andere Perspektive und Anre-
gung von Gewaltpräventionsansätzen entwickelt, die – in beiden 
Fällen unterschiedlich eng – auch mit den Schulämtern, freien 
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Trägern und ihren Beratungsinstitutionen kooperieren. Die Gren-
ze zwischen den Zuständigkeits- und Verantwortungsbereichen 
der Landes- und der kommunalen Ebene kann hier nun Grenz-
mauer oder Brücke sein. Dies hängt von den Einrichtungen, ihren 
Kulturen, aber auch von handelnden Personen ab.

In schulischer Perspektive gibt es einerseits den klaren Auftrag 
durch die Bildungsverwaltung Gewaltprävention innerschulisch 
zu verankern, andererseits relativ allgemein formulierte Program-
me, wie z. B. Prävention im Team (Pit), darüber hinaus aber eine 
kaum zu überschauende Vielzahl von Projekt- und Programman-
geboten, sei es von kommunaler Verwaltungsseite, von Seiten frei-
er regionaler oder sogar bundesweiter Träger. Schulen haben die 
Qual der Wahl, die nun den niedersächsischen Landespräventi-
onsrat dazu gebracht hat, eine „grüne Liste“ der besonders gut 
evaluierten Einzelprogramme zu erstellen (vgl. auch Groeger-Roth 
in diesem Band).2

Was lässt sich zu diesem Zeitpunkt hinsichtlich meiner Argumen-
tation schlussfolgern?

1.	 Kommunale und schulische Gewaltprävention brauchen 
ein Konzept oder ein Programm; aber dieses Konzept oder 
Programm kann sich von Kommune zu Kommune, von 
Schule zu Schule unterscheiden. Es gibt gute Gründe da-
für zu plädieren, dass es eine Abstimmung kommunaler 

2	 Einen guten und aktuellen Überblick über Programme, Projekte und 
Konzepte bietet Schubarth (2013). Allerdings setzt die Lektüre dieser 
Übersicht schon einiges an schulischem Engagement voraus, was den 
zeitlichen Aufwand angeht. Dem einerseits verständlichen Interesse der 
„schnellen Problemlösung“ durch Lehrkräfte und Schulleitung steht entgegen, 
dass gerade Adhoc-Entscheidungen über die Umsetzung von Konzepten und 
Projekten einer nachhaltigen Strategie eher zuwiderlaufen.
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und schulischer Prävention gibt, da die Schüler der Schu-
le gleichzeitig die Kinder und Jugendlichen der Kommune 
sind.

2.	 Das jeweilige Konzept kann sich verschiedener Maßnah-
men, Programme und Projekte bedienen, aber es braucht 
eine gemeinsam weithin geteilte und getragene Situations-
beschreibung, die idealerweise gemeinsam innerhalb der je-
weiligen Schule entwickelt wird.

3.	 Das Konzept – auf welcher Ebene auch immer – benötigt 
eine Bestimmung der verfügbaren oder aber bereitzustel-
lenden Ressourcen, die für die Umsetzung von Maßnah-
men gebraucht werden.

4.	 Das schulische Programm oder Konzept braucht eine Kon-
kretisierung von Maßnahmen, die mit allen relevanten 
Gruppen (für die Schule sind das: Schulleitung, Lehrkräfte, 
Schüler, Eltern, außerschulische Partnerinnen, wenn vorhan-
den: Schulsozialarbeit) entwickelt und vereinbart werden.

5.	 Das schulische Programm muss erreichbare, konkrete Zie-
le für überschaubare Zeiträume definieren. Die Zielerrei-
chung muss kontrolliert, gemeinsam, selbstkritisch und 
transparent bewertet werden. Dazu benötigt man eine 
Steuerung des Prozesses, der nur von der Schule her orga-
nisiert werden kann. Sie kann aus meiner Sicht nicht von 
außen kommen.

4.	 Schulische Prävention in Brandenburg

Das Land Brandenburg hat in der Tat eine Fülle von Program-
men, Projekten und Maßnahmen im Bereich der Gewaltpräven-
tion. Mit dem Bericht der Landesregierung „Von der Vielfalt der 
Maßnahmen, Projekte und Unterstützungsangebote zur Struktur-
entwicklung: Gewaltprävention an Schulen im Land Brandenburg 
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nachhaltig stärken“ (Landesregierung Brandenburg 2012) würdigt 
die Landesregierung einerseits die Vielfalt von Bemühungen, an-
dererseits will sie Unterstützungsangebote für Schulen zur struktu-
rellen Entwicklung der Gewaltprävention formulieren und besser 
aufeinander beziehen. Aus dem Bericht und den wissenschaftlichen 
Kommentaren zur landesweiten schulischen Prävention lassen sich 
u. a. folgende Schlussfolgerungen ziehen:

1.	 Schulische Gewaltprävention braucht eine Verankerung und 
Fortschreibung im Rahmen des Schulprogramms. Schul-
programmarbeit ist Schulentwicklung, d. h. sie ist eine 
dauerhafte Aufgabe jeder einzelnen Schule und braucht 
Unterstützung.

2.	 Zu warnen ist vor Heilsversprechen durch Programme und 
Projekte. Der Einfluss von Schule auf Gewalt unter und 
von Kindern und Jugendlichen ist groß, aber Schule deckt 
weder alle Einflussfaktoren ab, noch kann sie Fehlentwick-
lungen in anderen Bereichen völlig kompensieren. Die Be-
deutung des allgemeinen Schulklimas darf nicht unterschätzt 
werden, ebenso wenig darf unterschätzt werden, dass es 
auch durch die Schule nicht regulierbare Einflüsse von au-
ßen auf das Schulklima gibt.

3.	 Schulische Gewaltprävention darf nicht nur bei den Schülern 
ansetzen. Lehrkräfte, Schulleitung, außerschulische Part-
ner und die Arbeit mit Eltern sollte stärker in den Fokus 
rücken.

4.	 Es darf nicht unterschätzt werden, dass Schule selbst ein Ort 
und eine Einrichtung ist, die dazu geeignet ist, in hohem 
Maße Aggression und Gewalt zu fördern. Dies betrifft auch 
die Widersprüche in pädagogischen Zielsetzungen:

•	 Schule hat einerseits die Funktion der Auslese und soll 
gleichzeitig möglichst alle „inkludieren“;
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•	 Schule fordert die Gewaltfreiheit, setzt aber neben der  
Kooperation auch auf Wettbewerb;

•	 Schüler sind nicht unbedingt immer freiwillig in der Schule!

5.	 Was verhindert Nachhaltigkeit  
in der Präventionsarbeit?

Was die Kooperation zwischen Kommune, freien oder öffentli-
chen Programm- und Projektträgern und Schulen so spannend 
macht, der Reichtum an unterschiedlichen Perspektiven, an ein-
richtungsbezogenem Wissen, Erfahrungen und Engagement kann 
gleichzeitig die notwendige Kooperation hindern. Niemand lässt 
sich gerne – auch von berufener Stelle nicht – in seinen Bereich, in 
seine Zuständigkeiten hinein regieren. Die jeweiligen Zuständig-
keitsbereiche haben eigene „Logiken“, Geschwindigkeiten, Zwän-
ge bis hin zu eigenen Sprachen entwickelt, die recht mühsam im 
gegenseitigen Gespräch übersetzt werden müssen. Die wohlfeil 
klingende Forderung nach einer Kommunikation auf gleicher Au-
genhöhe zwischen „Zuständigen“ muss eingeübt werden, da kei-
ner der o. g. Akteure aus seiner Pflicht genommen werden kann. 
Die Akteure auf Landes-, kommunaler, regionaler Ebene bis hin 
zur einzelnen Schule haben unterschiedliche Blickwinkel; es gibt 
auf allen Ebenen „Zentralistinnen“, die klare Zielvorgaben, Leitli-
nien, Umsetzungsgarantien und dergleichen mehr lieben. Es gibt 
die Liebhaber der „Vielfalt“, denen zentrale Vorgaben zuwider 
sind, da sie ein ums andere Mal an der Wirklichkeit vor Ort schei-
tern, die Flexibilität vor Ort gefährden, letztendlich aber auch die 
Verantwortungsdelegation zu denen „da oben“ erleichtern.
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6.	 Die Prävention von Rechtsextremismus  
und Rassismus in Brandenburg –  
Was kann Gewaltprävention davon lernen?

Es gibt in Brandenburg ein Erfolgsprogramm, dessen Philosophie 
aus meiner Sicht auch für die Weiterentwicklung der Gewaltprä-
vention lehrreich ist und das bei der Weiterentwicklung der lan-
desweiten Gewaltprävention (an Schulen) bedacht werden kann: 
Das Handlungskonzept der Landesregierung „Tolerantes Bran-
denburg“. Ich kann an dieser Stelle nur wenige Faktoren benen-
nen, die aus meiner Sicht für ein landesweites Gewaltpräventions-
programm für Schulen beachtlich sind.

1.	 Das „Tolerante Brandenburg“ versinnbildlicht den Willen 
der gesamten Landesregierung, Rechtsextremismus und Ras-
sismus zu bekämpfen. Es beschreibt darüber hinaus eine 
gemeinsame positive Zielbestimmung: Die Demokratie im 
Land stärken.

2.	 Das „Tolerante Brandenburg“ beschreibt als Landeskon-
zept, welche Aufgabe die Landesregierung innerhalb der 
programmatischen Zielstellungen hat. Gegenüber den 
kommunalen und zivilgesellschaftlichen Strukturen fun-
giert die Koordinierungsstelle des Toleranten Brandenburg 
im Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) als 
Ansprechpartnerin, als Anregerin (auch durch spezielle För-
derungen), nicht aber als „Aufsicht“.

3.	 Das „Tolerante Brandenburg“ bietet über die Förderung von 
Beratungsstrukturen (Mobiles Beratungsteam, RAA Bran-
denburg, Opferperspektive und das landesweite Aktions-
bündnis) zielgruppenbezogen und offen Unterstützungs-
agenturen, die auf regionaler und kommunaler Ebene für 
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öffentliche und private Einrichtungen und Initiativen An-
sprechpartnerinnen verfügbar machen.

4.	 Diese kommunalen und regionalen Ansprechpartner setzen 
nicht ein bestimmtes Programm vor Ort um, sondern erar-
beiten mit den Zuständigen und denjenigen Akteurinnen, 
die Verantwortung übernehmen wollen, ein der jeweiligen 
Situation angepasstes Programm und Aktivitäten.3

5.	 Das Handlungskonzept „Tolerantes Brandenburg“ setzt 
bewusst auf die Kooperation mit anderen Programmen. Der 
Erfolg vieler Maßnahmen wird aus der Verknüpfung von 
Aktivitäten des Landes, seiner geförderten Einrichtungen 
und anderen Programmen und Aktivitäten gesichert: Die 
aus den Bundesprogrammen gegen Rechtsextremismus ge-
förderten Projekte und die „Lokalen Aktionspläne“, die vor 
Ort bestehenden regionalen Bündnisse und Runden Tische, 
die Kooperationspartnerinnen aus Wirtschaft und anderen 
Einrichtungen. Sie stellen Strukturen und Ansprechpartner 
für die Bewohner in den Brandenburger Kommunen dar, 
sind Stützen der Arbeit gegen Rechtsextremismus und Ras-
sismus. Ohne diese Kooperationspartnerinnen bliebe das 
Handlungskonzept Papier und guter Wille. Sie bringen ihre 
Ressourcen und ihr Engagement ein, weil die Auseinander-
setzung mit Rechtsextremismus und Rassismus ihre eigene 
Angelegenheit ist.

Ich will in der gebotenen Kürze für schulische und kommunale 
Gewaltprävention aus dieser sehr holzschnittartigen Beschreibung 
des „Toleranten Brandenburg“ einige wenige Anforderungen 
ableiten:

3	 Anders formuliert: Sie unterstützen die Akteure vor Ort bei der Erarbeitung 
ihres eigenen Programms. „Der Erfolg gehört den Akteuren vor Ort“ – dieser 
Satz versinnbildlicht die Philosophie dieses Arbeitsansatzes.
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1.	 Ein landesweites Gewaltpräventionsprogramm für Schulen 
sollte klare Zielsetzungen der Landesregierung und eine  
Vision für das Land erkennbar formulieren. Grundlagen 
dafür liegen in dem o. g. Bericht der Landesregierung an 
den Landtag und dem Landesprogramm Pit Brandenburg4 
vor.

2.	 Das landesweite Programm muss konkret die landesseiti-
gen Aufgaben beschreiben und erfüllen. Wünschenswert wäre 
darüber hinaus, die über den Bildungssektor beteiligten 
oder zu beteiligenden Ressorts der Landesregierung stärker 
mit einzubeziehen: v. a. Inneres, Justiz, Wissenschaft und 
Kultur, Soziales, Frauen und Familie. Die Anfänge sind mit 
den regelmäßigen Jour fixes im Bildungsministerium und 
der Arbeitsgruppe im Landespräventionsrat gemacht. Die 
Koppelung mit anderen Landesprogrammen muss sicher-
gestellt sein. Konkurrenzen sind – wenn nicht zu vermei-
den – zu moderieren.

3.	 Das Landesprogramm muss Unterstützungsagenturen für 
Schulen und Kommunen zur Verfügung stellen. Für den Bil-
dungsbereich sind das das Beratungssystem der Schulämter 
(Buss) und die Beraterinnen der Raa Brandenburg.

4.	 Auch wenn ich mich wiederhole: Das, was vor Ort schon 
jetzt alltäglich in den Kommunen geleistet wird, ist nicht 
nur lobend zu erwähnen, es bildet die wichtigste Ressour-
ce eines Landesprogramms, das auf Nachhaltigkeit setzt. 
Der verständliche landesseitige Wille, was vor Ort passiert, 
auch verstehen zu wollen5, darf nicht dazu führen, dass die 

4	 Pit Brandenburg ist aus meiner Sicht bisher nur unzureichend umgesetzt 
worden, da das Programm zwar theoretisch zu Recht alle schulischen 
Präventionsbereiche sehr anspruchsvoll vereint, die programmatische Umsetzung 
aber gerade aufgrund der Komplexität der Präventionsbereiche und -ansprüche 
für schulische Praxis nicht sehr attraktiv macht.

5	 Es findet sich häufig unter dem Stichwort der „Bündelung der Maßnahmen“.
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Flexibilität und Verantwortungsübernahme der Akteurin-
nen vor Ort durch überwältigende Maßnahmen und Pro-
gramme verhindert werden. Hier ist zwischen rechtlich 
notwendigen Regelungen und Richtlinien für die Schulen 
und dem Mainstreaming verschiedener Programme und 
Konzepte zu unterscheiden. Die Flexibilität und Verant-
wortungsübernahme der Zuständigen und Engagierten vor 
Ort ist deshalb so wichtig, weil es im ressourcenknappen 
Flächenland gar nicht leistbar ist, die Unterschiede hin-
sichtlich der verfügbaren Ressourcen auszugleichen.

5.	 Die Nachhaltigkeit von Maßnahmen hängt demnach nicht 
an einzelnen Programmen und Konzepten, schon gar nicht 
an einzelnen Projekten, sondern an den strukturellen Vor-
aussetzungen, die zu schaffen und zu sichern sind und der 
Verantwortungsübernahme auf den verschiedenen Ebenen 
der Zuständigen und der einzelnen Akteure vor Ort. Letztere 
sind dabei zu unterstützen, angemessene Maßnahmen vor 
Ort zu beschreiben und zu ergreifen.

Kurzum: Ein landesweites Gewaltpräventionsprogramm sollte im 
Rahmen der „Richtlinienkompetenz“ des Landes die Ziele defi-
nieren, die erreicht werden sollen, und die Ressourcen beschrei-
ben, die die Schulen zur Unterstützung zur Verfügung haben. Die 
Schulen entscheiden, wie sie individuell unter Berücksichtigung 
der eigenen Profile und der regionalen Ressourcen, die Zielsetzun-
gen erreichen wollen, und berichten darüber, mit welchen Partne-
rinnen und welchen Maßnahmen sie dieses umsetzen.
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III. 
Resümee und Perspektiven  

für eine nachhaltige Prävention





Andreas Seidel, Ulli Gröger und Birgitta Zylla

Nachhaltige Prävention als Heraus- 
forderung – Ein Tagungsbericht

1.	 Das Besondere der Veranstaltung

Kriminalprävention ist eine wichtige gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe und stellt einen zugleich vor Herausforderungen. Sie findet 
auf verschiedenen Ebenen statt, wobei die Kommunen einen be-
sonderen Stellenwert erhalten. Die Vernetzung und Kooperati-
on stellt eine Voraussetzung für eine übergreifende Präventions-
arbeit dar. Der Landespräventionsrat Sicherheitsoffensive Branden-
burg (LPR) leistet diesbezüglich einen entscheidenden Beitrag: Er 
vereint Experten der brandenburgischen Präventionslandschaft, 
die sich für die Stärkung gesellschaftlicher und demokratischer 
Strukturen einsetzen und ermöglicht so eine Zusammenarbeit öf-
fentlicher und privater Einrichtungen. Auf diese Weise wird nicht 
nur eine kriminalpräventive Arbeit geleistet, vielmehr erfolgt auch 
eine Stärkung der Zivilgesellschaft. Ziel des LPR ist es, Krimina-
litätsentwicklung und mögliche Handlungsfelder zu erfassen, zu 
analysieren und Gegenstrategien zu entwickeln. Die Schwerpunk-
te der Arbeit liegen in den Bereichen a) Kinder-, Jugend- und 
Gewaltdelinquenz/Kinder- und Jugendschutz, b) politischer Ex-
tremismus und c) Opferschutz/Opferhilfe (vgl. LPR 2014). Auch 
wenn in der Vergangenheit bereits Erfolge in diesen Bereichen zu 
verzeichnen sind, besteht nachwievor Handlungsbedarf, z. B. im 
Hinblick auf Innovationen und der Weiterentwicklung bisheriger 
Strukturen und Maßnahmen der Kriminalprävention.

Der LPR übernimmt zudem die Förderung kriminalprä-
ventiver Programme und Maßnahmen von Vereinen, Verbänden 
und Institutionen sowie kommunalen oder freien Trägern. Um 
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Kriminalität erfolgreich vorzubeugen, zeichnet der LPR jährlich 
beispielhafte Präventionsansätze und erfolgversprechende Strate-
gien mit dem Landespräventionspreis aus. Auf diese Weise wird 
zum einen die Kriminalprävention in den Blickpunkt der Öf-
fentlichkeit gerückt und zum anderen werden weitere Akteure 
zu einem Engagement ermutigt. Problematisch ist jedoch, dass 
solche beispielhaften Präventionsansätze und erfolgsversprechen-
den Strategien bisher selten im Hinblick auf ihre Innovation und 
Wirksamkeit überprüft werden. Demnach gewinnt die Frage 
nach der Nachhaltigkeit der Kriminalprävention zunehmend an 
Bedeutung. Vor diesem Hintergrund haben der LPR Branden-
burg und die Universität Potsdam am 29. November 2013 einen 
Fachtag initiiert. Lässt sich Kriminalität wirksam verhindern? Wie 
funktioniert nachhaltige Prävention – und welche Rolle spielen 
dabei die Kommunen? Darüber haben Experten aus Wissenschaft 
und Praxis im brandenburgischen Innenministerium beraten. Im 
Speziellen haben sich Akteure aus Ministerien, Senatsverwaltun-
gen, Landesbehörden, Kommunen, Vereinen und Schulen mit 
den Projektverantwortlichen und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren zusammengefunden. Die Teilnehmer erhielten einen Einblick 
in aktuelle Ergebnisse der Präventionsforschung und -praxis, mit 
dem Ziel die Anregungen aus der Veranstaltung in die eigene Ar-
beit zu integrieren.

Der Brandenburger Innenminister Ralf Holzschuher, Vorsit-
zender des LPR, eröffnete den Fachtag mit einem Grußwort und 
zeigte u. a. Aktivitäten im Bereich der Kriminalprävention auf, die 
mit dem Präventionspreis des Landes Brandenburg ausgezeichnet 
wurden. An seine Rede schlossen sich Expertenvorträge zur Prä-
ventionsforschung an. Der Psychologe Prof. Dr. Andreas Beelmann 
von der Friedrich-Schiller-Universität Jena nahm Bezug auf die 
Frage, wann Kriminalprävention tatsächlich nachhaltig ist und 
deklarierte anhand von Ergebnissen der Wirksamkeitsforschung 
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Bedingungen für eine wirksame und nachhaltige Präventionsar-
beit. Vor dem Hintergrund einer Synopse zu geförderten Projek-
ten des LPR Brandenburg setzten sich Prof. Dr. Wilfried Schubarth 
und Saskia Niproschke von der Universität Potsdam in ihrem Bei-
trag zunächst mit der Herausforderung einer nachhaltigen Kri-
minalprävention auseinander. Anschließend wurden beispielhafte 
Präventionskonzepte im Land Brandenburg hervorgehoben und 
insbesondere das Anti-Gewaltprojekt „Wir für uns“ der Ebers-
walder Grundschule „Schwärzesee“ und dessen Evaluationsergeb-
nisse vorgestellt. Frederick Groeger-Roth vom LPR Niedersachsen 
stellte Niedersachsens „Grüne Liste Prävention“ vor, eine Online-
Datenbank erfolgversprechender Präventionsprogramme, die auf-
grund positiver Evaluationsergebnisse empfohlen und als Beispiel 
nachhaltiger Prävention angesehen werden können. In den Pau-
sen bestand die Möglichkeit, sich an der Projektbörse über erfolg-
reiche Programme und Maßnahmen der Kriminalprävention zu 
informieren.

Die Teilnehmer konnten sich im Vorfeld der Fachtagung 
für einen von vier Workshops anmelden, die im Anschluss an die 
Fachvorträge stattfanden. Unter dem Leitthema der nachhaltigen 
Gestaltung von Kriminalprävention diskutierten die Experten 
dort folgende Fragestellungen: a) Wie sieht wirksame (schulische) 
Gewaltprävention in Kommunen aus?, b) Wie lässt sich die Wirk-
samkeit der kriminalpräventiven Arbeit überprüfen?, c) Wer sind 
die Akteure in der kommunalen Kriminalprävention? und d) Wie 
sieht nachhaltige Prävention von Rechtsextremismus aus?
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2.	 Nachhaltige Kriminalprävention – Erkenntnisse 
aus den Vorträgen und Workshops

Im Folgenden werden die wesentlichen Inhalte und Diskussi-
onspunkte der Vorträge und Workshops wiedergegeben und die 
daraus ableitbaren Erkenntnisse und Empfehlungen nachhaltiger 
Kriminalprävention akzentuiert.

Wann ist Kriminalprävention nachhaltig?

In dem ersten Expertenvortrag am Vormittag nimmt Andreas  
Beelmann (Friedrich-Schiller-Universität Jena) Bezug auf die Fra-
ge, wann Kriminalprävention tatsächlich nachhaltig ist. Anhand 
verschiedener Meta-Analysen zu Präventionsmaßnahmen bei 
Kindern und Jugendlichen (vgl. u. a. Beelmann/Pfost/Schmitt 
2014; Beelmann/Raabe 2009; Beelmann 2006) stellt er ausge-
wählte Ergebnisse der Wirksamkeitsforschung vor. Präventions-
maßnahmen verzeichnen darin nie einen negativen Effekt, jedoch 
variiert der Grad der Effektivität je nach Maßnahme. Nach Beel-
mann lassen sich zahlreiche Parameter feststellen, die die Wirkung 
von Präventionsprogrammen beeinflussen. Er unterscheidet dabei 
zwischen Programmparametern, also Faktoren, die bei der Ent-
wicklung und Auswahl des Programms zu berücksichtigen sind, 
und Implementationsparametern, d. h. Faktoren, die sich auf die 
Durch- und Umsetzung des Präventionssettings beziehen (vgl. 
Beelmann/Schmitt 2012). Als ein beeinflussender Faktor der Pro-
grammparameter kann die Präventionsstrategie betrachtet werden. 
Beelmann spricht sich gegen die gängige Differenzierung nach 
primärer, sekundärer und tertiärer Prävention aus. Darin wer-
den, so Beelmann, auch therapeutische und rehabilitative Maß-
nahmen einbezogen, weswegen sie zu einem Sammelbegriff für 
eine Vielzahl von unterschiedlichen Interventionen geworden sei. 
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Er plädiert daher für eine Differenzierung zwischen universeller 
und gezielter Prävention: Universelle Präventionsmaßnahmen be-
ziehen sich auf eine unselektierte Personengruppe, wohingegen 
gezielte Präventionsmaßnahmen Personen mit einem erhöhten 
Risiko bzw. beginnenden Verhaltensproblemen berücksichtigen. 
Beide Präventionsstrategien weisen eine Vielzahl von Vor- und 
Nachteilen auf, weswegen die Auswahl einer bestimmten Stra-
tegie von umfangreichen Überlegungen abhängig ist. Auch der 
Zeitpunkt des Beginns der Prävention gehört zu den Einflussfak-
toren der Programmparameter. Beelmann favorisiert eine ent-
wicklungsorientierte Präventionsarbeit, die psychosoziale und 
pädagogische Maßnahmen, z. B. strukturierte Freizeitpädagogik 
und attraktive Jugendangebote, beinhaltet (vgl. Beelmann/Raabe 
2007). Die Präventionsarbeit soll daher nicht nach dem Motto „je 
früher desto besser“, sondern rechtzeitig und entwicklungsorien-
tiert erfolgen. Neben den Programmparametern haben auch die 
Implementationsparameter einen Einfluss auf die Wirksamkeit von 
Präventionsprogrammen. Insbesondere die Konzepttreue, also das 
Ausmaß, in dem das Programm originalgetreu durchgeführt wird, 
die Qualität der Durchführung, z. B. im Hinblick auf das Engage-
ment der Anwender, sowie die Mitarbeit der Teilnehmer können 
als bedeutsame Faktoren für den Erfolg von Präventionsprogram-
men deklariert werden (vgl. Beelmann/Schmitt 2012).

Anhand der Programm- und Implementationsparameter 
leitet Beelmann anschließend die Kernelemente für eine erfolg-
reiche Präventionsarbeit ab: Ein fundiertes präventives Gesamt-
konzept, eine gute Qualifizierung der Akteure, günstige Rah-
menbedingungen und politische bzw. administrative Unterstüt-
zung seien elementar (vgl. Beelmann 2013). Die Zusammenarbeit 
von Wissenschaft und Praxis ist diesbezüglich fundamental. Zu-
dem kann eine Nachhaltigkeit, so Beelmann, durch den Aufbau 
von Präventionsnetzwerken und die Erarbeitung einer lokalen 
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Präventionsstrategie, unter Einbezug aller Beteiligten, erfolgen 
(vgl. ebd.). Er empfiehlt in diesem Kontext die Steuerung durch 
eine zentrale Koordinierungsstelle, deren Aufgabenfeld bspw. die 
Erstellung eines Gesamtkonzepts der Präventionsarbeit für das je-
weilige Bundesland umfasst sowie die Kommunikation zwischen 
den beteiligten Akteuren und die Koordination der jeweiligen 
Maßnahmen übernimmt (vgl. Beelmann 2013).

Nachhaltige Kriminalprävention: Beispiele aus Brandenburg

Vor dem Hintergrund einer Synopse zu geförderten Projekten des 
LPR Brandenburg setzen sich auch Wilfried Schubarth und Saskia 
Niproschke (Universität Potsdam) in ihrem Beitrag zunächst mit 
der Herausforderung einer nachhaltigen Kriminalprävention aus-
einander. Neben der Schwierigkeit, sich auf geeignete Indikato-
ren und Standards für Nachhaltigkeit zu einigen, unterstreichen 
sie besonders die Notwendigkeit und zugleich auch Problematik, 
längerfristige Wirkungen von Präventionsmaßnahmen zu über-
prüfen. In der Fachdiskussion zeige sich, so die Referenten, dass 
es in Deutschland (und auch im Land Brandenburg) weder einen 
genauen Überblick noch eine systematische und fundierte Eva-
luation kriminalpräventiver Maßnahmen gibt und dass über de-
ren Wirksamkeit oftmals keine empirisch fundierten Aussagen ge-
troffen werden können. Eine reflexiv-wissenschaftsbasierte Beglei-
tung und Evaluation von Praxis sei aber eine wesentliche Bedin-
gung für die Qualität und den Erfolg von Prävention. Dabei stelle 
eine solche Wirkungsevaluation ein schwieriges Feld dar, u. a. weil 
sich Wirkungen oft erst nach Jahren beurteilen und sich Kon-
trollgruppen mitunter nur schwer rechtfertigen lassen. Hier müs-
se zwischen (Evaluations-)Aufwand und Nutzen gut ausbalanciert 
werden. Entscheidend sei aber die Qualität der Programme selbst, 
in und mit denen Maßnahmen möglichst früh einsetzend über 
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längere Zeiträume angelegt, aufeinander abgestimmt, theoretisch 
fundiert und klar auf die Zielgruppe(n) ausgerichtet konzipiert 
werden sollten. Niedersachsen habe bspw. mit der „Grüne(n) Liste 
Prävention“ entsprechende Gelingensbedingungen für Präventi-
on als Bewertungskriterien – einschließlich einer dreigliedrigen  
Abstufung bzgl. ihrer Wirksamkeit – angewandt.

Mit punktuellen Initiativen, so Schubarth, versucht auch 
das Land Brandenburg eine solche Bündelung von Präventions-
projekten. Im Bereich „Gewalt an Schulen“ sei eine landesweite 
Strategie für schulische Gewaltprävention initiiert worden. Das 
Handlungskonzept „Tolerantes Brandenburg“ koordiniere Akti-
vitäten zu Rechtsextremismus und befördere die Zusammenarbeit 
von Initiativen und Vereinen im Land. Als Beispiel einer gelunge-
nen Vernetzung der Präventionsarbeit auf kommunaler Ebene hebt 
Schubarth das Konzept „Mit-Ein-Ander in Kita und Schule“ 
(Ostprignitz-Ruppin) hervor. Trotz solcher Projektbündelungen 
aber zeige sich die Schwierigkeit, angesichts der gewachsenen 
Vielfalt geförderter Vorhaben den „Überblick“ nicht zu verlie-
ren. Deshalb sollte eine Art Bestandsaufnahme über 65 der vom 
LPR zwischen 2006 bis 2011 geförderten Projekte (vgl. Schu-
barth/Kopp/Kamm 2012) ein genaueres Bild über dessen Förder- 
praxis (u. a. Qualität der Projektkonzeptionen, Bedarfsorientie-
rung, Wirkungen) schaffen. Im Ergebnis zeigt sich u. a. neben 
deutlichen Unterschieden in der Qualität der Projektkonzeptio-
nen, dass Vorhaben regional unterschiedlich an Bedarfen ausge-
richtet seien und dass bei etwa der Hälfte keine Angaben zur Eva-
luation gemacht würden.

Im zweiten Teil des Vortrages stellt Saskia Niproschke des-
halb das Gewaltpräventionsprojekt „Wir für uns – Eine Schule mit 
Identität ist eine Schule mit Zukunft“ vor. Anhand dieses Beispiels 
zeigt sie, dass und wie im Rahmen einer Evaluationsstudie (vgl. auch 
Niproschke/Schubarth in diesem Band; Schubarth/Kopp/Seidel 
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u. a. 2013) die konzeptionelle Umsetzung gewaltpräventiver und  
-interventiver Maßnahmen an einer gewaltbelasteten Grundschu-
le auf ihre Wirkung hin untersucht und qualifiziert werden kön-
nen. Anschließend an die unmittelbaren Erkenntnisse aus dieser 
Projektevaluation und an die Bilanz der Synopse zu Brandenbur-
ger Präventionsprojekten, formulieren die Referenten Empfeh-
lungen für die Kriminalprävention. Danach sollten Präventions-
maßnahmen frühzeitig beginnen, längerfristig und entwicklungs-
orientiert in den Alltag von Kita und Schule integriert werden 
sowie Eltern und Kommunen gezielt mit einbinden. Daneben sei 
es wichtig, „(wissenschaftliches) Feedback“ zu den Maßnahmen 
einzuholen, diese landesweit zu koordinieren und durch starke 
und ausfinanzierte Netzwerke zu konsolidieren.

Nachhaltige Kriminalprävention:  
Niedersachsens „Grüne Liste Prävention“

Gegenwärtig ist das Angebot an Präventionsprogrammen vielfältig. 
Bei der Fülle an Angeboten fällt es schwer, einen Überblick über 
wirkungsvolle Programme zu gewinnen. Entsprechend groß ist der 
Bedarf an einer Übersicht über empfehlenswerte Präventionsan-
sätze. Vor allem die Qualität der Implementierung von Präventi-
onsprogrammen, so die Ausführungen von Frederick Groeger-Roth 
vom LPR Niedersachsen, spiele im Zusammenhang mit der Wirk-
samkeit eines Programms eine herausragende Rolle. Zwar gebe es 
derzeit eine Reihe bereits erfolgreich evaluierter Programme, diese 
würden jedoch vergleichsweise selten auch wirklich umgesetzt. Ent-
sprechend wichtig sei es, den Forderungen nach Empfehlungslisten 
nachzukommen. Die vom LPR Niedersachsen erarbeitete „Grüne 
Liste Prävention“ versteht sich als eine solche Liste. Die Intention 
dahinter besteht darin, Präventionsprogramme bzgl. der Qualität 
ihrer Evaluation zu strukturieren und sie der breiten Öffentlichkeit 
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zugänglich zu machen, um auf diese Weise erfolgversprechende 
Programme zu popularisieren (vgl. auch Groeger-Roth in diesem 
Band). Groeger-Roth betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Bewertung und Empfehlung von Präventionsprogrammen in je-
dem Fall durch eine unabhängige Stelle erfolgen müsse. Diese For-
derung scheint nachvollziehbar, um eventuell auftretende Verzer-
rungen durch wirtschaftliche Interessen auszuschließen.

Insgesamt, so erläutert Groeger-Roth, gebe es drei verschie-
dene Kategorien, denen die Präventionsprogramme in der „Grünen 
Liste Prävention“ zugeordnet werden. Diese Kategorien untertei-
len die Programme entsprechend der Güte ihrer bisherigen Eva-
luation. Unterschieden wird dabei zwischen Programmen, deren 
Effekte gut begründet, jedoch nicht hinreichend evaluiert wurden 
(Kategorie 1), solchen Programmen, denen eine hohe Effektivität 
zugesprochen werden kann, da die dazugehörigen Evaluationsstu-
dien positive Ergebnisse nachweisen konnten (Kategorie 2) und 
schließlich Programmen, deren Effektivität anhand umfangreicher 
und wissenschaftlich anerkannter Evaluationen bestätigt werden 
konnte (Kategorie 3) (vgl. Grüne Liste Prävention 2014). Eine vor-
liegende Programmevaluation ist daher Pflicht, um in die „Grü-
ne Liste Prävention“ aufgenommen zu werden. Auf die Fragen, 
welche die zentralen Erfolgskriterien eines Präventionsprogramms 
sind und wie eine wissenschaftliche Evaluation folglich auszusehen 
hat, scheint es nach wie vor keine eindeutigen Antworten zu ge-
ben. Der LPR Niedersachsen hat aus diesem Grund eigene Kri-
terien formuliert, denen die Programme entsprechen müssen bzw. 
nach denen eine Bewertung erfolgt. Eine transparente Bewertung, 
das verdeutlicht Groeger-Roth nachdrücklich, sei von enormer Be-
deutung, weshalb die angelegten Bewertungskriterien für jeder-
mann nachvollziehbar im Internet einsehbar seien. Darüber hin-
aus wird durch diese Kriterien auch eine Definition des Begriffs 
„Programm“ vorgenommen, welcher in der Präventionspraxis oft 
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als Bezeichnung für Maßnahmen ganz unterschiedlicher Form ver-
wendet wird. Da ein gutes Programm nicht nur einer theoretischen 
Fundierung, sondern ebenso einer optimalen praktischen Umset-
zung bedürfe, sei eine Unterstützung bei dessen Implementierung 
sehr nützlich. Ein Implementierungskonzept, Hinweise zur Adap-
tionsfähigkeit sowie Supervision und Monitoring wären in diesem 
Kontext unterstützende Maßnahmen zur erfolgreichen Umsetzung 
von Präventionsprogrammen.

Im Anschluss an die Fachvorträge konnten die Teilnehmer 
in parallel laufenden Workshops miteinander diskutieren. Unter 
dem Leitthema einer nachhaltigen Kriminalprävention befassten 
sich vier Arbeitsgruppen mit verschiedenen Fragestellungen. Die 
Workshops waren vergleichbar strukturiert: Über kurze Teilneh-
merstatements wurde zunächst ein erstes Meinungsbild eingeholt 
und ein knapper Problemaufriss zum Thema hergestellt. Daran 
schlossen sich jeweils zwei bis drei Impulsreferate an, denen eine 
vertiefende Diskussion folgte.

Workshop: Wie sieht wirksame (schulische) Gewaltprävention  
in Kommunen aus?

Der Workshop ging der Frage nach, was wirksame (schulische) 
Gewaltprävention ausmacht und wie gute Präventionskonzepte 
eine breitere Wirksamkeit auf kommunaler Ebene erreichen kön-
nen. Den Input dazu gaben zwei Impulsreferate. Während sich 
Alfred Roos (RAA Brandenburg) thesenhaft mit Chancen und 
Grenzen nachhaltiger Gewaltprävention an Schulen auseinander-
setzte, umriss Michael Breitschwerdt (Polizeipräsidium Branden-
burg) am Beispiel des Konzepts „Mit-Ein-Ander in Kita und 
Schule“, wie Aufgaben zur Gewaltprävention auf regionaler Ebe-
ne sinnvoll miteinander gelöst werden können. In beiden Beiträ-
gen und der sich anschließenden Diskussion wurde deutlich: In 
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der Frage der Gewaltprävention sind alle Schulen im Land ge-
fordert. Gewaltprävention muss dazu im Selbstverständnis der 
Lehrkräfte als fester Bestandteil von Lehrerarbeit verstanden und 
in Schulprogrammen entsprechend als dauerhafte Aufgabe ver-
ankert werden. Erfolgreiches präventives Handeln gegen Gewalt 
benötigt die Unterstützung von vielen Seiten. Zentral sind hier-
bei die Fragen, wer die konkreten außerschulischen Partner sind, 
wie entsprechende Unterstützungsstrukturen besser sichtbar ge-
macht und die Akteure in die schulischen Maßnahmen wirkungs-
voll einbezogen werden können. Offenbar sei für viele Schulen 
nicht transparent genug, wer geeignete Stakeholder in ihrem Um-
feld sind und mit welchem Problem sie sich an wen zur eigenen 
Unterstützung wenden können. Auch herrsche mitunter eine gro-
ße Rechtsunsicherheit bei Lehrern zu Fragen des Umgangs mit 
Gewalt. Erfolgreiche kommunale Gewaltprävention, so der Tenor 
des Workshops, braucht:

•	 Programme und Strategien, die auf die Anwender zuge-
schnitten und die fester Bestandteil einer kontinuierlichen 
Organisationsentwicklung von Kita und Schule sind;

•	 eine Verstetigung (zeitlich und personell) bei der Umset-
zung geeigneter Konzepte, die mittels zeitlich übergreifen-
der und aufeinander aufbauender Präventionsmaßnahmen 
(Präventionsketten) auch die Übergänge (Kita – Grund-
schule – weiterführende Schule) berücksichtigen;

•	 die Vernetzung und ‚Sichtbarkeit‘ kommunaler Akteure;
•	 ein entwickeltes Management zur Unterstützung der Nutzer 

bei der Implementierung aufeinander aufbauender Pro-
grammstrategien und zur Steuerung und Begleitung der 
Präventionsarbeit an den Einrichtungen.
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Im Land Brandenburg, so die ermutigende Feststellung zum Ab-
schluss des Workshops, gäbe es eine Vielzahl erfolgreicher Model-
le für Gewaltprävention, die z. T. bereits zu einem Standortfaktor 
geworden seien.

Workshop: Wie lässt sich die Wirksamkeit kriminalpräventiver  
Arbeit überprüfen?

Über die Wirksamkeit kriminalpräventiver Arbeit lassen sich bisher 
kaum empirisch fundierte Aussagen treffen, da weder ein genauer 
Überblick noch eine systematische und fundierte Evaluation krimi-
nalpräventiver Maßnahmen vorzufinden sind. Eine reflexiv-wissen-
schaftsbasierte Begleitung und Evaluation von Praxis ist aber eine 
wesentliche Bedingung für die Qualität und den Erfolg von Präven-
tion. Vor diesem Hintergrund stellte die Frage, wie sich die Wirk-
samkeit kriminalpräventiver Arbeit nachhaltig überprüfen lässt, den 
Schwerpunkt des Workshops dar. Grundlage bildeten die Impulse 
von Andrea Kopp (Reinfelder Schülerladen-Verbund e. V.) und Klaus 
Hinze (Aktion Kinder- und Jugendschutz – AKJS). Deren Beiträge 
verdeutlichen, dass eine nachhaltige Überprüfung der Wirksamkeit 
kriminalpräventiver Arbeit durch die Evaluationspraxis und die zu 
evaluierende Praxis erfolgen sollte: Die zu evaluierende Praxis bein-
haltet die Programme bzw. Maßnahmen, die evaluiert werden sol-
len, hingegen stellt die Evaluationspraxis die Evaluation dessen dar. 
Anhand dieser Unterscheidung akzentuieren die Moderatoren, dass 
für eine nachhaltige Wirksamkeit der Evaluation – sowohl für die 
Evaluationspraxis als auch für die zu evaluierende Praxis – Kriterien 
zur Qualitätssicherung, z. B. Zielgruppenbeschreibung, theoretische 
Fundierung und Zielsetzung, eine entscheidende Rolle spielen. Denn 
nur das Zusammenspiel beider ermöglicht Nachhaltigkeit. Proble-
matisch ist hierbei jedoch, dass in Deutschland anstelle einheitlicher 
Qualitätskriterien zur Wirksamkeitsüberprüfung eine Vielfalt von 
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Qualitätsanforderungen dominiert. Im zweiten Teil des Workshops 
konnten die Teilnehmer ausgewählte Kriterien zur Qualitätssiche-
rung im Hinblick auf die eigene Arbeit reflektieren.

Workshop: Wer sind die Akteure der kommunalen 
Kriminalprävention?

Der kommunalen Ebene wird hinsichtlich der Prävention von Kri-
minalität zweifelsfrei ein bedeutender Stellenwert zuteil. Vor diesem 
Hintergrund stellte die Frage, welche Akteure dabei vorrangig in 
der Verantwortung stehen, den Schwerpunkt des Workshops dar. 
Bernd Mones (Landesjugendring Brandenburg) und Michael Rump-
Räuber (Lisum Berlin-Brandenburg) verwiesen einführend auf den 
bis heute relativ unbekannten Erlass „Kommunale Kriminalitäts-
verhütung (KKV)“ des Innenministers aus dem Jahr 1992, der u. a. 
die Bildung von lokalen Sicherheitspartnerschaften vorsieht und 
auf diese Weise auf eine stärkere Beteiligung engagierter Bürger ab-
zielt (vgl. Erlass des Ministers des Innern 1992). Vertreter der Poli-
zei beklagen die Sparmaßnahmen und damit einhergehende rück-
läufige Präsenz in der Öffentlichkeit. Zudem berichten sie von einer 
Prioritätenverschiebung in Richtung der Verfolgung von Straftaten 
statt deren Prävention. Daher sehen sie die durch den KKV-Erlass 
entstandenen Sicherheitspartnerschaften, bei der sich Anwohner 
auf freiwilliger Basis zusammenschließen und sich für die Sicher-
heit in ihrem Ort einsetzen, als sinnvolles und gewinnbringendes 
Modell an. Demgegenüber äußern Teilnehmer des Workshops Be-
denken hinsichtlich des Rückzugs der Polizei. Sie sehen uniformier-
te Streifen als einen wichtigen Pfeiler für ein gestärktes Sicherheits-
empfinden der Bevölkerung. Der Rückzug der Polizei führe zu ei-
ner höheren Belastung in den Kommunen, welche die ihnen zu-
sätzlich zuteilwerdenden Aufgaben kaum noch bewältigen können 
und einen Teil dieser Aufgaben an private Unternehmen delegieren 
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würden. Damit seien zunehmend private Sicherheitsdienste im Be-
reich kommunaler Kriminalitätsprävention tätig, was jedoch über-
wiegend kritisch betrachtet wird. Insgesamt scheint der Polizei bzgl. 
der kommunalen Kriminalitätsprävention eine wichtige Rolle zu-
teil zu werden, auch wenn deren genaue Zuständigkeit umstritten 
scheint. Daneben macht bürgerschaftliches Engagement einen zen-
tralen Bestandteil kommunaler Kriminalprävention aus. Dies setzt 
jedoch ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein und eine 
zentrale Steuerung, im Idealfall durch die Kommunen, voraus.

Workshop: Wie sieht nachhaltige Prävention von  
Rechtsextremismus aus?

Das Phänomen Rechtsextremismus ist heterogen und vielschichtig. 
Ihm liegen verschiedene Ursachen und Inhalte zugrunde. Der Prä-
vention kommt dabei ein besonderer Stellenwert zuteil. Vor diesem 
Hintergrund stellte die Frage, wie eine nachhaltige Prävention von 
Rechtsextremismus aussehen kann, den Schwerpunkt des Work-
shops dar. Zu Beginn wurden die thematischen Interessen der Teil-
nehmer zusammengefasst. Darauf aufbauend gaben Michael Kohl-
struck (Technische Universität Berlin), Wilfried Schubarth und Man-
fred Rolfes (Universität Potsdam) Impulsreferate. In den Beiträgen 
und der sich anschließenden Diskussion wurde deutlich, dass für 
eine nachhaltige Prävention von Rechtsextremismus effektive Prä-
ventionsmaßnahmen bereits im Kindes- und Jugendalter stattfin-
den müssen. Wichtig sei hierbei, dass die Präventionsarbeit entwick-
lungsorientiert erfolgt. Diesbezüglich gestaltet sich die primäre, se-
kundäre und tertiäre Prävention als sinnvolles Mittel: Eine primäre 
Prävention erfolgt durch die allgemeine Betreuung, Erziehung und 
Bildung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Sozialisati-
onsinstanzen, die sekundäre Prävention resultiert aus der Arbeit mit 
rechtsextrem orientierten Jugendlichen in der Jugendarbeit, hingegen 
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stützt sich die tertiäre Prävention insbesondere auf die Rückfallver-
meidung. Die Moderatoren betonen jedoch, dass es nicht „das“ Ver-
fahren der Prävention von Rechtsextremismus gibt, vielmehr ist die 
ganzheitliche Zusammenarbeit mit allen Akteuren von fundamen-
taler Bedeutung. Insbesondere die Kommunen und Kooperations-
partner, aber auch die Schulen und Elternhäuser müssen einbezogen 
werden um eine nachhaltige Prävention von Rechtsextremismus zu 
ermöglichen. Brandenburg hat diesbezüglich in den letzten Jahren 
einen guten Schritt nach vorne gemacht, z. B. falle die Rekrutierung 
„neuer“ Kameraden in der rechtsextremen Szene schwerer. Nichts-
destotrotz kommt der Netzwerkarbeit auch zukünftig eine entschei-
dende Rolle für eine nachhaltige Präventionsarbeit zu.

3.	 Fazit und Ausblick

Nachhaltige Kriminalprävention stellt die Gesellschaft vor Heraus-
forderungen. Lässt sich Kriminalität wirksam verhindern? Wie funk-
tioniert nachhaltige Prävention – und welche Rolle spielen dabei die 
Kommunen? Diesen Fragen wurde im Rahmen eines Fachtages ein 
besonderes Augenmerk geschenkt. Welche Folgerungen und Emp-
fehlungen lassen sich aus den Beiträgen und Diskussionen der Ver-
anstaltung nun i. S. einer nachhaltigen Kriminalprävention ableiten?

1. Präventionsarbeit frühzeitig beginnen und entwicklungs-
orientiert gestalten

Die Präventionsarbeit sollte frühzeitig und entwicklungsorientiert 
erfolgen. Folglich muss Prävention bereits in einem frühen Stadi-
um des Entwicklungsverlaufs des Kindes ansetzen und auf lange 
Sicht angelegt sein. Bestenfalls beginnt die Präventionsarbeit bereits 
in der Kita und wird anschließend in der Schule weitergeführt und 
dort als dauerhafte Aufgabe in Schulprogrammen verankert.
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2. Adressatenbezug differenzieren

Die Maßnahmen sollten nach universeller und gezielter Prävention 
differenziert werden: Universelle Präventionsmaßnahmen bezie-
hen sich auf eine unselektierte Personengruppe, wohingegen ge-
zielte Präventionsmaßnahmen Personen mit einem erhöhten Risi-
ko bzw. beginnenden Verhaltensproblemen berücksichtigen. Bei-
de Strategien haben ihr Für und Wider, weswegen genau geprüft 
werden muss, für wen die Maßnahme sein soll. Folglich sollte die 
Auswahl der Präventionsstrategie entsprechend der Adressaten der 
jeweiligen Maßnahme erfolgen.

3. Durchführungsqualität und Konzepttreue sichern

Konzepttreue und Qualität der Durchführung können als bedeut-
same Faktoren für den Erfolg von Präventionsprogrammen de-
klariert werden. Die Konzepttreue bezieht sich auf das Ausmaß, 
in dem das Programm originalgetreu durchgeführt wird. Hinge-
gen beinhaltet die Durchführungsqualität bspw. das Engagement 
der Anwender oder die Mitarbeit der Teilnehmer. Diese Imple-
mentationsparameter sollten – neben den Programmparametern 
– insbesondere bei der Entwicklung und Auswahl, aber auch bei 
der Durchführung und Umsetzung der Maßnahmen beachtet 
werden.

4. Evaluation(en) systematisch und nach einheitlichen  
Kriterien durchführen

Bislang erfolgt in Deutschland, und auch im Land Branden-
burg, (noch) keine systematische und fundierte Evaluation kri-
minalpräventiver Maßnahmen. So können über die Wirksamkeit 
der Präventionsmaßnahmen oftmals keine empirisch fundierten 
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Aussagen getroffen werden. Für die Qualität und den Erfolg von 
Prävention ist aber eine reflexiv-wissenschaftsbasierte Begleitung 
und Evaluation von Praxis substanziell. Vergleichbare Qualitäts-
kriterien, wie z. B. Zielgruppenbeschreibung, theoretische Fun-
dierung und Zielsetzung, spielen für die Wirksamkeitsüberprü-
fung eine entscheidende Rolle. Problematisch ist jedoch, dass in 
Deutschland eine Vielzahl ganz unterschiedlicher Qualitätsanfor-
derungen dominieren. Demzufolge sollten einheitliche Qualitäts-
kriterien zur Wirksamkeitsüberprüfung abgestimmt werden.

5. Wirksame Präventionsprogramme systematisch erfassen

Angesichts der aktuellen Konjunktur von Präventionsprogram-
men besteht die Gefahr einer fehlenden Überschaubarkeit der 
Angebote. Erfolg versprechende Präventionsansätze könnten un-
beachtet bleiben und somit nicht ihr volles Potenzial ausschöpfen. 
Um dies zu vermeiden, gilt es evaluierte, wirksame Präventions-
programme systematisch zu erfassen und sie i. S. einer Empfeh-
lungsliste zusammenzutragen. Niedersachsens „Grüne Liste Prä-
vention“ kann in diesem Zusammenhang als ein vorbildliches 
Modell angesehen werden.

6. Netzwerkarbeit konsolidieren 

Nachhaltige Kriminalprävention braucht über den lokalen Kon-
text hinaus die verlässliche Unterstützung und die Zusammenar-
beit vieler Partner. Für die notwendige Vernetzung kommunaler 
und lokaler Akteure sollte der Austausch zwischen den Beteiligten 
durch eine zentrale Koordinierungsstelle gesteuert und deren Ak-
tivitäten über ein landesweites Gesamtkonzept der Präventionsar-
beit gestärkt und aufeinander abgestimmt werden.
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Juliane Ulbricht 

Kompetente Lehrpersonen als Voraus-
setzung für nachhaltige Gewaltprävention: 
Folgerungen für die Lehrerbildung

1.	 Einführung

Gewalt hat viele Austragungsorte – einer davon ist die Institution 
Schule. Wie Forschungen gezeigt haben, gibt es verschiedene For-
men von Aggressionen, Gewalt und Mobbing, die – wenn auch 
in unterschiedlichem Ausmaß – an allen Schulen vorkommen. 
Schulische Gewalt ist bereits seit mehreren Jahrzehnten Gegen-
stand von Forschungen, sodass mittlerweile zahlreiche Untersu-
chungen zum Ausmaß, zu den Ursachen sowie zu den vielfälti-
gen Folgen vorliegen. Im Zentrum steht nun die Frage, wie Ge-
walt an Schulen verhindert bzw. reduziert werden kann. Bei einer 
Reaktion auf Gewalt kann zwischen Prävention und Intervention 
unterschieden werden. Um dem „vielschichtigem Problem“ (vgl. 
Klewin/Tillmann 2006) Gewalt zu begegnen, bedarf es vielseiti-
ger, auf mehreren Ebenen ansetzende Präventions- und Interven-
tionsmaßnahmen. Voraussetzung für eine nachhaltige Präventi-
on sind kompetente Lehrpersonen. Die Professionalisierung von 
(angehenden) Lehrpersonen in allen Phasen der Lehrerbildung ist 
somit eine zentrale Gelingensbedingung für eine nachhaltige Prä-
vention von Aggressionen, Gewalt und Mobbing an Schulen.

Der vorliegende Beitrag zeigt auf, dass Prävention und In-
tervention bei Gewalt eine der vielfältigen Aufgaben von Lehr-
personen ist (vgl. Abschnitt 2). Es werden internationale und na-
tionale Befunde zum Lehrerhandeln bei Gewalt an Schulen refe-
riert (vgl. Abschnitt 3) und daran anknüpfend Folgerungen für 
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die Lehrerbildung abgeleitet (vgl. Abschnitt 4) sowie abschließend 
Grenzen des Lehrerhandelns aufgezeigt (vgl. Abschnitt 5).

2.	 Prävention und Intervention von Gewalt als 
Aufgabe an Lehrpersonen

Schule hat mehrere gesellschaftliche Funktionen, wie die Repro-
duktion von grundlegenden kulturellen Fertigkeiten und Ver-
ständnisformen, die Qualifizierung durch die Vermittlung von zur 
Ausübung von Arbeit erforderlichen Fertigkeiten und Kenntnis-
sen, die Allokation bzw. Selektion sowie die Integration und Legi-
timation. Schulsysteme dienen der gesellschaftlichen Integration, 
reproduzieren Normen und Werte und leisten so einen Beitrag zur 
Aufrechterhaltung des politischen Systems (vgl. Fend 2008).

Die Institution Schule steht entsprechend des Grundgeset-
zes der Bundesrepublik Deutschland unter Aufsicht des Staates 
und ist – wie u. a. im Brandenburgischen Schulgesetz festgeschrie-
ben – zum Schutz der Schülerinnen und Schüler und zur Wah-
rung ihrer Unversehrtheit verpflichtet. Daher ist es erforderlich, 
jedem Anhaltspunkt für Vernachlässigung oder Misshandlung 
nachzugehen (vgl. Brandenburgisches Schulgesetz, § 4, Abs. 3). 
Basierend auf den im Grundgesetz verankerten Grund- und Men-
schenrechten ist der Bildungs- und Erziehungsauftrag von Schule 
in den Verfassungen sowie Schulgesetzen der Bundesländer ge-
regelt, wobei er aufgrund der föderalen Struktur in den einzel-
nen Bundesländern unterschiedlich gefasst wird. So heißt es bspw. 
in der Verfassung des Landes Brandenburg, dass es die Aufgabe 
von Erziehung und Bildung ist, die Entwicklung der Persönlich-
keit, selbständiges Denken und Handeln, Achtung vor der Wür-
de, dem Glauben und den Überzeugungen anderer, Anerkennung 
der Demokratie und Freiheit, den Willen zu sozialer Gerech-
tigkeit, die Friedfertigkeit und Solidarität in Verantwortung für 
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Natur und Umwelt zu fördern (vgl. Verfassung des Landes Bran-
denburg, Artikel 28). Im Brandenburgischen Schulgesetz sind der 
Erziehungsauftrag von Schule und die Erziehung zur Mündigkeit, 
zu Demokratie, Solidarität und Toleranz eindeutig ausgewiesen. 
Schule hat u. a. die Aufgabe, die Fähigkeit und Bereitschaft von 
Schülerinnen und Schülern zu fördern,

die eigene Meinung zu vertreten, die Meinungen anderer zu 
respektieren und sich mit diesen unvoreingenommen ausein-
ander zu setzen, Beziehungen zu anderen Menschen auf der 
Grundlage von Achtung, Gerechtigkeit und Solidarität zu ge-
stalten, Konflikte zu erkennen und zu ertragen sowie an ver-
nunftgemäßen und friedlichen Lösungen zu arbeiten, […] 
soziale und politische Mitverantwortung durch individuelles 
Handeln und durch die Wahrnehmung gemeinsamer Interes-
sen zu übernehmen und zur demokratischen Gestaltung einer 
gerechten und freien Gesellschaft beizutragen (Gesetz über 
die Schulen im Land Brandenburg, § 4).

Die Anforderungen an das Schulsystem, den Lehrerberuf und da-
mit die Lehrerbildung haben sich durch gesellschaftliche Wand-
lungsprozesse verändert. Schule wird neu gedacht und insbeson-
dere bei der Bewältigung von gesellschaftlich erzeugten Problemla-
gen, worunter auch Gewalt zählt, werden Schule und Lehrpersonen 
z. T. neue und zusätzliche Aufgaben zugewiesen. Die Kultusmini-
sterkonferenz (KMK) hat für die gesamte Lehrerausbildung und 
Berufspraxis Anforderungen an das Handeln von Lehrpersonen 
festgeschrieben. Damit Lehrpersonen die gesellschaftlichen Funk-
tionen von Schule erfüllen können, benötigen sie neben umfassen-
den fachwissenschaftlichen, pädagogisch-didaktischen und sozio-
logisch-psychologischen Kompetenzen auch kommunikative und 
soziale Fähigkeiten, wie soziales Geschick, Einfühlungsvermögen, 
Gesprächsbereitschaft, Engagement, Empathie und Geduld (vgl. 
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Terhart 2000). Darunter zählen auch Konfliktfähigkeiten, wie die 
KMK in den „Standards für die Lehrerbildung: Bildungswissen-
schaften“ im Kompetenzbereich Erziehen formuliert: „Lehrerinnen 
und Lehrer finden Lösungsansätze für Schwierigkeiten und Kon-
flikte in Schule und Unterricht“ (KMK 2004, 2000).

Dass Prävention und Intervention bei Gewalt Aufgaben 
von Lehrpersonen sind, ergibt sich somit aus dem Erziehungsauf-
trag der Schule und ist sowohl bildungstheoretisch begründet als 
auch gesetzlich fixiert.

3.	 Empirische Befunde zum Lehrerhandeln 
bei Gewalt an Schulen

Obwohl es die Aufgabe von Lehrpersonen ist, Aggressionen, Ge-
walt und Mobbing an Schulen präventiv entgegenzuwirken und 
bei entsprechenden Vorfällen zu intervenieren, sind das Lehrer-
handeln bei Gewalt an Schulen sowie dessen Determinanten 
und Auswirkungen national kaum untersucht. Hingegen sieht 
die Forschungslage international günstiger aus. Wie internatio-
nale Befunde zeigen, nutzen Lehrpersonen eine Vielzahl von In-
terventionsmethoden. Insbesondere der Kommunikation, wie 
Gespräche mit Tätern und Opfern sowie der Einbeziehung der 
Klasse, Kollegen und Eltern, wird ein hoher Stellenwert beige-
messen. Jedoch scheinen Lehrpersonen die Wirksamkeit ihrer In-
tervention bei Gewalt zu überschätzen, denn Lehrer- und Schü-
lerangaben gehen z. T. deutlich auseinander. Dennoch werden 
aus Schülersicht die Interventionsstrategien von Lehrpersonen 
als am hilfreichsten eingeschätzt und es wird erwartet, dass Lehr-
personen intervenieren (vgl. Sairanen/Pfeffer 2011; Crothers/ 
Kolbert/Barker 2006; Dake/Price/Tellkohann u. a. 2003).

(Angehende) Lehrpersonen weisen nach internationalen 
Befunden unterschiedliche Definitionen bzw. Verständnisse von 
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Gewalt auf. Psychische Gewalt und soziale Ausgrenzung, aber 
auch Cyberbullying werden weniger ernst genommen als direkte, 
körperliche Gewalt. Die Bereitschaft zum Eingreifen von Lehr-
personen ist bei physischer und verbaler Gewalt größer als bei 
sozialer Ausgrenzung. Als weitere Determinanten der Einschät-
zung der Situation und der Interventionsbereitschaft von Lehr-
personen erwiesen sich neben dem Gewaltverständnis Empathie, 
Selbstwirksamkeit sowie Wissen über Aggressionen, Gewalt und 
Mobbing (vgl. Craig/Bell/Leschied 2011; Byers/Caltabiano/Cal-
tabiano 2011; Mishna/Scarcello/Pepler u. a. 2005; Bauman/Del 
Rio 2005; Yoon 2004; Nicolaides/Toda/Smith 2002).

Die nationalen Befunde verweisen darauf, dass sich ange-
hende deutsche Lehrpersonen nur wenig sicher im Umgang mit 
Konflikten und Gewalt fühlen (vgl. Rothland 2010; Oser/Oel-
kers 2001). Zwar schätzen Lehramtsstudierende Konfliktfähigkeit 
durchweg als wichtig ein, ihre Kenntnisse bzgl. der konkreten An-
wendung von Konfliktlösestrategien, der Konfliktanalyse und Me-
thodenkenntnis in konstruktiver Konfliktbearbeitung sind jedoch 
besonders gering (vgl. Gröschner/Nicklaussen 2008). Bei Referen-
daren zeigt sich ein ähnliches Bild: So geben nur 17 % der Referen-
dare an, dass der Umgang mit unterschiedlichen Disziplinproble-
men an der Universität vermittelt wurde. Im Vorbereitungsdienst 
fand v. a. die Vermittlung unterrichtsbezogener Kompetenzen statt, 
Kompetenzen aus den Bereichen Erziehen und Beraten hingehen 
weniger. Ein Drittel der Referendare fühlt sich nicht kompetent dar-
in, unterschiedliche Gefährdungen wie Mobbing und Missbrauch 
zu erkennen und entsprechend einzugreifen (vgl. Schubarth/Speck/
Seidel 2007). Dies deckt sich mit Analysen der Curricula der Leh-
rerausbildung an deutschen Universitäten, die belegen, dass in der 
Lehrerausbildung tendenziell der Kompetenzbereich Unterrichten 
den Schwerpunkt bildet, der Kompetenzbereich Erziehen hinge-
gen das geringste Gewicht erhält. Insbesondere der Umgang mit 



432 Juliane Ulbricht 

Konflikten sowie die Thematisierung von Prävention und Interven-
tion finden kaum Eingang in die Curricula (vgl. Terhart/Lohmann/
Seidel 2010).

4.	 Folgerungen für die Lehrerbildung

Aus der Gliederung der deutschen Lehrerbildung in drei zeitlich 
aufeinander folgende Phasen – Lehramtsstudium, Referendariat 
und Lernen im Beruf – ergeben sich unterschiedliche Möglich-
keiten und Ansätze für die Prävention und Intervention bei Ag-
gressionen, Gewalt und Mobbing an Schulen. In allen drei Pha-
sen der Lehrerbildung sind die Kompetenzen von (angehenden) 
Lehrpersonen zur Prävention und Intervention bei Aggressionen, 
Gewalt und Mobbing an Schulen zu fördern. Darunter zählt Wis-
sen über Gewalt, bspw. über mögliche Formen von Gewalt, deren 
Ursachen und Folgen, Täter- und Opfer-Merkmale, den Umgang 
mit Opfern und Tätern sowie Präventions- und Interventions-
möglichkeiten, d. h. Wissen über mögliche Handlungsstrategien, 
Kenntnis von Präventions- und Interventionsprogrammen und 
gesetzliche Bestimmungen etc. Für ein frühzeitiges Erkennen von 
Aggressionen, Gewalt und Mobbing benötigen Lehrpersonen dia-
gnostische Kompetenzen. Darüber hinaus sind personale und so-
ziale Kompetenzen von Bedeutung. So sollten sich Lehrpersonen 
mit ihrem eigenen Gewaltverständnis auseinandersetzen, die eige-
nen Werte reflektieren und ggf. eigene Erfahrungen mit Gewalt 
aufarbeiten. Weiterhin sind Empathie und Fähigkeiten zur Kom-
munikation, Kooperation und Konfliktlösung erforderlich. Da 
Disziplinprobleme und der Umgang mit Gewalt für Lehrperso-
nen auch eine große Belastung darstellen können, sind in der Leh-
rerbildung Möglichkeiten eines selbstregulativen Umgangs mit 
Aggressionen, Gewalt und Mobbing im Schulalltag zu vermitteln.
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Für die Kompetenzentwicklung müssen in allen drei Pha-
sen der Lehrerbildung Lerngelegenheiten – sowohl in den theore-
tischen als auch praktischen Ausbildungsabschnitten und mit un-
terschiedlichen didaktischen Settings – bereitgestellt werden. Für 
die erste und zweite Phase bedeutet dies die Aufnahme des The-
mas „Aggressionen, Gewalt und Mobbing an Schulen“ sowohl in 
das intendierte als auch in das tatsächlich realisierte Curriculum. 
In der dritten Phase sind umfangreiche Fortbildungen zum The-
ma anzubieten. Ziel ist es, alle (angehenden) Lehrpersonen in al-
len Phasen der Lehrerbildung zu erreichen, da es einer steten För-
derung der Kompetenzen im Umgang mit Aggressionen, Gewalt 
und Mobbing bedarf. Dafür müssen Gewaltprävention und -in-
tervention in allen drei Phasen der Lehrerbildung verankert sein, 
idealerweise als aufeinander aufbauende Module.

Gewaltprävention betrifft immer auch die gesamte Schule, 
sodass ein langfristiger Ansatz zur Vermeidung von Gewalt die 
Schulentwicklung ist. Dabei können schulische Präventions- und 
Interventionsprogramme von Bedeutung sein, die mittlerweile in 
großer Anzahl vorliegen, auf unterschiedlichen Ebenen ansetzen 
und verschiedene Schwerpunkte aufweisen. Erste Analysen zur 
Klassifizierung und Wirksamkeit solcher Programme liegen vor 
(vgl. z. B. Schubarth 2013). Auch sind in den letzten Jahrzehn-
ten zahlreiche Lehrertrainings entstanden. Zu den bekanntesten 
lehrerbezogenen Gewaltpräventionsprogrammen zählt das Kon-
stanzer Trainingsmodell (KTM), welches auf die Erhöhung der 
Selbst- und Sozialkompetenzen von Lehrpersonen im Umgang 
mit aggressiven und störenden Schülerverhalten abzielt (vgl. z. B. 
Humpert/Dann 2001). Ebenfalls an Lehrpersonen richtet sich 
die Schulinterne Lehrerfortbildung (SCHiLF). Innerhalb eines 
Kollegiums kann Gewalt zum Thema gemacht werden. Über die 
(positiven) Effekte von Lehrertrainings hinsichtlich des Lehrer-
handelns bei Gewalt ist jedoch noch wenig bekannt, weswegen 
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weitere Evaluationen und Wirksamkeitsanalysen erforderlich sind 
(vgl. Alvarez 2007).

Insgesamt können Lehrpersonen – wollen sie präventiv 
oder interventiv gegen Gewalt und Mobbing an Schulen vorge-
hen – aus einer Vielzahl an Programmen auswählen, die unter-
schiedliche theoretische und pädagogisch-konzeptionelle Grund-
lagen aufweisen und somit z. T. sich widersprechende Handlungs-
empfehlungen beinhalten, was bei Lehrpersonen zu handlungs-
praktischer Unsicherheit führen kann (vgl. Tetens 2012), die in 
der Lehrerbildung aufgegriffen werden sollte. Kenntnisse der 
Programmlandschaft und Evaluationsforschung ermöglichen die 
Auswahl eines geeigneten Programms und sichern eine vollständi-
ge Umsetzung aller Programminhalte.

Die schulischen sowie außerschulischen Ursachen von Ge-
walt verweisen auf die Notwendigkeit zu inner- und außerschu-
lischen Kooperationen. Kooperationspartner von Lehrpersonen 
können bspw. Kollegen, Schulsozialarbeiter, Jugendarbeit und Ju-
gendhilfe, aber auch Polizei sowie Eltern sein. Neue Perspektiven 
für die Gewaltprävention ermöglicht, durch einen ganzheitlichen 
Ansatz, auch das Konzept der Ganztagsschule. Dies setzt aller-
dings eine professionelle Umsetzung voraus. Hierfür sind in allen 
Phasen der Lehrerbildung Möglichkeiten der Vernetzung aufzu-
zeigen und Kooperations-, Kommunikations- sowie Innovations-
kompetenzen zu fördern.

Schließlich sind weitere Forschungen zur Gewaltprävention 
und -intervention, insbesondere zum Handeln von Lehrpersonen 
bei Aggressionen, Gewalt und Mobbing und zum Erwerb der da-
für benötigten Kompetenzen in allen drei Phasen der Lehrerbil-
dung erforderlich, an die Lehrerbildung zukünftig ansetzen muss. 
In der empirischen Bildungsforschung spielt v. a. Erziehen noch 
immer nur eine dem Unterrichten nachgeordnete Rolle.
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5.	 Fazit

Eine nachhaltige Gewaltprävention braucht kompetente Lehr-
personen, sodass die Förderung der Handlungskompetenzen 
von Lehrpersonen zum Umgang mit Aggressionen, Gewalt und 
Mobbing in der Schule von zentraler Bedeutung ist. Allerdings 
sind gleichzeitig auch Grenzen möglicher Erziehungsaufgaben 
von Lehrpersonen zu bestimmen. Es besteht die Gefahr, dass das 
bereits existierende breite Aufgabenspektrum von Schule und 
Lehrerberuf ins Unerfüllbare hinaufgetrieben wird. Dem Lehrer-
beruf kann nicht als universell beanspruchtes Instrument die Be-
wältigung gesellschaftlich-kultureller Probleme übertragen wer-
den (vgl. Terhart 2000).

Auch Schule muss, neben ihrem Bildungsauftrag gleicher-
maßen, ihrem Erziehungsauftrag nachkommen. Dazu zählt u. a. 
die Erziehung gegen Gewalt und die Förderung persönlichkeits-
bildender und sozialer Kompetenzen aller Schülerinnen und 
Schüler, wie Kommunikations-, Interaktions- und Teamfähig-
keit, Empathie und Zivilcourage. Damit Lehrpersonen die gesell-
schaftlichen Funktionen von Schule erfüllen können, benötigen 
sie zahlreiche Kompetenzen, die es in allen Phasen der Lehrerbil-
dung zu vermitteln gilt. Die umfassenden und sich ständig wan-
delnden Anforderungen an Lehrerpersonen erfordern eine dauer-
hafte Weiterentwicklung der Professionalität. Wenngleich kom-
petente Lehrpersonen Voraussetzung für eine nachhaltige Gewalt-
prävention sind, ist und bleibt Gewalt eine gesamtgesellschaft- 
liche Herausforderung und erfordert die Einbeziehung und Ver-
netzung aller Akteure. Nur durch die Bündelung verschiedener, 
sich ergänzender Ressourcen im Rahmen kontinuierlicher multi-
professioneller Kooperationen ist eine nachhaltige Gewaltpräven-
tion möglich.



436 Juliane Ulbricht 

Literatur

Alvarez, H. K. (2007): The impact of teacher preparation on responses to student  

aggression in the classroom. In: Teaching and Teacher Education, Nr. 23 (7), 

1113–1126.

Bauman, S./Del Rio, A. (2005): Knowledge and Beliefs about Bullying in Schools: 

Comparing Pre-Service Teachers in the United States and the United King-

dom. In: School Psychology International, Nr. 26 (4), 428–442.

Byers, D. L./Caltabiano, N./Caltabiano, M. (2011): Teachers’ Attitudes Towards 

Overt and Covert Bullying and Perceived Efficacy to Intervene. In: Australian 

Journal of Teacher Education, Nr. 36 (11), Art. 8.

Craig, K./Bell, D./Leschied, A. (2011): Pre-service Teachers’ Knowledge and Attitudes 

Regarding School-Based Bullying. In: Canadian Journal of Education, Nr. 34 (2), 

21–33.

Crothers, L. M./Kolbert, J. B./Barker, W. F. (2006): Middle School Students’ Prefer-

ences for Anti-Bullying Interventions. In: School Psychology International, 

Nr. 27 (4), 475–487.

Dake, J. A./Price, J. H./Tellkohann, S. K./Funk, J. B. (2003): Teacher Perceptions 

and Practices Regarding School Bullying Prevention. In: Journal of School 

Health, Nr. 73 (9), 347–355.

Fend, H. (2008): Neue Theorie der Schule. Einführung in das Verstehen von  

Bildungssystemen. Wiesbaden.

Gesetz über die Schulen im Land Brandenburg (Brandenburgisches Schulgesetz-

BbgSchulG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 02. August 2002. 

URL: http://www.bravors.brandenburg.de/sixcms/detail.php?gsid=land_bb_

bravors_01.c.47195.de#4 [Zugriff: 25.03.2014].

Gröschner, A./Nicklaussen, J. (2008): Erziehen und Innovieren im Lehrerberuf – 

Eine empirische Untersuchung zur Kompetenzeinschätzung in der ersten 

und zweiten Phase der Lehrerbildung. In: Lütgert, W./Gröschner, A./ 

Kleinespel, K. (Hrsg.): Die Zukunft der Lehrerbildung. Entwicklungslinien 

– Rahmenbedingungen – Grundlagen. Weinheim, 136–161.



437Folgerungen für die Lehrerbildung

Humpert, W. /Dann, H.-D. (2001): KTM kompakt. Basistraining zur Störungsreduktion 

 und Gewaltprävention für pädagogische und helfende Berufe auf der Grundla-

ge des „Konstanzer Trainingsmodell“. Bern, Göttingen, Toronto, Seattle.

Klewin, G./Tillmann, K.-J. (2006): Gewaltformen in der Schule – ein vielschichtiges 

Problem. Fachwissenschaftliche Analyse. In: Heitmeyer, W./Schröttle, M. 

(Hrsg.): Gewalt. Beschreibungen, Analysen, Prävention. Bonn, 191–216.

KMK = Kultusministerkonferenz (2004): Standards für die Lehrerbildung: Bericht 

der Arbeitsgruppe. Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 16.12.2004.

KMK (2000): Aufgaben von Lehrerinnen und Lehrern heute – Fachleute für das  

Lernen. Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 05.10.2000.

Mishna, F./Scarcello, I./Pepler, D./Wiener, J. (2005): Teachers’ Understanding of 

Bullying. In: Canadian Journal of Education, Nr. 28 (4), 718–738.

Nicolaides, S./Toda, Y./Smith, P. K. (2002): Knowledge and attitudes about school 

bullying in trainee teachers. In: British Journal of Educational Psychology, 

Nr. 72 (1), 105–118.

Oser, F./Oelkers, J. (Hrsg.) (2001): Die Wirksamkeit der Lehrerbildungssysteme in 

der Schweiz. Chur.

Rothland, M. (2010): Soziale Kompetenz: angehende Lehrer, Ärzte und Juristen im 

Vergleich. In: Zeitschrift für Pädagogik, Nr. 56 (4), 582–603.

Sairanen, L./Pfeffer, K. (2011): Self-reported handling of bullying among junior high 

school teachers in Finland. In: School Psychology International, Nr. 32 (3), 

330–344.

Schubarth, W. (2013): Gewalt und Mobbing an Schulen. Möglichkeiten der Präven-

tion und Intervention. Stuttgart.

Schubarth, W./Speck, K./Seidel, A. (2007): Endlich Praxis! Die zweite Phase der  

Lehrerbildung; Potsdamer Studien zum Referendariat. Frankfurt a. M. u. a.

Terhart, E. (2000): Perspektiven der Lehrerbildung in Deutschland. Abschluss- 

bericht der von der Kultusministerkonferenz eingesetzten Kommission. 

Weinheim, Basel.

Terhart, E./Lohmann, V./Seidel, V. (2010): Die bildungswissenschaftlichen Studien in 

der universitären Lehrerbildung. Eine Analyse aktueller Studienordnungen 

und Modelhandbücher an Universitäten in Nordrhein-Westfalen. Münster.



438 Juliane Ulbricht 

Tetens, J. (2012): (Un-)Gewissheit und kollegialer Austausch – Am Beispiel des  

Umgangs von Lehrkräften mit Gewalt in der Schule. URL: http://www. 

pedocs.de/volltexte/2012/5535/pdf/Tetens_2012_Un_Gewissheit_und_ 

kollegialer_Austausch_D_A.pdf [Zugriff: 10.01.2014].

Verfassung des Landes Brandenburg vom 20. August 1992. URL: http://www. 

bravors.brandenburg.de/cms/detail.php?gsid=land_bb_bravors_01.c.23338.

de#28 [Zugriff: 25.03.2014].

Yoon, J. S. (2004): Predicting Teacher Interventions in Bullying Situations. In:  

Education and Treatment of Children, Nr. 27 (1), 37–45.



Christian Martin und Daniel Behrendt 

Perspektiven für eine nachhaltige Kriminal- 
prävention im Land Brandenburg

Das Ziel aller kriminalpräventiven Aktivitäten ist es Straftaten zu 
verhindern und so menschliches Leid, materiellen Schaden und 
gesellschaftlichen Verfall abzuwenden. Um hierbei Nachhaltigkeit 
zu erreichen, sollen Ansätze verfolgt werden, die in ihrer Wirkung 
überprüft sind und deren Umsetzung festgelegten Standards folgt. 
Diese Ansätze setzen häufig weit vor dem tatsächlichen Entschluss 
zu kriminellem Handeln bzw. der konkreten Gefährdung, Opfer 
einer Straftat zu werden, an. Der vorliegende Tagungsband weist 
dafür beispielhafte Programme aus. Sie sind wissenschaftlich an-
erkannt und werden in der Praxis mit teils erfreulichen Ergebnis-
sen umgesetzt.

Die Frage nach dem Nutzen solchen Handelns stellt sich heu-
te nicht mehr. Vielmehr wird diskutiert, wie derartige Programme 
in größerem Umfang, also über den lokalen Kontext hinaus, um-
gesetzt werden können. Hierzu kann beispielhaft auf die Aktivitä-
ten des Bildungsministeriums zur Entwicklung einer landesweiten 
Strategie zur Implementierung von Maßnahmen der Gewaltprä-
vention an Brandenburger Schulen oder auf die Bemühungen der 
Brandenburger Polizei, die Bürger des Landes über Möglichkeiten 
des Einbruchschutzes aufzuklären und gemeinsam mit Kommu-
nen lokale Programme zur Reduzierung von Eigentumskriminali-
tät zu initiieren, verwiesen werden. Dies unterstreicht den weitrei-
chenden gesellschaftlichen Konsens, dass Kriminalprävention ei-
nen hohen Stellenwert hat und zeigt eine konkrete Perspektive für 
nachhaltige Kriminalprävention im Land Brandenburg auf.

Nachhaltigkeit in der Kriminalprävention bedeutet aber 
auch nicht nur vorübergehend zu handeln, sondern sich dauerhaft 
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zu engagieren. Der Landespräventionsrat Brandenburg (LPR) 
wurde im Jahr 2000 gegründet und stellt somit selbst einen Beleg 
für das langfristige Engagement der Landesregierung auf diesem 
Feld dar. In seiner Tätigkeit hat er eine Vielzahl von Projekten 
und Aktivitäten unterstützt und durchgeführt. Primär liegt da-
bei das Augenmerk auf der „Starthilfe“, also der Unterstützung 
in der Anfangsphase. Gleichwohl ist es dem LPR möglich, über 
mehrere Jahre und ggf. wiederholt Unterstützung zu geben. Er 
leistet damit einen Beitrag zur dauerhaften Implementierung kri-
minalpräventiver Initiativen und damit auch zur Nachhaltigkeit 
von Kriminalprävention.

Bei diesem Aspekt von Nachhaltigkeit ist ein grundsätzli-
ches Problem der Förderung von Projekten mit Zuwendungen 
zu nennen: Die Verstetigung von Aktivitäten ist nach Auslaufen 
einer Förderung meist nicht möglich. Manchmal ist dies auch 
nicht zweckdienlich. Wenn z. B. ein Kriminalitätsphänomen zu-
rückgegangen ist und das Sicherheitsempfinden der Bevölkerung 
dadurch nicht mehr erheblich beeinträchtigt wird, ist ein Fest-
halten an bestehenden Aktivitäten nicht mehr erforderlich. Ganz 
im Gegenteil: Das „künstliche“ Aufrechterhalten, z. B. von loka-
len Beratungsgremien, führt zur Aushöhlung der Bedeutung ihrer 
Aktivitäten.

Häufig jedoch sind Kriminalitätsphänomene dauerhaft und 
erfordern ebenso dauerhafte präventive Maßnahmen. Die Zu- 
oder Absage von Fördermitteln wird somit schnell zum Entscheid 
über den Fortbestand einer Aktivität. Dies ist für hauptberuflich 
wie ehrenamtlich Tätige immer wieder eine Belastungssituation, 
die letztlich das persönliche Engagement für Kriminalprävention 
beeinträchtigen kann. Dieses Phänomen tritt allerdings nicht nur 
bei kriminalpräventiven Maßnahmen auf, sondern ist der gesam-
ten Förderlandschaft immanent. Ihm sollte mit klaren Vereinba-
rungen schon zu Beginn begegnet werden. Es sollte nicht nur die 
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mögliche Dauer sondern auch der Umfang und der Verlauf von 
Unterstützungen umschrieben werden. Aufgrund der stets anzu-
treffenden Dynamik von Projektverläufen sind spätere Änderun-
gen jedoch eher die Regel denn die Ausnahme. Es gilt hier den 
Rahmen abzustecken, in dem sich die Partner bewegen können. 
Weiterhin hat sich auch die mittelfristige Unterstützung von Pro-
jekten bewährt: Die Zusage einer Förderung über drei Jahre er-
möglicht bspw. eine bessere Planung als eine alljährliche Mittel-
beantragung. Das grundsätzliche Dilemma der nicht langfristig 
planbaren materiellen Unterstützung kriminalpräventiver Aktivi-
täten kann dadurch jedoch nicht aufgelöst werden. Eine Unter-
stützung i. S. einer institutionellen (also andauernden) Förderung 
bestimmter Aktivitäten erscheint geeignet, dauerhaft kriminalprä-
ventive Aktivitäten zu verankern. Jedoch hat diese scheinbar gute 
Lösung einen entscheidenden Nachteil. Durch diese Form der 
Förderung werden Ressourcen dauerhaft gebunden und die Mög-
lichkeiten der Intervention bei neu auftretenden oder sich verän-
dernden Kriminalitätsphänomen je nach Umfang der verbleiben-
den, ungebundenen Mittel stark eingeschränkt. Auch hieraus lässt 
sich eine wünschenswerte Perspektive für nachhaltige Kriminal-
prävention im Land Brandenburg ableiten: Materielle Unterstüt-
zung muss auch in Zukunft in ausreichendem Umfang gewähr-
leistet werden. Bei der Unterstützung von Aktivitäten gilt es nach 
Möglichkeit von vornherein den mittelfristigen Förderrahmen ab-
zustecken und für alle Beteiligten klare Vereinbarungen zu treffen.

In diesem Zusammenhang sollte noch ein weiterer Aspekt 
kriminalpräventiver Aktivitäten beachtet werden: Die Aktiven in 
der Kriminalprävention haben zumeist bereits vor Projektbeginn 
konkrete Vorstellungen von dem, was sie unternehmen wollen. 
Dies scheint für hauptberuflich in der Kriminalprävention Täti-
ge ebenso zu gelten wie für ehrenamtlich engagierte Bürgerinnen 
und Bürger. Die individuellen Vorstellungen basieren i. d. R. auf 
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eigenen Erfahrungen oder der beruflichen Ausbildung. So wird 
sich z. B. ein pensionierter Polizeibeamter, in dessen Wohnumfeld 
eingebrochen wurde und der in ständiger Sorge lebt, selbst Op-
fer zu werden, eher für eine verstärkte Streifentätigkeit der Polizei 
und die Anwendung von einbruchshemmender Sicherheitstech-
nik in seiner Nachbarschaft engagieren. Eine Sozialarbeiterin an 
einer Schule wird sich aufgrund ihrer speziellen Vorbildung viel-
leicht im Bereich des Konfliktmanagements engagieren und den 
Schülern Techniken zur Streitschlichtung vermitteln. Ein Verän-
dern dieser Ideen ist schwer vorstellbar: Der ehemalige Polizeibe-
amte wird sich wahrscheinlich nicht kurzfristig für eine ehren-
amtliche Tätigkeit an einer Schule als Konfliktlösungstrainer be-
geistern lassen und die Sozialarbeiterin nicht in ein Wohnviertel 
gehen, um mit den Anwohnern über sinnvolle Maßnahmen zum 
Einbruchsschutz zu diskutieren. Daraus folgend verlangt die Un-
terstützung des oft eingeforderten gesamtgesellschaftlichen Enga-
gements auch die Einsicht, den Akteuren dort Hilfe zukommen 
zu lassen, wo sie tätig sind bzw. sein wollen. Diese Hilfe kann 
dabei im Wesentlichen auf zwei Ebenen erfolgen: Zum einen mit 
der bereits zuvor beschriebenen konkreten materiellen Unterstüt-
zung. Im Rahmen seiner inhaltlichen Schwerpunkte1 sowie der 
Bedingungen des Zuwendungsrechts erfolgt die Unterstützung 
des LPR schnell und mit geringem Antragsaufwand für die Un-
terstützten. Zum anderen kann eine Unterstützung in der Ver-
mittlung von Informationen erfolgen. Dieser Aspekt erscheint zu-
nächst als recht einfach. Schon mit einer kurzen Suche im Inter-
net kann sich jeder interessierte Bürger über mögliche kriminal-
präventive Maßnahmen informieren. Es gibt eine ganze Vielzahl 

1	 Diese sind die Prävention von Jugenddelinquenz und Rechtsextremismus 
sowie die Unterstützung des Opferschutzes. Weiterhin erfolgt die Förderung 
der Prävention von Eigentumskriminalität, v. a. von Wohnungseinbrüchen. 
Die Unterstützung von Aktivitäten außerhalb dieser Schwerpunkte ist dadurch 
nicht ausgeschlossen. Weitere Informationen unter: www.lpr.brandenburg.de.
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von vorbildlichen Informationsportalen, die gut aufbereitete und 
aktuelle Informationen bereitstellen. Die in diesem Tagungsband 
vorgestellte „Grüne Liste Prävention“ ist ein solches Angebot (vgl. 
auch Groeger-Roth in diesem Band).

Trotzdem ist in der Praxis festzustellen, dass solche Infor-
mationen nur selten direkt in den Entwurf von kriminalpräven-
tiven Maßnahmen einfließen. Was sind mögliche Gründe dafür? 
Ein möglicher Grund wurde schon beschrieben: Die Akteure ha-
ben eigene Ideen und möchten diese in die Tat umsetzen. Ein 
weiterer Grund ist, dass häufig zwar Vorkenntnisse im Bereich 
der Kriminalprävention vorhanden sind, diese Vorkenntnisse aber 
nicht zwangsläufig dazu befähigen, fremde Projektideen anhand 
von Veröffentlichungen nachzuvollziehen und v. a. für sich selbst 
zu „entdecken“. Dies ist keinesfalls als Mangel bei den Akteuren 
zu verstehen, sondern beschreibt vielmehr den wichtigen Um-
stand, dass Informationen in passender Form vermittelt werden 
müssen. Insbesondere nach der Überarbeitung des Antragsverfah-
rens für Mittel des LPR und der damit verbundenen genaueren 
Abfrage, u. a. von Kriterien für Nachhaltigkeit, wurde von vie-
len potentiellen Projektdurchführenden der Wunsch nach einer 
Beratung geäußert. Dabei ging es nicht um die Vermittlung von 
Ideen – diese sind bekanntlich meist vorhanden – sondern um die 
Untermauerung der Ideen im Hinblick auf Kriterien der Wirk-
samkeit und des Transfers. Ein letzter Grund könnte sein, dass 
trotz vermeintlich einfacher Verfügbarkeit, Informationen nicht 
die gewünschten Empfänger erreichen. Gleichwohl Informatio-
nen über das Internet leicht zu finden sind, so mangelt es doch 
an einer verlässlichen Kennzeichnung der Qualität der einzelnen 
Angebote. Es ist z. B. meist schwer erkennbar, ob es sich bei einem 
im Internet veröffentlichten Projektbericht um ein bewährtes Pro-
jekt handelt, dessen Wirkung tatsächlich nachgewiesen werden 
konnte oder ob der Bericht unter Vermeidung der Nennung von 
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negativen Erfahrungen „schöngeschrieben“ wurde oder ob es sich 
womöglich gar um einen eher als Werbeprospekt eines kommer-
ziellen Anbieters zu verstehenden Aufsatz handelt.

Die Vermittlung von Informationen stellt daher eine nicht 
zu unterschätzende Aufgabe des LPR Brandenburg dar. Zu die-
sem Zweck führt er u. a. Fachtagungen durch und veröffentlicht 
Fachinformationen. Zum Beispiel wurde im Jahr 2013 neben 
der diesem Tagungsband zugrundeliegende Veranstaltung eine 
Fachtagung zum Thema der Prävention von Rechtsextremismus2 

durchgeführt. Schwerpunkte dieser Tagungen sind die Vermitt-
lung von aktuellen Informationen und die Vorstellung vorbild-
licher Projekte. Im Rahmen dieser Fachtage sollen Akteure mit-
einander und mit dem LPR in Kontakt treten und so ein weiterer 
Wissenstransfer entstehen. Darüber hinaus gehört es zur Arbeit 
der Geschäftsstelle des LPR, Informationen weiterzugeben, aktu-
elle Themen der Öffentlichkeit bekannt zu machen und Akteure 
wie Projektträger und potentielle Zuwendungsgeber miteinander 
in Verbindung zu bringen. Der LPR trägt damit auch zur Koordi-
nation in der Kriminalprävention bei.

Vor dem Hintergrund des Fokus auf Nachhaltigkeit wird 
die Aufgabe der Informationsvermittlung und der Koordinati-
on in Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen. Die im Beitrag 
von Saskia Niproschke und Wilfried Schubarth dargestellte Rol-
le des LPR als zentrales Informations- und Koordinationsgremi-
um für Kriminalprävention im Land Brandenburg erscheint als 
eine wünschenswerte, für die Kriminalprävention wichtige Zu-
kunftsperspektive und entspricht seiner Zielstellung3 (vgl. auch 
Niproschke/Schubarth in diesem Band). Dieser ambitionierte 
Anspruch kann durch eine Weiterentwicklung seiner Strukturen 

2	 Details zur Tagung abrufbar unter: http://www.sicherheitsoffensive.brandenburg.
de/cms/detail.php/bb1.c.335249.de [Letzter Zugriff: 12.05.2014].

3	 Vgl. § 1 der Geschäftsordnung des LPR, abrufbar unter www.lpr.brandenburg.de.
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erreicht werden. Dabei darf nicht übersehen werden, dass im Be-
reich der Kriminalprävention eine Vielzahl von Akteuren tätig ist. 
Dieser Umstand ist an sich begrüßenswert, macht aber auch klar, 
dass es dem LPR, wenn er das genannte Ziel erreichen will, ge-
lingen muss, möglichst viele Akteure einzubinden und mit ihnen 
gemeinsam einen weitgehenden Konsens in den verschiedenen 
Facetten der Kriminalitätsverhütung zu erreichen. Ebenso muss 
bedacht werden, dass hierzu eine personelle Stärkung notwendig 
werden wird und diese Stärkung angesichts der Sparanstrengun-
gen der Landesregierung zur Konsolidierung des Landeshaushalts 
schwierig erscheint.

Trotz der genannten Anforderungen überwiegt der Nutzen 
einer stärkeren Informations- und Koordinationsrolle des LPR 
Brandenburg bei Weitem und stellt die wohl wichtigste Perspek-
tive für eine nachhaltige Kriminalprävention im Land Branden-
burg dar.
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